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      |9|Zu Beginn 

      
      Traumfabrik Harvard: Ohne Amerika wären die deutschen hochschulpolitischen Debatten der jüngsten Zeit ärmer und langweiliger. Seine Elite-Universitäten
         dienen gleichzeitig als Wunschmaschinen und als Projektionsfläche für schlimmste Szenarien. Der Name »Harvard« steht dafür
         wie kein anderer. Wissenschaftler schwärmen von den phantastischen Arbeitsbedingungen dort, von Spitzenleistungen in der Forschung
         und hochmotivierten Studenten. Politiker wetteifern um Pläne und Projekte, wenigstens eine Handvoll deutscher Universitäten
         auf gleiche Augenhöhe mit Harvard & Co zu bringen. Andere beruhigen, amerikanische Hochschulen seien im Durchschnitt doch
         viel schlechter als deutsche. Und wieder andere warnen in grellen Farben vor den schlimmen Folgen gnadenlosen Wettbewerbs,
         hoher Studiengebühren und der Diktatur des Marktes. So malt sich jeder sein eigenes Bild von »amerikanischen Verhältnissen«,
         mal rosarot, mal pechschwarz – wie es beliebt. Was Hollywood für den Film, ist Harvard für die Hochschulen: Goldstandard und
         Traumfabrik, und die produziert neben Glamour nun mal auch Horrorstreifen.
      

      
      Warum amerikanische Hochschulen so anders sind: Diese Frage beinhaltet eigentlich gleich zwei – warum sind sie anders als das Bild, das von ihnen in Deutschland kursiert,
         und warum so anders als Hochschulen in Deutschland? Die Antwort auf den ersten Teil ist einfach: Weil es niemanden wirklich
         interessiert, wie die amerikanische Hochschulwelt aussieht und tickt. Der Anschein des Vergleichs genügt – jede(r) erfindet
         sich sein/ihr Amerika selber. Viele deutsche Geschichten und Ansichten über amerikanische Universitäten zeugen von geringer
         Sachkenntnis und Engstirnigkeit, manchmal von Besserwisserei oder sogar Arroganz gegenüber der Hochschulkultur auf der anderen
         Seite des Atlantik. Für die schwärmerischen Berichte deutscher Gastprofessoren aus dem land of plenty gilt das kaum weniger als für die Gelegenheitsdichtungen von Funktionären und Politikern, die auf der Suche nach dem heiligen
         Gral von einer Informationsreise |10|in die USA zurückkehren. Halbwahrheiten stehen hoch im Kurs, belastbare Informationen sind Mangelware. Man will seine Sicht
         der Welt bestätigt bekommen, aber scheut sich vor Entdeckungen.
      

      
      Das ist schade. Denn die bunt schillernde, hoch differenzierte und widersprüchliche US-Hochschulwelt bietet viel Stoff für
         Anmutungen und Ent-Täuschungen. Was sie im internationalen Vergleich so attraktiv und einzigartig macht, ist ein Ergebnis
         kultureller, wirtschaftlicher und sozialer Faktoren, die sich nicht einfach in andere Länder übertragen lassen. Harvard zu
         klonieren wird niemandem gelingen. Die von außen sichtbaren Unterschiede zwischen den akademischen Gefilden in Amerika und
         Deutschland beruhen auf anderen Spielregeln, Triebkäften, Arenen und Einstellungen. Kennzahlenvergleiche besagen nichts über
         die hidden agenda amerikanischer Hochschulen, ohne die man aber weder ihre Eigentümlichkeiten verstehen noch ihre Stärken und Schwächen angemessen
         beurteilen kann. Wer mehr als Binsenweisheiten aus dem Vergleich erfahren will, muss schon genauer hinschauen und sich ein
         Stück weit auf die Fremdheit der Neuen Welt einlassen.
      

      
      Genau dazu soll dieses Buch verlocken. Es will ein analytisches Panorama aufspannen, mit breiten Pinselstrichen und klaren
         Fluchtpunkten. Es ist weder auf Belehrungen noch Bekehrungen aus. Es liefert keine Patentrezepte für die beste aller Hochschul-Welten
         und ist auch kein Ratgeber für das Studium oder eine wissenschaftliche Karriere an einer amerikanischen Exzellenz-Universität.
         Stattdessen versteht es sich als eine informierte Annäherung an die nicht-trivialen, gleichermaßen faszinierenden wie anstößigen
         Besonderheiten der US-Hochschulen – geschrieben von einem »fremden Experten«, der nach 25 Berufsjahren in der deutschen Hochschulwelt
         seit 2003 an der Yale University in den USA arbeitet, der alternativen Traumfabrik zu Harvard.
      

      
      Die Reise umfasst sechs Stationen: Im ersten Kapitel begeben wir uns auf die Suche nach dem eigentümlichen Flair, den Besonderheiten
         der amerikanischen Hochschulwelt, kurz: den Leitmotiven und Regularien, die sie zusammenhalten. Im zweiten Kapitel folgen
         wir dem historischen Gestaltwandel des Systems und einiger seiner zentralen Institutionen, schildern die Herausbildung der
         American university als einer neuen, einzigartigen Einrichtung, beleuchten den Übergang zur mass higher education nach 1945 und skizzieren die Karriere der Hochschulforschung. Im dritten Kapitel geht es um eine kleine Flottenkunde amerikanischer
         Hochschulen und die verschiedenen Versuche, das ungeregelte, verwirrende Dickicht der Institutionen |11|zu durchleuchten, zu ordnen und in Rankings zu vermessen. Dabei zeichnen wir die Rollenverteilung zwischen öffentlichen und
         privaten Einrichtungen nach und erkunden, was eine selective school auszeichnet, ob eine normale Hochschule überhaupt in solche Kreise vorstoßen kann und wie die Arbeit und Gestalt aller Hochschulen
         mehr und mehr von Wettbewerbsimperativen bestimmt werden. Nahaufnahmen von vier »besonders amerikanischen« Hochschularten
         – liberal arts colleges, privaten Elite-Universitäten, community colleges und kommerziellen Hochschulen – runden das Lagebild ab und vertiefen es.
      

      
      Das Herzstück der Hochschulausbildung »Made in the U.S.« steht im vierten Kapitel auf dem Prüfstand: Das American college, dessen in der Welt singuläres Betriebssystem und Orientierung eine gesellschaftliche Ikone aus ihm gemacht haben. Nach einem
         Blick auf sein Programm und das Leben auf dem Campus geht es weiter mit umstrittenen Zulassungspraktiken, explodierenden Studienkosten
         sowie der Frage, was beide mit dem Studierverhalten unterschiedlicher sozialer Gruppen und ethnischer Minoritäten zu tun haben.
         Die leidigen Finanzen und die Rolle von Hochschulräten und Sponsoren werden im fünften Kapitel erörtert: Woher bekommen Hochschulen
         in den USA ihr Geld, wer entscheidet über die Verwendung der Mittel, und was hat es mit den sagenhaften Vermögen und Einnahmen
         aus der Verwertung von Forschungsergebnissen auf sich? Zu guter Letzt versuchen wir, in einer kurzen Revue die anfangs gestellte
         Frage im Lichte der zwischendrin gesammelten Reiseeindrücke und Befunde zu beantworten: Warum sind amerikanische Hochschulen
         so anders – und haben sie den deutschen etwas voraus?
      

      
      Vorab noch ein kurzes Wort zur Lesart und Sprache des folgenden Textes: Wenn hier von »Amerika« die Rede ist, sind stets die
         USA gemeint. »Amerikanische Hochschulen« verstehen sich also als »US-amerikanische Hochschulen«. Zudem enthält der Text viele
         amerikanische Begriffe und Bezeichnungen, was manchen Leser stören mag. Das Motiv dafür war nicht Wichtigtuerei, sondern Schwierigkeiten
         bei der sinngenauen Übersetzung bestimmter Schlüsselbegriffe zu vermeiden. Zwischentöne in hochschulpolitischen Raisonnements
         und der spezielle sound einzelner Einrichtungen lassen sich oft nur im Originalton einfangen. Die wichtigsten Ausdrücke werden in einem Glossar erläutert;
         wenn sie zum ersten Mal auftauchen, verweist ein Sternchen (*) darauf. Darüber hinaus kommen im Text durchweg nur männliche
         Funktionsbezeichnungen vor. Statt »Studierende« oder »Professorinnen und Professoren«, wie es politisch korrekt |12|wäre, heißt es also lediglich »Studenten« und »Professoren« – nicht aus Ressentiment gegenüber geschlechtsneutralen Bezeichnungen,
         sondern im Interesse eines leichteren Sprachflusses. Für beide Vergehen bittet der Autor die Leserinnen und Leser vorab um
         Nachsicht.
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      |13|1 E pluribus unum? Auf der Suche nach dem Geheimnis amerikanischer Hochschulen 

      
      Spätestens seit der weltweite Wettlauf in der Spitzenforschung zu einem Medienthema geworden ist und laufend neue Hitlisten
         internationaler Hochschulrankings in Umlauf gebracht werden, haben US-amerikanische Hochschulen eine Art Kultstatus erlangt.
         Weithin beneidet, stehen sie im Ruf, unendlich reich, Tempel der Gelehrsamkeit und olympische Talentschmieden zu sein. Dank
         ihres anregenden Arbeitsstils und hervorragender Leistungen locken sie die besten Studenten und Wissenschaftler aus der ganzen
         Welt an. Direkt oder indirekt dienten sie während der letzten zwanzig Jahre als Vorbild für die wichtigsten Reformimpulse
         im deutschen Hochschulwesen, seien es Graduiertenschulen, gestufte Studienangebote, career centers, mächtigere Hochschulleitungen, Hochschulräte und vor allem Exzellenzinitiativen. Aber sie munitionieren auch Kritiker dieser
         Reformen, die im Kampf gegen einen angeblichen Ausverkauf der deutschen Hochschulen an die Wirtschaft gern deren »Amerikanisierung«
         an die Wand malen. Im Übrigen seien die berühmten Elite-Unis ohnehin nur Refugien für die happy few, einsame Spitzen in einer sonst ziemlich platten Ebene anspruchsloser Hochschulen, die deutschen Universitäten nicht das
         Wasser reichen könnten.1

      
      Das stimmt. In den USA verteilen sich etwa 18 Millionen Studenten auf knapp 4.400 äußerst heterogene Einrichtungen der tertiären
         Bildung, winzig kleine und riesig große, private und öffentliche, arme und reiche, reine Lehranstalten und exzellente Forschungsuniversitäten.
         Auf das extreme akademische Qualitätsgefälle im amerikanischen Hochschulwesen hinzuweisen gehört inzwischen zum guten Ton.
         Zu einem besseren Verständnis des Neid-Phänomens trägt das aber nur wenig und zur Entzauberung der amerikanischen Idol-Hochschulen
         gar nichts bei.
      

      
      Wer nur die Schlagzeilen über Nobelpreisträger und Eliten, sagenhafte Vermögen, Schießereien auf dem Campus oder hoch verschuldete
         Studenten kennt, kann viele Überraschungen erleben, wenn er bereit ist, sich |14|in der amerikanischen Hochschulwelt etwas näher umzuschauen – positive oder enttäuschende, je nach Couleur. Zwischen akademischem
         El Dorado und sozialer Kälte, wissenschaftlichem Ödland und herausragender Exzellenz liegt eine faszinierend bunte Landschaft
         durchweg selbstbewusster, quirliger Institutionen. Doch ein tiefer Graben trennt die akademischen Kontinente auf beiden Seiten
         des Atlantik. Weil auf der amerikanischen so vieles anders ist, tun sich europäische Beobachter häufig schwer damit, deren
         Muster und Spielregeln zu begreifen. Ungewöhnliche Einzelphänomene wie akademische Rituale, der beinharte, ans Pathologische
         grenzende Wettbewerbsdruck, die Faszination bestimmter Teamsportarten oder das gefeierte Alumniwesen bleiben ihnen fremd –
         und irgenwie auch unheimlich. Das betrifft nicht zuletzt die Rolle und den Stellenwert der Hochschulbildung in der amerikanischen
         Gesellschaft. Higher education* wird dort von einer Semantik eingerahmt und getragen, die man in Europa kaum antrifft – und die daraus ein mit Erwartungen,
         Hoffnungen und Versprechungen hoch aufgeladenes gesellschaftliches Projekt macht. Das Hochschulsystem und seine Einrichtungen
         verdanken ihr mehr als nur ein eigentümliches Flair und einen »typisch amerikanischen« Grundton. Sie verdanken ihr eine besondere
         Gestalt.
      

      
      Dieser Einbettung der Hochschulen in die Kultur und das gesellschaftliche Gewebe der USA nachzuspüren, kommt einer Erkundungsreise
         in einen fremden Kontinent gleich. Mitreisende seien gewarnt: Sie müssen sich von einer Reihe gängiger Klischees und falscher
         Annahmen verabschieden. Erstens kann gar nicht oft und laut genug gesagt werden, dass Harvard nicht alles und nicht alles
         in Amerika Harvard ist. Allerdings gibt es dort sehr viel mehr Hochschulen als in den meisten anderen Ländern, und in der
         Lebenswelt nimmt higher education wahrscheinlich einen wichtigeren Platz ein, als es irgendwo sonst der Fall ist. Mit der zweiten Ent-Täuschung verhält es sich
         schon etwas komplizierter. In den USA studiert man nämlich nicht etwa zielstrebiger und schneller als in Deutschland, wie
         oft suggeriert wird, sondern zunächst einmal anders. Vergleiche und die Suche nach best practices macht das nicht gerade einfacher. Das dritte Warnschild bezieht sich auf den weit verbreiteten Glauben, amerikanische Hochschulen
         achteten auf ein straffes Kostenmanagement, würden wie Wirtschaftsunternehmen geführt und arbeiteten wesentlich effizienter
         als die behäbigbürokratischen Staatsanstalten in Europa.
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      |15|Nicht überall ist Harvard 

      
      Hochschulen sind in den USA allgegenwärtig. Fast jedes Städtchen und jeder Bezirk beherbergt eine Einrichtung der tertiären
         Bildung. Mit wohlklingenden Namen, schicken Logos, schmucken Fassaden und Reklame an Gebäuden oder Bussen, in Zeitungsanzeigen
         und Fernsehspots werben sie um Studenten, Sponsoren, öffentliches Ansehen, das Wohlwollen der Bürger und die Unterstützung
         von Abgeordneten und Unternehmen.2 Wo keine Hochschule vor der Tür liegt, stehen Online-Anbieter zu Diensten. Um eine hochschulfreie Zone zu finden, muss man
         weit fahren, tief hinein ins zurückgebliebene Hinterland des Kontinents oder in seinen bible belt. Die Küsten Neuenglands und Kaliforniens dagegen sind so dicht mit Colleges und Universitäten aller Art gespickt, dass deren
         Namen selbst gut informierten Zeitgenossen nicht viel sagen. Mit den berühmten Anstalten der ivy league* haben die meisten nur gemein, dass ihre Aufgabe, und manchmal bedeutet das auch ihr Geschäft, higher education heißt.
      

      
      Forschung, ein zentraler Bezugspunkt für das Selbstverständnis deutscher Universitäten, spielt für die übergroße Mehrzahl
         dieser Einrichtungen so gut wie keine Rolle. Sie haben weder den Nimbus noch die Ressourcen der berühmten Elite-Unis – und
         streben auch gar nicht danach. Die meisten offerieren eine Ausbildung, wie man sie in der Region oder bei einer besonderen
         Zielgruppe schätzt und die man sich, wenngleich oft zähneknirschend, einiges kosten lässt. Selbst die etwa 250 bis 300 Forschungsuniversitäten
         (research universities) umweht nicht die ehrwürdige Aura ihrer älteren europäischen Schwestern. Nur bei Harvard & Co ist etwas davon zu spüren,
         aber sie sind nicht einmal für diesen Typ »typisch«, sondern spielen in einer speziellen Liga.
      

      
      New Haven, eine zwischen New York City und Boston gelegene einst reiche, heute aber verarmte Stadt von 130.000 Einwohnern,
         bietet ein gutes Beispiel für die Alltäglichkeit und Vielfalt von Hochschulen in Amerika – und zugleich auch für die Unübersichtlichkeit
         der Szene. Neben der vornehmen privaten Yale University mit gut 11.000 Studenten und knapp ebenso vielen Beschäftigten beherbergt
         sie sechs weitere Hochschulen: Drei private Universitäten mit zusammen 18.000 Studenten und einen kleinen privaten Anbieter
         von Online-Kursen für nichtärztliche Gesundheitsberufe sowie zwei öffentliche Einrichtungen, nämlich eine regionale Landes-Hochschule
         mit 12.000 Studenten und ein Community College*, das höhere Bildungsabschlüsse unterhalb des Bachelorgrades und weiterbildende |16|Veranstaltungen für weitere 15.000 meist berufstätige Studenten anbietet. Obgleich die drei privaten Hochschulen ihrer berühmten Schwester Yale in keiner Weise das Wasser reichen können, sind auch
         sie in ihrem Marktsegment gut etabliert. Auch sie verlangen saftige Studiengebühren – mehr als 25.000 Dollar pro Jahr – und
         suchen sich ihre Studenten aus einem großen Bewerberpool aus. Trotz dieser erstaunlichen Hochschuldichte käme es New Haven
         aber nie in den Sinn, sich mit dem Titel »Universitätsstadt« zu schmücken: Dafür sind Colleges ein viel zu selbstverständlicher
         Teil des amerikanischen Lebens, nicht viel anders als die unvermeidlichen shopping plazas oder lokalen Feuerwachen.
      

      
      Jeder Amerikaner mit einem halbwegs hochwertigen und interessanten Job hat irgendwo irgendwann irgendeine Art von higher education durchlaufen. Ein Collegeabschluss ist längst die notwendige Voraussetzung dafür, um eine gut bezahlte, einigermaßen befriedigende
         Anstellung mit einer halbwegs sicheren Perspektive zu finden, ein auskömmliches Leben führen und vielleicht sogar Karriere
         machen zu können. Zwar bietet er keine Gewähr mehr dafür, ist kein sicherer Weg zum Erfolg im bürgerlichen Leben. Aber nur
         mit einem Highschool Diploma (HSD) in der Tasche lässt sich all das kaum noch erreichen, und wer die Schule gar ohne Abschluss verlässt, hat so gut wie gar keine
         Chance auf eine längerfristige Anstellung und einen anständig bezahlten Job, eine Kranken- und Rentenversicherung. Die Wasserscheide
         zwischen kalkulierbaren und prekären Lebensläufen verläuft immer stärker zwischen Collegeabschluss und HSD.3 2004/05 hatten sogar 37 Prozent der Flugbegleiter, 21 Prozent der Einbalsamierer und 13 Prozent der Sicherheitskräfte und
         der dealer in Casinos ein College absolviert.4 Obwohl die Engführung zwischen Bildungsabschluss und Beruf in den USA viel schwächer ist als in Deutschland, gibt es dennoch
         ein klares Junktim zwischen formaler Ausbildung und beruflichen Chancen, Hochschulbildung und Lebensführung. So erklärte mehr
         als die Hälfte der Befragten in einer repräsentativen Umfrage vom Februar 2007, ein Collegeabschluss sei »necessary for achieving
         success«, und sage und schreibe 82 Prozent glaubten, dass tatsächlich jeder, der es nur wolle und über die nötigen Fähigkeiten
         und die Energie verfüge, eine Hochschule besuchen könne (Chronicle of Higher Education, 31.4.2007). Das College ist aus dem amerikanischen Leben nicht mehr wegzudenken; es ist zu einer gesellschaftlichen Schlüsselinstitution
         geworden. Empirisch ist der enge Zusammenhang zwischen Bildungsabschluss und Lebenschancen seit Mitte der 1970er Jahre zweifelsfrei
         nachweisbar: Lag das Durchschnittseinkommen |17|von Hochschulabsolventen damals um 36 Prozent über dem von Inhabern eines HSD, fiel die Prämie dreißig Jahre später mit 76
         Prozent mehr als doppelt so hoch aus (College Board 2007).
      

      
      Amerikaner respektieren und schätzen die Institute, die ihnen zu solchen Erfolgen verhelfen können und einen so wichtigen
         Beitrag zum wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Wohlergehen leisten. Doch obwohl sich die ganze amerikanische academy und selbst winzigste Lehranstalten gern mit prächtigen architektonischen Dekors, prunkvollen Fassaden, eleganten Türmchen
         und parkähnlichen Geländen umgeben und schmücken, ist von Ehrfurcht gegenüber den stolzen Tempeln der Wissenschaft oder akademischer
         Gelehrsamkeit im Alltagsleben der USA kaum etwas zu spüren. Keinem Postangestellten oder Versicherungsvertreter würde eine
         Visitenkarte mit dem Titel »ordentlicher Universitätsprofessor« Respekt abnötigen. Im bürgerlichen Leben verkehrt man ohnehin
         nur per Vornamen, und obwohl manche Universitäten Gehälter zahlen, die aus deutscher Sicht fürstlich anmuten, zählen Professoren
         normalerweise nicht zur großen Gruppe der Besserverdienenden, in der sich in erster Linie Geschäftsleute, Ärzte, Wirtschaftsanwälte
         und Finanzexperten tummeln.
      

      
      Trotz dieser Veralltäglichung ähneln amerikanische Hochschulen nur selten jenen grauen, trostlosen Anstalten, wie man sie
         aus Europa kennt. Im Gegenteil. Fast alle legen großen Wert auf ein gepflegtes äußeres Erscheinungsbild, schöne Gebäude und
         Anlagen, gut ausgestattete Hörsäle und plüschige lounges für Studenten und Lehrkräfte. Das demonstriert, dass die Einrichtung etwas auf sich hält und ihren Studenten, Professoren
         und Angestellten ein Umfeld bietet, das die hohe Wertschätzung ihrer Aufgaben und Arbeit zum Ausdruck bringt. Amerikanische
         Hochschulen leben, heute mehr denn je, von großen Erwartungen. Im beinharten Wettbewerb um Studienbewerber, Reputation, Fördermittel
         und Sponsorengunst besitzen solche scheinbaren Äußerlichkeiten hohen Signalwert. Ein College, das sich auf dem heiß umkämpften
         Markt zahlungskräftiger Studieninteressenten und Starprofessoren behaupten will, kann sich keine mit Graffiti besprühten Betonburgen,
         von Unkraut überwucherte Wege oder schäbige, ungeputzte und schlecht belüftete Seminarräume erlauben.
      

      
      Das pieksaubere, edel getrimmte, bisweilen auch pompöse äußere Erscheinungsbild amerikanischer Hochschulen ist jedoch nicht
         bloß ein plumper Trick aus der Marketingkiste. In den schicken Fassaden spiegelt sich auch und vor allem ein starkes Selbstbewusstein,
         nicht selten sogar expliziter Stolz auf ihre Aufgaben und Tätigkeit (mission*) und ihre Leistungen|18|. Bescheidenheit macht sich schlecht – sowohl draußen auf dem Markt als auch drinnen in der community. Amerikaner, heißt es oft, sehen sich selber gern als optimistische Menschen. Sie schätzen Tatkraft und können mit Bedenkenträgern
         oder der sprichwörtlichen deutschen Angst wenig anfangen. In der Tat lernen sie von klein auf, positiv zu denken, die Menschen und Dinge, denen sie begegnen, great und awesome zu finden und nicht an allem herumzumäkeln. Dass in einer solchen Kultur auch Hochschulen ein positives Selbstbild ausstrahlen
         müssen, versteht sich von selbst. Darüber hinaus steht das institutional bonding, die emotionale Bindung an Bildungseinrichtungen, in den USA überall hoch im Kurs. »Look and feel good«: Dieser simplen Devise
         aus dem Marketing-Handbuch huldigen nicht nur die berühmten und teuren Hochschulen, sondern auch tausende kleine Colleges
         auf dem platten Land. Was deutschen Besuchern als übertriebene, großspurige oder schmalzige Selbstinszenierung vorkommen mag,
         gehört für sie zum kleinen Einmaleins institutioneller Überlebensstrategien. 
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      Studienstrukturen 

      
      Die zweite Ent-Täuschung über amerikanische Verhältnisse betrifft die Tatsache, dass hier ganz anders studiert wird, als man
         es aus Deutschland oder sonstwo in Europa kennt. Das Bachelor-Studium an einem College hat seiner Anlage und Ausrichtung nach
         mit dem Fachstudium, wie es grosso modo überall sonst auf der Welt üblich ist, wenig zu tun. Während man deutsche Abiturienten zu fragen pflegt, was sie studieren wollen, und erst in zweiter Linie wissen will, wo und an welcher Hochschule, verhält es sich in den USA genau umgekehrt. Hier zählt vor allem, wo man studiert – das heißt, an welche Art von Hochschule man es geschafft hat. Für welches Fach oder welchen Beruf sich die
         hoffnungsfrohen Studienanfänger entscheiden, nachdem sie die vielerorts sehr hohen Zulassungshürden genommen haben, spielt
         in der Regel zunächst einmal keine oder nur eine geringe Rolle und wird erst im dritten oder vierten Studienjahr relevant.
         Viele Studenten – vor allem solche an den sogenannten Elite-Unis – gehen ziemlich locker mit der Frage nach ihren weiteren
         beruflichen Plänen um. Was ein Hochschuldiplom in der realen Welt Wert ist, hängt viel weniger vom gewählten Fach und den
         Kompetenzen ab, die Absolventen in einem |19|bestimmten Studiengang erwerben sollen, als vom Prestige der Institution, die es vergibt.
      

      
      Dieser amerikanische Sonderweg in der Architektur hochschulischer Bildung hat weitreichende Folgen: Er bestimmt die Struktur
         des Studien- und Hochschulsystems, die innere Organisation der Hochschulen und nicht zuletzt die Studienfinanzierung. Unmittelbar
         sichtbar wird er in der organisatorischen Trennung von undergraduate, graduate und professional studies.* Jura und Medizin sind klassische professional studies, die inzwischen durch einen breiten Kranz anderer wie Pädogogik (education), business administration, Teile der Ingenieurwissenschaften und nichtärztliche Gesundheitsberufe (nursing) ergänzt werden. Die Studiendauer schwankt zwischen zwei und vier Jahren, und jede professional school verleiht ihre eigenen Abschlussgrade – Medizin den Medical Doctor (MD), Jura den Juris Doctor (JD), Betriebswirtschaft den Master of Business Administration (MBA) und so weiter. All diese Fächer kann man nicht grundständig, das heißt direkt nach der Schule, sondern erst dann studieren,
         wenn man ein vierjähriges undergraduate-Studium mit dem Bachelor abgeschlossen hat. Das gilt auch für wissenschaftsorientierte graduate studies, die entweder zu einem eigenständigen (terminal) Master in einem bestimmten Fach oder Studienprogramm oder zu einer Promotion zum Philosophiae Doctor (Ph.D.) führen. Nach dem Bachelor müssen die Studenten dafür zunächst noch zwei oder drei Jahre Kurse absolvieren, für die
         manche, aber längst nicht alle Universitäten einen Mastergrad verleihen. Wie schon in der ersten Studienphase, für die sich
         die unspezifische Bezeichnung College* eingebürgert hat, entscheiden die Hochschulen auch in berufsorientierten und wissenschaftsorientierten Studienfeldern der
         graduate education nach eigenem Gutdünken und Ermessen über die Auswahl der Bewerber. Je mehr sie ablehnen, desto besser ist das für ihr Prestige,
         denn das signalisiert Qualität.
      

      
      Für eine »Hochschulzugangsberechtigung«, wie sie das deutsche Abitur darstellt, ist im amerikanischen Bildungswesen kein Platz.
         Kein College, keine graduate oder professional school würden einen Zuweisungsmechanismus akzeptieren, der sie zwingt, sich auf das Urteil einer anderen Institution zu verlassen
         oder gesetzlichen Vorschriften über Auswahlverfahren und -kriterien zu folgen. Selber zu entscheiden, wen sie als Studenten
         akzeptieren und wen nicht, versteht man in Amerika als einen Kernbereich der Hochschulautonomie. Der Wettbewerb um Studienbewerber
         und die Zulassungspraxis der Hochschulen sind sehr wichtige Instrumente für ihre Profilierung und qualitative Differenzierung.
         Alle Einrichtungen – ganz |20|gleich, ob in privater oder staatlicher Trägerschaft – hüten dieses Auswahlrecht wie ihren Augapfel. Studienbeweber können
         nur dann gegen einen Ablehnungsbescheid vor Gericht ziehen, wenn sie nachweisen können, dass sie auf Grund sachfremder persönlicher
         Merkmale (dazu zählen insbesondere Hautfarbe, ethnische Herkunft und Geschlecht) zurückgewiesen wurden, weil die Hochschule
         damit gegen Antidiskriminierungsgesetze verstoßen hätte.
      

      
      Unterschiede zwischen den USA und Europa zeigen sich aber nicht nur in den Zugangsregeln und in der Struktur des Studiums,
         sondern auch im Verständnis dessen, wie ein richtiges Studium auszusehen hat. Auf dieser Seite des Atlantik hat es sich eingebürgert,
         Hochschulbildung von ihren berufsvorbereitenden Funktionen her zu denken, zu gestalten und zu steuern: Der Abschluss soll
         für einen bestimmten Beruf qualifizieren, das Studium die dafür notwendigen (fach)wissenschaftlichen Grundlagen und Kompetenzen
         vermitteln. Im Vergleich dazu wirkt das Curriculum des American college unspezifisch, unwissenschaftlich und luftig. Die beiden ersten Studienjahre sind inhaltlich oft sehr breit angelegt. Sie gelten
         als eine Findungsphase, in der sich die Studenten mit unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen, Problemen und Methoden
         beschäftigen dürfen und sollen. Dem Fachstudium im engeren Sinne bleiben nur die letzten zwei Studienjahre vorbehalten. Tatsächlich
         haben denn auch nur wenige Studienanfänger eine klare Vorstellung davon, was sie studieren und welchen Beruf oder welches
         Betätigungsfeld sie später einmal anstreben wollen.
      

      
      Besucher aus Deutschland erklären sich das in der Regel damit, dass die Colleges Versäumnisse der amerikanischen Schulbildung
         aufholen müssten, um die es bekanntlich sehr schlecht bestellt sei. Anders gesagt: Besäßen amerikanische Studienanfänger (freshmen) eine Schulbildung wie deutsche Abiturienten, wäre der Firlefanz von breiter Grundlagenbildung an den Hochschulen unnötig.
         Hier haben wir ein wunderbares Beispiel für das, was Erwing Goffman »framing« nannte. Wahrnehmung, Bewertung und Funktionsweise
         unterschiedlicher Hochschulsysteme folgen distinktiven kulturellen Praktiken und Mustern. Aus amerikanischer Sicht stellen
         sich das Problem und der Auftrag des College nämlich völlig anders dar – wie genau, wird im vierten Kapitel näher zu zeigen
         sein.
      

      
      Dabei kann man sich in Amerika eine solche erstaunliche Gelassenheit gegenüber den konkreten beruflichen Verwendungszwecken
         eines College-Studiums nicht etwa deswegen leisten, weil sowieso alle Absolventen weiter |21|studieren: Nur knapp 30 Prozent der Bachelor erwerben einen professional degree, einen Master- oder Doktortitel, manchmal direkt im Anschluss ans College, oft aber auch erst viel später. Für die große
         Mehrzahl amerikanischer Studenten ist die Studentenzeit mit der Abschlussfeier des College vorbei. Nicht nur nominell, sondern
         faktisch bildet der Bachelor in den USA somit den Regelabschluss einer Hochschulausbildung. Trotzdem insistiert niemand darauf,
         dass er berufsqualifizierend zu sein habe. Dieses Paradox wird vor dem Hintergrund von zwei Faktoren verständlich, die ihrerseits
         eine Art amerikanischer Sonderweg darstellen: Da ist, erstens, ein Beschäftigungssystem, in dem berufliche Tätigkeiten und
         Positionen nicht unmittelbar an Bildungspatente geknüpft sind und ein Wechsel zwischen verschiedenen Branchen und Karrierewegen
         an der Tagesordnung ist. Zweitens herrschen über das, was eine educated person auszeichnet, unterschiedliche Erwartungen, die in den Inhalten und Formen des Studiums ihren Niederschlag finden.
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      Ressourcen und Management 

      
      Dass sie auf einem Kontinent gelandet sind, in dem andere Größenordnungen gelten, wird Besuchern spätestens dann klar, wenn
         es ums Geld geht. Inzwischen hat sich zwar überall herumgesprochen, dass ein Studium in den USA nicht umsonst zu haben ist
         und dass die Budgets der bekannten Forschungsuniversitäten die ihrer europäischen Schwestern weit in den Schatten stellen.
         Viele Hochschulen geben jährlich mehrere Milliarden Dollar aus und besitzen riesige Vermögen (endowments*), aus deren reichlich sprudelnden Erträgen sie hervorragende Studienbedingungen und eine erstklassige wissenschaftliche
         Infrastruktur ermöglichen und hochkarätigen Spitzenforschern astronomische Gehälter zahlen können. Der fabelhafte Reichtum
         vieler, wenn auch bei weitem nicht aller privater Hochschulen in den USA ist indes nur die Spitze eines immensen Ressourcenschatzes.
         Unter allen Ländern der OECD wenden die USA mit Abstand den größten Anteil des Bruttoinlandproduktes (GDP) für die tertiäre
         Bildung auf. Lag der Durchschnittswert privater und öffentlicher Ausgaben dafür 2003 in den Mitgliedsländern bei 1,4 Prozent,
         kamen die USA sage und schreibe auf das Doppelte davon – satte 2,8 Prozent, 1,2 Prozent als staatliche und 1,6 Prozent als
         private Mittel.5 Entfielen auf jeden Studenten in den USA |22|2002 durchschnittlich 18.500 Dollar, mussten sich deutsche Studenten (unter Berücksichtigung der Kaufkraftparität) mit einem
         guten Drittel dieser Summe begnügen, nämlich 6.600 Dollar pro Kopf. Bereits diese Zahlen deuten darauf hin, dass Studium und
         Hochschulen Amerikanern und Deutschen unterschiedlich viel Wert sind.
      

      
      Auch wenn Geld wichtig ist und alle Hochschulen mit harten Bandagen um mehr Ressourcen kämpfen, sind die allermeisten privaten
         Hochschulen Amerikas keine erwerbswirtschaftlichen Betriebe. Zwar ist higher education längst ein business geworden, in dem sich seit den 1990er Jahren auch etliche börsennotierte Unternehmen tummeln und mit kompletten Studiengängen
         oder maßgeschneiderten Weiterbildungsangeboten glänzende Geschäfte machen. Doch die große Mehrzahl der privaten Hochschulen
         arbeitet nicht for-profit*, sondern ist als gemeinnützig anerkannt und von der Steuerpflicht befreit. Mit ihren Aktivitäten in Forschung, Lehre und Wissenstransfer
         wollen sie keine finanziellen Gewinne erzielen. Ihr Geschäft ist die Pflege der Wissenschaften und higher education im weitesten Sinne. Im amerikanischen Kontext bedeutet das, in das Prestige einer Hochschule zu investieren und ihre Reputation
         zu stärken: Das sind die Währungen, mit denen die Hochschulwelt rechnet. In der Aufholjagd um vordere Rankingplätze und im
         Kampf um die besten Professoren und Studienbewerber scheuen die einzelnen Einrichtungen weder Kosten noch Mühen. Um erfolgreich
         zu sein, müssen sie ihre Mitbewerber, den Markt und ihren Platz darin gut kennen und vor allem wissen, was zu tun ist, um
         ihn zu behaupten oder auszubauen. So lautet die Devise: market smart sein, aber mission centered bleiben (Zemsky u.a. 2005). Betriebswirtschaftliche Kalküle spielen nur insoweit eine Rolle, als sie zur Erreichung dieser
         Ziele beitragen – und »to make a profit« gehört nun einmal nicht dazu. Gegenüber dem mächtigen Drang zur Statuspflege wird
         Effizienz zweitrangig (Brint 2005).
      

      
      Auch über das Management amerikanischer Hochschulen kursieren viele Stereotype, die mit der Realität nur wenig zu tun haben.
         US-Universitäten, heißt es oft, würden dank mächtiger Aufsichtsräte (boards of trustees*) und weitreichender Kompetenzen ihrer Präsidenten und Administratoren so straff und effizient geführt wie Unternehmen der
         Wirtschaft. Doch teils aus Prinzip, teils aus historischen Gründen sind die meisten privaten Forschungsuniversitäten und Colleges
         ausgesprochen dezentral organisiert, ihre Entscheidungsverfahren und -abläufe häufig schwerfällig und intransparent. Zwar
         geben nicht unbedingt professorale Kapellmeister den Takt an, doch in allen wichtigen Fragen behält die faculty* das letzte |23|Wort. An ihrem Veto führt kein Weg vorbei. Jeder Hochschulpräsident ist gut beraten, nicht an den Professoren seiner Hochschule
         vorbei oder gar gegen sie zu regieren, sondern sie so weit einzubinden, wie es irgend geht. Konflikte um die Amtsführung ruppiger
         Präsidenten und Misstrauensvoten der faculty gegen ihre Hochschulleitung sind nicht gerade selten. Manch ein Präsident musste das Handtuch werfen, weil sein corporate style auf wenig Gegenliebe stieß. Wie delikat die Balance zwischen Hochschulspitze und Professoren ist, zeigte sich in der spektakulären
         Revolte von Harvards faculty of arts and sciences* gegen Präsident Larry Summers, die ihn im Sommer 2006 zum Rücktritt von der Spitze dieser Mutter aller Elite-Unis zwang.
      

      
      Wenn die Entscheidungsstrukturen amerikanischer Hochschulen, privater wie öffentlicher, auf den ersten Blick schlanker wirken
         als die der akademischen Selbstverwaltungsoasen deutscher Universitäten, dann kann das leicht darüber hinwegtäuschen, dass
         die Entscheidungsprozesse dort nicht immer schneller und weniger intransparent verlaufen. Ein Blick auf die große Zahl hauptamtlicher
         akademischer Managementposten, Komitees und Regularien in jeder privaten Hochschule genügt, um daran zweifeln zu lassen, ob
         sie wirklich freihändiger und effektiver geführt werden als öffentliche Hochschulen, deren Arbeit auch in Amerika einer erschreckenden
         Fülle von Verwaltungsvorschriften unterliegt. In den herausragenden Forschungsuniversitäten, egal ob privat oder staatlich,
         führt jedenfalls nicht der Finanzvorstand (CFO) mit knallharter Kosten-Leistungs-Rechnung das Szepter.
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      Unterschiede – Ein Blick aus der Vogelperspektive 

      
      Wir sehen: Wer bereit ist, sich auf die neue Welt und ihre Spielregeln einzulassen, kann viele Überraschungen erleben – for better or worse, wie es so schön heißt. Vertrautheit mit akademischen Gefilden und Gebräuchen hilft dem Besucher leider nicht immer, sich
         einen Reim darauf zu machen. Übersetzungsprobleme zwischen verschiedenen Kulturen und sozialen Praktiken kennt man aus vielen
         Bereichen. Sie sind keineswegs typisch für Hochschulen oder Bildungseinrichtungen. Die Fabriken eines Automobilkonzerns zum
         Beispiel funktionieren in Japan »irgendwie anders« als in England oder in den USA, obwohl überall derselbe Wagentyp produziert
         |24|und derselbe Betriebszweck verfolgt wird. Hochschulen dagegen unterscheiden sich schon in ihren Aufgaben und Funktionen erheblich
         von Land zu Land – und damit selbstverständlich auch in ihren Produkten, Selbstbeschreibungen, Strukturen und Prozessen. Darin
         spiegeln sich nicht nur externe Anforderungen – des Arbeitsmarktes, der Wirtschaft oder der Politik. Vielmehr sind Hochschulen
         selber Ko-Produzenten moderner Gesellschaften, denn die Kompetenzen und Weltsichten, die sie vermitteln, umfassen nicht nur
         technische Skripte und Fertigkeiten, sondern formen und legitimieren auch die moral and political economy der jeweiligen Gesellschaft (Ben-David 1977; Scott 1990; Meyer 2005; Frank/Gabler 2006). In den bemerkenswerten nationalen
         Unterschieden, die wir zwischen Hochschulen und in ihren Betriebssystemen erkennen können, kommen daher nicht zuletzt von
         diesen selbst mit-produzierte Weltbilder zum Ausdruck. Stärker als andere soziale Institutionen neigen Hochschulsysteme und
         einzelne Hochschuleinrichtungen außerdem dazu, einen »Eigensinn« zu entfalten und ihren Aktivitäten eine jeweils besondere
         »organizational saga« (Clark 1972) zu unterlegen, die sich nicht auf schlichte funktionale Anforderungen zurückführen lässt.
      

      
      Daten und Kennzahlen, wie sie für internationale Vergleiche von Hochschulsystemen üblicherweise herangezogen werden, sind
         blind gegenüber solchen Kontexten und Rückkoppelungen. Als Indikatoren sind sie gleichwohl wertvoll, wenn sie dazu anregen,
         hinter die Kulissen zu schauen und nach den politischen, historischen, sozialen und kulturellen Gründen für die messbaren
         Unterschiede zu fragen. Daher scheint es ratsam, Konturen und einige Grundmerkmale der Hochschulen in Amerika zunächst aus
         der Vogelperspektive zu betrachten, bevor wir uns an die beschreibende Analyse des Systems und seiner institutionellen Besonderheiten
         machen. Lässt sich schon von weitem erkennen, warum es international zum »Goldstandard« für Hochschulbildung werden konnte
         und auf der ganzen Welt beneidet wird, wie amerikanische Hochschulforscher gern und stolz behaupten (Altbach 2001a; Ehrenberg
         2002)? Was haben amerikanische Universitäten – von ihren scheinbar unerschöpflichen Ressourcen und größeren organisatorischen
         Freiheiten einmal abgehesen – ihren europäischen Schwestern voraus, dass sie diese im Wettlauf um akademische Spitzenplätze
         und internationale Attraktivität hinter sich gelassen haben und so unverblümt als »lame ducks« bezeichnen können?6 Und warum hat sich die American university trotz ihrer vielen Anleihen bei Oxbridge und |25|Berlin zu einem völlig neuen, ganz eigenen Typ akademischer Institution entwickelt?
      

      
      Unter Kennern der internationalen Hochschulentwicklung gilt es als ausgemacht, dass die USA das größte, heterogenste und am
         stärksten vom Markt bestimmte Hochschulwesen auf der ganzen Welt besitzen. Seit den 1930er Jahren haben seine Matadore Diversität
         und Dynamik als seine besonderen Markenzeichen bezeichnet.7 Seine unordentliche Vielfalt, hört man allenthalben, zeuge nicht nur von Erfindungsreichtum und unternehmerischer Klugheit,
         sondern auch von einem »true commitment« der amerikanischen Gesellschaft, jedem, der lernen wolle, die Gelegenheit dazu zu
         bieten. Wenn die Wirtschaft und Gesellschaft der USA oft mit ähnlichen Begriffe charakterisiert werden, ist das kein Zufall.
         Die Parallelen liegen auf der Hand. So verkündete Lee Shulman, Präsident der Carnegie Foundation, noch 2006 kurz und bündig,
         der spezielle »genius of American education« – Neugier, Entdeckungsfreude und Risikobereitschaft – sei genau derselbe wie
         der »genius of our economy« (Shulman 2006: B9).
      

      
      Doch Vielfalt hat ihren Preis. Zwischen den einzelnen Hochschulen gibt es so riesige Unterschiede, dass es schwer fällt, Gemeinsamkeiten
         zu entdecken – außer der, dass alle Studenten eine abgeschlossene Sekundarschulbildung besitzen und jeder Hochschullehrer mit »professor« angeredet wird. In Ländern wie Deutschland, in denen die Hochschulausbildung seit jeher staatlich
         beaufsichtigt und gelenkt wurde, wirken solche Verhältnisse höchst verdächtig. Hat nicht der Staat für die Einhaltung akademischer
         Mindeststandards auch außerhalb der staatlichen Hochschulen zu sorgen, eine Vergleichbarkeit von Studienabschlüssen zu gewährleisten
         und deren Nennwert durch vorsorgende Niveaupflege abzusichern? Darf man das wertvolle Gut der Hochschulbildung dem ungezügelten
         Spiel der Marktkräfte überlassen? Bringt das nicht unkalkulierbare Qualitätsrisiken mit sich und entwertet die Abschlüsse?
         Die Angst vor möglichen negativen Folgen des Wettbewerbs wiegt hier schwerer als die Einsicht, dass auch eine umfassende staatliche
         Regulierung der Hochschulen Schattenseiten hat und oft mir geringerer Flexibilität, Niveaunivellierung und Qualitätseinbußen
         an der Spitze des Systems erkauft wird.
      

      
      In den USA setzt man die Akzente völlig anders. Hier ist man geneigt, institutionelle Zersplitterung und die riesige Streubreite
         in den Studienangeboten für unschöne, aber wohl auch unvermeidbare Begleiterscheinungen einer kraftvollen Dynamik und beeindruckenden
         Leistungsstärke (performance) des Hochschulsystems zu akzeptieren. Anders als in Europa hat |26|sich die amerikanische Hochschullandschaft ohne jede fürsorgliche Aufsicht des Staates, weitgehend ungeplant, ungeordnet und
         unkoordiniert entwickelt. Chaotisch wirkt sie indes nur auf den ersten Blick. Innerhalb ihrer einzelnen Segmente gelten nämlich
         relativ klare und nachvollziehbare Spielregeln, selbst wenn diese nirgendwo explizit festgehalten oder gar in Gesetzestexten
         niedergelegt sind. Ein System nur dem Namen nach – ein »non system« nennt es Altbach (2001: 17) – folgt das amerikanische
         Hochschulwesen gleichwohl keiner Logik, die seine einzelnen Teile übergreifen und das Verhalten der Akteure steuern würde.
         Einen verbindlichen Bauplan besitzt es nicht, dafür aber eine grenzenlose Offenheit und Inklusionskraft. Vor keinem Anliegen
         und keiner Aufgabe, die man ihnen zutrug, schreckten Hochschulen in Amerika zurück, nur weil sie Angst hatten, sie könnten
         ihrer unwürdig sein. Mit dem sprichwörtlichen amerikanischen Optimismus sahen und sehen sie überall stets mehr Chancen als
         Risiken. Für Dünkel war und ist kein Raum. Mancher hagestolze Ordinarius würde sich verwundert die Augen reiben, wenn er sähe,
         was das Vorlesungsverzeichnis einer so reputierlichen Hochschule wie der Columbia University in New York City zu bieten hat
         – da ist nichts, was es nicht gibt. Falls sich eine Hochschule doch einmal zu schade sein sollte, ein neues Vorhaben aufzugreifen,
         macht es eben eine andere – und im Zweifelsfall gründet man eine neue. Auf diese Weise kamen einerseits immer mehr soziale,
         religiöse und ethnische Gruppen in ihre Reichweite und in den Genuss einer teilweise auf deren speziellen Bedürfnisse zugeschnittenen
         Hochschulausbildung. Andererseits fiel amerikanischen Hochschulen damit auch international eine Vorreiterrolle in den Themen
         und Inhalten von Lehre und Forschung zu – und zwar nicht etwa nur in »nützlichen«, wirtschaftlich interessanten Gebieten wie
         Informatik und Biomedizin, sondern auch in solchen Kultfächern wie Geschlechterstudien, gay and lesbian studies, postcolonial studies oder film studies.
      

      
      Nicht zuletzt dieser nahezu bedingungslosen Offenheit gegenüber neuen Ideen, gesellschaftlichen Bedürfnissen und politischen
         Anliegen verdanken die Hochschulen in Amerika ihre hohe gesellschaftliche Akzeptanz. Dem System verleiht sie eine irritierende
         Vielgestaltigkeit – und seinen einzelnen Einrichtungen den nötigen Spielraum und die Kraft, sich wechselnden Anforderungen
         zu stellen, ohne auf Traditionen und Gepflogenheiten, Gesetze, Verordnungen oder Genehmigungsvorbehalte Rücksicht nehmen zu
         müssen. Während staatliche Hochschulen in Europa ihr Aufgaben- und Leistungsspektrum nur dann verändern können, wenn sie |27|einen gesetzlichen Auftrag und entsprechende Steuermittel dafür erhalten, müssen amerikanische Hochschulen ihre Leistungsangebote
         auf dem Markt platzieren – und das heißt, so schneidern, dass sie für bestimmte Zielgruppen attraktiv sind. Daher gibt es
         in den USA Hochschulen für jeden Geschmack – eine Handvoll berühmter Elite-Unis mit hoher internationaler Leuchtkraft, Dutzende
         weniger berühmter und dennoch ausgezeichneter Voll-Universitäten, tausende Colleges von sehr unterschiedlicher Größe, Ausrichtung
         und Qualität. Es gibt staatliche und private, regionale und technische Hochschulen, und jede Menge Nischenanbieter. Dazu gehören
         die kleinen, elitären liberal arts Colleges* ebenso wie Hochschulen, die sich ausdrücklich, wenn auch nicht ausschließlich an schwarze, römisch-katholische, jüdische
         oder fundamental-christliche Studenten richten, nur Frauen beziehungsweise nur Männer aufnehmen. Dazu gehört schließlich eine
         Fülle berufsbildender Institute, selbständiger professional schools und privater Online-Anbieter.
      

      
      Selbst das fast neurotisch anmutende Prestigestreben vieler Hochschulen steht dieser Offenheit nicht unbedingt im Weg: Auch
         Universitäten und Colleges, die einen höheren Platz in den Rankings anstreben, sind eifrig bemüht, Studenten aus verschiedenen
         sozialen, ethnischen und kulturellen Milieus zu gewinnen, weil sie ihren Bewerberpool verbreitern und ihr Image aufmöbeln
         wollen: Sie demonstrieren damit, dass ihnen die diversity* ihrer Studentenschaft wichtig ist, dass sie soziale und kulturelle Schranken überwinden wollen und talentierten, ehrgeizigen,
         hart arbeitenden kids sogar dann eine Chance geben, wenn sie die Studiengebühren nicht bezahlen können und in den standardisierten Zulassungstests
         schlechter abschneiden als ihre Konkurrenten aus wohlhabenden, gebildeten Familien. Als Ezra Cornell, Quäker mit einer nur
         minimalen Schulbildung, Zimmermann und erfolgreicher Unternehmer, 1865 die renommierte Universität gründete, die bis heute
         seinen Namen trägt, begründete er diesen Schritt mit einem oft und überall zitierten Satz, der zur klassischen Formel für
         die pragmatische Inklusionskraft amerikanischer Hochschulen werden sollte: »I would found an institution where any person
         can find instruction in any study.«
      

      
      Zu den unverbrüchlichen Grundüberzeugungen der amerikanischen Gesellschaft zählt, dass die Vereinigten Staaten ein pluralistisches
         Land sein sollen, das die Vielfalt von Lebensstilen und Überzeugungen seiner Bürger und ihrer communities nicht nur achtet, sondern als Stärke versteht und pflegt. Früher und nachhaltiger als anderswo wurden hier Toleranz |28|und Respekt als Basistugenden für ein gedeihliches Zusammenleben in einer Gesellschaft aus Einwanderergruppen, wie sie unterschiedlicher
         kaum sein konnten, und als notwendige Bedingungen für Prosperität und eine gute politische Verfassung des Gemeinwesens akzeptiert.
         Als sich die 13 Gründerstaaten 1776 ein Motto für ihre neue Union zulegten, wählten sie eines, das diese Botschaft in eine
         historische Rückschau und zugleich ein Versprechen künftiger Gemeinsamkeit kleidete: »E pluribus unum!«8
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      Die Rolle des Staates 

      
      Im Hochschulbereich jedoch kam eine derartige Selbstverpflichtung zur Einheit nie richtig zum Tragen. Während der Staat in
         Europa eine Gesamtverantwortung für die Hochschulen als Teil des Bildungswesens beansprucht und die Aktivitäten privater Anbieter
         kontrolliert, hat eine solche Sicht in den USA nicht Platz greifen können. Anders als im Schulwesen oder im Gesundheitsbereich,
         wo staatliche Regelungskompetenzen akzeptiert und fest etabliert sind, prallten alle Rufe nach einer stärkeren Aufsicht des
         Staates über die Hochschulen bisher noch immer an grundsätzlichen, tief verwurzelten ideologischen Vorbehalten ab. Obwohl
         die große Mehrzahl aller Studenten an staatlichen Hochschulen eingeschrieben ist, obwohl der Bund und die Einzelstaaten den
         Hochschulbereich durch institutionelle Zuwendungen, Stipendien und Forschungsmittel massiv unterstützen und obwohl die Folgeprobleme
         eines ungeregelten laissez-faire – hohe Transaktionskosten, Intransparenz, dubiose Geschäftspraktiken – immer wieder Anlass zu Klagen und Rufen nach stärkeren
         Kontroll- und Eingriffsrechten des Staates bieten, blieben staatliche Aufsichtsbegehren stets umstritten und letzten Endes
         politisch nicht durchsetzbar.
      

      
      Umfassende Gestaltungs- oder Regulierungsansprüche hätten wegen des verwirrenden Neben- und Durcheinanders von privater und
         öffentlicher Trägerschaft und angesichts kniffliger verfassungsrechtlicher Hürden wahrscheinlich ohnehin nur geringe Durchsetzungschancen.
         Ganz unabhängig davon ist es wichtig festzuhalten, dass US-Hochschulen zu keiner Zeit vordringlich staatlichen Bedürfnissen
         und Interessen dienen sollten. Nicht nur das große Segment privater Einrichtungen war ein staatsfreier Raum und ist es bis
         heute geblieben, sondern in gewisser Hinsicht sogar auch der Bereich öffentlich getragener Hochschulen. Zwar sind manche |29|Einzelstaaten ausgesprochen stolz auf »ihre« Hochschulen und dabei natürlich besonders auf flagship institutions* wie Ann Arbor (University of Michigan), Berkeley (University of California), Madison (University of Wisconsin) oder die
         University of Virginia in Charlottesville. Doch nicht eine einzige dieser Universitäten versteht sich als staatliche Kaderschmiede
         oder als eine Einrichtung, die staatlichen Aufgaben dient. Während in Deutschland noch bis in die 1980er Jahren hinein etwa
         zwei Drittel der Universitätsabsolventen – als Lehrer, Juristen oder Mediziner – entweder direkt in den öffentlichen Dienst
         gingen oder in Beschäftigungsverhältnisse, die diesem nachgebildet sind – in der Wohlfahrtspflege, bei Verbänden oder im Gesundheitswesen
         –, kam es in Amerika nie zu einer funktionalen Verknüpfung zwischen Staat und Hochschulen über die Ausbildung von Staatsdienern.
         Staatsexamina sind hier unbekannt, und die Idee, dass Universitäten als Institution die staatliche Administration unterstützen
         oder den nationalen Ruhm mehren sollten, hat hier weder zu Zeiten von Alexis de Tocqueville noch danach Fuß fassen können.
         Das mag im Übrigen ein Grund dafür sein, warum Professoren in den USA nie ein ähnlich hohes Sozialprestige genießen konnten
         wie ihre Kollegen aus Mitteleuropa oder Frankreich.
      

      
      Weil in den USA niemand eine Generalverantwortung, die ownership, für das System der Hochschulbildung besitzt oder reklamieren will, bleibt es der »unsichtbaren Hand« des Marktes vorbehalten,
         Ordnung zu stiften. Einheit, wenn man denn davon reden mag, entsteht als Abfallprodukt des Wettbewerbs der vielen selbständigen
         Colleges und Universitäten um Ressourcen, Studenten, Prestige, öffentliche Aufmerksamkeit und Akzeptanz, nicht aber aus staatlichen
         Prärogativen. Marktgeschehen prägt die Aufgaben, Rechte und Gestalt der verschiedenen Hochschularten und jeder einzelnen Einrichtung;
         für gesetzliche Vorgaben oder verbindliche Rahmenabkommen gibt es weder Raum noch Bedarf. Keine Hochschule muss um staatliche
         Anerkennung nachsuchen, bevor sie ihren Studienbetrieb aufnimmt. Teilweise garantiert die Aufnahme in eine charter ihren Rechtsstatus als gemeinnützige Einrichtungen, dank dessen sie keine Grundsteuern (property taxes) an die Gemeinde zahlen müssen. Aber daran waren und sind in der Regel keine speziellen Auflagen geknüpft. »University« oder
         »College« sind keine gesetzlich geschützten Titel. Obwohl die Bezeichnungen seit den 1880er Jahren einen bestimmten Qualitätsanspruch
         und Aufgabenzuschnitt signalisieren, kann sich im Prinzip jede Einrichtung so nennen, ohne Sanktionen befürchten zu müssen.
         So kaufte die Firma |30|Bridgepoint Education im Herbst 2007 die private non-for-profit* Colorado School of Professional Psychology und taufte ihre Neuerwerbung mit 150 (in Worten: einhundertfünfzig) Studenten
         sogleich in »University of the Rockies« um (Chronicle, 9.11.2007, A 27).
      

      
      Kommt es überhaupt einmal zu staatlichen Interventionen, geht es dabei meistens darum, die schlimmsten Auswüchse des ungezügelten
         Wettbewerbs zu korrigieren und Einrichtungen das Handwerk zu legen, die sich finanzieller Misswirtschaft oder Betrügereien
         größeren Stils schuldig gemacht haben. Staatliche Aufsicht soll für minimalen Verbraucherschutz und die korrekte Abwicklung
         von öffentlichen Zuwendungen an die Hochschulen sorgen. Die Machtverteilung und Betriebslogik des institutionellen Arrangements
         darf sie nicht antasten: Der Staat tritt als Moderator und Sponsor der Hochschulbildung auf, aber weder als Impressario noch
         als Leviathan, der den gnadenlosen Konkurenzkampf der verschiedenen Einrichtungen durch sein mächtiges Wort schlichtet. Was
         der Politik bleibt, sind im Wesentlichen Appelle und leere Drohungen, wie sie im Zusammenhang mit den rasanten Preissteigerungen
         für ein Studium in jüngster Zeit häufiger zu hören sind: Sollten die reichen privaten Colleges ihre Vermögenserträge nicht
         stärker dazu nutzen, die Studiengebühren zu senken, tönt es gelegentlich vom Capitol Hill, werde man ihre steuerlichen Privilegien
         kassieren.
      

      
      Trotz einer langen Tradition massiver materieller Unterstützung für öffentliche wie private Hochschulen verfügt der Bund lediglich
         über schwache und zudem meist indirekte Kompetenzen. Seine Rolle beschränkt sich auf finanzielle Hilfen für Studenten aus
         einkommensschwachen Familien sowie die Forschungsförderung. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die bundesstaatliche Studienförderung
         zur wichtigsten Triebfeder für die frühe, rasche und anhaltende Expansion des amerikanischen Hochschulwesens. Ihre bildungs-
         und sozialpolitische Bedeutung ist kaum zu überschätzen. Bis heute bleibt sie eine wichtige Einnahmequelle für viele Hochschulen.
         Ungewöhnlich und, wenn man so will, »typisch amerikanisch« an dieser Förderung ist die Verquickung staatlicher Alimentierung
         und marktwirtschaftlicher Steuerung. Die Gelder fließen nämlich nicht direkt an die Hochschulen, sondern über den Umweg der
         Studenten, denen der Staat Stipendien oder Darlehen zur Finanzierung ihrer Studienkosten gewährt. Weil es nicht um eine institutionelle
         Förderung oder Subventionierung von Studienplätzen geht, spielt es auch überhaupt keine Rolle, ob eine Hochschule privat oder
         staatlich ist – in beiden Fällen bekommt sie für jeden |31|eingeschriebenen Studenten, der zu einer staatlichen Unterstützung berechtigt ist, denselben Betrag.
      

      
      Allerdings wollte man verhindern, dass Hochschulen, die Studienprogramme zweifelhafter Qualität anbieten, von der staatlichen
         Alimentierung profitieren. Studenten werden daher nur dann gefördert, wenn sie an einer Hochschule studieren, die sich regelmäßig
         institutionell akkreditieren lässt. Wählen sie eine Einrichtung, die diese Voraussetzung nicht erfüllt, gehen sie leer aus.
         So gibt es zwar kein förmliches Akkreditierungsgebot, aber wenn eine Hochschule dieses Gütesiegel nicht besitzt, darf sie
         nur Privatzahler aufnehmen. Das kann sich letztlich keine Einrichtung leisten – weniger aus finanziellen Gründen, sondern
         weil das auch ein schlechtes Licht auf sie wirft. Daher stellen sich amerikanische Hochschulen alle sieben bis zehn Jahre
         nolens volens dem aufwendigen Verfahren, um ihren Zulassungsbrief von einer der sechs staatlich anerkannten Akkreditierungsagenturen erneuert
         zu bekommen. Dieser »zwanglose Zwang« ist die einzige gesetzlich verankerte Qualitätssicherung im amerikanischen Hochschulsystem.
         Akkreditierungen einzelner Studiengänge durch Berufsverbände und Programmevaluationen oder institutional reviews durch Wissenschaftsorganisationen sind dagegen nirgendwo vorgeschrieben, sondern erfolgen ausschließlich auf freiwilliger
         Basis. Ob und in welchem Umfang sie mitmacht und wie sie mit den Ergebnissen umgeht, entscheidet jede Hochschule nach Opportunität
         und Marktlage allein für sich. Staatliche Aufsicht kommt nur noch ins Spiel, wenn geprüft wird, ob ein Institut die formalen
         Förderauflagen erfüllt und dem Bundeserziehungsministerium korrekte Studentenzahlen gemeldet hat. In diesem Zusammenhang eröffnet
         letzteres fast jedes Jahr Ermittlungsverfahren gegen zwielichtige degree mills und »illegitimate and fraudulent institutions«, die aber nur in wenigen Fällen zu förmlichen Strafverfahren führen.
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      Leitmotive 

      
      Als sei nichts selbstverständlicher als das, stellten die Vereinigten Staaten die Arbeit und Entwicklung ihrer Hochschulen
         unter das trinitarische Leitmotiv Selbstverantwortung, Markt und Wettbewerb, ohne dass darüber jemals eine explizite Entscheidung
         getroffen werden musste. So erscheint das System heute als eine nahezu beliebige Ansammlung selbständiger |32|Einrichtungen, das von ein paar freiwilligen Assoziationen und halbstaatlichen Agenturen mit unklaren Kompetenzen ergänzt,
         aber nicht gelenkt wird. Es ist ungegliedert, unübersichtlich, steckt voller Widersprüche und Paradoxien. Zugleich ist es
         erstaunlich stabil und »im Kern gesund«. Es hat keine Steuerungszentrale, sondern besitzt nur ein paar Clearingstellen mit
         beschränktem Wirkungsradius. Es folgt keiner Blaupause, keinem Masterplan oder raffiniertem Design, sondern entwickelt sich
         inkrementalistisch aus einem »System der Bedürfnisse«. Es ist so intransparent, dass man es in einem Organigramm nicht plausibel
         abbilden kann, und hat dennoch alle Rufe nach einer besseren Abstimmung seiner weithin unverbundenen Teile abwehren können.
         Es umfasst private und staatlich getragene Hochschulen, aber der öffentliche Sektor ist in jedem Einzelstaat anders strukturiert
         und wird inzwischen nirgendwo mehr ausschließlich oder auch nur überwiegend aus Steuermitteln finanziert. An Paradoxen mangelt
         es also nicht, und wer bei diesem Wirrwarr die Übersicht verliert, ist nicht selber schuld.
      

      
      Doch selbstverständlich existiert ein informelles Kataster für das schwierige Gelände, dessen feine Unterschiede gewisse Ähnlichkeiten
         mit einem Kastenwesen haben. Rankings, Kennzahlen, informelle Erwartungshaltungen und das Wahlverhalten der Studienbewerber
         stützen und reproduzieren diese Orientierungen. Gleichzeitig gibt es aber wiederum so viele Nischen, Besonderheiten und Grauzonen
         in diesem Gewirr, dass sich Schattierungen und fließende Übergänge mit harten Kontrasten abwechseln. Wer meint, unter diesem
         ungeregelten Durcheinander und scharfen Konkurrenzdruck müsse die Arbeit und Qualität der Hochschulen leiden, irrt jedoch.
         Denn just der unerbittliche Wettbewerb, die offene Feldschlacht und das verdeckte Buhlen um die besten Studenten und Professoren,
         um öffentliche und private Gelder rücken die Qualität der Hochschulen immer wieder ins Rampenlicht kritischer Fragen und öffentlicher
         Beobachtung: Ist ein Studium seinen Preis wirklich wert? Sind die Mühen, eine Zulassung an einer selective school* zu ergattern, und deren zusätzliche Kosten gerechtfertigt? Was zeichnet Hochschule X vor ihren Mitbewerbern aus? Kann sie
         liefern, was ihr Prestige verspricht? Wie weit trägt ihre Reputation?
      

      
      Qualität und equity – Fragen nach der Leistungsgerechtigkeit für verschiedene soziale Gruppen – sind denn auch die Top-Themen in der Berichterstattung
         über Hochschulen und in ihrer öffentlichen Wahrnehmung. Anders als in Europa, wo sich neuerdings alles um »Qualitätssicherung«
         und »Qualitätsmanagement« dreht, will man in den USA die Qualität und |33|Ergebnisse der Ausbildung an einer Hochschule messen. Ökonomen und Sozialwissenschaftler erkunden immer raffiniertere Methoden,
         um sie zu erfassen. Rankings verhelfen Publikumszeitschriften zu hoher Aufmerksamkeit und Auflagensprüngen. Wissenschaftsorganisationen
         steuern ihre eigenen Ansichten und Datensätze zur Qualitätsdebatte bei, und Studienbewerber versuchen, den speziellen sound der Colleges ihrer Wahl zu treffen. Hochschulen überbieten sich darin, ihre Vorzüge herauszustellen und zu kommunizieren –
         in feierlichen akademischen Ehrungen und Zeitungsanzeigen, in denen sie sich der Auszeichnungen ihrer Studenten mit Fulbright
         oder Rhodes Stipendien rühmen und ihren Wissenschaftlern zu prestigeträchtigen Preisen gratulieren, im Studentenmarketing,
         auf ihren Homepages, in Alumnivereinen, honor societies und fundraising-Kampagnen*. Da der sportliche Wettkampf in den USA groß geschrieben und Teamsport geliebt wird, stoßen akademische Medaillenspiegel
         und Tabellen mit den besten professional schools, höchsten Drittmitteln oder größten Vermögen stets auf Interesse, und viele Hochschulangehörige können das Leistungsprofil
         »ihrer« Studenten auswendig herbeten.
      

      
      Hochschulen in Amerika waren und sind demnach ein im besten Sinne zivilgesellschaftliches Projekt: Sie entwickelten sich im
         freien Spiel gesellschaftlicher Kräfte, sozialer Interessen und kultureller Strömungen, teilweise unter massiver Mithilfe
         des Staates, aber zu keiner Zeit als eine staatliche Veranstaltung. Auch die Einzelstaaten als Träger der öffentlichen Hochschulnetze
         halten sich aus dem operativen Geschäft weitgehend heraus und nehmen ihre Interessen stattdessen indirekt wahr, durch Budgetauflagen
         oder durch ihre Stimme in den Hochschulräten. Von Verstaatlichung hat man in den USA nie viel gehalten. Auch für das Hochschulwesen
         stand sie nie ernsthaft zur Debatte – weder unmittelbar nach 1945, als man sich von einer Ausweitung des Hochschulzugangs
         eine neue, bessere Gesellschaft und immer mehr Wohlstand versprach, noch nach dem Sputnik-Schock von 1957, als das Überleben
         der Nation gleichsam über Nacht vom raschen Ausbau naturwissenschaftlicher Lehr- und Forschungskapazitäten abzuhängen schien.
         Staatliche Machtmittel – Gesetze, Regularien, Ge- und Verbote, Steuergelder – blieben ein randständiger, in Wirkung und Reichweite
         eng begrenzter Faktor im großen Spiel von Angebot und Nachfrage. Das bietet genug Raum auch für ganz neue Typen von Einrichtungen
         und Programmen, wie der erstaunliche Erfolg niedrigschwelliger Community Colleges nach 1945 und der rasante Aufstieg kommerzieller
         Hochschulen in den 1990er Jahren bezeugen.
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      |34|Quantitative Dimensionen 

      
      Das dritte Strukturmerkmal des amerikanischen Hochschulwesens, seine enorme Größe, ist eng mit den beiden anderen verknüpft,
         die wir bisher beleuchtet haben: Vielfalt und Marktorientierung zwingen jede Hochschule zur Umtriebigkeit. Sie muss sich im
         Wettbewerb positionieren und alles daran setzen, dass sie für Studienbewerber und Sponsoren, Stiftungen und Wissenschaftler
         sowie für die staatliche Forschungsförderung möglichst attraktiv ist. Von der Angebotsseite her war und ist es daher ein Leichtes,
         das Leistungsspektrum und die Versorgungsdichte der Hochschulausbildung auszuweiten, sofern und sobald es die Nachfrage verlangt.
         So bedurfte es nur einer Initialzündung, um einen stürmischen Expansionsprozess auszulösen, der das Hochschulwesen und schließlich
         auch das Gesicht der amerikanischen Gesellschaft nachhaltig veränderte. Sie kam mit dem GI-Bill von 1944, der jedem Kriegsveteranen einen Anspruch auf staatliche Unterstützung für die Kosten einer Collegeausbildung zusagte
         und zum Ausgangspunkt für weitere Gesetze wurde, die den Kreis der Empfangsberechtigten schließlich auf alle Amerikaner ausweitete.
         Damit setzten sich die USA an die Spitze eines internationalen Trends zur Expansion der Hochschulbildung, in dessen Gefolge
         nicht nur die absoluten Studentenzahlen rasant anstiegen, sondern auch der Anteil von Hochschulabsolventen an der Bevölkerung.
         Im Gleichtakt durchlief das amerikanische Hochschulwesen, wiederum als weltweit erstes, einen nachhaltigen Paradigmenwechsel
         von der Elite- zur Massenausbildung (Trow 2001).
      

      
      Trotz ihrer historischen Vorreiterfunktion stehen die USA, wenn es um die soziale Öffnung der Hochschulbildung und quantitatives
         Wachstum geht, heute nicht mehr an vorderster Front. Mehr als die Hälfte einer Alterskohorte zu einem Hochschulabschluss zu
         führen, wozu einige Länder inzwischen entschlossen sind, halten hier weder die Politik noch die Wissenschaftsorganisationen
         für ein Gebot der Stunde oder gar für eine nationale Überlebensfrage. Bildungspolitisch hat eine umfassende und nachhaltige
         Verbesserung des öffentlichen Schulwesens eindeutig Priorität vor einem weiteren Ausbau des tertiären Sektors.
      

      
      Nach den jüngsten OECD-Statistiken verfügten 2004 39 Prozent der 25- bis 64-jährigen Amerikaner über einen Hochschulabschluss,
         was das Land zum klaren Tabellenführer machte.9 Aber Japan oder Schweden sind ihm dicht auf den Fersen – und holen nicht nur auf, sondern sind dabei, es zu übertreffen.
         Während sich das Bildungsprofil jüngerer Amerikaner |35|heute nicht mehr vom Gesamtdurchschnitt unterscheidet, das heißt eine »Hochschulsättigung« zu verzeichnen ist, haben in Kanada
         inzwischen bereits 53 Prozent, in Japan 52, in Korea 49 und in Schweden 42 Prozent der 25- bis 34-Jährigen eine Hochschulausbildung
         absolviert. Schlüsselt man diese aggregierten Daten weiter auf, verblasst der Glanz vollends. Denn für die amerikanische Traumquote
         schlagen auch Abschlüsse an solchen Einrichtungen zu Buche, die zwar nominell zum tertiären Bildungswesen rechnen, aber genau
         genommen keine Hochschulen, sondern (höhere) Fachschulen sind, nämlich 2-year institutions*, die einen Associate Degree verleihen. Daher sind die Daten der OECD zwar hilfreich, wenn man eine grobe Bestandsaufnahme vornehmen und Trends erkennen
         will. Wer ein genaueres Bild vom Umfang und Leistungsvolumen des amerikanischen Hochschulwesens gewinnen möchte, muss aber
         auf Statistiken aus den USA selber zurückgreifen. Sie zeichnen ein deutlich anderes Bild: Nach dem jährlichen Zahlenspiegel
         des Chronicle of Higher Education besaßen 2004/05 nur 34,6 (und nicht etwa 39) Prozent aller Amerikaner über 25 Jahren eine abgeschlossene Hochschulausbildung.
         Doch nur 27,2 Prozent hatten einen Bachelor- oder höheren Abschlussgrad an einer 4-year institution erworben.10 Diese Hochschulquote im engeren Sinne hat sich nach einem Höhepunkt 1971 mit 29 Prozent seit den frühen 1980er Jahren kaum
         noch verändert. Andere G8-Länder haben inzwischen längst ein ähnliches Niveau erreicht, so dass die USA hier weder Ausreißer
         noch Trendsetter sind.
      

      
      Von Stillstand kann dennoch keine Rede sein. Dank der demographischen Entwicklung ist das amerikanische Hochschulwesen auch
         während der letzten vier Jahrzehnte kräftig gewachsen. Umfasste es 1966 2.329 Einrichtungen, zählten 2005 annähernd doppelt
         so viele dazu, nämlich 4.216. Die Gesamtzahl der Studenten stieg in derselben Zeit sogar fast auf das Dreifache, nämlich von
         etwa 6,4 Millionen auf 17,4 Millionen.11 5,8 Prozent der gut 300 Millionen Einwohner der USA befinden sich heute in irgendeiner Art von hochschulischer Aus- und Weiterbildung.
         Eine analoge Entwicklung verzeichnete die Zahl jährlich abgelegter Examina, mit besonders großen Sprüngen beim Master und
         bei den Associate Degrees. Wenn letztere 2005 fünfmal öfter verliehen wurden als 1966, zeigt das, dass die unteren Segmente des tertiären Bildungssektors
         deutlich schneller gewachsen sind als der universitäre Sektor.
      

      
      Selbstredend lassen sich diese Zahlen nur bedingt mit denen für Deutschland vergleichen. Trotzdem zeigt schon ein flüchtiger
         Blick, dass |36|wir es in Amerika mit völlig anderen Größenordnungen zu tun haben: In Deutschland erreichen heute etwa 37 Prozent eines Altersjahrgangs
         irgendeine Art von Hochschulreife. Knapp die Hälfte davon, nämlich etwas mehr als 16 Prozent, schließt ein Studium erfolgreich
         ab. In den USA erwerben dagegen knapp 70 Prozent einer Altergruppe direkt und ohne größere Umwege ein HSD, weitere 15 bis
         17 Prozent holen es irgendwann später nach, so dass unterm Strich je nach Rechnungsweise 85 bis 87 Prozent der Bevölkerung
         die zwölfjährige Schulzeit erfolgreich abschließen. Gut 40 Prozent der Inhaber eines HSD beginnen eine vierjährige undergraduate education an einem College, das 27 Prozent einer Alterskohorte mit dem Bachelor in der Tasche verlassen.
      

      
      Waren 2005 in Deutschland knapp 2 Millionen Studenten an 339 staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen eingeschrieben,
         entsprach das etwa 2,4 Prozent seiner Bevölkerung. Bezieht man in den Vergleich mit den USA nur jene 2.560 Hochschulen ein,
         die mindestens den Bachelorgrad verleihen, sind das insgesamt 10,7 Millionen Studenten und knapp 3,6 Prozent der Bevölkerung.
         Proportional zur Bevölkerung gibt es in Amerika damit gut doppelt so viele Hochschulen und fast anderthalbmal so viele Studenten
         wie in Deutschland: Think big!
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      American Exceptionalism 

      
      Bislang haben wir bei unserer Suche nach den Besonderheiten der amerikanischen Hochschulwelt drei Strukturmerkmale ins Visier
         genommen: Ihre enorme Vielfalt, den Primat des Marktes und wettbewerblicher Steuerungsprinzipien und drittens ihre große Erfassungsdichte.
         Gibt es noch etwas anderes, was sie auszeichnet und außergewöhnlich macht? 1831 sprach Alexis de Tocqueville in seiner berühmten
         und noch immer aktuellen Studie »Über die Demokratie in Amerika« erstmals von einem American exceptionalism. Seither hat dieser Begriff in Selbst- wie Fremdbeschreibungen der amerikanischen Politik und Gesellschaft einen festen Platz
         gefunden. Amerikaner und ausländische Beobachter, Bewunderer wie Kritiker fasziniert die Vorstellung, dass es mit diesem Land
         und seiner Lebensweise etwas Besonderes auf sich habe. Immer wieder haben sie versucht, dieses gewisse Etwas zu erfassen.
         Manche erkennen es in seinen religiösen Wurzeln, im Anspruch eines auserwählten Volkes, in einer »city on the hill« zu |37|leben. Andere verweisen auf seine unbegrenzten Ressourcen, beispiellosen persönlichen und wirtschaftlichen Freiheiten und
         die in jeder Hinsicht offenen Grenzen, die dem Land einen besonderen Platz in der Welt sichern. Die Überzeugung, dass die
         Vereinigten Staaten ihren Bürgern einzigartige Chancen bieten, Tatendrang und Elan schätzen sowie Fleiß und Leistung belohnen
         durchzieht nicht nur die politische Rhetorik Amerikas, sondern ist tief in allen Poren und Schichten der Gesellschaft verankert.
         Philosophen, Sozialwissenschaftler und Ökonomen haben große Anstrengungen unternommen, ideologische von empirisch belegbaren
         Komponenten des American exceptionalism zu trennen und deren merkwürdige, Ausländer nicht selten verstörende Verquickung besser zu verstehen. Die meisten führen das
         Phänomen auf eine besondere Konstellation kultureller, ökonomischer und politischer Kräfte während der Kolonialzeit und der
         republikanischen Gründungsphase zurück: Freiheitsdrang und starke religiöse Bindungen, die sich zu einer besonderen Form von
         Individualismus zusammenfanden; »offene Grenzen«, Abenteurertum und reiche Gelegenheiten zur Landnahme; der allmähliche Aufbau
         einer neuen Nation aus nur locker integrierten Gemeindeverbünden und freiwilligen sozialen Verbänden; und schließlich eine
         starke Prise Gemeinsinn und Strebsamkeit (Tocqueville 1985; Lipset 1963).
      

      
      Gibt es ein ähnliches Phänomen auch im Hochschulwesen? Man kann sich dieser Frage auf doppelte Weise nähern. Eine einfache,
         fast intuitive Antwort bietet die äußere Erscheinungsform der US-Hochschulszene: Ihre weithin hingenommene und gelegentlich
         sogar zur Tugend stilisierte Unordnung. Sie ist vor allem deshalb ungewöhnlich, weil sie mit einem merkwürdigen Brückenschlag
         zwischen den weitgehend selbständigen Insitutionen und einer durchgängigen Orientierung an bürgerschaftlichen Werten und der
         Wohlfahrt des Gemeinwesens einhergeht. Das führt zu komischen Verwerfungen und Paradoxien. Zugleich aber setzt das Chaos Entwicklungspotenziale
         frei, wie sie geplante, zentral koordinierte Systeme nie zu mobilisieren vermögen. Alternativ bietet sich eine historische
         Verortung des exceptionalism an. Viele, wenn nicht die meisten Studien über amerikanische Hochschulen leiten deren charakteristische Merkmale und Orientierungen
         aus religiösen Wurzeln, den kulturellen Traditionen unterschiedlicher Einwanderergruppen und einer besonderen Konstellation
         sozialer und wirtschaftlicher Interessenkonflikte im Land der unbegrenzten Möglichkeiten ab: Dem Aufbau aller Bildungseinrichtungen
         aus lokalen Gemeinden und Verbänden, der bunten Schar religiös gefärbter, idiosynkratischer |38|Einrichtungen, der Abspaltung der professional education vom College oder dem enormen Stellenwert von leadership und sportlichen Aktivitäten. Beide Ansätze, der phänomenologische und der historische, verhelfen uns zu einer Fülle interessanter
         Einsichten in die hohe Pfadabhängigkeit der Hochschulentwicklung in den USA. Ihre Ergebnisse sind plausibel – aber nicht gerade
         überraschend. Eine wirklich befriedigende Antwort auf die Frage nach dem exceptionalism im amerikanischen Hochschulwesen liefern sie nicht.
      

      
      Zum Glück stoßen wir auf unserer weiteren Suche schon bald auf ein Phänomen, das vermutlich nur ausländischen Beobachtern
         als ungewöhnlich auffällt. Um die Hochschulausbildung und vor allem das undergraduate college als sozialer Institution rankt sich eine dichte und äußerst vielschichtige Semantik von Ansprüchen und Hoffnungen, Zielen
         und Ritualen. Diese merk-würdige rhetorische Einbettung und die damit einhergehenden symbolischen Praktiken rücken die amerikanische
         Hochschulwelt so klar und weit von allen anderen ab, dass man kaum anders kann, als einen exceptionalism am Werk zu sehen. Dessen Inhalte widersprechen allerdings manchem gängigen Klischee – vor allem dem, die USA seien ein Land,
         dessen Bewohner, von rigorosem Erwerbssinn getrieben und erfüllt, stets nur auf ihren wirtschaftlichen Vorteil aus wären und
         in dem nichts zähle, was sich nicht in Geld ausdrücken lässt. In den öffentlichen Debatten und Äußerungen zur Aufgabe von
         Hochschulen, in mission statements und Umfragen unter Studenten wird man davon kaum etwas wiederfinden. Nicht, dass der ökonomische und soziale Nutzen einer
         Hochschulausbildung unbeachtet bliebe oder nicht geschätzt würde. Doch anders als in Europa oder Asien dominiert diese Perspektive
         nicht die öffentliche Verständigung über Ziele und Zwecke eines Studiums und über die Rolle und Aufgaben von Hochschulen in
         der Gesellschaft.
      

      
      Das gilt auch und gerade für die Rolle und Wahrnehmung von Elite-Hochschulen. Von allen anderen Hochschultypen unterscheiden
         diese sich nämlich in erster Linie darin, wie sie es mit dem vocational training, der berufsvorbereitenden Funktion eines Studiums halten. In den oberen Rängen der amerikanischen Hochschulwelt würde man
         die Kursvorgaben des britischen Erziehungsministers Johnson auf der fünften Bologna-Folgekonferenz in London 2007 vermutlich
         nur mit Kopfschütteln oder hochgezogenen Augenbrauen quittieren: Eine Hochschulausbildung, forderte er, müsse Absolventen
         »the right skills to do the job« vermitteln, wie potenzielle Arbeitgeber sie definierten und brauchten.12 Die am besten angesehenen |39|Hochschulen in den USA halten es lieber mit anderen Tugenden. »Capacity building« und Persönlichkeitsentwicklung der Studenten
         bedeuten ihnen mehr als job skills und berufspraktische Fertigkeiten. Ihr Ziel ist nicht die Qualifizierung akademischer Facharbeiter, sondern die »education
         of leaders«. Selbst wenn sich die große Mehrzahl der US-Hochschulen mit weniger anpruchsvollen Zielen begnügt und amerikanische
         College-Studenten mehrheitlich Fächer wählen, die ohne viel Drumherum eine Vermittlung berufsrelevanter Fähigkeiten und Fertigkeiten
         versprechen, strahlt die Abneigung gegen eine stromlinienförmige Ausrichtung von Lehre und Studium an den tatsächlichen oder
         vermeintlichen Erfordernissen des Arbeitsmarktes weit über den elitären Zirkel der ivy league hinaus. Einer Hochschulbildung, darin stimmen amerikanische Wissenschaftler und Studienbewerber, Politiker und Journalisten
         nahezu vollständig überein, müsse es auch und vor allem um die Vermittlung und Einübung von Haltungen, Eigenschaften und Fähigkeiten
         von hohem gesellschaftlichen Nährwert zu tun sein: »Higher education’s goals transcend solely economic purposes. Of course
         we want students who live lives of economic productivity. But we also want to imbue students with a deep sense of engagement,
         commitment, and efficacy as citizens in a democracy. We want them to have a strong sense of social responsibility, personal
         meaning, and a continuing capacity for adaptation and new learning.« (Shulman 2006: B10)
      

      
      Dieses Zitat ist nur eins von Dutzenden, ja Hunderten ähnlicher Verlautbarungen. Nicht erst seit John Deweys »progressive
         education« am Ende des 19. Jahrhunderts den erfahrungsgeleiteten Wissenserwerb, Verstehen und Verständigung sowie soziale
         Verantwortungsbereitschaft in einem demokratischen Gemeinwesen zum wichtigsten Ziel jeder Erziehungsbemühung erklärte, zieht
         sich ein Grundtenor durch den amerikanischen Bildungsdiskurs: Persönlich-moralische Entwicklung ist genauso wichtig wie Wissensvermittlung
         und das Training kognitiver Fähigkeiten, wenn nicht wichtiger.13 Es wäre vorschnell und töricht, das als bloße Rhetorik abzutun. Vielmehr besetzt education (in der ganzen Bedeutungsbreite von Bildung, Selbstvervollkommnung, Ausbildung, Kompetenzerwerb) sowohl im Gesellschaftsentwurf
         als auch in der Kollektivbiographie von US-Amerikanern einen prominenten Platz. Sie gilt als Wunderwaffe, um die kniffligen
         Probleme des Staats- und Gesellschaftslebens zu lösen, soziale Positionen und ökonomische Vorteile gerechter zu verteilen,
         Mobilität zu fördern, bürgerschaftliche Verständigung anzuregen und demokratische Teilhabe zu befördern. Aus diesem Blickwinkel
         entspringt der exceptionalism |40|der amerikanischen Hochschulwelt einer politischen Kultur, die von civic responsibilities und der Bildungswilligkeit, aber auch Bildungsfähigkeit jedes einzelnen Menschen eine bessere Daseinsvorsorge erwartet, als
         sie der Staat jemals zu leisten imstande wäre. Im politischen Bewusstseinshorizont der USA ist education so tief eingegraben wie in Deutschland der »Daseinsfürsorgestaat« (Ernst Forsthoff) und die rechtsstaatliche Ordnung. Education und speziell higher education gilt als Hauptquelle sozialen Fortschritts und, bildlich ausgedrückt, entscheidende Stellschraube im erfolgreichen Zusammenspiel
         zwischen einer »Verwissenschaftlichung der Lebenswelt«, Demokratisierung der politischen Kultur und Ausweitung sozialer Teilhaberechte
         (Schofer/Meyer 2005).
      

      
      Wenn es für jedes Land, jede Gesellschaft eine bestimmte Überzeugung oder Tonlage gibt, die sie in besonderer Weise charakterisiert,
         dann ist das für die USA bekanntlich der Glaube, hier könne es jeder zu etwas bringen, der nur wolle und hart genug dafür
         arbeite. Seit den frühesten Tagen der Republik besitzt Bildung eine wichtige Scharnierfunktion in diesem Panorama. Immerhin
         erlaubt sie es, scheinbar widersprüchliche Interessen und Orientierungen harmonisch zu verbinden, nämlich einen radikalen
         Individualismus bürgerlicher Strebsamkeit mit dem Wunsch nach einem Gemeinwesen, das sich auf Teilhabe (equity) und Verdienst (merit) statt auf althergebrachten Privilegien des Standes oder unverdienten sozialen Vorteilen gründet. Der American dream verspricht jedem Bürger die Chance, etwas aus sich zu machen – das und nicht mehr ist ihm die Gesellschaft schuldig. Wo aber
         jeder selber seines Glückes Schmied sein soll, werden harte Arbeit und education als sich wechselseitig verstärkende Zwillingstugenden gewissermaßen zur Bürgerpflicht. Letztere erscheint als Königsweg, um
         das Versprechen von »freedom and happiness« für jeden Einzelnen im Zusammenspiel von »opportunity and achievement« zum Wohle
         der ganzen Gesellschaft einlösen und individuelles Fortkommen mit verantwortungsbereiter citizenship verbinden zu können. 

      
      Der feste Glaube an eine transformative Kraft von education reicht weit zurück. Bereits 1782, noch vor der Französischen Revolution, erklärte Thomas Jefferson, später dritter Präsident
         des jungen Landes, sie sei eine Grundvoraussetzung für dessen ersehnte »republikanische Selbstbestimmung«. 1818 hämmerte er
         die programmatische Verpflichtung des Gemeinwesens und seiner Bürger in ein ebenso schlichtes wie pathetisches Vermächtnis:
         »If the condition of man is to be progressively ameliorated, as we fondly hope and believe, education is to be the chief instrument
         in |41|effecting it.«14 Wohlstand und Glück, Teilhabe und Gerechtigkeit, Gemeinsinn und Verantwortung, Zukunft und empowerment – alles ist in education. So wurde sie zu einer »favored institution in American culture«, ja mehr noch, zu einer neuen Heilsbotschaft, die versprach,
         den legitimen Wunsch nach größtmöglicher Gleichheit der Einzelnen mit den tatsächlichen Unterschieden in Begabungen und Arbeitseifer,
         Glück und Geschick in Einklang zu bringen (Carnevale 2006). Noch der »No Child Left Behind Act« aus dem Jahr 2002, das als
         Jahrhundertwerk gepriesene Bundesgesetz, das die eklatanten Leistungslücken zwischen weißen und schwarzen, wohlhabenden und
         armen Kindern in den öffentlichen Schulen Amerikas innerhalb von zehn Jahren zum Verschwinden bringen sollte, ist der Vorstellung
         verpflichtet, education sei das beste – und vielleicht einzige – Mittel, den Teufelskreis von wirtschaftlichem Elend und sozialer Devianz zu durchbrechen
         und unterprivilegierten Jugendlichen die Chance auf ein besseres Leben zu eröffnen.
      

      
      Dieser Bildungsenthusiasmus und das Vertrauen in die Bildungsfähigkeit wie Bildungswürdigkeit jedes Menschen haben unter anderem
         dazu geführt, dass es in den USA seit dem Ende des 19. Jahrhunderts ein einheitliches, nur nach Jahrgangsstufen gegliedertes
         öffentliches Schulwesen gibt. Kinder ab der Mittelstufe in getrennte Schulformen zu sortieren, wie es in Deutschland üblich
         ist, erscheint aus amerikanischer Sicht als zutiefst undemokratisch. Obwohl alle Statistiken den starken Einfluss sozialer
         Herkunft auf Bildungsverläufe und Lebenschancen belegen, ist die große Mehrheit der Amerikaner felsenfest davon überzeugt,
         in einer offenen Gesellschaft zu leben, in der soziale Mobilität nicht bloß wohlfeiles Gerede, sondern eine Realität ist.
         »Class matters« – eine empirische Erhebung im Auftrag der New York Times zu einer gleichnamigen Artikelserie hat dies erst im Frühjahr 2004 noch einmal eindrücklich gezeigt: Obwohl die Schere zwischen
         Arm und Reich seit den 1990er Jahren immer schneller und immer weiter auseinandergeht, hat das der Vorstellung keinen Abbruch
         getan, mit Talent, Fleiß und Bildungswillen könne man es in Amerika auch heute noch von ganz weit unten nach sehr weit oben
         bringen.
      

      
      Das spiegelt sich in den Slogans wider, mit denen Schulen und Hochschulen öffentlich für sich und ihre Dienste werben: Sei
         smart, ergreife deine Chance, eine bessere bekommst du nirgendwo, bläuen sie den Passagieren von U-Bahnen und Bussen ein.
         »Thinking Ahead« prangt auf dem Logo der privaten Online-University of Phoenix, und wer ihre Homepage anklickt, wird mit der
         Aufforderung begrüßt: »Improve your life. Earn your |42|degree.«15 Der Glaube an die wunderbare, heilsbringende Kraft von Bildung – »faith in education« – ist derart tief in alle Gruppen und
         Schichten der amerikanischen Gesellschaft eingegraben, dass er fast religiöse Züge trägt (Grubb/Lazerson 2004). Wie eine Nährlösung
         durchzieht dieses »gospel« auch hochschulpolitische Analysen und Standortbestimmungen und färbt sie ein. Für das Rollenverständnis,
         die Gestalt und das Curriculum des amerikanischen College war und ist es ungleich wichtiger als staatliche Anforderungen und
         wirtschaftliche Interessen. Dessen Funktion ging nicht darin auf, zunächst ein Durchlauferhitzer für die protestantischen
         Eliten Neuenglands und später dann eine Qualifizierungsmaschine für hochwertige Arbeitskräfte zu sein. Stattdessen verfolgte
         es stets einen civic purpose und verstand sich als »instrument of culture formation«,16 so dass Talcott Parsons und Gerald M. Platt in ihrer anspruchsvollen soziologischen Studie über die amerikanische Universität
         aus dem Jahr 1973 seine eigentümliche Gestalt mit der Funktion begründeten, es solle eine »educated citizenry« heranbilden
         und sie befähigen, mit »competence and intelligence« zur »societal community« beizutragen (Parsons/Platt 1973: 162).
      

      
      Opportunity, equity und excellence: Diese politisch hoch aufgeladenen Begriffe bilden das magische Dreieck der US-Hochschulentwicklung, treiben sie voran und
         sorgen dabei für immer neuen Brennstoff. Lange bevor europäische Länder soziale Chancengleichheit als ein Hauptanliegen nationaler Bildungspolitik entdeckten und ihr
         Hochschulwesen ausbauten, um mehr soziale Teilhabe, Mobilität und distributive Gerechtigkeit zu erreichen, begriffen sich
         amerikanische Hochschulen bereits als Transmissionsriemen für eine »aristocracy of talent«, wie Jefferson es treffend nannte. Zu effektiven Inkubatoren einer sich als »meritokratisch« verstehenden Gesellschaft wurden sie allerdings erst nach 1945,
         als der massive Ausbau des öffentlichen Hochschulwesens auch breiteren Bevölkerungskreisen den Zugang zu einer anspruchsvollen,
         wissenschaftsgeleiteten Hochschulausbildung ermöglichte.
      

      
      Seit sie sich dieser Agenda von »opportunity and achievement« gestellt und ihre einstige soziale Exklusivität eingebüßt haben,
         spielen Hochschulen im gesellschaftlichen Stoffwechsel der USA eine Rolle, die ihresgleichen anderswo sucht (Trow 1991; 1993).
         Indem sie sich zu sozialer Öffnung, kultureller Vielfalt und Chancengleichheit bekennen, wird das unterschiedliche Profil
         ihrer Studentenpopulation als politisches Gut gewissermaßen salonfähig. Selbst das starke Prestigegefälle zwischen den Hochschulen
         |43|erscheint unter dieser Perspektive als legitim, weil es die Spannung zwischen dem Wunsch nach einer breiten Öffnung »für alle«
         und einer selektiven Förderung besonders leistungsfähiger Studenten in einer institutionellen Differenzierung auflöst, die
         lediglich Leistungsunterschiede widerzuspiegeln vorgibt. Mit dieser »zertifizierten Schichtung« (Brown 2001) untermauern die
         Hochschulen das Selbstbild der amerikanischen Gesellschaft, jedem Talent die Chance zu geben, das Beste aus sich zu machen.
         Nicht von ungefähr sind Stipendien und Darlehen für bedürftige Studenten eine wichtige Säule der amerikanischen Sozialpolitik:
         Wenn der Staat bildungswilligen und strebsamen Bürgern zu einer Collegeausbildung verhilft, steht das für eine ordnungspolitische
         Grundüberzeugung und eine bestimmte Denkschule sozialer Gerechtigkeit. Danach darf und kann der Staat zwar Hilfe zur Selbsthilfe
         leisten und den Aufbau individueller capacities mit Transferleistungen unterstützen. Er sollte aber tunlichst davon absehen, Einkommen umzuverteilen und Bürger mit »unverdienten«
         Sozialleistungen auszuhalten.
      

      
      Ihre Schlüsselrolle im Drehbuch des American dream sichert den Hochschulen also nicht nur eine nach europäischen Maßstäben ungewöhnlich hohe Wertschätzung und Aufmerksamkeit,
         sondern auch eine großzügige materielle Förderung durch den Staat – sei es direkt im Fall der von den Einzelstaaten betriebenen
         öffentlichen Hochschulen oder indirekt in Form der Bundesmittel für Studienbeihilfen und Forschungsvorhaben. Allerdings impliziert
         der prominente gesellschaftliche Ort auch problematische Folgen. Eine liegt im rasanten Aufgabenzuwachs der Hochschulen, der
         tendenziell überforderte multiversities aus ihnen macht (Kerr 2003) und sie immer stärker ins Fadenkreuz externer Ansprüche und Erwartungen rückt, die oft umstritten,
         widersprüchlich oder gar unerfüllbar sind – man denke an affirmative action für Studienbewerber und Beschäftigte aus unterprivilegierten Bevölkerungsgruppen oder an die Forderung, jede Hochschule solle
         darüber Rechenschaft ablegen, welchen Mehrwert ihre Lehrprogramme vermitteln und was sie für Studierende aus ärmeren Familien,
         ethnische Minderheiten, Frauen und andere spezielle Zielgruppen tut. Auch in anderen Ländern sehen sich Hochschulen heute
         solchen Wünschen ausgesetzt, doch die Emphase (um nicht zu sagen das Pathos), mit der sie in Amerika vorgetragen, verhandelt
         und eingeklagt werden, sucht ihresgleichen. Die Besonderheit will es aber auch, dass sie ihnen dank ihres starken institutionellen
         Selbstbewusstseins weit weniger nachgeben, als es Hochschulen in vielen anderen Teilen der Welt zu tun gezwungen sind.
      

      
      |44|Exceptionalism zeigt das amerikanische Hochschulwesen schließlich noch in drei anderen Phänomenen. Da ist zuerst die selbstverständliche
         Bereitschaft, Studiengebühren zu bezahlen, obwohl diese inzwischen oft schwindelerregende Höhen erreichen. Angesichts der
         eindeutigen Einkommensvorteile von Hochschulabsolventen halten es Amerikaner indes nur für gerecht, Studenten an den Kosten
         ihrer Ausbildung zu beteiligen und ein Studium nicht gratis anzubieten. Zweitens ist die Art und Weise, wie Hochschulen in
         Amerika nach außen auftreten und intern kommunizieren, einzigartig. Es gehört zum guten Ton, dass sie bei jeder nur denkbaren,
         festlichen und weniger feierlichen Gelegenheit auf ihre mission verweisen und sich ihrer wunderbaren Professoren, Studenten und Leistungen rühmen. Manchen ausländischen Beobachtern gefällt
         dieser sound, andere finden ihn peinlich. Doch dabei geht es nicht bloß um Stilfragen, sondern vielmehr um die »Unternehmensphilosophie«.
         Jede Hochschule, die einen »guten Job« machen will, weiß, dass das nur mit einem starken Selbstbewusstsein funktionieren kann.
         Elite-Unis, die unter ständigem Druck stehen, ihre hohen Ansprüche und Kosten zu rechtfertigen, beherrschen die Klaviatur
         perfekt. Doch auch die meisten anderen wissen sehr genau, was auf dem Spiel steht und lassen sich in ihrer Selbstvermarktung
         nicht lumpen. Schaut man sich auf dem Campus um, scheint das nirgendwo Anstoß zu erregen, sondern im Gegenteil allgemein Gefallen
         zu finden.
      

      
      Das dritte und letzte Phänomen, das amerikanische Hochschulen so anders macht, ist die eifrige Pflege einer corporate identity. Ihre Fähigkeit, intensive und bemerkenswert lange emotionale Bindungen zu stiften und zu mobilisieren, ist unerreicht. Viele
         deutsche Hochschulen sind verzweifelt bemüht, es ihnen darin nachzutun – bisher mit geringem Erfolg. Studenten und Alumni
         amerikanischer Hochschulen stellen unaufgefordert Gefühle stolzer Zugehörigkeit zu »ihrer« Hochschule zur Schau, und zwar
         beileibe nicht nur an den Elite-Unis. Durch Sticker auf den Rückscheiben und Heckklappen ihrer Autos, mit Logos auf Sweatshirts,
         Polohemden und Tassen, mit Wimpeln und prunkvoll gerahmten Diplomen an den Wänden ihrer Büros oder Wohnzimmer »outen« sie
         sich als Mitglieder einer Institution, die ihnen eine family ist und sein will. Wie in einer (funktionierenden) Familie werden Studenten von ihrer Hochschule umsorgt und gehegt, gefördert
         und belobigt, »gecoached« und »gepampert«. Die Art und Weise, wie amerikanische Studenten an »ihre« Hochschule und diese an
         »ihre« Studenten kommen, trägt viel zu solch innigen Bindungen bei. Wenn sich jeder Studienbewerber erst einen Platz im College
         verdienen muss und |45|niemand kraft Amtes zugelassen wird, ist das Potenzial für eine wechselseitige Beziehungskiste groß. Wenn die Ehre der Auswahl
         anschließend auch noch durch die schrecklich-schöne Erfahrung bereichert wird, mindestens zwei Jahre, manchmal auch vier mit
         Kommilitonen in einem Doppelzimmer des residential College* zu verbringen, ist es kein Wunder, dass dieser Soziotop lebenslange Freund- und Seilschaften und ein intensives Beziehungsnetz
         produziert.
      

      
      Nun ist die demonstrative Identifikation mit einer Einrichtung in den USA generell weit verbreitet. Man kennt sie von den
         cheerleaders und Fanabzeichen im Sport, begegnet ihr in Firmen, deren Produkte und Läden einem strikten corporate design folgen, und findet sie in großen Franchise-Unternehmen aus der Dienstleistungsbranche, die mit Vertrauensgütern handeln und
         soziale Netzwerkbildung versprechen. Schon in der Schule werden solche Zurechnungen und Gesellungen eingeübt. In allwöchentlichen
         Versammlungen, Kurs-Olympiaden und Teamsport-Turnieren lernen amerikanische Kinder, sie als selbstverständlichen und wichtigen
         Teil ihrer Lebenswelt zu begreifen und sich verschiedenen communities zuzuordnen. Beim Aufbau und in der Pflege ihrer Netzwerke können Hochschulen an solche Erfahrungen unmittelbar anknüpfen.
         Dank eines geschickten merchandising – dem Vertrieb von Sportkleidung und der Lizenzierung ihrer Logos – profitieren sie von der Zugehörigkeitssehnsucht und den
         Distinktionswünschen ihrer Klientel.
      

      
      Damit hat sich der Kreis unserer ersten Annäherung an die Hochschulwelt der Vereinigten Staaten und ihre charakteristischen
         Eigenheiten geschlossen: Nachdem wir uns zunächst mit drei gängigen Pauschalurteilen über »die« amerikanische Universität
         auseinandergesetzt und drei distinktive Grundmerkmale ihres institutionellen Arrangements ausgemacht haben, führte uns die
         Frage nach einem expliziten exceptionalism der amerikanischen Hochschulbildung mitten hinein in die politische Selbstverortung der USA, in die auch die Hochschulen tief
         eingelassen sind.
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      |47|2 Vom Colonial College zur Spitzenforschung: Gestaltwandel der Hochschulbildung und Hochschulen in Amerika 

      
      In den Vereinigten Staaten gibt es heute knapp 4.400 degree awarding* Einrichtungen der tertiären Bildung. Selbst wenn wir nur die etwa 2.550 Hochschulen berücksichtigen, die mindestens einen
         Bachelorabschluss verleihen und einen gewissen wissenschaftlichen Anspruch führen, ist die Hochschuldichte etwa doppelt so
         groß wie in Deutschland. Aber es ist nicht allein wegen der großen Zahl von Einrichtungen, dass es schwer fällt, sich in der
         amerikanischen Hochschullandschaft zurechtzufinden. Ein viel größeres Hindernis liegt im dichten Gestrüpp der scheinbar unendlich
         vielen verschiedenen Arten und Typen von Hochschulen. Auf der Suche nach einem Wegweiser bietet sich ein historischer Rückblick
         auf die Triebkräfte und Grundmuster der US-Hochschulentwicklung an. Viele Besonderheiten, ja Eigentümlichkeiten des Systems
         und seiner einzelnen Komponenten lassen sich am besten aus ihrer Genese verstehen, die starke Pfadabhängigkeiten schuf.
      

      
      Die gegenwärtige Gestalt des amerikanische Hochschulwesens ist im Wesentlichen das Ergebnis einer fortlaufenden additiven
         Differenzierung. Neue Aufgaben und Zielgruppen, der Wettbewerb um Studenten, Ressourcen und Reputation, seit 1945 massive
         staatliche Hilfen und das enge Zusammenspiel zwischen externen Anforderungen und interner Dynamik haben viele hybride Arten
         von Hochschulen entstehen lassen, so dass die Landkarte heute einem Palimpsest gleicht. Eine Flurbereinigung, wie sie nach
         1990 in England erfolgt ist, hat es in den USA nie gegeben. Das zerklüftete Machtgefüge in der Hochschullandschaft, die Koexistenz
         staatlicher und privater Hochschulen und die dominante Rolle des Marktes haben das stets verhindert. Selbst wenn der Staat
         die notwendigen materiellen und rechtlichen Mittel für einen solchen Durchgriff besessen hätte, wäre ein solcher Schnitt mit
         dem historisch gewachsenen ordnungspolitischen Grundverständnis von den Aufgaben und Formen der Hochschulbildung unvereinbar
         gewesen.
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      |48|Am Anfang war Harvard 

      
      Die ersten amerikanischen Hochschulen, die Colonial Colleges aus dem 17. und frühen 18. Jahrhundert, waren Produkte der Glaubenskriege in Europa und religiösen Eifers, winzige Bibelschulen
         für die Aubildung von Geistlichen für die zersplitterten Gemeinden in der Neuen Welt. Die Pfarrer sollten für die seelsorgerischen
         und administrativen Bedürfnisse der puritanischen Siedler oder des anglikanischen Establishments sorgen und mit biblischen
         Lehren zugleich auch der christlichen Zivilisation im rauen und unwirtlichen Neuengland aufhelfen. Selten zählten diese Anstalten
         mehr als ein Dutzend Studenten. Sie wurden in der Auslegung der Heiligen Schrift geschult, aber auch in solchen Kenntnissen
         und Künsten unterwiesen, die ein gestandener Pfarrer zu beherrschen hatte. Außerhalb der Theologie und dem mittelalterlichen
         Trivium – Grammatik, Logik und Rhetorik – waren das die alten Sprachen, ein wenig Arithmetik und die drei Gebiete der aristotelischen
         Philosophie. Für die anderen beiden »höheren Fakultäten« der europäischen Universität, Medizin und Jura, war in den frühen
         Colleges genauso wenig Platz wie für wissenschaftliche Arbeit nach heutigem Verständnis oder gar für Forschung. Noch bis weit
         in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein wurden Ärzte und Juristen in Amerika mehrheitlich in eigenständigen medical schools und law schools ausgebildet. Selbst dort, wo diese einem College zugeordnet waren, pflegten sie ihre Eigenständigkeit. Die Colleges wiederum
         behielten ihre religiöse Fundierung selbst dann noch bei, als sie sich allmählich für Sprößlinge aus den oberen sozialen Schichten
         öffneten und deren Ausbildung mit Anleihen am Programm der schottischen Aufklärung würzten. Zutritt fanden stets nur Protestanten.
         Bis 1850, als die ersten Frauen-Colleges gegründet wurden, blieben sie zudem, von einigen wenigen koedukativen Einrichtungen
         wie Oberlin oder Antioch abgesehen, eine reine Männerdomäne. Sklaven, Katholiken und Juden mussten draußen bleiben.
      

      
      Harvard und Yale, die beiden ältesten amerikanischen Hochschulen, sind Prototypen für diese Art von Einrichtungen. Harvard
         wurde 1636, 18 Jahre nach Ankunft der Pilgerväter, von der Massachussetts Bay Company gegründet, weil die Gemeinden nach dem
         Ableben der aus England gekommenen Pfarrer nicht mit einer »illiterate ministry« zurückbleiben sollten. Yale entstand 65 Jahre
         später (1701) und ein paar Dutzend Meilen südlicher. Federführend waren hier ein Pfarrer und ein paar fromme Gleichgesinnte,
         die mit einer strengen Erziehungsanstalt den ihrer Ansicht |49|nach zu lockeren Bostoner Sitten entgegentreten und für die Verbreitung des rechten Glaubens sorgen wollten. Angefeuert vom
         ersten Great Awakening kam es um die Mitte des 18. Jahrhunderts zu einer Welle weiterer religiös fundierter Neugründungen, mit denen diverse christliche
         Kirchen und Strömungen ihr Territorium abstecken wollten – Princeton 1746 (College of New Jersey, Presbyterianer), Columbia
         1754 (King’s College, Anglikaner) und Brown 1764 (College of Rhode Island, Baptisten), später allesamt Mitglieder der ivy league, sind dafür gute Beispiele.
      

      
      Die staatliche Unabhängigkeit der USA änderte zunächst herzlich wenig an diesem Bild. Obwohl die Idee einer »republican education«
         zunehmend an Boden gewann und das Standardcurriculum immer mehr Kritik erntete, blieben Colleges in der Neuen Welt religiös
         dominierte, nicht selten auch sektiererische Einrichtungen. Zwar gab es da auch die von Benjamin Franklin 1750 als College
         of Philadelphia gegründete University of Pennsylvania, die sich nicht nur um die Ausbildung von Pfarrern, sondern ausdrücklich
         auch um »practical skills« kümmern sollte, oder die University of Virginia, die ihr Gründungvater Thomas Jefferson auf den
         Geist der Aufklärung und wissenschaftliche Studien verpflichtet hatte. Aber solche Einrichtungen waren Ausnahmen. Bis zum
         Beginn des Bürgerkriegs 1861 blieben Hochschulen in Amerika kleine, ebenso provinzielle wie elitäre Klitschen. Unter nur marginaler
         Beteiligung der jeweiligen Sitz-Staaten wurden sie von privaten Vereinen oder lokalen Gemeinden getragen und waren feste Stützen
         des establishment und seiner kulturellen Konventionen. Dennoch blieben ihr Einfluss und ihre Reichweite in jeder Hinsicht bescheiden: Sie sollten
         und wollten einer kleinen Schar junger Männer aus gutem Hause zur sittlichen Reife verhelfen und zivilisierte Umgangsformen
         beibringen, aber pflegten keine höheren Ambitionen. In der politischen Kultur des neuen Landes spielten sie in der Regel nur
         eine randständige Rolle. Intellektuelle Ausstrahlung, Aufklärung über den Stand der Dinge oder gar nützliche Erkenntnisse
         erwartete niemand von ihnen. Die new frontiers lagen damals noch vor der Haustür, in der Weite des Westens, nicht in wissenschaftlichen Labors und Denkfabriken.
      

      
      Zwischen 1636 und 1859 wurden in der Neuen Welt ingesamt 289 Einrichtungen für die higher education gegründet. Davon waren 265 (91,7 Prozent) privat (Goldin/Katz 1999). Bildung und erst recht höhere Studien galten als Angelegenheit
         der verschiedenen communities, die sich in den Vereinigten Staaten zusammenfanden. Bund und Einzelstaaten hatten auf diesem Terrain nichts zu bestellen.
         Gleichwohl arbeiteten die Colleges von |50|Anfang an in einer Mischung privater und öffentlicher Aufgaben, Finanzierung und Macht, aus der eine besondere Art von Kondominium
         oder, wie man heute sagen würde, Public Private Partnership erwuchs. Die öffentliche Gewalt, in der Regel der jeweilige Staat
         und manchmal auch die Provinz, nahm die als corporation verfassten Colleges in die »charter« der »public bodies« auf, womit sie eine Art öffentliche Weihe oder Legitimation erhielten.
         Diese war zwar nicht notwendig, aber doch nützlich, weil es ihnen Steuerfreiheit sicherte. Ihr Geld bezogen sie aus privaten
         Spenden und Hörergeldern, gelegentlich auch aus öffentlichen Kassen. Ihren boards of trustees gehörten Repräsentanten des gesellschaftlichen Lebens und der Politik, aber selbstverständlich auch der Geistlichkeit an.
      

      
      So zeigten sich bereits in der Zeit vor dem Bürgerkrieg zwei für die governance* amerikanischer Hochschulen bis heute charakteristische Merkmale. Erstens: Wichtige Entscheidungen obliegen Aufsichtsräten,
         die ausschließlich mit externen Mitgliedern besetzt sind. Diese befinden über das Budget, Ziele und Schwerpunkte in der Arbeit
         der Einrichtung. Zweitens berufen diese boards den mit großer Machtfülle ausgestatteten Präsidenten als eine Art Geschäftsführer, der die Hochschule nach außen vertritt,
         für ihren Betrieb verantwortlich ist und seinerseits alle übrigen officers ernennt. In der akademischen Kultur amerikanischer Hochschulen finden sich darüber hinaus noch immer Spurenlemente ihrer christlich-protestantischen
         Wurzeln. So legt jedes gute College großen Wert auf Sprache, klare Gedankenführung und eine gute Ausdrucksfähigkeit seiner
         Studenten und versucht, sie in dialogischen Abwägungen und geschliffener Rede zu schulen. Alte Zeiten, in denen eine gemeinsame
         Identität jenseits des religiösen denominationalism erst mühsam gefunden werden musste, hallen zudem in vielen öffentlichen Verlautbarungen amerikanischer Hochschulen nach, wenn
         darin das public good angerufen und eine Verantwortung aller Hochschulmitglieder für die community beschworen wird.
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      Zwischen Berufsschule und Verwissenschaftlichung: Das 19. Jahrhundert 

      
      Im Laufe des 19. Jahrhunderts stieg die Zahl der Hochschulen rasch und steil an. Bemerkenswert ist aber weniger die quantitative
         Zunahme als vielmehr die qualitative Veränderung dieser Einrichtungen. Es gab nicht einfach |51|nur mehr vom gleichen Typ, sondern ganz neue Arten von Colleges, die auf andere Adressaten zielten oder einer besonderen mission verpflichtet waren. Man gründete Hochschulen in den western territories für die zahlreich dorthin strömenden Siedler, für Gruppen der Bevölkerung, die einer Hochschulbildung bis dahin nicht für
         würdig befunden und von den Colleges ferngehalten worden waren, und jede Menge von professional schools für die Ausbildung dringend benötigter Ärzte, Anwälte oder auch Ingenieure. In speziellen Einrichtungen, die von der jeweiligen
         community getragen und oft von großzügigen Stiftern unterstützt wurden, kamen seit den 1850er Jahren erstmals auch Katholiken und Arbeiter,
         freigelassene Sklaven und Frauen in den Genuss einer higher education. Hatten Colleges bis dahin nur den Interessen einer kleinen sozialen und kulturellen Elite gedient, weitete sich ihr Kundenkreis
         jetzt enorm aus. Das wirkte unmittelbar auf die Vorstellungen zurück, die man sich vom Sinn und Zweck einer Hochschulbildung
         machte. Die wichtigste Folge der sozialen und sachlichen Heterogenisierung war eine weitgehende Säkularisierung des amerikanischen
         Hochschulwesens, die dem Regiment der christlichen Kirchen unwiderruflich ein Ende setzte. Die Hochschulen waren in der modernen
         Welt angekommen. Aus dem Schoß der Religion stürzten sie mitten hinein in die bürgerliche Gesellschaft des Kommerzes, der
         praktischen Künste und diverser Subkulturen.
      

      
      Für die Integration der jungen Nation war damit nicht viel gewonnen. Viele Neugründungen sprachen nur die Interessen kleiner
         Gruppen an oder dienten speziellen Zwecken, so dass sie zunächst nicht viel dazu beitrugen, die soziale, ethnische und kulturelle
         Segregation der amerikanischen Gesellschaft zu überwinden. Im Gegenteil zeugten sie nur noch einmal mehr von deren Zersplitterung.
         Daran sollte sich erst etwas ändern, als im 20. Jahrhundert staatliche »Gesamthochschulen« auf den Plan traten, die attraktive
         Studienprogramme für jedermann zu erschwinglichen Kosten anboten. Sie wurden zu wichtigen Vehikel für die innere Staatsbildung
         der USA, zu einem Raum, in dem die verschiedenen Kulturen der amerikanischen Gesellschaft aufeinandertrafen und sich über
         Gemeinsamkeiten verständigen konnten.
      

      
      Bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts kam allerdings ein Grundzug des amerikanischen Hochschulwesens zum Tragen,
         dem es viel von seinem beispiellosen späteren Erfolg verdankt: Die additive Differenzierung seiner verschiedenen Teilbereiche
         und Einrichtungen. Sie erlaubte nicht nur eine schnelle horizontale und vertikale Expansion, bottom-up und |52|ohne irgendeine Art von staatlicher Planung und Koordination. Sie ermöglichte insbesondere jene inklusive Vielfalt, die zum
         Markenzeichen der US-Hochschulwelt werden sollte. Die Schwungkraft der higher education erzwang auch in der Sekundarbildung erste Absprachen über Lehrinhalte und Leistungsanforderungen, um dem Wildwuchs und Schlendrian
         in diesem Bereich wenigstens ansatzweise beizukommen. Gab es in England schon lange (private) Schulen, deren Besuch explizit
         auf das Studium an einer Universität vorbereitete, kannte man ähnliche Institute in Amerika damals noch nicht. Die privaten
         prep schools, viele davon Internate, verstanden sich nicht als Zulieferer für Colleges, sondern folgten einem eigenen Bildungsauftrag
         im Sinne der französischen formation oder Menschenbildung. Angesichts des nur schwach entwickelten und zudem chaotisch organisierten Sekundarschulwesens konnte
         jedes College eigenständig darüber befinden, welche Vorkenntnisse und Qualifikationen seine Studenten mitbringen sollten.
         Bald nutzen einige von ihnen diese Definitionsmacht, um privaten wie öffentlichen Sekundarschulen zu signalisieren, was sie
         von ihnen erwarteten. Lange bevor die Einzelstaaten Mindestanforderungen für den Highschool-Abschluss erließen, gelang es
         Colleges und Universitäten, ihre Vorstellungen in den Schulen zur Geltung zu bringen und eine gewisse Vereinheitlichung der
         Curricula zu erreichen. Als Universitäten wie Ann Arbor und Berkeley in den 1880er Jahren den Schulen in ihrem Umfeld signalisierten,
         dass sie bestimmte Kurse als Zulassungsvoraussetzung verlangen und sogar formal kreditieren würden, war eine Vorform des heutigen
         HSD geboren worden. 

      
      Aber nicht alles in der Neuen Welt verlief bottom up, schrittweise und inkrementalistisch. Der entscheidende Impuls, der die sektiererischen Colleges der kolonialen Zeit und
         frühen Republik in sozial offene, wissenschaftsorientierte Institutionen verwandelte, kam vom Staat, genauer gesagt vom amerikanischen
         Kongress. Mit dem von Präsident Abraham Lincoln im Juli 1862 unterzeichneten »Morrill Land-Grant Act« – so benannt nach seinem
         Urheber, dem Abgeordneten Justin Smith Morrill – übertrug der Bund Ländereien von der Größe der Schweiz oder Hollands aus
         seinem Besitz an die Einzelstaaten. Für jeden Senator und Abgeordneten im Repräsentantenhaus, deren Zahl die der jeweiligen
         Bevölkerung reflektiert, erhielt ein Staat 30.000 acres (121 km2 ) zugeprochen, um aus den Erträgen dieser Schenkung innerhalb der darauffolgenden fünf Jahre mindestens eine höhere Lehranstalt
         zu errichten und dauerhaft zu betreiben. Waren zunächst nur die Staaten der Union bedacht worden, dehnte eine |53|Novelle den Geltungsbereich des Gesetzes 1869 auch auf die Südstaaten aus. Einer weiteren Novelle von 1890 verdanken viele
         der »Historically Black Colleges and Universities« (HBCUs) ihre Existenz. Mit der Schenkung war die Auflage verbunden, dass
         sich wenigstens eine dieser land-grant institutions* in jedem bedachten Staat dem Militärwesen, der Landwirtschaft und Ingenieurkunst (mechanical arts) widmen sollte, praktischen und für die weitere Entwicklung des Landes wichtigen Gebiete, die bis dahin an den Hochschulen
         kaum eine Rolle spielten.
      

      
      Obwohl der Bund keinerlei Regulierungs- oder Kontrollkompetenzen für die higher education erhielt und obwohl die erhoffte Nachfrage nach den nützlichen Studien nur sehr langsam in Gang kam, markiert der Morrill Act
         eine zentrale Wegmarke in der amerikanischen Hochschulentwicklung. Erstens wurde damit eine durch und durch utilitaristische
         Sichtweise von den Zielen und Aufgaben eines College hoffähig. Zweitens erhielt die über lange Zeit strittige Grundsatzfrage,
         ob Hochschulen aus öffentlichen Kassen finanziert oder gefördert werden sollten oder nicht, eine neue Wendung. Fortan galt
         als ausgemacht, dass sie einen »public service« leisten, wenngleich nicht als Hauptzweck. Und drittens legte das Gesetz den
         Grundstein für viele der heute hoch angesehenen öffentlichen Universitäten. 36 Staaten nutzten die Starthilfe des Bundes,
         um innerhalb von nur neun Jahren mehr als 100 land grand institutions zu gründen. Darunter befanden sich die Vorläufer renommierter Universitäten wie der von Illinois in Urbana-Champain, der University
         of Connecticut oder der superreichen Texas A&M University. Selbst private Elite-Unis wie das MIT oder Cornell verdanken einzelne
         ihrer Abteilungen solchen ehemals öffentlichen Anstalten.
      

      
      Trotz dieser massiven staatlichen Förderung gaben private Einrichtungen noch bis weit nach dem Zweiten Weltkrieg in der amerikanischen
         Hochschulszene den Ton und Takt an. Dass der Staat mit prallen Kassen, klaren Interessen und knallharten Forderungen mitmischte,
         machte sie weder randständig noch belanglos. Im Gegenteil: Das halbe Jahrhundert zwischen dem Ende des Bürgerkrieges und dem
         Beginn des Ersten Weltkrieges war eine Blütezeit privater Initiativen, die viele einflussreiche und folgenreiche Reformprojekte
         auf den Weg brachten. Bis 1939 blieben fast 80 Prozent der Hochschulneugründungen privat. Milliardäre des Gilded Age wie Carnegie, Vanderbilt und Rockefeller wetteiferten darin, Universitäten zu stiften, weil sie damit ihre Großzügigkeit und
         Aufgeschlossenheit gegenüber der gelehrten Welt und den wissenschaftlichen Neuerungen zur |54|Schau stellen wollten, die eine große Zukunft versprachen. Mit einer Universität, die ihren Namen trug, verschafften sich
         diese tycoons mehr öffentliche Beachtung als mit riesigen Yachten und traumhaften Anwesen am Hudson River oder in Newport über der Küste
         von Rhode Island, weil solche Statusattribute in ihren Kreisen längst selbstverständlich waren. Andere unternehmerische Geister
         taten es ihnen nach, gründeten und förderten Hochschulen für höchst unterschiedliche Zwecke und Anliegen. Damit gingen strukturelle
         Reformen einher, deren Schrittmacherfunktion und Tragweite man kaum unterschätzen kann. Wenn »die« amerikanische Universität
         und »das« College in den beiden Jahrzehnten um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert ihre charakteristische Aufgabe und organisatorische
         Gestalt finden konnten, war das im Wesentlichen das Verdienst privater Institutionen.
      

      
      Worum ging es bei diesen Weichenstellungen? Eigentlich handelte es sich um zwei Entwicklungen, die unabhängig voneinander
         begannen, sich aber wechselseitig verstärkten und hervorragend ergänzten. Phänomene wie die American university und die Institution einer faculty of arts and sciences verdanken sich dieser Parallelaktion. Das erste steht für einen Typ von Hochschule, der über eine wissenschaftlich orientierte
         Grundbildung im College der Forschung nachgehen sollte – ein Novum in einer Hochschullandschaft, in der bis dahin reine Lehranstalten
         dominierten. Die zweite Veränderung betraf das Innenleben akademischer Institutionen. Auf den ersten Blick weniger spektakulär,
         wogen ihre Langzeitfolgen umso schwerer. Das traditionelle amerikanische College, genauer gesagt sein Curriculum, wurde zum
         Unterbau der American university, zur obligatorischen ersten Stufe für alle weiteren fachwissenschaftlichen oder berufsbezogenen Studien in separaten graduate beziehungsweise professional schools.
      

      
      Selbst die Begriffe college und university bekamen in den 1880er Jahren etwas schärfere Konturen, auch wenn das von einer allgemeinverbindlichen Definition noch weit
         entfernt blieb. Zuvor hatten sie frei flottiert. Viele Hochschulen, die sich university nannten, waren lediglich kleine, biedere Colleges ohne irgendeinen wissenschaftlichen Anspruch und Ehrgeiz. Andere wie das
         Boston College, das sich schon bald nach seiner Gründung 1863 zu einer voll ausgewachsenen jesuitischen Universität gemausert
         hatte, behielten ihren Namen – das BC übrigens bis heute. Um 1900 bürgerte es sich jedoch allmählich ein, als university nur solche Hochschulen zu bezeichnen, die nicht nur undergraduates ausbildeten – und zwar unabhängig davon, ob sie in der Forschung aktiv waren oder nicht. Dagegen stellt die |55|Unterscheidung zwischen Forschungsuniversitäten und Lehrhochschulen bis heute keine wichtige Demarkationslinie in der amerikanischen
         Hochschullandschaft dar – university meint nicht unbedingt auch Forschungseinrichtung, während umgekehrt die Bezeichnung einer Einrichtung als college nicht bedeutet, dass dort nicht geforscht wird. Was eine research university von anderen unterscheidet, ist kein gesetzlicher Auftrag oder verbürgerter Status, sondern schlicht die Breite und Intensität
         der dort geleisteten Doktorandenausbildung.
      

      
      Das mag überraschen. Immerhin hatte die amerikanische Hochschulwelt das weithin bewunderte deutsche Modell einer modernen
         Universität für sich entdeckt und bemühte sich, ihm nachzueifern. Forschung lautete das Gebot der neuen Zeit. Die Gründung
         der Johns Hopkins University (JHU) in Baltimore im Jahre 1876, explizit dem deutschen Vorbild nachempfunden, bildete dafür
         einen wichtigen Meilenstein. Als erste einer ganzen Reihe neuer Hochschulen entstand sie auf Grund einer riesigen privaten
         Spende, der bis dahin größten überhaupt. Als erste Hochschule in den USA verstand sie sich eindeutig als eine Forschungsuniversität,
         in der nicht nur Vorlesungen stattfanden, sondern auch in Seminaren gelehrt wurde. Und nachdem sie zunächst nur medizinische
         Studien angeboten und Ärzte ausgebildet hatte, aber kein undergraduate College führte, machte die JHU schließlich auch in diesem Bereich von sich reden, als sie als erste amerikanische Hochschule
         das in den meisten anderen nach wie vor kanonische Curriculum aufgab und ihre Studenten eine Studienrichtung – einen major – wählen ließ.
      

      
      Viele Hochschulen, die etwas auf sich hielten, bewegten sich in eine ähnliche Richtung und entdeckten ihr Herz für die Forschung
         sowie für die Doktorandenausbildung. Ambitionierten Einrichtungen blieb auch wenig anderes übrig. Hatte eine damit angefangen,
         wurden die alten Rangordnungen fragwürdig und die Karten im Wettbewerb neu gemischt. Der Platz und das Ansehen einer Hochschule,
         bereits um 1900 sehr wichtig, bemaßen sich nun immer stärker, wenn auch keineswegs ausschließlich und für alle gleichermaßen,
         an ihrer wissenschaftlichen Reputation – das heißt aber nichts anderes als an den Forschungsleistungen und am Ruf ihrer Professoren
         (Ben-David 1977). Nach der neuen Lesart sollten Universitäten jedenfalls »wissenschaftlich« und Professoren auch oder sogar
         in erster Linie Forscher sein. Galten sie erst einmal als wichtigstes Kapital einer Hochschule, war der Weg zum heftig umworbenen
         Starprofessor vorgezeichnet. 1883 benannte sich Columbia als erste Hochschule der ivy |56|league in »university« um, weil sie damit einen bestimmten Qualitätsanspruch signalisieren wollte. Während ihr Yale und Harvard auf dem Fuße folgten
         (1885 und 1890), ließ sich Princeton damit bis 1896 Zeit. Forschung und Graduiertenausbildung standen auch im Zentrum der
         berühmtesten privaten Neugründungen aus den 1890er Jahren, nämlich der vom Eisenbahnmagnaten Leyland Stanford üppig bedachten
         Stanford University (1891) in Kalifornien und der vom Ölbaron John D. Rockefeller gestifteten University of Chicago (1892).
      

      
      Lange Zeit blieb unklar, ob und wenn ja, in welcher Form die undergraduate education in diesen Neugründungen einen Platz finden könnte. Eine so sterile Bildungsschmiede, wie es das traditionelle College nun
         einmal war, schien sich mit deren wissenschaftlichen Ansprüchen kaum zu vertragen, ja sogar unvereinbar zu sein. Am Ende konnte
         und wollte sich jedoch keine der Forschungsuniversitäten aus dem Wettbewerb um junge Talente ausklinken. Alle privaten research universities legten sich jedenfall früher oder später eine »untere Abteilung«, ein College, zu. Für gestandene, altehrwürdige Einrichtungen
         stellte sich die Frage erst gar nicht, ob sie die undergraduate education fortführen und sich auf graduate studies konzentrieren sollten. Nicht zuletzt wegen der engmaschigen sozialen und kulturellen Netzwerke, in die sie eingebettet waren,
         blieben undergraduates ihr wichtigstes Kapital. Auch waren längst nicht alle darauf erpicht, ein »höheres Stockwerk« zu bekommen und ihren Professoren
         Forschungsleistungen abzuverlangen. Immerhin mussten sie dafür ihr Aufgabenverständnis umkrempeln und vertraute Praktiken
         aufgeben, ohne dass sie Kosten und Erträge eines solchen Schrittes voll übersehen konnten. So verzichteten etliche Colleges
         auf solch eine wissenschaftliche Veredelung und versuchten stattdessen, im Bereich ihrer Kernkompetenz, der Erziehung von
         undergraduates, mit einem besonderen Profil zu punkten.
      

      
      Die Forschungsuniversität war indes weder die einzige noch die härteste Herausforderung für das amerikanische Hochschulwesen
         im späten 19. Jahrhundert. Viel schwerer wog die explosionsartige Zunahme selbständiger professional schools seit den 1880er Jahren. Wer damals in den USA als Arzt, Apotheker oder Anwalt arbeiten wollte, brauchte dafür keine abgeschlossene
         Hochschulausbildung. Anders als die kontinentaleuropäischen Universitäten besaßen auch die von den Einzelstaaten gecharterten
         Colleges keinerlei gesetzlich verankertes Monopol für die Ausbildung und Lizensierung höherer Staatsdiener, Ärzte oder Juristen.
         Nicht einmal gewohnheitsrechtliche Privilegien hatten sie sich dafür sichern können. Die |57|starke Studiennachfrage im Bereich der klassischen Professionen und der Boom eigenständiger kleiner, hochspezialisierter Fachschulen
         ohne Anbindung an ein College beziehungsweise an eine university bildeten deutliche Warnsignale, dass Colleges überflüssig werden und ihre Klientel verlieren könnten. Viele professional schools fragten ihre Studenten bei der Zulassung nicht nach einem Collegeabschluss. Manche wollten nicht einmal wissen, ob sie überhaupt
         schon einmal in eine Hochschule hineingerochen hatten. Wenn um 1900 knapp die Hälfte aller Studenten in den professional fields selbständige Institute besuchte, mussten sich die Colleges überlegen, wie sie auf diese Herausforderungen reagieren und welche
         Rolle sie künftig im Spektrum der higher education einnehmen wollten. Zur Bedrohung des herkömmlichen liberal arts-Kanon durch Forschung und Wissenschaft gesellte sich also eine zweite, nämlich die wachsende Attraktivität berufsorientierter Studien,
         wie sie Ausbildungsstätten zweifelhafter Statur anboten. Würde das College dabei auf der Strecke bleiben und zwischen zwei
         konkurrierenden Typen von Hochschulen zerrieben werden, hier Forschungsuniversitäten und dort Berufsakademien? Oder konnte
         es in diesem Zweifrontenkrieg eine neue Aufgabe, Gestalt und Legitimität finden?
      

      
      Vordergründig ging es bei dieser Ortsbestimmung um Prestigegeplänkel und institutionelle Empfindlichkeiten. Dahinter standen
         allerdings ernsthafte Fragen: Wie sollte sich das College als soziale Institution zu der in Schwung kommenden »Verwissenschaftlichung
         der Lebensführung« verhalten, wie mit dem Bedarf ständig neuer professions und Gruppen von »Experten« an speziellen Kompetenzen umgehen und welche Aufgaben in der Kultur der industriellen Welt wahrnehmen?
         Mit klassischer Gelehrsamkeit, Charakterbildung und der Pflege kultureller Fertigkeiten schien es jedenfalls nicht mehr getan.
         Aber ob und wie sich Wünsche nach mehr practical learning auf der einen und wissenschaftliche Ansprüche auf der anderen Seite miteinander vereinbaren oder sogar produktiv verbinden
         ließen, war alles andere als ausgemacht. Im Prinzip gab es dafür zwei Optionen: Entweder man unterwarf alle Studenten einer
         obligatorischen wissenschaftspropädeutischen Grundausbildung, die dem berufsorientierten Studium vorausging und dem Ausbildungsgang
         ein wissenschaftliches Gütesiegel verlieh. Oder man machte einzelne Berufsfelder zum direkten Gegenstand empirischer Beobachtung,
         wissenschaftlicher Analyse und Ausbildung, so dass sich Forschungs- und Trainingsaspekte wechselseitig ergänzen und befruchten
         konnten, wie es etwa in der Medizin der Fall ist.
      

      
      |58|Tatsächlich beschritten amerikanische Hochschulen beide Wege gleichzeitig: Auf der einen Seite schärften sie mit modernisierten
         Curricula für die Collegestufe, mit Forschungsaktivitäten und höheren Berufungsanforderungen für Professoren ihr wissenschaftliches
         Profil. Auf der anderen Seite trieben sie die Akademisierung der Berufswelt mit einer Fülle neuer Angebote zur professional education weit voran. Damit veränderten sich ihre Strukturen und ihre Organisation sehr nachhaltig, wurden weitaus komplexer und heterogener.
         Doch obwohl dieser Prozess an viele knifflige und umstrittene Fragen rührte (etwa die nach der richtigen Balance zwischen
         einem Kanon und wissenschaftlicher Öffnung, allgemeiner Bildung und der Vermittlung spezieller Fachkenntnisse) und scharfe
         Differenzen zwischen Traditionalisten und hemdsärmligen Pragmatikern zu Tage traten, kam es nicht zu einem erbitterten Kulturkampf
         zwischen den verschiedenen Lagern und Denkschulen. Ein Grund dafür war sicherlich, dass es in Amerika noch keine althergebrachten
         Privilegien zu verteidigen gab wie in Deutschland, wo sich die Universitäten zu derselben Zeit mit allen Mitteln der unterständischen
         Konkurrenz durch technische Akademien und Lehrerbildungsanstalten zu erwehren suchten. Um die wärmende Gunst des Staates zu
         streiten lohnte sich für die US-Hochschulen sowieso nicht, denn obwohl dieser im Morrill Act ein deutliches Interesse an Hochschulen
         gezeigt hatte, besaß er in all den Fragen, um die es jetzt ging, keine eigenen Aktien oder ordnungspolitische Interessen.
      

      
      Bei der Lösung ihrer Markt- und Identitätskrise blieben die amerikanischen Hochschulen daher ganz auf sich allein gestellt.
         Unter den gegebenen Umständen konnten sie weder auf ein Machtwort des Staates noch auf die Hilfe starker gesellschaftlicher
         Interessengruppen rechnen. Trotzdem und vielleicht gerade deshalb konnte sich das Ergebnis sehen lassen. Immerhin gelang es
         ihnen, den Berufsakademien mehr als Paroli zu bieten und die Oberhand auf dem Markt der professional education zu gewinnen, den sie bereits so gut wie verloren hatten. Die Inkorporation der professional schools in die Hochschulen brachte den USA ein in der Welt einzigartiges, ebenso flexibles wie effektives Arrangement zur Beglaubigung
         (credentialling) berufsqualifizierender Kompetenzen, das auf wissenschaftliche Standards und Leistungskriterien abstellt. Die Hochschulen
         spielen darin in gleich doppelter Weise eine zentrale Rolle, nämlich als soziale »gatekeepers« und als Lieferanten legitimer,
         gesellschaftlich anerkannter Expertise (Geiger 2004; Meyer 1977). Zwar nicht de iure, aber de facto wurde eine professional education an einer Hochschule zum notwendigen Berechtigungsnachweis |59|für den Zugang zu bestimmten Berufen, deren hohes Prestige nicht zuletzt auf der langwierigen, anspruchsvollen und teuren
         Vorbildung beruht.
      

      
      Damit waren alle Bedingungen erfüllt, dass Hochschulen zu Schlüsselinstitutionen der Wissensgesellschaft werden und ihr Aufgabenspekturm
         immer weiter ausdehnen konnten. Die starke Wechselwirkung zwischen ihrem institutionellen Interesse an Wachstum und Einflussnahme
         einerseits und der steigenden Nachfrage von immer mehr statussuchenden Berufsgruppen nach »akademischen Attesten« andererseits
         setzte eine Zertifizierungsdynamik in Gang, deren Ende noch nicht abzusehen ist. So erfordern heute fast alle Berufe im Erziehungs-
         und Gesundheitswesen ein Hochschulstudium. Der zunächst belächelte MBA hat sich zur unverzichtbaren Eingangsqualifikation
         für jede halbwegs anspruchsvolle Tätigkeit in der privaten Wirtschaft und öffentlichen Verwaltung gemausert. Selbst Maler
         und Bildhauer tun gut daran, ihr Talent mit dem MFA-Titel (Master of Fine Arts) einer angesehenen School of Art zu veredeln, wenn sie auf dem Kunstmarkt Erfolg haben wollen. Vorläufiger Höhepunkt dieser akademischen Aufrüstungsspirale
         sind die sogenannten »professional Ph.D.« – Doktortitel, die explizit nicht für Forschungsleistungen, sondern auf Grund von
         praktischen Beiträgen zur Weiterentwicklung eines Tätigkeitsfeldes verliehen werden.
      

      
      Die Hegemonie in der professional education zu erlangen war für die amerikanischen Hochschulen auch deshalb so wichtig, weil sie im Unterschied zu ihren europäischen
         Schwestern und Vorbildern niemals Staatsdiener ausbildeten oder vom Staat definierte Aufgaben wahrnahmen. Dank ihrer Offenheit
         gegenüber der Berufswelt und ihrer pragmatischen Außenorientierung erschlossen sie sich ein schier unerschöpfliches Geschäftsfeld,
         erkauften sich das aber mit dem Risiko, über die Inhalte und Formen ihrer Arbeit nicht mehr allein, sondern nur im engen Zusammenspiel
         mit der Berufspraxis befinden zu können. Das ist der Grund, warum die professional education in den USA als besonders anfällig für Qualitätsprobleme gilt. Eine Tendenz zur »Balkanisierung« von Standards ist nicht zu
         übersehen. Seit mehr als hundert Jahren schon sorgt das für latenten Unmut und für Spannungen innerhalb der akademischen Welt
         und zwischen den verschiedenen schools und departments der Universitäten. Weil es nicht am Staat ist zu entscheiden, ob eine Studienrichtung an eine Universität, eine Fachhochschule
         oder eine Fachschule gehört, muss jede Hochschule selber wissen, wie sie es damit halten will. So kommt es, dass Interessenkonflikte
         zwischen |60|verschiedenen Abteilungen des Hochschulausbildungssystems, staatlichen Instanzen und der Berufswelt in den USA als ein »Streit
         der Fakultäten« erscheinen, als Auseinandersetzung zwischen verschiedenen Wissenschaftskulturen und Institutionen darüber,
         was an eine Hochschule gehört und was nicht und welche Elemente eine wissenschaftliche Qualifikation für ein bestimmtes Berufsfeld
         umfassen sollte.
      

      
      Blickt man auf die Liste immer wiederkehrender Themen für derartige Konflikte, zeigen sich weitere bemerkenswerte nationale
         Unterschiede: So ist die Ausbildung von (leitenden) Krankenschwestern und Physiotherapeuten in den USA, anders als in Deutschland,
         schon seit langem »hochschulfähig«. Umgekehrt ist eine Hochschulausbildung für den öffentlichen Dienst, wie sie in Deutschland
         Tradition hat, in den USA unbekannt und tendenziell auch unvorstellbar, wenn man vom Sonderfall der Militär- und Polizeiakademien
         einmal absieht. Und während deutsche Lehrer für das Staatsexamen einen gewissen Anteil erziehungswissenschaftlicher Studien
         nachweisen müssen, haben sich die Staaten der USA erst kürzlich darauf einigen können, dass künftig alle Lehrer an öffentlichen
         Schulen wenigstens einen Bachelorgrad haben sollten, aber nur ganz wenige verlangen von ihnen darüber hinaus auch ein pädagogisches
         Begleit- oder Zusatzstudium.
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      Strukturmerkmale der American University 

      
      Bis zu solchen Debatten über Zuschnitt und Anspruch, Reichweite und Intensität einer Hochschulausbildung mussten das traditionelle
         amerikanische College und die sich darum gruppierenden professional schools einen weiten Weg zurücklegen. Seit den Humboldt’schen Reformen huldigt man in Deutschland einem Primat der Forschung und der
         Einheit von Forschung und Lehre als konstitutiven Merkmalen einer Universität. Doch diese Formel bot kein Patentrezept für
         die Überwindung der doppelten Orientierungskrise der amerikanischen Hochschule in den 1860er Jahren. Nur einige wenige konnten
         sie sich zu Eigen machen. Wieder war es Harvard, das auf dem amerikanischen Sonderweg voranging und anderen die Richtung wies.
         Unter der ebenso tatkräftigen wie visionären Führung des Chemikers Charles W. Eliot, ihrem Präsidenten von 1869 bis 1909,
         erhielt die Hochschule eine neue Gestalt – mit neuen Aufgaben für das College, flexibleren Curricula und Lehrformen sowie
         neuen organisatorischen Prinzipien |61|für Studium und Lehre. Diese Reformprojekte verhalfen Harvard zu Strukturmerkmalen, die für die American university typisch werden sollten.
      

      
      Schon in seiner Antrittsrede hatte Eliot angekündigt, das kanonische Curriculum abschaffen und die Collegeausbildung an die
         Bedürfnisse der modernen Zeiten anpassen zu wollen. Ging es dabei auf den ersten Blick lediglich um eine Erweiterung um zeitgemäße
         Inhalte, taten sich dahinter schwierige konzeptionelle Fragen wie die nach der besten Mischung zwischen nützlichen Fertigkeiten,
         nutzlosen wissenschaftlichen Kenntnissen und kulturellen Kompetenzen auf, deren Lösung einer Quadratur des Kreises zu gleichen
         schien. Mit sogenannten »electives«, Wahlfächern, drückte sich Harvard zwar um eine verbindliche Antwort in der Sache, schaffte
         es aber dennoch, den Knoten zu durchschlagen und einen riesigen Schritt nach vorne zu gehen. Die electives waren zunächst nicht mehr als Nischen am Rande des Curriculums, um etwas Raum für bisher vernachlässigte Wissensgebiete und
         Themen zu schaffen. Doch unter einem neuen Studiensystem durften die Studenten des Harvard College seit 1883 selber wählen,
         mit welchen Gebieten sie sich beschäftigen und welche Schwerpunkte sie in ihrem Studium setzen wollten. Dabei mussten sie
         sich allerdings an Vorgaben halten, die eine ausgewogene Mischung zwischen praktischen Themen und abstrakter Bildung gewährleisten
         und einer totalen Beliebigkeit von Studienverläufen vorbeugen sollten. So musste sich jeder17 ein wenig mit Mathematik und Naturwissenschaften beschäftigen, etwas Literatur, Geschichte und Sprachen studieren, später
         dann auch noch die »Realwissenschaften« des Staats- und Gesellschaftslebens sowie ein in den folgenden Jahrzehnten immer wieder
         umgestaltetes »core curriculum« absolvieren, einen Kern obligatorischer Veranstaltungen für alle Studenten. An die Stelle
         des alten Kanons trat ein Korridor von Wahlpflichtfächern, der von Zeit zu Zeit überprüft und erneuert werden sollte. Aus
         dem Zusammenspiel von Zwang und freier, verständiger Entscheidung, argumentierte Eliot, entstehe ein Mehrwert und etwas Vernünftiges,
         »well rounded individuals« nämlich, die weder engstirnige Scholastiker noch weltfremde Fachidioten wären, sondern gebildet
         und sachkundig, weltoffen und neugierig, an praktischen Dingen interessiert und zupackend – also all das, was man am Ende
         des 19. Jahrhunderts von einem kultivierten jungen Gentleman in der vor Kraft strotzenden Neuen Welt erwarten durfte. So klang
         das Motto der reformierten liberal arts education, der viele der besten amerikanischen Colleges und Universitäten noch heute anhängen und die zum Markenzeichen für eine hochwertige,
         anspruchsvolle Hochschulausbildung |62|in Amerika wurde.18 Unter Eliots Nachfolger Abbott Lawrence Lowell führte Harvard 1909 ein zweites ebenfalls bis heute charakteristisches Strukturmerkmal
         für die undergraduate education ein – »concentrations«, die an den meisten anderen Universitäten major* heißen und kurz zuvor in Johns Hopkins erstmals erprobt worden waren. So schien die Balance zwischen allgemeiner und fachlicher
         Bildung ausgewogen und die Anschlussfähigkeit der Collegeausbildung optimal gesichert zu sein.
      

      
      Aber wie war so etwas möglich, wenn doch gleichzeitig immer deutlicher wurde, dass Hochschulen Geburtshilfe für den wirtschaftlichen
         und gesellschaftlichen Fortschritt leisten sollten? Das Paradox lichtet sich, wenn man die soziale Zusammensetzung der Studentenschaft
         an den altehrwürdigen Colleges Neuenglands bedenkt. In den Kreisen der »Boston Brahmins« und anderer Eliten, die deren größte
         Klientel stellten, zählten praktisch verwertbare skills, technische Fertigkeiten oder in Dollar bezifferbare Erträge eines Studiums nicht sehr viel. Dort galt das College als ein
         sozialer Ort, an dem sich traf, wer zusammengehörte. Es war ein Club, in dem junge Männer lebenslange Freundschaften anbahnen,
         Netzwerke knüpfen und einen gewissen kulturellen Schliff erwerben sollten. Dafür mussten sie nicht unbedingt tief in die Wissenschaften
         hineintauchen. Es reichte, wenn sie in dieser Art ziviler Kadettenanstalt »leadership« und die feinen Unterschiede zwischen
         ihrer Welt und der anderen verstehen lernten. Electives und concentrations erlaubten immerhin eine gewisse Spezialisierung und die gezielte Vorbereitung auf professional studies im Anschluss ans College, falls das gewünscht wurde. Eine rigorose liberal education und stärkere Berufsorientierung, so lautete die Botschaft, schlossen einander nicht aus, sondern ergänzten sich trefflich.
      

      
      Auch die meisten öffentlichen land grant institutions blieben über viele Jahrzehnte einer ähnlichen mission verpflichtet. Auch sie verstanden sich nicht als polytechnische Bildungsanstalten, sondern huldigten denselben Bildungsvorstellungen
         wie die privaten research universities oder liberal arts colleges. Das machte sie für die sozialen Eliten Neuenglands aber noch lange nicht salonfähig. Sie übergaben ihre Sprößlinge weiterhin
         der Obhut privater Einrichtungen. Da auch andere soziale Schichten und Gruppen den erwerbswirtschaftlich orientierten Studienangeboten
         zunächst weit weniger stark zusprachen, als es die Baumeister der neuen staatlichen Hochschulen gehofft hatten, gewann eine
         instrumentelle Sichtweise erst viel später Oberwasser: Die endgültige Wende trat eigentlich erst in den 1970er Jahren ein,
         als sich erstmals eine klare Mehrheit der undergraduates für berufsorientierte |63|majors entschied und die einst tonangebenden arts and sciences eher randständig wurden.
      

      
      Mit der Abschaffung des standardisierten College-Curriculum zugunsten individualisierter, menügesteuerter Studienverläufe
         ging eine weitere folgenschwere Veränderung einher: In den 1860er Jahren begannen Universitäten wie Yale und Harvard damit,
         talentierte Studenten zum Ph.D. (»Philosophiae Doctor«) zu promovieren. Im Unterschied zum medizinischen und juristischen
         Doktorgrad (M.D. und J.D.), der bis heute jedem Absolventen eines entsprechenden Studiums zusteht, hob der Ph.D. von Anfang an auf eine individuelle wissenschaftliche Leistung ab – zunächst eine Disputation, ein gelehrtes Streitgespräch
         in der Tradition der mittelalterlichen Universität, später eine eigenständige Doktorarbeit (»Ph.D. thesis«). Im Zuge ihrer
         Verwissenschaftlichung gingen immer mehr Universitäten dazu über, ihr normales Studienprogramm um spezielle graduate studies zu erweitern – strukturierte Studienangebote für Absolventen des College, die entweder zum Erwerb eines Master-Titels oder
         zur Promotion führten. Meistens bezogen sie sich auf eine einzelne Disziplin, deren Professoren sie als Fachvertreter verantworteten
         und lehrten. In dieser Zuspitzung spiegelten sich die massiven Veränderungen, die sich am Ende des 19. Jahrhunderts in der
         Topographie der Wissenschaften vollzogen – nämlich eine fortschreitende Spezialisierung der Wissenschaftler und Ausdifferenzierung
         selbständiger Einzeldisziplinen, die schnell in immer weitere Subdisziplinen zersplitterten.
      

      
      Graduate studies dokumentierten aber nicht allein eine Professionalisierung der Forschung, sondern revolutionierten die Arbeit und Organisation
         der Hochschulen, die sich nun als wissenschaftsgeleitete Einrichtungen definierten. Junge Männer, die Wissenschaft zu ihrem
         Beruf machen wollten, waren bis dahin auf die persönliche Beziehung zu einem »Meister« des Faches angewiesen, der sie anlernte
         und in die akademische Welt einführte. Als »Schüler« blieben sie diesem »akademischen Lehrer« ihr ganzes Leben lang verpflichtet.
         Mit den graduate studies trat ein formalisiertes Forschungstraining an die Stelle solch individueller Lehrer-Schüler-Beziehungen und persönlicher Abhängigkeiten.
         Indem sie die institutionelle Verantwortung für die Ausbildung des »wissenschaftlichen Nachwuchses« übernahmen, bekamen die
         Hochschulen einen Schlüssel zur Gestaltung der Forschung und ihrer eigenen Zukunft in die Hand. Darüber hinaus veränderten
         sich mit den graduate studies die einzelwissenschaftlichen Disziplinen. Traten diese bis dahin nur in Vereinigungen und Akademien organisatorisch in |64|Erscheinung, wurden sie nun innerhalb der Hochschulen sichtbar. Mit den graduate studies und den sie tragenden departments* erhielten sie einen institutionellen Ort, einen Heimathafen, der nicht nur das gesamte »wissenschaftliche Feld« im Sinne Pierre
         Bourdieus neu strukturierte, sondern auch den Bauplan für eine neue Art von Universität lieferte – eben die American university: »The modern American university […] is not Oxford nor is it Berlin; it is a new type of institution in the world. […] It is
         unique.« (Kerr 2003: 1)
      

      
      Beide Entwicklungen – die Modernisierung und inhaltliche Anreicherung der Collegeerziehung und die Professionalisierung wissenschaftlicher
         Arbeit in den Disziplinen – befeuerten sich wechselseitig: Denn um ihre Curricula fachlich auffächern und ihre Studenten mit
         neuen wissenschaftlichen Denkweisen, Erkenntnissen und Methoden bekannt machen zu können, brauchten die Hochschulen Dozenten,
         die in der Wissenschaft bewandert und in der Forschung ausgewiesen waren. Während sich also die Anforderungen an den Beruf
         des Hochschullehrers veränderten, brachten die graduate programs immer mehr Absolventen hervor, die diesen bestens entsprachen. So entfachten das elective system, graduate studies und der Wettbewerb zwischen den Hochschulen eine Dynamik, die einerseits die Nachfrage nach Professoren anregte und andererseits
         dafür sorgte, dass diese auch befriedigt werden konnte. Wie stark dieser »Verwissenschaftlichungsschub« war, zeigt ein Blick
         auf die Entwicklung von Harvard, Yale und Princeton in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts: 1910 zählten sie zusammen
         gut dreimal so viele Studenten wie 1870 (5.037 statt 1.526). Doch währenddessen kletterte die Zahl der Dozenten von 69 auf
         535, das heißt um fast das Achtfache (Ben-David 1977: 82).
      

      
      Mindestens ebenso wichtig wie das quantitive Wachstum des Hochschulsektors und die Verwissenschaftlichung des College war
         die Bildung neuer Einheiten zur Organisation der komplexer werdenden Hochschulen. In Harvard und andernorts wählte man nicht
         Lehrstühle, Institute, Seminare oder Groß-Fakultäten, wie sie aus Deutschland bekannt waren, als akademische Grundeinheiten,
         sondern Departments. Diese umfassen die jeweils zu einer Disziplin gehörenden Professoren (faculty), die gleichzeitig auch Mitglieder des College (der für die Ausbildung der undergraduates zuständigen Einheit) sowie der graduate school sind. Mit den Departments bekamen die Einzeldisziplinen eine Schlüsselrolle im Betriebssystem der American university. Sie entscheiden über die Berufung, Beförderung und unbefristete Beschäftigung von Professoren (tenure*), die Auswahl und |65|Zulassung von graduate students und das Lehrangebot in den Fächern und programs des undergraduate college – das heißt alle Fragen aus dem wissenschaftlichen Kernbereich einer Hochschule.
      

      
      Unbestreitbar besitzt diese Struktur viele Vorzüge: Sie dokumentiert einen Primat der Forschung, die trotz aller Aufbrüche
         in interdisziplinäres Terrain auch heute noch überwiegend einzeldisziplinär verfasst ist oder in hybriden Disziplinen stattfindet,
         und ein klares Bekenntnis, alle Studium und Forschung betreffenden Fragen ausschließlich oder vorrangig unter fachwissenschaftlichen
         Gesichtspunkten zu behandeln. Departments bieten einerseits Stabilität und Berechenbarkeit, lassen andererseits aber auch
         Raum für Experimente und für neue Entwicklungen an den Rändern der Disziplinen wie zum Beispiel aus Drittmitteln finanzierte
         Forschungsschwerpunkte und -zentren oder unkonventionelle, problemorientierte Lehrprogramme, die das Portfolio der Hochschule
         bereichern. Selbstverständlich lassen sich Departments auch je nach Bedarf und Situation teilen, zu größeren neuen Einheiten
         zusammensetzen oder ganz neu schneidern.
      

      
      Dennoch hat die Struktur Kosten und Schattenseiten. So wird häufig darüber geklagt, dass Departments verkrusten, sich voneinander
         abschotten und fachübergreifenden Projekten in Lehre oder Forschung verweigern. Interessenkonflikte und Verständigungsprobleme
         zwischen den diversen »akademischen Stämmen« gehören zum Alltag aller Universitäten, und nicht wenige stöhnen unter den unüberwindbaren
         Idiosynkrasien einzelner Fachdisziplinen. »Joint appointments«, bei denen mehrere Departments eine Professur tragen und besetzen,
         können dazu beitragen, solche Gräben zu überwinden und fachübergreifende Fragen besser zu bearbeiten, stehen aber oft im Fadenkreuz
         unterschiedlicher Erwartungen und Ansprüche. Doch trotz solcher Schwächen verdankt sich die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit
         und das hohe Standing forschungsorientierter Hochschulen in den USA nicht zuletzt ihrer Department-Struktur.
      

      
      In dem Maße, wie sie zum Skelett für akademische Prozesse wurden, verlor das College seine herkömmliche Rolle und Identität.
         Es wurde zu einer formalen Hülle, zum Träger und Sponsor der Departments, konnte ihnen aber nicht vorschreiben, was sie in
         der Lehre anbieten sollten. Wer aber trug dann die institutionelle Verantwortung für das undergraduate-Curriculum, das doch mehr als die Summe einzelwissenschaftlicher Beiträge sein sollte? Gelöst wurde dieses Problem durch eine neue organisatorische
         Struktur und interne Aufgabenverteilung: Die Mitglieder aller Departments, der Lehrkörper des College, bildeten die faculty of arts and sciences – |66|eine Verkörperung der universitas und der soziale Ort, um über gemeinsame Angelegenheiten zu befinden. Daraus wiederum entstand das »College of Arts and Sciences«,
         jene Untereinheit der Hochschule, die für die Zulassung und Ausbildung der undergraduates verantwortlich zeichnet und von einem »Dean of College« geleitet wird. So erhielten die Departments für die Ausbildung der
         undergraduates zwar die inhaltliche Zuständigkeit, aber keine nahezu uneingeschränkte Verantwortung wie im Bereich der graduate studies. Die spätere Einrichtung von graduate schools änderte daran nur wenig, denn diese befinden lediglich über organisatorische und materielle Rahmenbedingungen der Graduiertenausbildung
         innerhalb der Departments, nicht aber über deren Ausbildungsprogramm und die Zulassung von graduate students. Seit 1890 obliegt somit, dem Beispiel Harvards folgend, der faculty of arts and sciences an den US-Hochschulen die gesamte »non-professional education«, vom ersten Studienjahr im College angefangen bis zur Doktorprüfung.
      

      
      Die Öffnung und Verwissenschaftlichung des Studiums, symbolisiert in Departments als den akademischen Grundeinheiten der Hochschulen;
         die Schlüsselrolle der faculty of arts and sciences in forschungsorientierten Universitäten; und schließlich die große Offenheit gegenüber jeder nur erdenklichen Art von professional education: Das waren die wichtigsten Bausteine jener Reformen, die das halbe Jahrhundert zwischen 1860 und 1910 zu einer »Sattelzeit«
         für die Hochschulentwicklung in den USA machten. Lange vor der quantitativen Expansion und »Industrialisierung« der Hochschulausbildung
         wurden damals die Weichen für den phantastischen Aufstieg der American university an die Weltspitze akademischer Exzellenz gestellt. Das vierjährige wissenschaftsgeleitete Studium unter der Ägide des College
         avancierte zum Standardmodell für eine hochwertige Bachelorausbildung, deren erfolgreicher Abschluss zur Regelvoraussetzung
         für das Studium an einer professional school oder die Zulassung zu weiteren fachwissenschaftlichen Studien in der graduate school wurde.
      

      
      Mit Ausnahme der for-profit und Online-Einrichtungen sowie der Community Colleges hatten sich in den USA demnach bereits am Ende des 19. Jahrhunderts
         alle bis heute wichtigen Hochschultypen und Formen der Hochschulausbildung ausdifferenziert – angefangen von den aus land grant institutions hervorgegangenen Gesamthochschulen im staatlichen Sektor und Militärakademien über konfessionelle Einrichtungen und selbständige,
         private professional schools und technische Hochschulen bis hin zu verschiedenen Varianten elitärer privater Colleges und Forschungsuniversitäten|67|. Aus der Verschmelzung des reformierten undergraduate College mit einer modernen Forschungsuniversität entstand die American university als eine singuläre Art wissenschaftlicher Hochschule, unter deren weitem Mantel auch für die Interessen verschiedenster Berufsguppen
         an einer formalen Höherqualifizierung und wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit ihrem Tätigkeitsfeld reichlich Platz war.
         Viel früher als die europäischen Länder verfügten die USA damit über alle notwendigen Voraussetzungen für ein differenziertes,
         äußerst leistungsfähiges und sozial inklusives Hochschulsystem und für eine nachhaltige Expansion der Hochschulausbildung:
         Neben den bereits erwähnten governance-Strukturen – den großen Entscheidungskompetenzen von boards und presidents –, den departments und professional schools sind hier noch zu erwähnen das modulare Kurssystem, kumulative Abschlussexamen und zwischen den Colleges transferierbare credits.
      

      
      Das alles ging nicht reibungslos über die Bühne. Spannungen zwischen den praxisorientierten professional schools und den disziplinär organisierten Departments, Konflikte zwischen dem Interesse an einer auf Forschungsleistungen begründeten
         Reputation und dem, wissenschaftliche Serviceaufgaben für ausgewählte Berufsfelder zu leisten, waren und sind an der Tagesordnung.
         In den 1930er Jahren war es derart schwer geworden, eine gemeinsame Basis zwischen den verschiedenen schools auszumachen, dass viele Beobachter um den Fortbestand der Universität als Institution fürchteten. Worauf gründete sich deren
         Identität und ihr Zusammenhalt, wenn sich die eine Gruppe von Professoren als Mitglieder einer globalen Wissenschaftlergemeinschaft
         und eine andere als Sachwalter einer bestimmten beruflichen Praxis verstand? Der Chancellor der University of Chicago, Robert Hutchins, erntete daher viel Zustimmung für seine Bemerkung, Universität bedeute inzwischen
         bloß noch eine formale Hülle, eine bunte Ansammlung eigensinniger Colleges und Departments, deren einzige Gemeinsamkeit die
         Nutzung derselben Heizungsanlage sei. Die Heterogenität und Unordnung, die das amerikanische Hochschulwesen von Anfang an
         bestimmt hatten, pflanzten sich nun in seine einzelnen Einrichtungen hinein fort – ob »for better or worse«, darüber gingen
         die Meinungen weit auseinander. Doch mit der Devise »anything goes« sind sowohl das System insgesamt als auch viele einzelne
         Institute nicht unbedingt schlecht gefahren.
      

      
      Immerhin zeichnete sich um 1910 ein Konsens darüber ab, welche Merkmale eine university auszeichneten: Sie musste in wenigstens fünf Fächern|68|, die von promovierten Hochschullehrern vertreten wurden, Doktoranden ausbilden, mindestens eine professional school besitzen und die vierjährigen undergraduate studies so organisieren, dass einer verbindlichen general education von etwa zwei Jahren Dauer verschiedenste, frei wählbare Fach- und Spezialstudien von noch einmal gut zwei Jahren folgten
         (Geiger 2005). Breites Einvernehmen bestand ferner auch über die Aufgabe und angemessene Form von graduate studies: Sie waren die hohe fachwissenschaftliche Schule für Forscher und künftige Hochschullehrer, Kaderschmieden für den Professorennachwuchs,
         in denen man das Forschen lernen sollte und seine Sporen als Wissenschaftler verdienen konnte. Organisationen wie die »Association
         of American Universities« (AAU), der 1900 gegründete Dachverband forschungsorientierter Hochschulen, und die »American Association
         of University Professors« (AAUP), seit 1915 Standesvertretung der Universitätsprofessoren, pochten auf ein klares Forschungsprofil
         für den Ph.D. und hohe inhaltliche Ansprüche. Dank kräftiger Unterstützung durch die Rockefeller- und Carnegie-Stiftungen
         konnten sie ihre Forderung nach entsprechenden Maßstäben für graduate studies tatsächlich durchsetzen. Das war umso wichtiger, als es in den USA, anders als in Deutschland, jenseits des Ph.D. keine weitere
         formale Qualifizierungsanforderung für Hochschullehrer gab und gibt.
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      Die »akademische Revolution« und der Aufstieg des staatlichen Sektors 

      
      Departments, Colleges of Arts and Science und die Verberuflichung wissenschaftlicher Tätigkeit durch graduate schools und forschungsorientierte Ph.D. wirkten gleichzeitig als kritische Ingredenzien für eine ebenso umfassende wie tiefgreifende
         »academic revolution« in der Hochschulausbildung, die um 1900 einsetzte und nach dem Zweiten Weltkrieg, im »golden age« der
         amerikanischen Hochschule,19 voll zur Geltung kam. Sie verhalf wissenschaftlich ausgewiesenen, im Regelfall promovierten Hochschullehrern zu einer Schlüsselstellung
         in fast allen Institutionen der amerikanischen higher education und verschaffte dieser Profession darüber hinaus auch in der breiteren Gesellschaft mehr Prestige und ein gewisses Gehör (Jencks/
         Riesman 1968). Mit den neuen Spielregeln für wissenschaftliche Arbeit und die Berufung von Hochschullehrern veränderte sich
         aber nicht nur das |69|Berufsbild, sondern auch die soziale Herkunft von Professoren. Der Gentleman-Gelehrte kam außer Mode. Das Sagen erhielt der
         wissenschaftliche Facharbeiter. Der Beruf wurde weniger exklusiv, normalisiert, anderen vergleichbar und planbar. Die Hochschulexpansion
         nach 1945 brachte neue Chancen und ungeahnte berufliche Perspektiven für Hochschullehrer, die viele Angehörige mittlerer und
         unterer sozialer Schichten zu nutzen wussten. Selbst an den exklusiven privaten Universitäten Neuenglands konnten ab den 1950er
         Jahren langsam auch Juden Ordinarien und drei Jahrzehnte später sogar Präsident werden, was vor dem Zweiten Weltkrieg völlig
         undenkbar gewesen wäre.
      

      
      Die akademische Revolution war allerdings nur das letzte Glied einer ganzen Kette massiver Umwälzungen in der amerikanischen
         higher education. Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts und beschleunigt ab Mitte des 20. Jahrhunderts gewann sie ganz neue quantitative Dimensionen,
         wurde aus einer elitären Nische zur Massenveranstaltung: Besuchten 1900 weniger als 250.000 Studenten ein College, waren es
         1940 ungefähr 1,5 Millionen, 1960 3,6 und 1990 knapp 14 Millionen. Hatten 1900 ingesamt nur etwas mehr als 29.000 Studenten
         einen Bachelorgrad erworben und nur zwei Prozent einer Alterskohorte einen solchen Hochschulabschluss, lauteten die Vergleichszahlen
         für 2005 1,45 Millionen Absolventen und gut 27 Prozent. Hatte eine Hochschule 1870 im Durchschnitt gerade mal 98 Studenten,
         zählten private Einrichtungen 1924 schon 755 und öffentliche 2.165. Letztere wuchsen besonders schnell. 1924 hatten lediglich
         15 Prozent der privaten Einrichtungen mehr als 1.000 Studenten, aber 60 Prozent der öffentlichen Hochschulen. Bei dieser Relation
         blieb es auch in der Folgezeit. In den 1990er Jahren zählten nur fünf Prozent der privaten, aber 42 Prozent der öffentlichen
         Hochschulen mehr als 10.000 Studenten, und die 20 größten Hochschulen der USA waren ausnahmlos staatliche Einrichtungen (Goldin/Katz
         1999; Geiger 2005).
      

      
      Nicht nur hinsichtlich der Durchschnittsgröße einzelner Einrichtungen geriet der private Sektor ins Hintertreffen. In den
         1940er Jahren verlor er auch seine bis dahin dominierende Rolle im Gesamtspektrum tertiärer Bildung: 1900 hatte lediglich
         ein Viertel aller Studenten eine öffentliche Hochschule besucht. In den 1950er Jahren hatte sich das Verhältnis schon ausbalanciert,
         nur um nach 1960 in ein klares Übergewicht des staatlichen Sektors zu kippen. Bis heute gibt es in den USA deutlich mehr private
         als staatliche Hochschuleinrichtungen. Aber letztere sind deutlich größer: 2005 stellten sie nur etwa 40 Prozent aller postsekundaren
         Bildungseinrichtungen|70|, an denen aber drei Viertel der knapp 17,5 Millionen Studenten eingeschrieben waren (Chronicle 2007; NCES 2006). Man muss sich allerdings davor hüten, daraus auf eine bestimmte Aufgabenteilung zwischen öffentlichen und
         privaten Hochschulen zu schließen. Unter letzteren tummeln sich nämlich neben hoch selektiven, exklusiven Einrichtungen Hunderte
         von zweitklassigen Nischenanbietern und konfessionellen Hochschulen sowie immer mehr for-profit-Einrichtungen. Auch der staatliche Sektor ist wesentlich bunter, als es auf den ersten Blick den Anschein haben mag. Nichts
         wäre verkehrter als anzunehmen, dass er nur aus langweiligen, freudlosen und verarmten Massenbildungsstätten besteht, an denen
         nur studiert, wer es nicht an eine gute private Uni geschafft hat.
      

      
      Wie aber lässt sich dieser unaufhaltsame Aufstieg staatlicher Hochschulen erklären, wenn die private Bildung in den USA doch
         auf eine so lange und sehr erfolgreiche Tradition zurückblicken kann? Der Grund dafür liegt in einem komplexen Zusammenspiel
         verschiedener push- und pull-Faktoren. Etliche private Hochschulen hatten sich einer mission verschrieben, die den Anforderungen der industriellen Welt und ihrer zunehmend durchrationalisierten Lebensführung wenig angemessen
         schien und die ihren Reiz langsam aber sicher einbüßte. Viele sprachen gezielt nur eine bestimmte Gruppe an, waren religiös
         geprägt oder verfolgten sektiererische Anliegen. In ihrem Portfolio spielten Natur- und Gesellschaftswissenschaften eine nur
         geringe Rolle, und Ingenieurwissenschaften tauchten darin so gut wie gar nicht auf. So bunt, beweglich und vielfältig der
         private Sektor auch sein mochte, so begrenzt blieb die Reichweite vieler seiner Einrichtungen. Staatliche Hochschulen konnten
         dagegen mit einem doppelten Pfund wuchern: Weil sie in der Absicht errichtet worden waren, der Wohlfahrt des Gemeinwesens
         zu dienen, Bürgern und Unternehmen von Nutzen zu sein, deckten sie neben den liberal arts meist auch ein breites Spektrum der Realwissenschaften wie Agronomie, Wirtschaft und Technik ab. Auch die Naturwissenschaften
         erhielten in ihnen bald einen festen Platz, so dass sie günstige Ausgangsbedingungen für die fortschreitende Verwissenschaftlichung
         der Hochschulausbildung boten. In der Tat stürzten sich viele begeistert auf das neue Exerzierfeld der graduate studies und waren gleichzeitig eifrig darum bemüht, möglichst viele professional schools unter ihre Fittiche zu nehmen. So ist es kaum verwunderlich, wenn sie weit häufiger als private Institutionen den Status einer
         university erwarben, auf den Ausbildungsbedarf neu entstehender »professional services« besser vorbereitet waren und mehr als zwei Drittel
         aller Ingenieure ausbildeten.
      

      
      |71|Das zweite Pfund des öffentlichen Hochschulwesens waren die niedrigen Kosten. Große Preisabstände zwischen staatlichen und
         privaten Hochschulen sind nämlich kein Phänomen aus der jüngeren Zeit, sondern bereits seit 1930 die Regel: Verlangten öffentliche
         Hochschulen von undergraduates aus ihrem Staat damals durchschnittlich 65 Dollar für tuition im Jahr, mussten Studenten an privaten Einrichtungen mit 265 Dollar das Vierfache davon hinblättern (Geiger 2005). Ihr breites,
         attraktives Leistungsspektrum und günstige Gebühren programmierten die öffentlichen Hochschulen auf Wachstumskurs. Je mehr
         Amerikaner studieren wollten, desto gewichtiger wurde der staatliche Sektor. Dass eine Reihe großer Städte seit 1900 daranging,
         Colleges in kommunaler Regie aufzubauen, um einem Mangel an bestimmten Qualifikationen abzuhelfen, verstärkte diesen Trend
         noch weiter. Zu diesen städtischen Hochschulen zählten so unterschiedliche Einrichtungen wie »Teachers Colleges«, die dringend
         benötigte Lehrer für das aus den Nähten platzende öffentliche Schulwesen ausbildeten, höhere berufliche Fachschulen und Hauswirtschafts-
         und Ingenieurschulen, an denen der Unterricht oft am Abend stattfand. Aus ihnen gingen zunächst die »Junior Colleges« hervor,
         die später dann meist in »Community Colleges« umbenannt wurden.
      

      
      An den meisten dieser Einrichtungen konnte man keinen Hochschulabschluss erwerben. Aber es gab auch Ausnahmen von dieser Regel.
         Das berühmte City College of New York (CCNY) verhalf Zehntausenden ehrgeiziger Sprösslinge armer Einwanderer aus Ost- und
         Südeuropa zu einer erstklassigen Ausbildung und zu einem Einstieg in amerikanische Bilderbuchkarrieren. In den 1920er Jahren
         zählte diese Vorläufereinrichtung der CUNY (City University of New York) bereits mehr als 24.000 Studenten, was sie zu einer
         der größten amerikanischen Hochschulen machte. Von der großen Nachfrage nach leicht zugänglichen, gut organisierten, nicht
         kopflastigen, sondern unmittelbar verwendungsfähigen und möglichst kostengünstigen Studienmöglichkeiten angespornt, wuchs
         die Zahl kommunaler Colleges rasch an. Studierten 1940 erst elf Prozent aller Studenten in den USA an einer solchen Einrichtung,
         waren es 2006 mehr als ein Drittel (37 Prozent). Aus Nachzüglern und Schmuddelkindern entwickelte sich eine putzmuntere und
         ihrerseits wiederum äußerst vielfältige untere Abteilung des US-Hochschulwesens, deren große Anziehungskraft und wichtige
         Rolle im Glücksrad der Verteilung von Lebenschancen leider oft übersehen wird.
      

      
      |72|Eine neue Klientel, neue Studienwünsche und ein verändertes Studienverhalten mischten die Hochschulwelt bereits in der Zeit
         zwischen den beiden Weltkriegen gehörig auf. Dem vernehmlichen Wunsch nach besserer Orientierung und einer klareren Unterscheidung
         zwischen verschiedenen Arten von Einrichtungen begegnete sie unter anderem mit einer starken Betonung hierarischer Differenzen.
         Als Kuppelprodukt fortschreitender Öffnung und Diversifizierung entstand eine neue Hackordnung auf dem Hof der academy. Jede Hochschule wird seitdem einem bestimmten Status- und Prestigecluster zugeordnet. Dem klassischen Modell eines Vollzeit-Studiums
         im residential college mit starker Betonung der liberal arts, Persönlichkeitsbildung und kulturellen Kompetenzen für berufliche Tätigkeiten mit hohem sozialen Status trat die moderne Massenhochschule
         zur Seite. Deren Studenten sahen im College nicht länger eine besondere Lebensform, sondern eine Dienstleistungseinrichtung,
         in der sie, notfalls und immer öfter auch in Teilzeit, Kompetenzen und Zertifikate erwerben konnten, die ihnen den Zugang
         zu semiprofessionellen Tätigkeiten und technischen Berufen eröffneten. Colleges, die weiterhin große Stücke auf liberal arts und bürgerliche Charakterbildung gaben, mutierten zu Elite-Institutionen. Selbst wenn ihnen ein solches Etikett nicht unlieb
         war, legten die meisten doch großen Wert darauf, jeden Anschein sozialer Diskriminierung zu vermeiden. Spätestens seitdem
         man Chancenungleichheit beim Hochschulzugang als ein politisches Problem, ja als Schandfleck im American dream zu betrachten begann, kamen die bekannten Elite-Unis unter starken Legitimationsdruck, ihre Zulassungspolitik zu verteidigen
         und öffentlich darzulegen, dass sie nicht nur ihre alten Seilschaften bedienten. Bis heute verwenden sie große Mühen darauf,
         als meritokratische Institutionen durchzugehen, denen es auf Talent und Leistung, Qualität und harte Arbeit ankomme und die
         ihre Studenten ohne Ansehen sozialer Herkunft und materieller Mittel, religiöser oder ethnischer Zugehörigkeit rekrutieren.
      

      
      Der Abstand zwischen dem Elite- und dem Massensegment ist im 20. Jahrhundert aber nicht etwa kleiner geworden, sondern im
         Gegenteil immer größer. Die feine Scheidelinie zwischen beiden Welten hat ihren Lauf gelegentlich geändert, hält aber umso
         fester. Dabei ist sie keineswegs völlig undurchlässig. Hochschulen können in der Hierarchie auf- und absteigen. »Klassenwechsel«
         sind nicht nur theoretisch möglich, sondern kommen durchaus vor. Dem Club der selective schools gehören zwar ganz überwiegend private Hochschulen an, aber auch einige staatliche Einrichtungen haben |73|darin Zutritt gefunden. Obwohl die genaue Platzverteilung nicht festgezurrt ist, hat die Vorstellung einer klaren Hierarchie
         von Hochschultypen, objektiv messbaren Leistungsunterschieden, »guten« und »schlechten« Hochschulen einen festen Platz in
         allen Köpfen. Besuchern aus Deutschland, die mit einer solchen agonalen Hochschulkultur nicht vertraut sind, tun sich oft
         schwer damit zu verstehen, wie stark das Studienwahlverhalten, die Strategie jeder Hochschule und der soziale Zirkulationswert
         einzelner Personen in Amerika von solchen Zurechnungen und durch die Brille eines permanenten Wettkampfs bestimmt werden.
      

      
   
      
      
         
         73

         
         82

         
         73

         
         82

         
         false

         
      

      
      
      Das goldene Zeitalter der amerikanischen Hochschule: Sturm und Drang 

      
      Der berühmte GI-Bill vom Juni 1944 gilt gemeinhin als Initialzündung für eine neue Ära der mass higher education und als Startschuss für ein goldenes Zeitalter der amerikanischen Hochschule. Dank dieses Leistungsgesetzes wurde ein Studium
         plötzlich für potenziell alle Amerikaner zu einer erschwinglichen Option. Damit es den unerwarteten Massenansturm bewältigen
         und eine so unvergleichliche gesellschaftliche Stellung erlangen konnte, musste das Hochschulwesen nicht einmal komplett umgekrempelt
         werden. Als die Studentenzahlen explodierten und ein wahrer Monsun an Bundesmitteln für die Forschung über die Hochschulen
         niederregnete, waren die Ikonen der neuen Zeit, Massenhochschule und Forschungsuniversität, über das Stadium von Prototypen
         bereits lange schon hinausgewachsen.
      

      
      Die mittelbaren Auswirkungen des »Servicemen’s Readjustment Act«, wie das Gesetz offiziell hieß, reichten weit über die Hochschulwelt
         hinaus. Aus der Verlegenheit geboren, Millionen von Kriegsheimkehrern eine neue Lebensperspektive in der Heimat zu bieten,
         krempelten seine Leistungsangebote die soziale und politische Landschaft Amerikas über Nacht in einem Maße um, wie es vorher
         nur der New Deal vermocht hatte. Die bittere Zeit der Great Depression lag erst wenige Jahre zurück, und die Erinnerung an soziale Proteste und politische Unruhen war noch taufrisch. Befürchtungen,
         die anstehende Demobilisierung von mehr als 15 Millionen Männern und gut 350.000 Frauen könnte zu massiven sozialen Spannungen
         führen, waren daher keineswegs aus der Luft gegriffen. Unruhen vorzubeugen |74|und den ausgemusterten Soldaten in die Berufswelt zu integrieren war eine politische Herausforderung ersten Ranges. Aber anstatt
         sie mit einem Handgeld ins zivile Leben zu entlassen oder gewaltige staatliche Beschäftigungsprogramme aufzulegen, verfiel
         der Kongress im Juni 1944, als die Invasion in der Normandie im vollen Gange war, auf eine ganz neue Idee. Jeder ehrenhaft
         entlassene Soldat, der mindestens 90 Tage gedient hatte, sollte ohne Ansehung der Person und Bedürftigkeit ein Anrecht auf
         zwei Arten staatlicher Unterstützung erhalten: Erstens Darlehensgarantien für den Erwerb eines Hauses oder kleinen Unternehmens
         und zweitens bis zu maximal 52 Wochen ein Hilfsgeld von jeweils 20 Dollar, falls er zu Hause keine Arbeit finden konnte. Der
         Clou lag jedoch im dritten Teil des Hilfsgesetzes, in dem der Staat allen Veteranen versprach, je nach der Länge ihrer Dienstzeit
         bis zu vier Jahre lang, für die Kosten aufzukommen, die ihnen durch eine weiterführende Bildung entstehen würden (also Studiengebühren,
         Ausgaben für Lebensunterhalt und Bücher), und zwar auflagenfrei und ohne individuelle Bedürftigkeitsüberprüfung.
      

      
      Dieser Rechtsanspruch auf staatliche Alimentation betraf zunächst nur einen klar umrissenen Personenkreis. Dennoch öffnete
         das neue Gesetz zumindest einen Spalt breit die Tür zu einem universellen Bürgerrecht auf Hochschulausbildung. Nicht umsonst
         wird es daher oft als »GI-Bill of Rights« bezeichnet. Annähernd acht Millionen Veteranen absolvierten nach ihrer Entlassung
         aus dem aktiven Militärdienst auf Staatskosten die eine oder andere Form postsekundarer Bildung: Etwa 2,2 Millionen belegten
         Kurse an einem Junior College oder einer Hochschule, 3,5 Millionen besuchten berufsbildende Schulen, und weitere 2,2 Millionen
         gaben einem Training on-the-job in einem Betrieb oder auf einer Farm den Vorzug vor der Schulbank. 1947 stellten ehemalige GIs knapp die Hälfte aller Studenten
         in den USA. Viele von ihnen erwarben tatsächlich einen Abschluss. Mit den neuen Kunden veränderten sich die Proportionen,
         vor allem aber die gesellschaftliche Stellung und Akzeptanz der Hochschulen. Im gleichen Maße, wie man Hochschulbildung als
         einen Grundpfeiler jeder demokratischen, gerechten sozialen Ordnung anzusehen begann, interessierten sich Öffentlichkeit und
         Politik dafür, wie die Hochschulen dieser Aufgabe nachgingen. Ob und inwiefern ihre Zulassungsverfahren, Leistungsanforderungen
         und Lehrformen das Versprechen einlösten und Angehörige bestimmter Gruppen und Milieus benachteiligten, war nicht länger allein
         ihre Sache, sondern wurde jetzt aufmerksam beobachtet und kommentiert. So wuchs ihnen bei der Verwaltung sozialer Teilhaberechte
         und Chancen |75|eine Schlüsselrolle zu, die in anderen Ländern damals noch ohne Parallele war. Hochschulen waren zu Wohlfahrtsmaschinen geworden
         – Motoren für die Produktion von dringend benötigtem Humankapital, sozialer Chancengleichheit, technischen Innovationen und
         wirtschaftlichem Wachstum.
      

      
      Staatliche Regulative und Leistungen – vom Morrill Act 1862 über den GI-Bill 1944 bis zum daran anknüpfenden Higher Education
         Act von 1972 – wirkten in diesem Prozess in mehrfacher Weise als Katalysatoren. Zum einen trugen sie maßgeblich dazu bei,
         das Spielfeld aufzuspannen, gewisse Grundregeln für die Hochschulausbildung durchzusetzen und den öffentlichen Sektor als
         bedeutenden Akteur darin zu platzieren. Darüber hinaus sanktionierte der Staat teils explizit, teils aber auch nur indirekt
         eine neue Agenda für die amerikanischen Hochschulen, die ihnen wahre Wunderkräfte zuschrieb und eine Fülle schwieriger Aufgaben
         bescherte (Kerr 2003): Ganz obenan rangierte die Idee, sie sollten allen Bürgern bessere Bildungschancen bieten und für eine
         gerechte, legitime Verteilung sozialer Positionen nach Leistung und Befähigung sorgen. Zweitens sollten sie der bunten salad bowl der amerikanischen Gesellschaft durch eine kluge Zulassungspolitik und durch Curricula mit klarem zivilgesellschaftlichen
         Bildungsauftrag ein kulturelles Dressing geben, das helfen könnte, die großen sozialen und ethnischen Disparitäten zu lindern
         und vielleicht sogar abzuschmelzen. Drittens katapultierten der Kalte Krieg und entfesselte Nukleartechnologien die Forschung
         ins Zentrum politischer Aufmerksamkeit. Plötzlich hieß es allerorten, dass nur Vorsprünge in der Forschung die »freie Welt«
         vor dem kommunistischen Zugriff retten und die Wettbewerbsfähigkeit der USA in der heraufkommenden »Wissensgesellschaft« sichern
         könnten. Da die Forschung in den USA traditionell an Universitäten betrieben wurde und auch weiterhin dort angesiedelt bleiben
         sollte, wuchs letzteren damit gewissermaßen über Nacht eine zweite Aufgabe von größter nationaler Bedeutung zu.
      

      
      Obwohl der entscheidende Impuls für die Hochschulexpansion vom Staat ausging, führte dies nicht zu einer stärkeren Vereinheitlichung
         oder gar Verstaatlichung des Hochschulsystems. Die öffentliche Förderung tat dessen chronischer chaotischen Vielfalt keinen
         Abbruch, sondern produzierte lediglich neue Bruch- und Differenzierungslinien. Allerdings änderten sich damit die Bühne und
         die Bezugspunkte für die Hochschulentwicklung, die nun auf eine Art gemeinsamen Takt eingeschworen wurde. Diesen Trend als
         »Nationalisierung« zu bezeichnen (Bender 1997) ist aber sicher stark übertrieben, zumal die federal grant university – öffentliche Forschungsuniversitäten|76|, die große Summen an Drittmitteln aus dem Bundeshaushalt einwerben – keineswegs zum dominanten oder wichtigsten Hochschultyp
         der neuen Zeit wurde. Stattdessen blieb es beim alten Grundkonsens, die verschiedenen Abteilungen der Hochschulwelt nur in
         homöopathischen Dosen zu koordinieren. Wirkungen dieser Steuerungsversuche wurden denn auch höchstens in Spurenelementen sichtbar.
         Dennoch war ein Quantensprung erfolgt, der über das goldene Zeitalter zwischen 1945 und 1975 weit hinaus fortwirkte. Worum
         ging es dabei, und was war daran neu?
      

      
      Mit dem Berechtigungsgedanken hatte der GI-Bill zugleich auch ein bestimmtes Steuerungsmodell in der politischen Arena verankert:
         Obwohl der Bund viel Geld in die Hochschulausbildung pumpte, verzichtete er auf direkte Gestaltungskompetenzen. Seine Fördermittel
         kamen den Einrichtungen nicht direkt zugute, sondern Zuwendungsempfänger waren vielmehr die Veteranen und angehenden Studenten.
         Sie konnten der Hochschule ihrer Wahl einen staatlich garantierten Gutschein vorlegen, der auf die Studiengebühren anzurechnen
         war. Nicht der Kongress oder eine gesetzlich festgelegte Formel entschied demnach über die Verteilung der Fördermittel, sondern
         das Wahlverhalten der »Kunden«. Damit schien die Quadratur des Kreises gelungen – nämlich eine zentrale Finanzierung unter
         den Auspizien einer dezentralen, marktorientierten Steuerung. Der Staat verzichtete auf eine Regulierung der Leistungserbringer
         und überließ Allokationsentscheidungen dem Markt. Ganz ohne staatliche Kontrolle ging es dann aber doch nicht. Um Etikettenschwindel
         und einer missbräuchlichen Verwendung öffentlicher Mittel vorzubeugen, konnten Studenten ihre Gutscheine nämlich nur an solchen
         Einrichtungen validieren, die sich einer Überprüfung ihrer Studienprogramme, Ressourcen und Infrastruktur durch eine vom Staat
         unabhängige Akkreditierungsagentur unterzogen hatten und dazu bereit waren, sich alle zehn Jahre erneut einem solchen Verfahren
         zu stellen. Bis heute fällt die systemische Qualitätssicherung im amerikanischen Hochschulwesen sechs regionalen Akkreditierungsagenturen
         zu, während das Department of Education weder eine operative Verantwortung dafür übernimmt noch prozedurale Auflagen erteilt.
      

      
      Sobald higher education aus der Windstille behüteter sozialer Privilegien herausgerückt war, glichen sich Studienprogramme, Qualifikationsanforderungen
         an die Hochschullehrer und administrative Praktiken der einzelnen Hochschulen einander immer mehr an, obwohl es nach wie vor
         keine legalen |77|Vorgaben dafür gab. Doch die Hochschulen schauten sich nun gegenseitig über die Schulter und passten auf, dass sie mit ihren
         Praktiken nicht aus dem Rahmen fielen. Soziale, religiöse und rassische Diskriminierung bei der Studienzulassung, wie sie
         in der Vorkriegszeit noch überall gang und gäbe gewesen war, galt zunehmend als inakzeptabel. Lauthals verlangten Politik
         und Öffentlichkeit, solchen Praktiken ein Ende zu bereiten. Wenn nun die Veteranen der »great generation« mit staatlichen
         Stipendien winkend an die Türen der Hochschulen klopften, sollte es sich keine herausnehmen dürfen, sie ihren Alumni zuliebe
         abzuweisen, bloß weil sie eine schwarze Hautfarbe hatten oder katholisch waren. Auch die traditionell antisemitischen Bastionen
         der ivy league konnten sich nicht mehr mit billigen Tricks gegen die smarten, ehrgeizigen Sprösslinge ostjüdischer Einwanderer abschotten.
         Im politischen Klima der Nachkriegszeit und später dann durch die Bürgerrechtsbewegung wurden auch und gerade die traditionellen
         Elite-Hochschulen gezwungen, meritokratische Töne anzuschlagen. All das beflügelte wiederum die Entwicklung und den Einsatz
         standandisierter Testverfahren, die versprachen, die Studienbefähigung von Bewerbern unabhängig von deren Schulnoten beurteilen
         zu können.
      

      
      Im goldenen Zeitalter der amerikanischen Hochschule herrschten Optimismus, Idealismus und ein erstaunliches Vertrauen in die
         zivilisatorischen Kräfte der higher education. Kraftanstrengungen in Bildung und Wissenschaft verhießen eine gloriose Zukunft, Milch und Honig für alle Bürger. In den
         College-Curricula der Nachkriegszeit und im Studienverhalten der baby boomers kam diese Grundstimmung greifbar zum Ausdruck. Sie motivierte auch die von Präsident Harry Truman eingesetzte Kommission,
         die eine programmatische Ortsbestimmung für die Hochschulausbildung erarbeiten und die weitere Entwicklung des Systems abstecken
         sollte. Ihr Bericht »Higher Education for American Democracy« aus dem Jahre 1947 (President’s Commission 1947) atmete in jedem
         Satz den Geist der Zeit – Stolz auf die Kraft und demokratische Kultur der USA, eine tiefe Irritation über die eskalierende
         Konfrontation mit der Sowjetunion und die »totalitäre Versuchung« kommunistischer Ideologie – und bezeugte zugleich das emphatische
         Verständnis von den Aufgaben und der Rolle von higher education. 

      
      Sechzig Jahre später wirkt das Konzept angestaubt, ist aber noch lange nicht verbraucht. Bis heute spannt es den normativen
         Horizont für hochschulpolitische Debatten, den großen Kurs und das tägliche Geschäft der Hochschulen in den USA auf. Dass
         entsprechende Verlautbarungen oft |78|mit einem befremdlichen Pathos und religiösem Erweckungsgestus daherkommen, darf nicht dazu verleiten, sie als Lippenbekenntnisse
         abzutun. Wer die US-amerikanische Hochschulausbildung und die besondere Philosophie des American college verstehen will, muss ihr kulturelles framing und ihre normative Aufladung ernst nehmen. Der Kommissionsbericht von 1947 bietet darin hervorragende Einsichten. Chronologisch
         zwischen zwei anderen sehr einflussreichen Denkschriften angesiedelt – dem »Red Book« von James Bryant Conant aus dem Jahr
         1945 für die general education der Studenten des Harvard College sowie der eleganten Bestandsaufnahme der Ziele und Formen einer general education, die der Soziologe Daniel Bell 1966 für die Columbia University verfasste20 –, lotet er die konzeptionellen Eckpfeiler für die amerikanische Collegeausbildung in Zeiten der mass higher education aus. Deren politische und soziale Ziele sind nirgendwo ähnlich prägnant und umfassend ausbuchstabiert worden wie in diesem
         Weißbuch: Bildung als Bürgerrecht und »means of equalizing the conditions of men« statt bloßer Zurichtung für eine berufliche
         Tätigkeit – hier findet man die ganze Fülle dieses Programms »in a nutshell«, wie es im Englischen so bildlich heißt.
      

      
      Der Text spart nicht an dramatischen Imperativen. »The future of our civilization depends on the direction education takes«,
         heißt es gleich zu Beginn, und ganz offensichtlich meinten die Autoren damit mehr als nur wirtschaftliche Prosperität. 21 »Education for all« sei zur »foundation of democratic liberties« unverzichtbar, so dass man die »intrinsic powers of every
         citizen« freisetzen und bestmöglich ausschöpfen müsse. Higher education habe folgerichtig über die Vermittlung von fachlichem Wissen und technischen Fertigkeiten hinauszublicken und einem »public
         purpose« zu dienen. Die Ausbildung im College ähnlich zu spezialisieren wie graduate studies sei falsch, denn damit lasse sich nicht die »common citizenship« entwickeln, derer das Land so dringend bedürfe. Auf die richtige
         Mischung der Inhalte und Studienelemente komme es an. Liberal education sei kein lästiger Ballast, den man schon bald nach Studienbeginn zur Seite legen könne. Eine strikte Berufsorientierung der
         Hochschulbildung sei nur auf der Basis einer gemeinsamen Kultur sinnvoll, andernfalls aber höchst bedenklich. Mit diesem starken
         Plädoyer für das demokratische Potenzial und den politischen Auftrag von higher education ging gleich eine scharfe Zurückweisung fester Zulassungsquoten für soziale Minderheiten – »particularly Negroes and Jews«
         – einher: Sie verletzten das amerikanische Prinzip, dass man Menschen nicht nach sozialer Herkunft oder ethnischer Zugehörigkeit
         |79|diskriminieren dürfe, sondern nach individueller Fähigkeit und Leistung fördern müsse. Quoten, daran ließ die Kommission keinen
         Zweifel, seien zutiefst »un-American« – nämlich »European in origin and application«.
      

      
      Die Botschaft von 1947 könnte nicht klarer sein: Eine great society zeichne sich durch »educated citizens« aus. Daher müssten möglichst viele Menschen die Gelegenheit zu einem Studium bekommen,
         aber gleichzeitig auch die Hochschulen ihre staatsbürgerliche Aufgabe ernst nehmen und die soziale und politische Kohäsion
         Amerikas vorantreiben: »American colleges and universities must envision a much larger role for higher education in the national
         life. They can no longer consider themselves merely the instrument for producing an intellectual elite; they must become the
         means by which every citizen, youth, and adult is enabled and encouraged to carry his education, formal and informal, as far
         as his native capacities permit.« (President’s Commission 1947: 101) Sieht man von der inzwischen politisch inkorrekten Sprache
         und Axiomatik (»native capacities«) einmal ab, hat man hier die Blaupause für das »Projekt« Hochschulbildung in der amerikanischen
         Nachkriegsgesellschaft, das sie viel stärker umkrempeln und beeinflussen sollte als das spektakuläre Apollo-Projekt zwanzig
         Jahre später.
      

      
      Soziale Öffnung und Chancengleichheit, glaubte man, verlangten nach einer neuen, intensiven general education. Der Funktionswandel von higher education hatte mit curricularen Reformen Hand in Hand zu gehen. Diese sollten einerseits für die Vermittlung eines verbindlichen Orientierungswissens
         jenseits disjunkter fachlicher Wissensbestände sorgen und andererseits die »cultural foundations for democratic citizenship«
         legen (Gregorian 2004). In der politischen Großwetterlage des Kalten Krieges standen daher Pflichtkurse in Western Civilization und die Auseinandersetzung mit den great books westlicher Denker seit der griechischen Antike ganz oben auf den Speisezetteln amerikanischer Hochschulen. Verbunden mit einem
         unbedingten Bekenntnis zu wissenschaftlicher Objektivität und rationaler Aufklärung verschaffte dies dem rasant wachsenden
         System eine gemeinsame normative Grundierung.
      

      
      Auch für die einzelwissenschaftlichen Disziplinen brach eine große Zeit an. Die arts and sciences an den Hochschulen blühten – nicht nur, aber auch dank ihrer Rolle in der general education, die nun als »central building block of American higher education« galt (Carnochan 1994: 2). Der Anteil der Collegestudenten,
         die ihren major in diesen Fächern wählten, und die Zahl |80|ihrer graduate students erklommen nie wieder erreichte Höhen. Die »akademische Revolution« war in vollem Gange und sparte keinen Winkel der Hochschulwelt
         aus. Viele Spezialeinrichtungen für eine strikt berufsbezogene Hochschulbildung, wie zum Beispiel Lehrerseminare, peppten
         sich akademisch auf, verbreiterten ihr Angebotsspektrum, legten sich das eine oder andere graduate program zu und transformierten sich langsam aber sicher zu regionalen Universitäten. Auf der Bugwelle dieser Entwicklung gab es immer
         mehr Stellen für Hochschullehrer. Aus gerade mal 147.000 im Jahre 1939 wurden 1969 474.000 und weitere dreißig Jahre später
         mehr als eine Million.22 Von 1947 bis zum Ende der 1970er Jahre standen an den US-Hochschulen alle Zeichen auf Sturm und Drang. In drei Jahrzehnten
         stieg die Gesamtzahl der undergraduates um fast das Fünffache und die der graduate students um das Neunfache. Danach stagnierten die Einschreibungen für eine kurze Zeit, weil die Übergangsquote der Schulabgänger an
         die Hochschulen abnahm und erst in den 1990er Jahren wieder nach oben zeigte. Dank geburtenstarker Jahrgänge kletterten die
         Studentenzahlen trotzdem langsam weiter, so dass aus den gut 2,3 Millionen des Jahres 1947 2005 17,6 Millionen geworden waren.
         Dauerte es im ersten Anlauf noch 16 Jahre, bis sich ihre Gesamtzahl verdoppelte, waren in der zweiten Etappe dafür nur noch
         sieben Jahre nötig. Danach flachte die Wachstumsrate allerdings wieder deutlich ab.
      

      
      Ob sich die Studiennachfrage auch ohne staatliche Unterstützung und Förderung ähnlich rasant entwickelt hätte, ist fraglich.
         Fest steht, dass sich der Bund auf den Spuren des GI-Bill immer kräftiger in der Hochschulfinanzierung engagierte. Am grundlgenden
         Design änderte sich dadurch aber nichts. Der »National Higher Education Defense Act« von 1958 hatte eine Studienförderung
         erstmals an die Bedingung finanzieller Bedürftigkeit geknüpft. 1965, als man sich auf dem Weg zu einer great society mit gleichen Teilhaberechten für alle Bürger wähnte, machte der Gesetzgeber den Staat erstmals ausdrücklich dafür verantwortlich,
         Kindern aus einkommensschwachen Familien den Zugang zu einer Collegeausbildung zu ermöglichen. Mit der zweiten Novelle des
         »Higher Education Act« von 1972 entstand das bis heute gültige Regelwerk für eine Förderung einzelner Studienprogramme und
         für die Studienfinanzierung durch den Bund. In deren Zentrum stehen sogenannte »Pell Grants« – Stipendien, die aufgrund finanzieller
         Bedürftigkeit (financial need) vergeben werden und über deren maximale Höhe regelmäßig neu entschieden wird. Mitte der 1990er Jahre |81|kamen staatlich garantierte Darlehen (loans) hinzu, für die erst nach Abschluss des Studiums Zinsen anfallen.
      

      
      Ob diese Hilfen angesichts rasant steigender Gebühren und Lebenshaltungskosten ausreichen, um den Hochschulzugang für alle
         Schichten offenzuhalten, ist heftig umstritten. 2006/07 beliefen sich die gesamten direkten und indirekten staatlichen Aufwendungen
         für die Studienfinanzierung (Stipendien, Steuervergünstigungen, besondere Förderprogramme und die Kosten für zinslose Darlehen)
         auf fast 130 Milliarden Dollar (Chronicle, 2.11.2007). Ungefähr drei Viertel aller Vollzeit-Studenten erhalten irgendeine Form öffentlicher oder institutioneller Beihilfe
         zur Finanzierung ihres Studiums. Der Anteil der Geförderten variiert je nach Hochschultyp – an den privaten non-for-profit-Hochschulen lag er mit 84,9 Prozent am höchsten, an Community Colleges mit 59,5 Prozent am niedrigsten.23 Die staatlichen Leistungen haben mit der Kostenexplosion jedoch nicht Schritt gehalten. Mit maximal 4.050 Dollar pro Jahr
         decken Pell Grants heute gerade noch 32 Prozent der gesamten durchschnittlichen Studienkosten an einer öffentlichen 4-year institution ab; zwanzig Jahre früher waren es noch 52 Prozent. Und während Mitte der 1990er Jahre vom Bund verbürgte zinsgünstige Darlehen
         noch weit mehr als die Hälfte aller Studiendarlehen ausmachten, fiel ihr Anteil 2006/07 auf unter ein Drittel.
      

      
      Während des goldenen Zeitalters veränderte sich die Zusammensetzung der Studentenschaft ebenso umfassend wie nachhaltig. Seit
         1979 stellen Frauen die Mehrheit unter den amerikanischen Studenten. Der Trend zur Verweiblichung scheint unumkehrbar. Inzwischen
         beträgt der Frauenanteil bereits 57,4 Prozent. Jene soziale Gruppe, die von der Öffnung der Hochschulen anfangs am meisten
         profitierte – männliche Studenten aus der unteren Mittelschicht –, hat dagegen den Rückwärtsgang eingelegt. Doch nicht nur
         höhere Schulabschlüsse und Übergangsquoten von Frauen nähren die weitere Expansion des US-Hochschulwesens. Auch Einwanderer
         treibt es in großen Scharen an die Colleges. In ihrem Bildungsstreben stellen die 40 Millionen Asiaten, die seit 1965 eine
         neue Heimat in den USA gesucht haben, alles in den Schatten, was man dort von anderen ethnischen Minderheiten bereits kannte.
         An vielen Elite-Unis der Westküste und führenden Technischen Hochschulen wie dem MIT stellen sie inzwischen die Mehrheit der
         undergraduate und graduate students. Von den über 25-jährigen Asiaten besitzt heute knapp die Hälfte einen Bachelorgrad, mit dem nur 31 Prozent der weißen Bevölkerung
         (caucasians), 18,4 der African Americans und 12,3 Prozent der hispanics aufwarten können. |82|Man muss indes kein Hellseher sein, um vorherzusagen, dass allen Hindernissen zum Trotz künftig auch immer mehr Angehörige
         der beiden letztgenannten Gruppen an die Hochschule streben werden. Demographische Faktoren werden deren Entwicklung künftig
         genauso stark prägen, wie es bereits in den letzten 150 Jahren der Fall war.
      

      
      Was die Strukturen und Formen der Hochschulausbildung angeht, zeichnet sich inzwischen eine neue, fast paradoxe Kehrtwende
         ab. Während des goldenen Zeitalters schien eine Konvergenz von Strukturen und Prozessen angesagt und ein gemeinsamer Nenner
         für eine systemische Ordnung in greifbare Nähe zu rücken. In den 1990er Jahren setzte jedoch wieder eine Diversifizierung
         und Heterogenisierung der Studentenschaft, Hochschuleinrichtungen und einzelnen Teilmärkte des Hochschulsystems ein, die sich
         ständig weiter beschleunigen. In dem Maße, wie die Hochschulausbildung veralltäglicht wurde, Kosten-Nutzen-Kalküle die Oberhand
         gewinnen und die Hochschulforschung in den Sog eines »academic capitalism« gerät, pendelt das System offenbar in jenen Aggregatszustand
         zurück, in dem es sich vor der academic revolution befand: Zersplitterung (Brint 2005).
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      Forschung nach 1945 und das Sendungsbewusstein der Elite-Unis 

      
      Unser historischer Parforceritt durch die amerikanische Hochschulentwicklung hatte zwei Ziele: Er sollte erstens auf langfristige
         Trends und historische Meilensteine aufmerksam machen, die ihr heutiges institutionelles setting geprägt haben. Zweitens sollte er unserer Erkundung »typischer« Phänomene eine Tiefenschärfe geben, die für das Verständnis
         amerikanischer Hochschulen unerlässlich scheint. Bislang haben wir uns dabei auf die enormen Veränderungen in Studiennachfrage
         und instiutionellen Formen konzentriert. Forschung kam nur am Rande vor. In der internationalen Wahrnehmung machen amerikanische
         Hochschulen heute aber vor allem wegen ihrer Erfolge in der Forschung so viel her – was nicht ohne Ironie ist, wenn man bedenkt,
         dass ihr besonderer Pfiff in den einzigartigen Formen und Strukturen des Studiums liegt. Wenn die American university nach 1945 an die Weltspitze stürmen und die deutsche Universität als das Modell für eine moderne, leistungsfähige wissenschaftliche
         Hochschule |83|verdrängen konnte, dann hatte das jedenfalls mit ihrer Lehre sehr wenig und mit glänzenden Leistungen in der Forschung umso
         mehr zu tun. Die Grundlagen dafür waren, wie wir gesehen haben, bereits um die letzte Jahrhundertwende gelegt worden, als
         sich einige amerikanische Universitäten der Forschung zuzuwenden und fachwissenschaftlich zu organisieren begannen. Lange
         vor dem »Manhattan Project« und weiteren militärischen Forschungsvorhaben unter der Ägide des »Office for Scientific Research
         and Development« (OSRD) während des Zweiten Weltkriegs hatte es bereits Ansätze für eine staatliche Forschungsförderung gegeben,
         allerdings in bescheidenem Umfang und begrenzt auf Technik und Landwirtschaft. So blieb die amerikanische Hochschule bis 1945
         im Wesentlichen eine »teaching institution« (Thelin 2004; Geiger 2004), in der Forschung bestenfalls am Rande vorkam und weder
         materiell noch ideell nur annähernd das Gewicht besaß, das sie mit Beginn der 1950er Jahre bekommen sollte.
      

      
      Erst die massive staatliche Förderung natur- und ingenieurwissenschaftlicher »Big Science« nach 1945 brachte den »Big Bang«
         für die research university. Politik und Öffentlichkeit waren fest davon überzeugt, dass die militärische, wirtschaftliche und politische Kraft der USA
         künftig immer stärker von der Grundlagenforschung, wissenschaftlichem Erfindungsgeist und technischen Innovationen abhängen
         werde. Um für alle Eventualitäten gewappnet zu sein und im drohenden Kalten Krieg mit der Sowjetunion die Nase vorn zu behalten,
         müsse das Land seinen Pioniergeist wieder entdecken und alles daran setzen, um die phantastischen Möglichkeiten moderner Forschung
         und Technik für sich zu nutzen: So lautete die Botschaft der berühmten Denkschrift »Science, the Endless Frontier«, die 1945
         den Startschuss für die massive staatliche Förderung der (natur) wissenschaftlichen Grundlagenforschung gab. Ihr Verfasser
         war Vannevar Bush, ein Ingenieurprofessor am MIT und einflussreicher Wissenschaftsmanager, der 1939 Präsident der Carnegie
         Foundation und 1941 Direktor des Forschungsamtes der Bundesregierung geworden war. Im Juli 1945, also noch vor dem ersten
         Atombombenabwurf auf Hiroshima, übergab er Harry S. Truman seinen »Report to the President on a Program for Postwar Scientific
         Research«. Darin beließ er es nicht bei dramatischen Appellen, sondern präsentierte eine Reihe konkreter Vorschläge, wie der
         Staat die Forschung am besten fördern solle: Nicht institutionell und dauerhaft, sondern durch zeitlich begrenzte Projekte,
         nicht nach politischer Opportunität, sondern ausschließlich qualitätsbezogen, nicht durch Aufträge der Administration, sondern
         durch wissenschaftsnahe Fördereinrichtungen |84|und ohne feste Quoten für einzelne Gebiete und bestimmte Einrichtungen, sondern im ständigen Wettbewerb zwischen Förderanträgen,
         die einer wissenschaftsgeleiteten Begutachtung durch andere Forscher unterzogen werden. In ihrer Architektur und Arbeitsweise
         blieb das federal research funding diesen Grundsätzen bis zum heutigen Tag verpflichtet. Allerdings kam es zu gewichtigen Ausnahmen, deren materielle Dimensionen
         die der Förderung nach dem »Regelprinzip« inzwischen überflügeln: Der Löwenanteil der Forschungsmittel des Bundes fließt inzwischen
         über das Department of Health and Human Services an die »National Institutes of Health« (NIH), die ihrerseits nur einen Teil
         dieser Gelder wettbewerblich vergeben, sowie an physikalische Großforschungsanlagen, die locker an Universitäten angebunden
         sind und über das Department of Energy quasi dauerhaft institutionell finanziert werden.24

      
      Als die großen Ströme staatlicher Fördergelder zu fließen begannen, waren nicht alle an der Forschung interessierten Hochschulen
         gleichermaßen gut gerüstet, um im Verteilungskampf ein Stück davon abzubekommen. Von denjenigen, die sich bereits vor dem
         Zweiten Weltkrieg der Forschung zugewandt hatten, graduate studies anboten und sich in departments organisierten, verstanden es etliche, die Gunst der Stunde zu nutzen und mit einem reichen Portfolio staatlich finanzierter
         Forschungsprojekte den Gestaltwandel zu veritablen Forschungseinrichtungen zu bewerkstelligen. Aber nur wenige Hochschulen
         verfügten über die nötige kritische Masse an wissenschaftlichem Potenzial, um interessante Projektanträge erarbeiten zu können.
         Noch weniger besaßen das wissenschaftliche und politische standing, um solche Anträge erfolgreich durchzubringen und die externen Gutachter von deren wissenschaftlicher Qualität zu überzeugen.
         Waren die Karten erst einmal gemischt und hatten einige Hochschulen Großprojekte an Land ziehen können, setzte eine spiralförmige
         Bewegung ein, an deren Ende der Kreis potenzieller Kandidaten in zwei Klassen zerfiel – die haves und die have nots. In der Forschungslotterie hat auffallend oft die besten Chancen, wer in der Vergangheit schon einmal erfolgreich war und
         eine gute Reputation aufbauen konnte – ein Phänomen positiver Rückkopplung und sich verstärkender Erwartungen, das der amerikanische
         Soziologe Robert K. Merton 1968 unter dem Namen »Matthäuseffekt« bekannt gemacht hat. Auch die 1950 gegründete National Science
         Foundation (NSF) und die anderen staatlichen Fördereinrichtungen beherzigten die Weisung aus dem Evangelium des Matthäus:
         »Denn wer da hat, dem wird gegeben |85|werden, daß er Fülle habe; wer aber nicht hat, von dem wird auch genommen, was er hat.«25

      
      Selbst wenn sich ihre Lobbyisten in Washington die Hacken abliefen, hatten es newcomer und kleine Hochschulen sehr schwer, in den erlauchten Kreis der »Federal Grant Universities«26 vorzustoßen. 1950 gab es gerade mal 20 Universitäten, auf die diese Bezeichnung passte. Abgesehen von einem halben Dutzend
         großer staatlicher flagship universities waren es ganz überwiegend private Einrichtungen. Weil die Fördergelder unter dem Eindruck des Sputnik-Schocks nach 1957 kräftiger
         sprudelten, wuchs die Zahl solcher Forschungsuniversitäten bis 1970 auf 125 an. Heute umfasst dieser Kader gut 280 Mitglieder.
         Laut der jüngsten »Carnegie Classification« amerikanischer Hochschulen gab es 2005 zwar nur 96 Universitäten, die das Prädikat
         »very high research activity« verdienten. Doch wenn man auch die 103 Hochschulen mit »high research activity« sowie die 83
         weiteren als research institutions durchgehen lässt, in denen Forschung einen festen Platz hat, wären heute etwa elf Prozent der knapp 2.600 4-year institutions das, was man in Deutschland unter einer »Universität« versteht.
      

      
      Wenn eine Hochschule in der Einwerbung von federal research grants erfolgreich ist, zeugt das von hoher wissenschaftlicher Leistungsfähigkeit und Reputation. Aber das allein macht aus ihr noch
         längst keine Elite-Uni. Die Bezeichnung elite school signalisiert ein institutionelles Prestige, das mit wissenschaftlicher Leistung und Reputation nicht unbedingt deckungsgleich
         ist – und erst recht nicht mit Geld gemessen werden kann. Die gängige Elle dafür ist die »Selektivität« einer Einrichtung, das heißt der Prozentsatz von Studienbewerbern, die sie abweist
         – sind es mehr als die Hälfte, ist es eine Elite School. Ein hohes Forschungsbudget übersetzt sich nicht unmittelbar in hohes Prestige, während sich umgekehrt ein hohes institutionelles
         Prestige nicht direkt in üppigen research grants ausmünzt. Prestige und Reputation, Drittmittel und selectivity, elite und research institutions markieren jeweils unterschiedliche Kreise, die sich machmal überlappen, manchmal aber auch nicht.
      

      
      Der fulminante Aufstieg der Forschungsuniversitäten führte zu vielen weiteren tektonischen Verschiebungen und klimatischen
         Veränderungen in der US-Hochschullandschaft. Querbeet kam es zu einer neuen Gewichtsverteilung zwischen Lehre und Forschung.
         Für Hochschulen wie Professoren wurde Forschung tendenziell wichtiger als die Lehre, denn hier winkten Reputation und Geld.
         Wenn sie sich stärker in der Forschung engagierten, hatten beide etwas davon – die Hochschulen bekamen mehr finanziellen |86|Spielraum, die Professoren bessere Gehälter. Forschung lohnte sich mehr als die Ausbildung von undergraduates. Prompt hoben in den 1960er Jahren laute Klagen über deren angeblich Vernachlässigung an den stolzen research universities an, so dass sich letztere zu einer Reihe curricularer Reformen genötigt sahen. Wie dramatisch sich die Gewichte zwischen Lehre
         und Forschung verschoben, zeigt der Blick auf ein Sample von 33 privaten und 66 öffentlichen Forschungsuniversitäten. In den
         privaten Einrichtungen stiegen die Studentenzahlen zwischen 1980 und 2000 um 16,5 Prozent, die Zahl der Professen um 20 und
         die Forschungsmittel um 105 Prozent. Für die staatlichen Hochschulen betrugen die entsprechenden Werte elf, zehn und 141 Prozent
         – ein klares Indiz dafür, dass sie sich noch viel stärker der Forschung zuwandten als die im privaten Sektor (Geiger 2004:
         147).
      

      
      Tatsächlich profitierten staatliche Universitäten am meisten vom kolossalen Wachstum der externen Forschungsfinanzierung.
         Die Erklärung dafür liegt einerseits in der Fächerstruktur dieser Hochschulen und zum anderen in der inhaltlichen Ausrichtung
         der Förderprogramme. Öffentliche Hochschulen sind im Durchschnitt deutlich größer als private und haben oft auch ein breiteres
         Fächerspektrum, in dem Ingenieurwissenschaften und anwendungsorientierte Gebiete eine wichtige Rolle spielen. Zwar sind viele
         von den führenden Technischen Universitäten – das MIT, das Cal-Tec, Stanford und Columbia, um nur die wichtigsten zu nennen – privat. Aber von ihrer Größe her verblassen sie hinter ebenso prominenten
         wie schwergewichtigen staatlichen research universities mit starker technischer Prägung wie Ann Arbor, Georgia Tech oder Penn State. Den enormen Kapazitäten ihrer öffentlichen Konkurrenten
         in der ingenieurwissenschaftlichen und angewandten Forschung haben private Universitäten nur wenig entgegenzusetzen – und
         oft auch gar nichts entgegensetzen wollen, weil sie bewusst ein anderes Profil pflegen. Je wichtiger aber diese Bereiche für
         die Forschungsförderung werden und je mehr Mittel dorthin fließen, desto stärker kommen staatliche Hochschulen zum Zuge. Hinzu
         kommt, dass auch viele Forschungsmittel aus der privaten Wirtschaft in Bereiche fließen, in denen letztere stark und gut aufgestellt
         sind.
      

      
      Kompensiert wird dieses Ungleichgewicht allenfalls dadurch, dass private Hochschulen deutlich mehr Geld aus der klinischen
         und biomedizinischen Forschungsförderung beziehen als die staatlichen. Als Reaktion auf einen Prioritätenwechsel im federal research funding haben viele von ihnen in jüngster Zeit ihre Kapazitäten auf Felder umgelenkt, in denen optimale |87|Förderchancen winken. Das ist längst nicht mehr die Physik, die lange Jahre den Ton angab. Der Löwenanteil der Bundesforschungsmittel
         fließt inzwischen in die »life sciences«, und 2002 gingen 45 Prozent direkt in medizinische Einrichtungen.27

      
      Die Liebe zur Forschung brachte für die Hochschulen weitere Folgekosten, da einige Fächer leichter als andere an research dollars kommen können und manche von vornherein leer ausgingen. Das sorgte für Neid und latente Spannungen zwischen den von research grants verwöhnten Gebieten und dem armen Rest. Dass sich auch die Gehälter zwischen verschiedenen Departments weit auseinander bewegten
         und einzelne Fachkollegen ihre Verdienste um die Forschung in ein höheres Salär ummünzen konnten, wurde dagegen ohne Murren
         akzeptiert. Wie riesig die Gehaltsspreizungen geworden sind, zeigen die vom Chronicle jährlich veröffentlichten Übersichten. Danach verdiente ein full professor an einer Forschungsuniversität 2006/07 im Durchschnitt 113.389 Dollar im Jahr, an einer Hochschule, die nur bis zu einem Bachelorabschluss
         führt, dagegen nur 79.920 Dollar. Schlüsselt man die aggregierten Zahlen weiter auf, wird schnell klar, dass private Hochschulen
         deutlich höhere Gehälter zahlten als öffentliche – nämlich 136.689 statt 106.495 Dollar in der ersten Gruppe und 90.353 statt
         68.908 in der zweiten. Juristen verdienten mit durchschnittlich 121.301 Dollar am meisten, gefolgt von Ingenieuren mit 102.954.
         Natur- und Geisteswissenschaftler »machten« zwischen 74.000 und 80.000 Dollar, und die Theologen bildeten mit 66.000 das Schlusslicht.
         Dabei tauchen die Spitzenverdiener, nämlich die Mediziner, in diesen Statistiken gar nicht erst auf.
      

      
      Selbst in der Gruppe der zehn Elite-Universitäten mit den besten Gehältern gab es große Differenzen zwischen den einzelnen
         Einrichtungen, obwohl alle ihren Professoren »competitive salaries« bieten wollen: So verdiente ein full professor in Harvard durchschnittlich 177.400 Dollar, in Stanford und Princeton um die 164.000, in Yale 157.600 und an der New York
         University (NYU) auf dem zehnten Platz der privaten Gruppe »nur« 149.700 Dollar. Im öffentlichen Sektor waren die Abstände
         kleiner. Dort beliefen sich die höchsten Gehälter auf 134.800 und 133.100 Dollar – am New Jersey Institute of Technology und
         an der UC Los Angeles –, im dicht besetzen Mittelfeld auf etwa 130.000 und an der Hochschule auf dem zehnten Platz, der UC
         San Diego, auf 124.400 Dollar (Chronicle, 20.4.2007, A 10).
      

      
      |88|Anders, als man es vielleicht erwarten würde, hat der enorme Bedeutungszuwachs der Forschung die institutionelle Segmentierung
         der amerikanischen Hochschullandschaft nicht weiter verschärft. Zwar erklommen Macht und Ansehen der »Association of American
         Universities« (AAU), in der sich die führenden Forschungsuniversitäten seit 1900 zusammenfinden, immer neue Höhen. Aber dieser
         Verband war und ist kein Kartell zur Aufteilung des Marktes für Forschungsgelder und Doktoranden, sondern bringt nur die institutionellen
         Ambitionen seiner Mitgliedshochschulen zum Ausdruck. Weil es für amerikanische research universities seit langem selbstverständlich ist, ihre Erfolge in der Rekrutierung begabter Studenten und Spitzenforscher, wissenschaftliche
         Reputation und ihr Prestige untereinander ständig zu vergleichen und sich mit »peer institutions« zu messen, wurde der Wettbewerb
         durch die Forschungsorientierung sogar noch stärker. Auch Hochschulen, die nicht zum exklusiven Zirkel der AAU gehörten, legen
         hohe »institutional aspirations« an den Tag. Unter dem Motto »striving for excellence« entbrannte auf allen Rängen ein heftiger
         Prestigekampf, der sich seit einigen Jahren zu einem regelrechten akademischen Wettrüsten der Hochschulen auswuchs.
      

      
      Den führenden privaten Universitäten hat es nie an hohen Anprüchen und Erwartungen gemangelt – sie wollten immer schon leaders erziehen und selber den Ton und die Richtung in der Hochschulwelt (und am besten auch darüber hinaus) angeben. Wie selbstbewusst
         sie auftreten, vermögen drei Texte aus jüngster Zeit zu illustrieren, mit denen berühmte Elite-Universitäten um Unterstützung
         für ihre Entwicklungspläne warben: Private Forschungsuniversitäten, schrieb der Provost* der Duke University 2001, zeichne ein »commitment to national and international leadership« aus. Daher sei es ein »overriding
         goal« seiner Universität, »to be among the small number of institutions that define what is best in American higher education«.
         Zwar könne sie auch von anderen lernen, »but we must also set our own sights and help set the standards for others«. Die Stanford
         University stimmte handverlesene Alumni Anfang 2006 mit starken Worten auf spektakuläre »Initiativen« ein, die sie mit den
         Einnahmen aus einer großen fundraising-Kampagne finanzieren wollte: Seit ihrer Gründung vor mehr als 100 Jahren sei die Universität »a poineer in higher education«
         mit einem »spirit of bold leadership« gewesen – und das verpflichte sie, darin weiter voranzugehen. »Stanford has the opportunity
         to be the leading institution in the search for knowledge […] and in the education of future leaders who are equipped for
         the 21st century. This is our mission.« Mit |89|den neuen Vorhaben sei die Universität »singularly qualified to pursue this opportunity«.
      

      
      Im dritten Beispiel geht es um Überlegungen der Yale University, ihre Studienplätze im undergraduate-Bereich auszuweiten und dafür zwei oder drei neue residential colleges zu bauen. Dazu gab Präsident Rick Levin im Februar 2007 der »Yale College Community« unter anderem Folgendes zu bedenken:
         Die Universität besitze eine »exceptional record in educating leaders in all walks of life for this country and the world
         […] Our mission has expanded to embrace the education of leaders for the world, not simply our nation. Increased enrollment
         would create more opportunity for Americans as well as international students. […] The prospect of expansion presents an opportunity
         to augment Yale’s capacity to contribute to the strengthening of our nation and the betterment of the human condition globally.«28 Starke Worte, stolze Versprechungen. Ob hier der Ton die Musik macht oder ob die Musik die Töne hervorbringt, mag eine müßige
         Frage sein. Aber könnte man sich vorstellen, dass eine deutsche Universität ihren Hut mit ähnlichen Worten in den »Exzellenzwettbewerb«
         wirft? Wohl kaum.
      

      
      In unserem Versuch, den Aufgaben- und Gestaltwandel der Hochschulbildung und Hochschulen in Amerika besser zu verstehen, haben
         wir einige ihrer unterschiedlichen Stadien und Grundmuster Revue passieren lassen: Die zaghaften, glaubensfesten protestantischen
         Anfänge, ihre allmähliche Verweltlichung und ihr langsames Einsickern in alle Gruppen und Poren der amerikanischen Gesellschaft
         seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, ihre Verwissenschaftlichung und die Herausbildung der American university als einer neuen, einzigartigen Hochschulform zu Beginn des 20. Jahrhunderts, ihre beispiellose Expansion und »materielle Verstaatlichung«
         nach 1945, den Aufstieg der research university zu einer neuen S-Klasse von Hochschule und die zunehmende Vielfalt, ja sogar Balkanisierung des Hochschulsystems. Eines der
         verblüffendsten Ergebnisse war, dass die Leitmotive der amerikanischen Hochschulentwicklung über alle Metamorphosen und scheinbaren
         Ungereimtheiten hinweg nicht nur unverändert geblieben sind, sondern immer stärker zum Ausdruck und zum Tragen kamen: Unternehmensgeist
         und institutioneller Ehrgeiz, Offenheit nach außen und Beweglichkeit im Innern, kooperativer Wettbewerb – und last, but not least das enorme Gewicht institutionellen Prestiges. Welches Bild die institutionelle Landschaft derzeit bietet und welche Schneisen
         sich |90|darin schlagen lassen, um das Gestrüpp zu lichten, ist das Thema des dritten Kapitels.
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      |91|3 Flaggschiffe, Linienschiffe und Yachten: Eine kleine Flottenkunde amerikanischer Hochschulen und ihrer Schlachtordnung 

      
      In den vorangehenden Kapiteln haben wir in etlichen Schleifen zu zeigen versucht, dass und warum sich die Topographie der
         amerikanischen Hochschullandschaft jeder Systematik versperrt. Wer einen »geordneten Überblick« bekommen oder sich gar einen
         vernünftigen Reim auf ihre Verhältnisse machen will, dem bieten weder Gesetze und Verordnungen noch die Statuten von Hochschulverbänden
         verlässliche Hilfe. Bei dieser frustrierenden Feststellung müssen wir es aber nicht bewenden lassen. In den 1970er Jahren
         war nämlich das Unbehagen an der hausgemachten Unübersichtlichkeit auch in den USA so groß geworden, dass ein Klimawechsel
         einsetzte. Hochschulen wollten wissen, wo sie stehen, Studieninteressenten verlangten nach Entscheidungshilfen bei der Hochschulwahl,
         und angesichts explodierender Kosten forderte schließlich auch die Politik harte Daten über die Arbeit der Hochschulen.
      

      
      1973 lagen erstmals Tabellen vor, die versprachen, die wilden amerikanischen Hochschulgewässer zu erfassen und plausibel zu
         ordnen. 1985 ließ die Zeitschrift U.S.News & World Report (USNWR) ihre erste Ranking-Bombe platzen. Aussagewert und Nutzen der verschiedenen Klassifikationen und Rankings sind umstritten.
         Die Signal- und Steuerungswirkungen, die absichtlich oder unabsichtlich damit einhergehen, sind alles andere als unumstritten.
         Doch in Hochschulen und Hochschulorganisationen, Politik und Öffentlichkeit werden sie nichtsdestotrotz begierig aufgegriffen.
         Dem Missverhältnis zwischen Orientierungsbedarf und Orientierungsangeboten ist es zuzuschreiben, dass »league tables« zu einer
         nicht mehr wegzudenkenden Größe in der amerikanischen Hochschulszene werden konnten. Aber ist die Unordnung damit wirklich
         kleiner oder wenigstens die Übersichtlichkeit besser geworden? Gibt es vielleicht inzwischen doch ein stimmiges Register der
         amerikanischen Hochschulflotte, angefangen von den staatlichen flagship institutions über die privaten Luxusliner bis hin zu den kleinen Schaluppen, die auf Binnengewässern kreuzen?
      

      
      |92|Die Carnegie Foundation for the Advancement of Teaching legte erstmals 1973 eine »Classification« vor, die den Wirrwarr im
         real existierenden Hochschulwesen der USA lichten sollte, ohne dessen enorme Vielfalt anzutasten. Eine »mission impossible«,
         könnte man meinen. Doch die Tatsache, dass sich eine hoch angesehene, einflussreiche Stiftung ihrer annahm, garantierte dafür,
         dass das Unternehmen zumindest in dem Sinne erfolgreich war, wie man es in Amerika erwartet: »It made a difference.« Die Carnegie
         Classification (CC) – inzwischen ein eingetragenes Warenzeichen – identifizierte Gruppen von Hochschulen, die sich durch bestimmte
         empirische Merkmale sinnvoll von anderen abgrenzen ließen und ordnete jede Hochschuleinrichtung einer dieser »classifications«
         zu. Einschließlich der 2005/06 veröffentlichten sechsten Auflage ist ihr Design seither dreimal gründlich überarbeitet, erweitert
         und verfeinert worden. Die Zahl der gelisteten Hochschulen wuchs dabei ständig: Waren es 2000 noch 4.197, umfasst die jüngste
         Edition bereits 4.392. Die CC bietet den einzigen kompletten »Atlas« all jener Hochschulen, die von einer der sechs regionalen
         Agenturen institutionell akkreditiert worden sind. Aus einem Instrument, das eigentlich nur Projektarbeiten und Forschungen
         der Carnegie Foundation im amerikanischen Hochschulwesen unterstützen sollte, wurde ein beliebter und vielseitig verwendungsfähiger
         Orientierungsrahmen. In hochschulpolitischen Standortbestimmungen sind die classifications eine gängige Münze, und sehr viele, wenn nicht sogar die meisten Homepages von Hochschulen enthalten unter der Rubrik »About«
         oder »Facts & Figures« einen Hinweis auf ihre dortige Gewichtsklasse.29

      
      Die Zugehörigkeit zu einem Cluster reflektiert Aktivitäten und Merkmale einer Hochschule so, wie sie sich in einzelnen Kennzahlen
         darstellen. Über ihre Qualität oder ihr Prestige besagt das zunächst nichts. Die CC verzichtet ausdrücklich auf Bewertungen.
         Ihre Unterscheidungen, Typen und Zuordnungen ergeben sich nicht aus normativen Setzungen, sondern sollen die Verhältnisse
         so beschreiben »wie sie sind«. Stiftung und Projektverantwortliche werden nicht müde zu betonen, dass die CC eine Karte der
         amerikanischen Hochschulen zeichnen soll, aber keine Rangfolgen angeben. Trotzdem werden die classifications häufig als Prestigeklassen missverstanden und »Aufstiege« oder »Abstiege« einzelner Hochschulen von einer Auflage der CC zur
         nächsten aufmerksam registriert.
      

      
      Die neueste ließ das Grundgerüst von sechs »basic classifications« unverändert, stellte ihm aber neue Rubriken zur Seite –
         zum Beispiel das »enrollment profile« der undergraduates, das Profil des Lehrangebots oder die |93|Größe und geographische Lage eines College (Stadt oder Land). Das erlaubt es, jede Hochschule in einer mehrdimensionalen Matrix
         zu verorten und ihre Zuordnung zu einer der sechs Grundklassen weiter aufzufächern. Spannend daran ist, dass damit ganz neue
         Muster entstehen: Ein und dieselbe Hochschule kann sich nun in jeweils unterschiedlicher Gesellschaft mit anderen wiederfinden.
         Die extrem heterogene, aber zahlenmäßig immens wichtige Gruppe der »Associate’s Colleges« wurde stark aufgefächert. Damit
         wollte man gewährleisten, dass die rasch expandierenden Community Colleges, die in Studien über das amerikanische Hochschulwesen
         und in öffentlichen Diskussionen meistens unter dem Radarschirm bleiben, ihrer tatsächlichen Bedeutung entsprechend in der
         CC auftauchen. Eine weitere delikate Veränderung betraf die Kategorie der Forschungsuniversitäten. Ob eine Hochschule dazugehört,
         richtete sich 2000 einzig und allein nach der Art und Zahl der von ihr verliehenen Doktorgrade. 2005/06 kam dafür ein Bündel
         unterschiedlicher Indikatoren zur Anwendung, und statt bisher zwei gibt es nun drei Untergruppen von »Research Institutions«.30

      
      Seit dem Stapellauf der CC 1973 hat die Carnegie Foundation stets großen Wert darauf gelegt, die Hochschulen an ihrer Weiterentwicklung
         und Verfeinerung zu beteiligen. Alle Änderungen werden vorab im Feld getestet und intensiv diskutiert. In der CC, könnte man
         daher sagen, spiegelt sich der common sense in der Selbstverortung amerikanischer Hochschulen. Das macht sie aber noch längst nicht zu einem guten Reiseführer. Durch
         die vielen Ergänzungen, Revisionen und Verfeinerungen wurde sie zwar immer reichhaltiger – aber gleichzeitig auch immer kleinteiliger,
         komplizierter und unübersichtlicher. Inzwischen muss man lange Glossare studieren um zu verstehen, worum es in den vielen
         Zeilen und Spalten geht – und selbst das hilft nicht immer. Gruppen in den einzelnen Unterkapiteln sind nicht deckungsgleich,
         Querverweise kaum möglich. Der Wahrheitsfindung mag mit dieser hohen Pixelzahl gut gedient sein – aber um den Preis geringerer
         Klarheit. Das entbehrt nicht einer gewissen Ironie. Schließlich wollte die Stiftung mit der verfeinerten CC den kommerziellen
         Hochschulführern etwas entgegensetzen und Informationen liefern, die Studenten und deren Eltern, also die Kunden der higher education typischerweise interessieren, ohne ein »ranking system or a measure of quality« vorzulegen.31

      
      Dass solche Rangordnungen existieren, gehört indes zum »tacit knowledge« (Michael Polanyi) der meisten Amerikaner. Man weiß
         hier einfach, |94|dass es verschiedene Klassen von Colleges und Universitäten gibt, billige und sehr teure Einrichtungen, dass diese leicht
         und jene schwer zu erreichen, besser oder schlechter angesehen sind. Mit den elementaren Spielregeln des Hochschulmarktes
         sind auch Menschen vertraut, die selber nicht studiert haben oder studieren wollen. »What school is your daughter/son going
         to?« Begegnen sich einander bisher unbekannte Amerikaner mittleren Alters zum ersten Mal, und es stellt sich heraus, dass
         sie Kinder haben, fällt diese Frage unweigerlich während der ersten 15 Minuten des Gesprächs. Dahinter steckt mehr als die
         Suche nach einem gemeinsamen Gesprächsthema – nämlich eine besondere Art von persönlichem Interesse: der Wunsch, den Gesprächspartner
         in einer sozialen und kulturellen Taxonomie einzuordnen. Üblicherweise geschieht das, indem man sich nach seiner beruflichen
         Tätigkeit erkundigt. Im sozialen Verkehr der amerikanischen Mittelschichten tritt die College-Frage hinzu. Wer sie stellt,
         kann die Antwort rasch einordnen – und dann je nachdem gratulieren, die Brauen hochziehen oder beredt schweigen. Familienbande
         zu einem College haben hohen Signalcharakter, zeigen an, welcher Liga und sozialen Statusgruppe jemand zuzurechnen ist. Belastbar
         sind solche Meinungen nie, als grober Wegweiser durch das Gestrüpp des Alltags jedoch stets hochwillkommen.
      

      
      Als das goldene Zeitalter der amerikanischen Hochschule vorüber war, Plätze an renommierten Colleges knapper wurden und die
         Kosten für eine Hochschulausbildung in die Höhe schossen, wuchs das Verlangen, dieses »tacit knowledge« mit facts’n figures abzustützen, die Qualität von Colleges und ihr Preis-Leistungs-Verhältnis empirisch auszuloten. Jetzt schlug die Stunde der
         Helferlein, die Studienbewerbern und ihren finanziell gestressten Eltern, Arbeitgebern und überhaupt toute l’Amérique einen College-Kompass zu liefern versprachen. In einer Hinsicht zumindest war das außerordentlich erfolgreich: Die jährlich
         aktualisierten Rankings und »College Guides«, die Licht ins Hochschuldunkel bringen wollen, verkaufen sich phantastisch. Inzwischen
         haben sie das Stadium der autopoeisis erreicht und generieren immer neue Ableger und Varianten für einen offenbar unerschöpflichen Ratgeber-Markt.32 In ihrem Gefolge heizte sich der Wettbewerb unter den Colleges auf teilweise perverse Weise auf; Hochschul-Marketing ist
         zu einer einträglichen Beschäftigung geworden, für die findige Hochschulen inzwischen längst teure Weiterbildungsprogramme
         im Angebot haben.
      

      
      |95|Wie im Falle der CC ist es auch hier schwer zu sagen, ob die Rankings und Hochschulführer dabei helfen können, durch die trügerischen
         amerikanischen Hochschulgewässer zu navigieren. Anders als in der CC geht es ihnen ja in erster Linie um eine Bewertung einzelner
         Hochschulen, am liebsten mit einer einfachen Ordnungzahl am Ende. Aber messen sie wirklich die Qualität einer Institution,
         oder bilden sie nicht einfach nur deren Prestige ab? Ist es angesichts der großen Vielfalt von Studienprogrammen und -profilen
         angemessen, alle Colleges über denselben Leisten zu schlagen und auf einer Ordinalskala zu verorten? Was wissen wir, wenn
         College X auf Platz 85 steht und College Y auf Platz 265? Ist X dreimal besser als Y? Wo die CC überkomplex und schwer zu
         handhaben geworden ist, verfallen Rankings ins andere Extrem. Sie wollen Klarheit verkaufen – und bügeln die wunderbare Artenvielfalt
         der Colleges und Universitäten platt, weil sie es mit dem Motto »KISS« halten müssen – »Keep it simple and stupid!«
      

      
      Unsere Suche nach einem Kompass beziehungsweise einer Ordnung für die amerikanischen Hochschulgefilde umfasst fünf Etappen:
         Die wichtigsten Befunde der aktuellen CC sind das Thema der ersten, und in der zweiten fragen wir danach, was denn eigentlich
         eine Elite-Uni auszeichnet. Anschließend widmen wir uns der Betrachtung ausgewählter Hochschultypen, wie sie entweder nur
         in Amerika vorkommen oder die für die Hochschulausbildung in den USA eine besondere Bedeutung besitzen – ein kleiner Flottenkalender
         also, mit einem Exkurs in die schöne neue Welt der for-profit-Einrichtungen am Schluss. In der vierten Etappe geht es um Rankings und ihre Funktion auf dem amerikanischen Hochschulmarkt.
         Fünftens und letztens stellen wir zwei Vorschläge vor, wie man unterschiedliche Arten von Colleges im amerikanischen Hochschulsystem
         voneinander abgrenzen könnte. Dabei geht es auch noch einmal um die Frage, was dieses merkwürdige Gebilde in seinem Innersten
         zusammenhält und welche Rolle darin einerseits Markt und Wettbewerb und andererseits staatliche Interventionen und Rahmenregelungen
         spielen.
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      Das Carnegie-Register 

      
      Wer sich einen Überblick über das amerikanische Hochschulwesen verschaffen will, kommt an der CC nicht vorbei. Ihre sechs
         Grundkategorien vermitteln einen Sinn für die Proportionen und das jeweilige Gewicht des |96|öffentlichen und privaten Sektors in den verschiedenen Abteilungen der Hochschulbildung. Lässt man den Spezialfall der »Tribal
         Colleges« in den Indianerreservaten und den bunten Flickenteppich der »Special Focus Institutions« außer Acht (Ingenieurschulen,
         selbständige professional schools, Kunst- und Musikhochschulen, konfessionelle Hochschulen), bleiben vier Blöcke übrig, die 80 Prozent aller Hochschuleinrichtungen
         und 97 Prozent aller Studenten abdecken: »Associate’s Colleges«, »Research Institutions«, »Master’s colleges and universities«
         und »Baccalaureate colleges«.
      

      
      Wie aus Tabelle 2 im Anhang hervorgeht, befinden sich 39,5 Prozent aller in der CC erfassten Einrichtungen in staatlicher
         Trägerschaft, etwas mehr, nämlich 39,8 Prozent sind »independent«, also privat, aber not-forprofit, und immerhin 20,7 Prozent privatwirtschaftliche Hochschulbetriebe for-profit.33 Das Bild von einem Übergewicht privater Einrichtungen von 3:2 kippt allerdings in das einer Unterlegenheit von 1:3, wenn
         man nicht die Zahl der Einrichtungen, sondern die der Studenten betrachtet: An staatlichen Hochschulen sind 74,4 Prozent,
         an gemeinnützigen privaten Einrichtungen 20,5 und an for-profits 5,1 Prozent eingeschrieben. Gemessen an den Studentenzahlen sind staatliche Hochschulen im Schnitt also viel größer als private.
         Das hat nicht zuletzt mit dem jeweils unterschiedlichen Gewicht beider Sektoren in den vier Grundkategorien der CC zu tun:
         Befinden sich in den ersten beiden – »Associate’s colleges« und »Research institutions« – jeweils 60 Prozent der Einrichtungen
         in öffentlicher Trägerschaft, verhält es sich bei den »Master’s colleges and universities« damit genau umgekehrt, und unter
         den »Baccalaureate colleges« sind es sogar weniger als 20 Prozent. Das ist insoweit bedeutsam, weil an den 282 »Research Institutions«
         der ersten Kategorie dreieinhalb Mal so viele Studenten eingeschrieben sind wie an den 765 Einrichtungen der letzten.
      

      
      Die Größe einer Hochschule taugt demnach nicht viel zur weiteren Orientierung. So stellen etwa die 602 privaten for-profit-Einrichtungen 33,1 Prozent aller 1.814 »Associate’s Colleges«, haben aber nur 4,7 Prozent von deren Studenten. Mit durchschnittlich
         531 Studenten repräsentieren sie die mit Abstand kleinsten Hochschulen innerhalb der CC. Die größten finden sich in der Gruppe
         der 96 Universitäten mit »very high research activity«, der unter anderem die acht ivy leagues und die flagships vieler Einzelstaaten angehören. Mit 24.638 Immatrikulationen waren diese Hochschulen fast 41-mal so groß wie die 603 kommerziellen
         Colleges, deren gesamtes Studentenaufkommen von nur 13 solcher Universitäten aufgewogen |97|wurde. Wie passt das aber zu der gängigen Annahme, dass amerikanische Elite-Unis kleine private Einrichtungen sind?
      

      
      Unter der Kategorie »Research Institutions« versammeln sich Hochschulen ganz unterschiedlichen Kalibers. An der Arizona State
         University in Phoenix, dem Schiff mit der größten Tonnage aus dieser Rubrik, waren 2007 64.400 Studenten eingeschrieben, und
         eine Reihe anderer staatlicher Hochschulen schaffte es über die 40.000er Marke. Andererseits tummeln sich dort auch sehr kleine
         private non-for-profit-Einrichtungen wie die Yeshiva University, eine orthodox-jüdische Hochschule in New York, mit 6.200, das noble Dartmouth College
         in New Hampshire mit 5.800 und das berühmte CalTec mit nur 2.100 Studenten. Die mit Abstand größte Hochschule in den USA ist
         keine staatliche, sondern privat for-profit: Betrieben von der an der NASDAQ gehandelten Apollo Group rühmt sich die 1976 gegründete University of Phoenix, die ihre anwendungsorientierten
         Studienprogramme hauptsächlich über das Internet anbietet (72 Standorten in den USA), einer Gesamtzahl von inzwischen mehr
         als 250.000 Studenten (die amtliche Statistik für 2005 will ihr freilich nur 117.309 zuerkennen).
      

      
      Selbst eine so einfache Frage wie die nach der typischen Größe einer bestimmten Hochschulart konfrontiert uns also mit verwirrenden
         Ergebnissen. Die Gruppe der »Associate’s colleges« versammelt alle Einrichtungen, die entweder nur associate degrees verleihen oder in denen nur weniger als zehn Prozent aller Abschlüsse auf den Bachelor entfallen. Das gilt für 41,4 Prozent
         aller in der CC erfassten Institutionen, die mit 38,8 Prozent auch einen annähernd gleich großen Anteil der knapp 17,6 Millionen
         Studenten stellen. 60,9 Prozent dieser Einrichtungen trägt die öffentliche Hand, in der Regel durch verschiedene Gebietskörperschaften,
         nur etwa sieben Prozent sind privat non-profit, und den Rest von fast 32 Prozent stellen die bereits erwähnten kommerziellen Mini-Institute. Die 1.078 öffentlichen Colleges
         aus dieser Kategorie verteilen sich relativ gleich auf zwölf nach geographischer Lage und Größe differenzierte Untergruppen
         – ein Indiz dafür, dass sie mittlerweile im wörtlichen Sinn zu einer Volks-Hochschule geworden sind.
      

      
      Zu den »Research Institutions« zählt eine Universität in der CC, wenn sie mindestens 20 Ph.D.-Grade pro Jahr verleiht. Die
         282 Institutionen, auf die das zutrifft, repräsentieren nur 6,4 Prozent der erfassten Einrichtungen, aber 27,9 Prozent aller
         Studenten. Spielten gemeinnützige private Hochschulen in der Rubrik »Associate’s Colleges’« nur eine randständige Rolle, sieht
         das hier ganz anders aus. 116 der 282 Forschungsuniversitäten |98|sind privat, aber nur acht davon for-profit. In der Untergruppe der 96 Hochschulen mit »very high research activity« stellen sie ein gutes Drittel (N = 33), die aber
         im Schnitt jeweils nur halb so viele Studenten wie ihre staatlichen Schwestern haben – 14.110 im Vergleich zu 30.161. Was
         die privaten Forschungsuniversitäten viel deutlicher von den staatlichen unterscheidet als Studentenzahlen, ist – neben üppigen
         endowments – die Relation zwischen undergraduates und graduates. Liegt sie im öffentlichen Sektor bei etwa 3:1 und in flagship institutions wie Berkeley, Ann Arbor oder Madison bei circa 2:1, dreht sich das Verhältnis im privaten Sektor um. Dass Universitäten mehr
         College-Studenten als graduate students haben – wie in Princeton und in der New York University (NYU) –, ist dort die große Ausnahme. Mehrheitlich zählen sie auch
         nicht bloß ein wenig mehr graduates, so wie das in Yale, Pennsylvania oder Stanford der Fall ist, sondern doppelt so viele wie in Harvard, Chicago und Columbia
         oder sogar mehr als dreimal so viele wie an der Johns Hopkins University in Baltimore.
      

      
      Geht man in der Reihenfolge der »basic classifications« weiter, nimmt die Präsenz und Rolle privater Hochschulen im selben
         Maße zu wie die Durchschnittsgröße der Einrichtungen sinkt. Von den 665 »Master’s colleges and universities« ist mehr als
         die Hälfte (N = 363) privat und non-for profit; allerdings haben sie jeweils nur halb so viele Studenten wie die 268 öffentlich finanzierten Einrichtungen. Warum wiederholt
         sich dieses Muster so hartnäckig in allen Kategorien? Die Antwort darauf liegt wahrscheinlich in der Geschichte der Hochschulentwicklung
         in den USA und in der Rolle privater Institutionen. Weil sie oft die Bedürfnisse einer bestimmten Klientel bedienten, blieben
         ihr Geschäftsfeld und Aktionsradius begrenzt. Zu Massenanbietern konnten und wollten sie nicht werden, weil sie auf diesem
         Markt mit staatlichen Anbietern hätten konkurrieren müssen, denen sie mit »Massenware« niemals Paroli bieten konnten. Mit
         der Ausbreitung staatlicher Gesamthochschulen wurden private Einrichtungen vollends zu Nischenanbietern. Sie versprachen etwas,
         was jene nicht erbringen konnten und wofür ihre Klientel gern tiefer in die Tasche griff.
      

      
      Was das konkret bedeutet, zeigt der Blick hinter die Kolonnen der vierten Kategorie, der »Baccalaureate Colleges«, die ihren
         Schwerpunkt in der vierjährigen Collegeausbildung haben und im Jahr nur höchstens 50 Master- oder 20 Doktorgrade verleihen
         dürfen. Immerhin geht es hier um die Mutter aller amerikanischen Hochschulen – und das Kerngeschäft ihrer privaten »unabhängigen«,
         jedoch hoch legitimen Kinder. 540 der insgesamt 765 Einrichtungen dieser Gruppe entsprechen diesem Typ, weitere 152 |99|sind staatlich und 73 privat, aber for-profit. Alle zusammen bringen es auf nicht einmal 1,4 Millionen Studenten (7,9 Prozent der Gesamtzahl).
      

      
      Äußerlich blieben der Zuschnitt und die Nomenklatur dieser Kategorie zwischen 2000 und 2005/06 unverändert. Allerdings gab
         es eine folgenschwere Generalüberholung. Die Terminologie »liberal arts« wurde fallengelassen – und damit eine stolze Schiffsklasse
         aus dem Register gestrichen, die seit dessen Anfängen 1973 einen festen Platz darin gehabt hatte. Mit dieser Entscheidung
         vollzog die Stiftung einerseits die deutliche Gewichtsverlagerung »from the liberal to the practicals arts« (Brint/Riddle
         u.a. 2005; Brint 2002) in der amerikanischen Hochschulausbildung nach: 1969/70 wählte zum letzten Mal eine Mehrheit von Bachelor-Absolventen
         arts and sciences als ihren Schwerpunkt, jene Fächer also, die man gemeinhin als liberal arts bezeichnet. Die »Flucht« (Turner/Bowen 1990) der Studenten aus den »academic fields« in »career fields« hat sich inzwischen
         zwar wieder etwas verlangsamt (NCES 2005), so dass es diese über einen Anteil von 60 Prozent an den majors bis jetzt noch nicht hinaus geschafft haben. Doch der Trend ist irreversibel. Andererseits war in der Vergangenheit immer
         wieder kritisiert worden, dass bestenfalls die Hälfte jener Einrichtungen, die in der CC unter »Liberal Arts I« oder »Liberal
         Arts II« rubrizierten, liberal arts Colleges im engeren Sinne waren. Weil der Zeitgeist in die andere Richtung deutete, hatten sich viele von ihnen längst professional oder auch graduate programs als ein zweites Standbein zugelegt. In ihren Erläuterungen zur Neuauflage 2005/06 der CC räumte die Stiftung ein, dass die
         Begriffe »liberal arts college« und »liberal arts education« nicht unbedingt dasselbe meinen wie ein besonders hoher Anteil
         von »majors in the arts and sciences«: »We do not view any particular location on this continuum as the special province of
         liberal education. Examples of high-quality liberal education exist across the spectrum.«
      

      
      Das Terrain unter den 765 kleinen, meist sehr selbstbewussten »Baccalaureate Colleges« steckt sie zwar immer noch nach der
         inhaltlichen Akzentuierung von Studienprogrammen ab: Wie viele Studenten entscheiden sich für einen major in den arts and sciences, wie viele ziehen berufsorientierte Studienrichtungen vor? Was es bedeutet, wenn es eine klare Mehrheit auf der einen oder
         anderen Seite gibt, bleibt allerdings interpretationsbedürftig. Noch balancieren sich beide Untergruppen numerisch in etwa
         aus, doch bald dürfte sich die Waagschale zugunsten der Institute mit einem Schwerpunkt in »diverse fields« senken. Wird die
         Flottille kleiner Colleges, die wie ein Relikt aus früheren Zeiten ins 21. Jahrhundert hinüber gesegelt ist, |100|durch die Karriere der »career fields« um ihren speziellen Flair gebracht und ihrer Nische verlustig gehen? Diese Frage rührt
         an einen empfindlichen Nerv der amerikanischen Hochschulentwicklung, nämlich die Statusdifferenz zwischen staatlichen und
         privaten Hochschulen, dem Elitesegment und dem der öffentlichen Großkonfektionäre. Werden die Unterschiede, tatsächliche wie
         »gefühlte«, tendenziell eher kleiner oder im Gegenteil sogar größer?
      

      
      Der Ausgang dieses Kampfes wird auch davon abhängen, ob es die selbständigen liberal arts Colleges schaffen können, sich als Premium-Anbieter zu behaupten. Zwar taucht dieser Gattungsname in der CC nicht länger explizit auf,
         aber man darf davon ausgehen, dass sie im Verband der 247 privaten not-for-profit »Baccalaureate Colleges – Arts & Sciences« die stärkste Truppe stellen. Wie tief wir hier in das kulturelle Hinterland der
         Hochschulbildung in Amerika eintauchen, zeigt eine simple Vergleichszahl: Nur ganze 38 staatliche Colleges pflegen ein ähnliches
         Profil. Beweist das, dass die liberal arts zu einem Anachronismus geworden sind? Oder zeugt es stattdessen von der Chuzpe einer Elite, die sich im Hochschulwesen der
         USA ihr eigenes Plätzchen sichern konnte?
      

      
      Die CC, zeigt sich hier, bietet tatsächlich mehr als nur eine banale Seekarte der schwer ergründbaren amerikanischen Hochschulgewässer.
         Wer auf der Suche nach der Blaupause oder dem Betriebsgeheimnis von US-Hochschulen nach ihr greift, wird das Tabellenkonvolut
         zwar enttäuscht zur Seite legen. Doch immerhin illustriert es, wie schwer und nahezu unmöglich es ist, das System in klare
         Achsen zu strukturieren, welche enorme Varianzen es umfasst und welche Spannungen zwischen den darin verkapselten unterschiedlichen
         Philosophien und Triebkräften bestehen. Die classifications verstehen sich nicht von selber, und viele der Phänomene, über die man gern mehr wüsste, fallen zwischen ihren Ritzen hindurch.
         Wer sich für Profilelemente der dort hoch oder auch nicht so hoch aggregierten Hochschultypen interessiert, muss tief in die
         Datenmengen eintauchen und kann darin leicht verloren gehen. Dennoch ist das Unternehmen hilfreich – allein schon deshalb,
         weil es zum Nachhaken verleitet. Über Elite-Hochschulen, diese Zauberberge in der amerikanischen Hochschulwelt, erfährt man
         aus den Tabellen nichts, aber dafür doch einiges über das institutional setting, in das sie eingebettet sind.
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      |101|Was ist eine Elite-Uni? 

      
      Bevor wir bei unserer Flottenbesichtigung vier »besonders amerikanische« Typen von Hochschulen in näheren Augenschein nehmen,
         sollten wir noch einen Moment der Frage nachgehen, was eine Hochschule zu einer Elite-Einrichtung macht. Elite-Uni ist kein
         geschützter Markenname, kein Titel, den der Staat, eine Rating-Agentur oder Jury offziell verleiht. Keine Hochschule nennt
         sich selber so oder führt das Prädikat in ihrem Namen. Es gibt auch keinen solchen Club, bei dem man um Mitgliedschaft nachsuchen
         könnte. Kein Verzeichnis oder Lexikon klärt darüber auf, wer dazu gehört und was eine Elite-Uni von anderen respektablen Hochschulen
         unterscheidet. Drei Unterscheidungskriterien, die scheinbar auf der Hand liegen, scheiden nach kurzer Prüfung rasch aus: Vermögen,
         Forschungsleistungen, Größe. Alle drei sind nicht ganz unbedeutend, aber einen gemeinsamen Nenner liefern sie nicht. Unter
         den Elite-Einrichtungen gibt es ein paar superreiche, viele, die sehr gut mit Ressourcen ausgestattet sind, und andere, die
         eher knapsen müssen. Forschungsintensive Hochschulen befinden sich darunter und solche, die auf der Forschungskarte nicht
         hervorstechen, weil sie sich auf eine anspruchsvolle Lehre konzentrieren, winzig kleine und sehr große. Wenn die meisten von
         ihnen private nonprofits sind, ist das ebenfalls kein klares Unterscheidungsmerkmal, weil auch einige ehemalige land grant institutions und viele der staatlichen flagships zur Elite zählen. Umgekehrt garantiert ein Platz in der Spitzengruppe der research institutions bei Carnegie kein Abonnement in der Elite-Loge. Die Eintrittskarte dafür schreibt auch nicht das USNWR-Ranking, weil das ja
         nur das vorhandene Prestige einer Hochschule abbildet.
      

      
      Im Unterschied zu manchen anderen Puzzles in der amerikanischen Hochschullandschaft ist das der Elite einfach zu knacken:
         Es handelt sich um eine Zuschreibung, die sich auf eine Reihe von Faktoren stützt – nicht gerichtsfest, aber ziemlich eindeutig.
         Formal orientiert sie sich an der Selektivität einer Hochschule. Die wiederum bemisst sich an zwei Indikatoren, jedoch ohne fest
         definierte Schwellenwerte für die Erhebung in den Elite-Stand oder für den Verbleib beim unterständischen Volk – eine automatische
         Nobilitierung ist ausgeschlossen: Zum einen muss sich die Erstsemester-Population durch bestimmte Qualitätsmerkmale auszeichnen,
         in der Regel sehr hohe Ergebnisse bei den standardisierten Tests (SAT oder ACT), ausgezeichnete Schulnoten (GPA – Grade Point
         Average) oder die Zugehörigkeit zum besten Absolventenpool der jeweiligen Highschool. |102|Die vier Prozent sogenannter »super students«, die im verbalen und mathematischen Teil des SAT jeweils mehr als 700 Punkte
         (von maximal 800) oder mehr als 30 (von 36) beim Konkurrenzprodukt ACT erreichen, ballen sich in der Tat an nur wenigen Einrichtungen:
         An den besten zehn privaten und an den besten zehn öffentlichen Hochschulen studieren jeweils 15 Prozent aus dieser Test-Spitzengruppe
         (Geiger 2002).34 Zum zweiten bemisst sich die Selektivität einer Hochschule daran, wie vielen Studienbewerbern sie einen Platz anbietet. Je
         geringer die Zulassungsrate, desto höher die Selektivität. Im Elite-Segment ist sie seit Ende der 1990er Jahre drastisch gestiegen.
         Wiesen noch 1999 schätzungsweise nur 50 Hochschulen in den USA mehr als die Hälfte der Bewerber ab, konnten sich das 2004/05
         nach Angaben des Erziehungsministeriums bereits 246 leisten (Chronicle 2007: 36).
      

      
      Sämtliche Hochschulen, die im gängigen Verständnis als »Elite-Schools« durchgehen, können sich also rühmen, ihre Studenten
         aus einer großen Schar herausragender Bewerber handverlesen zu haben. Damit korrespondiert ein weiteres gemeinsames Merkmal
         – nämlich phantastisch hohe Studienerfolgsquoten (graduation rates). Schließen von allen College-Studenten in den USA nur 55,9 Prozent ihr Studium innerhalb von sechs Jahren nach Beginn erfolgreich
         ab (Chronicle 2007: 14), erwerben an den »Elite-Schools« durchweg mehr als 90, manchmal sogar mehr als 95 Prozent nach nur vier Jahren den
         Bachelorgrad. Wer es geschafft hat, die extrem hohen Aufnahmehürden zu nehmen, bewältigt das Studium also ohne größere Probleme.
      

      
      Darüber hinaus gibt es materielle Kennzeichen für eine Elite-Uni. Allerdings sind diese weit weniger griffig als die Selektivität: Erstens ein Studienangebot,
         in dem die arts and sciences obenan stehen, und zweitens eine »educational philosophy«, die sich den liberal arts verpflichtet weiß und die Förderung von leadership-Qualitäten der Studenten aufs Panier geschrieben hat (Jencks/Riesman 1968). Dazu gehört zum einen eine idealisierte Gemeinschaftserfahrung
         in der peer group – das Leben im residential college, der hohe Stellenwert des Sports, insbesondere des sportlichen Wettkampfs im Team, community service und Projektarbeit. Zum anderen pflegen viele Elite-Unis ein erstaunliches Angebot an künstlerisch-musischen Aktivitäten. Ihre
         Theaterproduktionen, Konzerte und Kunstsammlungen können sich sehen lassen. Einige der besten privaten Forschungsuniversitäten
         umfassen neben departments für Kunstgeschichte und Musikwissenschaft veritable Kunst- und Musikhochschulen oder auch eine School of Drama, die mit hochklassigen
         |103|Vernissagen, Aufführungen und Konzerten das Campusleben bereichern. Die Yale School of Art beispielsweise gilt als eine der
         besten Kunstakademien in den USA, und selbst die stark den Ingenieurwissenschaften zugetane Stanford University leistet sich
         eine ausgezeichnete School of Music. In jüngster Zeit ist es im harten Prestigekampf der privaten Universitäten schick geworden,
         mit ehrgeizigen Ausbauplänen für »arts, music and drama« aufzuwarten und dafür großzügige private Spenden einzuwerben.
      

      
      Was Henne, was Ei, ist auch in diesem Fall schwer zu entscheiden: Dient es dem snobistischen Distinktionsbedürfnis oberer
         Schichten, auf den liberal arts zu insistieren, weil die große Masse der Studenten, wie wir gesehen haben, einer berufsorientierten Hochschulausbildung in
         »career fields« nachgeht? Oder verhilft ein solches Studium seinen Absolventen tasächlich zu besonderen Kompetenzen und Qualifikationen,
         dank derer sie herausgehobene und einflussreiche gesellschaftliche Positionen einnehmen können? Tatsache ist, dass die »vocational
         transformation« (Grubb/Lazerson 2004, 2005) der amerikanischen Hochschulbildung in erster Linie von den großen, wenig selektiven
         staatlichen Universitäten und von regionalen Hochschulen getragen wird. Deren Studenten absolvieren ein berufsbezogenes Studium,
         das sie für »middle-level managerial positions« oder wenig anspruchsvolle white-collar-Tätigkeiten qualifizieren soll. So gesehen sind gute regionale Hochschulen oder riesige Supertanker wie Florida State, Wayne
         State, Syracuse mit jeweils mehr als 50.000 Studenten viel repräsentativer für das US-Hochschulwesen als die üblichen Verdächtigen
         und ikonischen Institutionen wie Harvard, MIT und Princeton. In solchen Einrichtungen führen die arts and sciences, die die amerikanische Hochschulbildung zu dominieren begannen, als die Colleges noch ein Reservat für die obere Mittelschicht
         waren, zwar nicht gerade ein Schattendasein. Aber sie sind längst nicht mehr die organisatorischen Grundbausteine, das akademische
         Herz der Hochschulen. Dass sie überhaupt noch auf der Menükarte stehen, verdanken sie meist nur ihrer Rolle in der für alle
         Studenten noch immer obligatorischen general education. In der freien Feldschlacht der majors hat die Philosophie keine Chance gegen »Hotel Management«, »Culinary Schools« und insbesondere »Business«, das in diesen Einrichtungen
         de facto zum neuen »core curriculum« geworden ist.
      

      
      Die flagship institutions des öffentlichen Sektors, private Forschungsuniversitäten und kleine, hoch selektive Colleges hingegen – das heißt die Hochschulen
         mit dem höchsten Prestige – bereiten ihre Studenten explizit |104|nicht auf bestimmte berufliche Tätigkeiten vor. Wenn überhaupt, findet ein »occupational training« erst danach in einer professional school statt. Das Studium im undergraduate College schafft lediglich die Grundlagen dafür, dient als Filter. Die Übergangsquoten von Absolventen der »Elite-Schools« in die klassischen
         professional schools und in die fachwissenschaftliche graduate school sind besonders hoch. Wenn eine Tendenz zur immer stärkeren Segmentierung der amerikanischen higher education zu beobachten ist, dann drückt sich diese nicht zuletzt im »curricular divide« zwischen Elite-Hochschulen und dem Rest aus
         (Brint u.a. 2005).
      

      
      Doch das ist nur die halbe Wahrheit: Was wir beim Blick auf die amerikanische Hochschullandschaft sehen, ist nämlich auch
         eine status- und prestigeorientierte Schichtung der verschiedenen Terrains. Wenn bei Studenten an Hochschulen mit dem höchsten Prestige liberal arts oder »academic fields« hoch im Kurs stehen, während die an weniger hoch angesehenen Einrichtungen überwiegend Studienprogramme
         aus den »career fields« wählen, ergibt sich daraus der einfache Umkehrschluss: Elite gleich arts and sciences, Massengeschäft gleich vocational programs. Gestützt wird diese Gleichung durch auffällige Unterschiede im Leistungsprofil der Studenten. Diejenigen, die für fachwissenschaftliche
         majors optieren, schneiden in den standardisierten Hochschuleingangstests durchweg besser ab als die in berufsorientierten Fächern.35

      
      Nicht zuletzt das macht Hochschulen mit einem nicht-berufsbezogenen Schwerpunkt für die besten Studenten attraktiv. Zum bedenklichen
         Selbstläufer wird die Verkettung »Qualität gleich Prestige gleich liberal arts« angesichts dessen, dass Studienbewerber aus höheren sozialen Schichten in den Hochschulzulassungstests stets besser abschneiden
         als solche aus sozial schwächeren Schichten. An selektiven Elite-Unis sind sie daher deutlich überrepräsentiert – völlig legitim,
         ohne Mauschelei und Bestechung, allein auf Grund nachgewiesener Leistungen und Fähigkeiten. So löst sich auch das Rätsel,
         warum soziale Schichtzugehörigkeit eng mit der Studienwahl korreliert und warum Studenten, die ihren major in den arts and sciences wählen, viel häufiger einer höheren Schicht entstammen als die im anderen Segment. Eines verweist auf das andere und vice versa.36

      
      Ist das also das schmutzige kleine Geheimnis der Hochschulausbildung in Amerika? Verbirgt sich hinter den Elite-Unis allem
         Gerede von Meritokratie und opportunity zum Trotz eine geschlossene Gesellschaft, die ihren Kindern Plätze an Hochschulen zuschanzt, die für Studenten aus anderen
         Kreisen entweder unattraktiv oder unerreichbar sind?37 Dass » Elite-Schools|105|« soziale Eliten reproduzieren und ihren meritokratischen Ansprüchen nur teilweise nachkommen, ist empirisch gut belegt (McPherson/
         Schapiro 2006). Mittlerweile stellen sie das auch selber gar nicht mehr in Abrede. Allen ist klar, dass sie »bastions of privilege«
         sind (Bowen u.a. 2005). Dennoch wäre es verfehlt, in ihnen nur Biotope für WASPs oder einen »Club der Oberschicht« (Lenhardt
         2005: 129) zu sehen. Ihre Studentenschaft hat sich in den letzten Jahrzehnten erheblich verändert – nicht allein deshalb,
         weil seit 1969 die Koedukation zur Regel wurde. Sie ist auch in sozialer und ethnischer Hinsicht deutlich heterogener geworden
         – was darauf hindeutet, dass die Aufnahmechancen breiter verteilt sind, als es ihre Kritiker behaupten, und dass auch die
         Elite-Unis ihren Teil zur sozialen Mobilität beitragen.
      

      
      In der Öffentlichkeit, vor allem aber an den Hochschulen selber, wird intensiv darüber diskutiert, wie man jenseits symbolischer
         affirmative action* mehr Studenten aus unterprivilegierten sozialen Gruppen gewinnen und die diversity der Studentenschaft nachhaltig verbreitern kann, ohne den Exzellenzanspruch aufzugeben. Leistungsfähige und leistungswillige
         kids aus bildungsfernen Milieus sind zu begehrten Trophäen geworden, um die die feinsten Adressen mit großzügigen finanziellen
         Hilfspaketen konkurrieren. Leider gibt es nur relativ wenige solcher high performer. Wenn Studenten »from a modest or disadvantaged background«, wie es verschämt heißt, an selektiven Colleges unterrepräsentiert
         sind, zeugt das weniger von Willkür oder sozialer Diskriminierung als vielmehr von ihrer weitaus geringeren »college preparedness«.
         Haben sie es erst einmal in den »credible admissions pool« geschafft, werden sie genauso behandelt wie andere Bewerber und
         bekommen bisweilen sogar einen Bonus. Doch die Chancen, dorthin zu kommen, »depend enormously on one’s race and how one grew
         up«. (Bowen u.a. 2005: 254f.). Zulassungsanforderungen zugunsten einer ausgewogeneren sozialen Mischung der Studentenschaft
         herunter zu schrauben, ist weder politisch noch finanziell ohne weiteres darstellbar. Das letzte Wort über eine bessere Vereinbarkeit
         von equity and excellence ist daher noch lange nicht gesprochen.
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      Was läge nach diesem Streifzug durch luxuriöse Häfen näher, als die Vorstellung von vier »typisch amerikanischen« Hochschulen
         mit den liberal arts colleges zu beginnen? Sie sind nicht nur einzigartig, sondern »distinctively American«, wie die American Academcy of Arts and Sciences
         1999 treffend titelte, als sie ihnen ein Sonderheft ihrer Zeitschrift Daedalus widmete. Bei der Suche nach genaueren Informationen hilft auch hier wieder kein Führer weiter – in der CC taucht der Typ nicht
         mehr auf, und kein Dachverband gibt Auskunft über die spezielle Aufgabe, Anzahl und Größe dieser Colleges. Selbst die Terminologie
         ist nicht einheitlich – und damit auch umstritten, welche der Einrichtungen, die sich selbst so nennen, legitimerweise dazu
         gehören und welche nur Bastarde sind. Auch verfließen manchmal die Grenzen zu privaten Universitäten, die sich der liberal arts education verschrieben haben: Die Wesleyan University in Connecticut mit ihren 2.700 undergraduates und 200 graduate students ist genauso wenig oder genauso sehr eine Universtät wie das Skidmore College in Upstate New York oder Williams College in
         Massachusetts, die mit ihren jeweils gut 2.000 undergraduates und etwa 50 graduate students als Mustertypen selbständiger liberal arts colleges gelten. Das Dartmouth College in New Hampshire dagegen ist ein Oxymoron – für seine gut 4.000 undergraduates ein klassisches college, für seine 1.700 graduates eine Universität. In der CC firmiert Dartmouth sogar als ausgewachsene Forschungsuniversität mit »very high research activity«,
         und als eine der acht ivy leagues nimmt es stets einen der vordersten zehn Plätze im USNWR-Ranking ein. Ein ähnliches Profil, wenn auch längst nicht so prestigeträchtig,
         bietet die Brandeis University aus Massachusetts, die nach allen Regeln der Kunst als Forschungsuniversität durchgeht, aber
         nicht selten auch als liberal arts college betrachtet wird.
      

      
      Trotz dieser begrifflichen Schwierigkeiten gibt es klare Hinweise, wo wir finden können, wonach wir suchen: auf dem Land.
         Der harte Kern von liberal arts colleges besteht aus selbständigen Hochschulen, die einen Schwerpunkt auf die Lehre in den arts and sciences legen, nach einem vierjährigen Studium mit hervorragenden Betreuungsverhältnissen zum Bachelor führen, keine oder nur sehr
         wenige graduate students haben – und in der Regel weitab vom Schuss auf weitläufigen Arealen in ländlicher Idylle liegen. Neugründungen sind praktisch
         keine darunter, viele führen sich auf eine stolze Tradition zurück. Dennoch fühlen sich die meisten als moderne |107|Einrichtungen und sind curricularen Experimenten ausgeprochen zugetan. Weniger wegen der geographischen Lage als vielmehr
         aus pädagogischen Gründen wohnen ihre Studenten ausnahmslos auf dem Campus – sämtliche liberal arts colleges sind residential, während residential colleges nicht immer mit einer liberal education einhergehen. Sie verstehen sich als »natural laboratories« für eine, wie man heute sagen würde, »ganzheitliche« Bildung, betonen
         das enge Zusammenleben von Studenten und Professoren, versprechen Abgeschlossenheit vor den vielen Ablenkungen und Reizen
         der Großstadt und legen größten Wert darauf, in der Traditionslinie amerikanischer leadership education den Gemeinschaftssinn der Studenten zu fördern – oft mit Hilfe besonderer curricularer Elemente und Experimente (Koblik/ Graubard
         2000). Die Vergötterung des community spirit wird hier zum Programm. Was viele Beobachter skeptisch stimmt, sind die nicht ganz zufälligen Begleiterscheinungen dieses
         Projekts: Einige vornehme liberal arts colleges sind als Hochburgen für studentische Saufgelage (»binge drinking«) und Verbindungen (»fraternities« oder »sororities«) verschrien.
      

      
      Trotzdem – oder vielleicht gerade deshalb – stehen sie bei Studienbewerbern hoch in der Gunst, obwohl ihre Studiengebühren
         aufs Jota denen privater Elite-Unis gleichen, Zulassungs- und Leistungsanforderungen in etwa genauso hoch sind, die Unterbringung
         nicht komfortabler und das Essen nicht besser. Neben der ländlichen Lage, dem weitgehenden Verzicht auf eine graduate education und auf Großforschungsprojekte unterscheiden sich liberal arts colleges vor allem durch ihre Größe von diesen Konkurrenten: Nur wenige haben insgesamt mehr als 2.000 Studenten. Eine »class« – ein
         Studentenjahrgang – umfasst typischerweise zwischen 250 und 450 Köpfe. Übersichtlichkeit, das Versprechen auf ein einzigartiges
         Gemeinschaftserlebnis und beste persönliche Betreuung sind das »Alleinstellungsmerkmal« dieser Colleges. Manche Studienbewerber
         fühlen sich davon sehr angezogen, andere schreckt die Aussicht fürsorglicher Belagerung in landschaftlicher Schönheit eher
         ab. Fest steht jedenfalls, dass ihre Absolventen überproportional oft einer professional oder graduate education nachgehen und beruflich erfolgreich sind: In den oberen Etagen der amerikanischen Geschäftswelt, Politik und Wissenschaft
         trifft man sie viel häufiger an, als es nach ihrem Anteil an den Absolventen selektiver Hochschulen zu erwarten wäre.
      

      
      Wie viele solcher Einrichtungen gibt es überhaupt, wie verteilen sie sich über das Land, und was lässt sich über ihre Entwicklungsaussichten
         sagen? Obwohl manchmal von etwa 400 die Rede ist, dürfte die Gesamtzahl |108|»echter« liberal arts colleges nicht mehr als 150 betragen. In die höhere Zahl gehen viele Institute ein, die sich zur Pflege einer liberal education bekennen, aber über vierjährige Bachelorstudien hinausgehen und weder independent noch selective sind – beispielsweise 24 öffentlich finanzierte Einrichtungen, die sich als liberal arts colleges bezeichnen und einen eigenen »Council« bilden. Zum harten Kern dieser Unikate zählen einige mit einem ganz besonderen Profil
         – Frauencolleges wie Vassar in Upstate New York und Wellesley in Massachusetts oder Bard ebenfalls in Upstate NY und Oberlin
         in Ohio mit sehr anpruchsvollen künstlerisch-musischen Programmen. Die meisten der bekannten liberal arts colleges unterscheiden sich jedoch lediglich durch ihre geographische Lage voneinander – und auch da hält sich die Streuung in engen
         Grenzen, denn in Folge ihrer historischen Ursprünge konzentrieren sie sich nun einmal an der Ostküste: Williams und Amherst
         in Massachusetts, Swarthmore und Haverford in Pennsylvania, Middlebury in Vermont.
      

      
      Als in den 1980er Jahren einige liberal arts colleges ihre Pforten schließen mussten, weil die Studenten wegblieben und die Kosten aus dem Ruder liefen, sagten manche Beobachter
         einen baldigen Untergang dieses Hochschultyps voraus. Inzwischen hat der Wind gedreht, und sie können die Lage deutlich entspannter
         beobachten. Was den Collegepräsidenten jetzt Kopfschmerzen bereitet, ist die Frage, woher sie das viele Geld bekommen, um
         im Wettlauf mit Premium-Universitäten mithalten zu können. Hier ist guter Rat teuer: Die meisten Einrichtungen haben nur ein
         relativ kleines endowment, und ihre wenigen Absolventen müssten schon sehr tief in die Taschen greifen, um daran grundlegend etwas zu ändern. Weil
         sie sich ganz überwiegend aus Studiengebühren finanzieren, können sie ihre Lehrprogramme nicht quersubventionieren wie Forschungsuniversitäten.
         Das wiederum schränkt ihre Möglichkeiten empfindlich ein, Studenten aus ärmeren Familien mit großzügigen Stipendien unter
         die Arme zu greifen und die soziale Zusammensetzung ihrer Studentenschaft zu diversifizieren.
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      Auch dieser Hochschultyp gehört zum Premium-Segment: Private non-forprofit-Forschungsuniversitäten sind der Inbegriff von wissenschaftlicher Exzellenz und Elite. International werden sie vor allem
         für ihre Forschungsleistungen |109|und -bedingungen sowie eine erstklassige Doktorandenausbildung bewundert. Ihr legendärer Ruf in den USA gründet sich indes
         mindestens genauso stark auf die Ausbildung von undergraduates. Im »National Universities« Ranking der USNWR nehmen sie seit jeher Spitzenplätze ein und haben es in den letzen Jahren sogar
         geschafft, öffentliche Hochschulen aus der Riege der Top 20 zu verdrängen. In der Ausgabe 2008 steht die UC Berkeley als beste
         staatliche Forschungsuniversität auf Platz 21, dicht gefolgt von der University of Viginia auf 23 und UC Los Angeles sowie
         UM Ann Arbor gemeinsam auf Position 25. Ganz oben kommt es immer wieder zu kleinen Verschiebungen in der Reihenfolge, aber
         die Kandidaten sind bestens bekannt. Buchmacher gehen leer aus. Wodurch nun zeichnen sich die privaten research universities in diesem Elite-Club jenseits der Tatsache aus, dass alle selektiv sind, eine liberal education anbieten, viel Geld und noch mehr Selbstbewusstsein besitzen und extrem hohe Studiengebühren verlangen?
      

      
      Zunächst einmal durch ihr Alter: Unter den 20 erstplatzierten befindet sich nur eine Hochschule, die erst im 20. Jahrhundert
         gegründet wurde oder, besser gesagt, ihren Betrieb aufnahm: Die Rice University in Houston, Texas (Platz 17). Sieben können
         auf eine lange Geschichte zurückblicken und führen sich auf Colonial Colleges zurück, die bereits vor der amerikanischen Unabhängigkeit
         existierten. Das sind die sieben Schwestern mit den klangvollsten Namen: Princeton, Harvard, Yale, die University of Pennsylvania38, Columbia, Dartmouth und Brown. Für ihre ivy league brauchten sie noch eine achte, nicht allzu weit entfernt gelegene Hochschule ihres Kalibers – und fanden sie in der 1865 in
         Upstate New York gegründeten Cornell University. Die sportliche Seite des Clubs ist bis heute präsent. Alle ivy leagues lassen sich die Pflege semiprofessioneller Teams in vielen verschiedenen, populären und auch weniger populären Sportarten
         viel kosten. Nicht nur die Hochschulleitungen und Alumni verfolgen aufmerksam, wie sie sich in den Tabellen jeweils machen.
         Was für England die Ruderregatten zwischen Oxford und Cambridge bedeuten, sind die Footballspiele zwischen Harvard und Yale
         für Amerika: Hoch ritualisierte jährliche Schlagabtausche zwischen den besten Universitäten des Landes (jedenfalls halten
         sich beide dafür), eine große Gaudi für zehntausende Zuschauer und Studenten, die sich in den Farben ihrer Hochschule kleiden
         und die jeweils andere mit flotten Sprüchen auf Bannern und T-Shirts heruntermachen: »Harvard sucks« – Harvard ist grottenschlecht,
         lautet etwa der Schlachtruf der Yalies. Weniger symbolisch aufgeladen, aber nicht |110|minder beliebt und spannungsvoll sind Turniere in Basket- und Volleyball, Tennis, Lacrosse und neuerdings auch Soccer (Fußball).
      

      
      Unter den übrigen zwölf Ranking-Spitzenreitern gehören vier zum neuen Typus der Forschungsuniversitäten, die schwerreiche
         Stifter ab den 1870er Jahren in die amerikanische College-Landschaft pflanzten: Stanford, Chicago, Johns Hopkins und Vanderbilt.
         Die übrigen wurden meist um die Mitte des 19. Jahrhunderts gegründet, drei davon – Duke, Northwestern und Emory – mit maßgeblicher
         Unterstützung und auf Initiative von Methodisten, und eine, Notre Dame, in Trägerschaft der katholischen Kirche. Mit Ausnahme
         letzterer ist von den christlich-religiösen Wurzeln vieler privater Elite-Unis kaum noch etwas zu sehen oder zu spüren. Dennoch
         ist es bemerkenswert, dass nur ein Viertel von ihnen explizit weltliche Gründungen waren, die mit geballter wissenschaftlich-technischer
         Kompetenz zur Verbesserung des bürgerlichen Lebens beitragen sollten: CalTec, MIT, Washington in St. Louis, Cornell und Rice.
         Bis heute bilden Technische Hochschulen, beziehungsweise solche, die eindeutig technisch ausgerichtet sind oder einen Schwerpunkt
         in den technisch-naturwissenschaftliche Fächern haben, eine Minderheit in der Spitzengruppe amerikanischer Universitäten.
         Prestigemäßig haben sie allemal einen malus – sie genießen Respekt, man weiß um ihre Leistungen und um deren Bedeutung. Doch in der Hackordnung auf dem akademischen Hof
         werden sie auf absehbare Zeit nicht die prächtigsten Hähne stellen, weil diese dem gängigen Verständnis nach nicht nur nach
         Patenten, sondern vor allem in den liberal arts krähen sollen.
      

      
      Mit den acht ivy leagues ist zugleich der Nordosten der USA als geographisches Zentrum der Elite-Hochschulen markiert. Deutet dies auf ein gemäßigtes
         Klima hin, entspricht dem ihre moderate Größe: Nur eine von ihnen, Columbia, zählt mehr als 20.000 Studenten, fünf haben weniger
         als 8.000: Princeton, das CalTec, Dartmouth, Brown und Rice. Der Median liegt bei 12.000, und die bekömmliche Betriebsgröße
         für undergraduates scheint sich irgendwo zwischen 4.000 und 6.000 eingependelt zu haben. Unter den ivy leagues bildet Princeton insofern eine Ausnahme, als sie sich als einzige ivy league der professional education bisher konsequent verweigert hat. Zwar könnte man die bekannte Woodrow Wilson School of Public and International Affairs dazu
         rechnen, doch Princeton führt keine law, medical oder business school. Umso erstaunlicher ist, dass sie, gemessen am endowment pro Student, die mit Abstand reichste Universität in Amerika ist. Mittelbar und unmittelbar fließt nämlich über professional schools besonders |111|viel Geld in die Hochschulkassen: Riesige research grants in die Medizin und in die biomedizinischen Wissenschaften, öffentlich und privat finanzierte research contracts in die Ingenieurwissenschaften, größere und kleinere Zuwendungen von Stiftungen und staatlichen Agenturen in die Gesundheitsforschungrn
         und in viele Felder der public policy. Absolventen der professional school verdienen meistens sehr gut, und viele haben die Spendierhosen an. Andererseits sind diese schools oft nahezu autark, kleine, aber sehr mächtige Fürstentümer in der Hochschule, die sich von den departments der arts and sciences und dem College oft abschotten und manchmal auch von diesen geschnitten werden.
      

      
      Das verweist auf den nächsten interessanten Punkt: Alle 20 privaten Top research universities werden von einer »Corporation« getragen, deren Vertreter – der board of trustees – ihre »Officer« ernennen. Zu diesen zählt in erster Linie der Präsident, der in Personalunion Geschäftsführer der Unternehmung
         und Repräsentant der akademischen Korporation ist. Ernannt wird er oder sie für eine bestimmte Amtsperiode, amtiert aber oft
         auch »at the discretion of the board«, das heißt bis auf Widerruf und solange es den Hochschulräten gefällt. Das macht die
         Präsidenten privater Elite-Universitäten zu mächtigen, auch öffentlich sehr präsenten Personen. Ihre Dienste werden mit Gehältern
         honoriert, die einschließlich aller benefits nicht selten die Millionen-Dollar-Grenze übersteigen. Faktisch werden die Aufgaben des CEO und eines Rektors funktional und
         personell meistens getrennt. Für die Binnengeschäfte und akademische Selbstverwaltung sind dann andere officers zuständig – je nach Nomenklatur ein »Vice-President« oder »Provost«, »Secretary« oder »Chancellor«, denen viele verschiedene
         Arten von »Deans« zur Seite stehen oder zuarbeiten. Selbstverständlich ist der Präsident berichtspflichtig gegenüber der corporation, und der Universitätshaushalt unterliegt der Kontrolle durch Wirtschaftsprüfer und die Steuerbehörde. Doch jede Universität
         kann ihre Arbeit nach eigenem Gutdünken gestalten und selbständig, ohne auf Vorschriften Rücksicht nehmen zu müssen, entscheiden,
         was sie wie tut, wie sie sich organisiert und finanziert, wie sie ihre Professoren rekrutiert und bezahlt und wen sie warum
         zum Studium zulässt oder ablehnt.
      

      
      Natürlich wacht jede private Spitzen-Universität mit Argusaugen darüber, was ihre Mitbewerber machen und versucht, sie möglichst
         auszustechen oder wenigstens nicht ins Hintertreffen zu geraten: Wie viele Drittmittel hat Yale ergattert, wie hat sich das
         endowment von Stanford entwickelt, wie erfolgreich war Brown in der Anwerbung von »stellar students|112|«, wie viel bietet Columbia, um Professor xyz aus Harvard wegzulocken, welche research contracts konnte sich das MIT sichern, und wie viele Rhodes- und Fulbright-Stipendiaten hat die UPenn dieses Jahr eingefahren? Das wollen
         nicht nur alle wissen, sondern alle wissen es auch – und justieren ihre Vergütungen, Stipendien und Strategien dementsprechend
         nach. Dank der ständigen wechselseitigen Beobachtung und weil alle Elite-Unis hinter denselben Prestigegütern her sind, verläuft
         der Wettbewerb zwischen ihnen überraschend kontrolliert. Strukturell ähnlicher oder gar homogener wird das Feld der Wettbewerber
         dadurch aber nicht, denn dafür ist die jeweils tief verwurzelte »organizational saga« und Identität der beteiligten Einrichtungen
         immer noch viel zu verschieden.
      

      
      Trotz etlicher Gemeinsamkeiten weisen nicht zwei Universitäten in der Top-Riege dieselbe interne Struktur und Aufbauorganisation
         auf. Nicht nur im Betriebsklima und in den akademischen Umgangsweisen, sondern auch und vor allem in der äußeren Gestalt und
         in ihrer governance sind sie alle ziemlich verschieden voneinander. Einige wie Stanford oder Washington in St. Louis werden relativ zentral gemanagt.
         Andere, allen voran Harvard, verstehen sich als Holding semiautonomer Unternehmen: »Each tub at its own bottom« lautet die
         berühmte Devise, nach der dort letztlich jede school zumindest finanziell selbst für sich geradestehen muss. Es gibt eine starke Präferenz für eine dezentrale Organisation und
         akademische Führung »an der langen Leine«. Das macht die Elite-Universitäten untereinander schwer vergleichbar, ähneln doch
         viele hybriden organisatorischen Gebilde mit einem gemeinsamen »Rückgrat« für vitale Funktionen und einer ansonsten wild wuchernden
         Peripherie spezieller schools, wissenschaftlicher Programme, Zentren, Abteilungen und Institute. Zum gemeinsamen Kernbestand gehören die fachwissenschaftlichen
         departments, doch diese firmieren nicht immer unter dem großen Dach der faculty of arts and sciences, sondern sind an einigen Universitäten auch in kleineren Einheiten zusammengefasst. Alle Elite-Unis besitzen ferner eine
         für die Ausbildung der undergraduates verantwortliche Einheit, die meistens college, manchmal aber auch school genannt wird, eine ressortmäßig organisierte Verwaltung und eine Vertretung der faculty. Das Studienprogramm auf der College-Stufe unterscheidet zwischen verschiedenen majors, die in der Regel von einem, inzwischen immer öfter aber auch von mehreren departments getragen werden, und sogenannten »programs«, die weniger strikt abgegrenzt sind und eher einen explorativen, problemorientierten
         Zuschnitt haben. Einig sind sich schließlich alle Elite-Unis in ihrem Bestreben, sich durch |113|glanzvolle akademische Feiern in ein strahlendes Licht zu setzen und ihre besonderen Ansprüche durch ein prächtiges Zeremoniell,
         bunte Talare und Fahnen, festliche Empfänge und hochkarätige Redner aus Politik und Wirtschaft auch weit über ihre Mauern
         hinaus öffentlichkeitswirksam zu dokumentieren. Die Eröffnung des akademischen Jahres und die Verabschiedung von Absolventen,
         die in einigen Hochschulen sinnigerweise »commencement« (Anfang, Beginn) genannt wird, bietet dazu alljährlich eine gute und
         gern genutzte Gelegenheit.
      

      
      Forschung findet in den departments und schools als den akademischen Grundeinheiten statt. Mit immer größeren research grants unter den Vorzeichen von »Big Science« und kooperativen Forschungsvorhaben sind seit den 1960er Jahren allerorts »Organized
         Research Units« (ORU) oder »Research Centers« entstanden, teils innerhalb dieser Grundeinheiten, teils daneben angesiedelt.
         Viele von ihnen verfügen über eine eigene Infrastruktur (Gebäude und Labors) und eigenes Personal. In jüngster Zeit konnten
         etliche solcher Centers dank großzügiger Spenden und Zustiftungen ein eigenes endowment aufbauen, was sie weitgehend unabhängig von den Ressourcen und der Gnade der Mutter-Universität macht. Das dezentrale, ja
         zentrifugale Muster, nach dem die Forschungsperipherie der Universitäten expandiert, während zentrale Funktionen und Ämter
         eher schwächer werden, ist in fast allen privaten Forschungsuniversitäten zu bemerken. Viele von ihnen ähneln einer Miniaturansicht
         der amerikanischen Hochschullandschaft – unübersichtlich, zerklüftet und segmentiert, mit nur lockeren Verbindungen zwischen
         einzelnen schools, Abteilungen, Centers und Untereinheiten. Doch statt Kakophonie herrscht hier Polyphonie. Im Unterschied zum System gibt es
         nämlich einen Kopf (»The President makes the difference!«), ein klares Bewusstsein von einer jeweils speziellen Organisationskultur
         und Praktiken, in denen diese immerfort wiederholt und bekräftigt wird: In den ausgefeilten Ritualen der Abschlussfeiern zum
         Beispiel, in der aufwendigen, professionellen Beratung von Antragstellern für Forschungsprojekte, in der Sorgfalt, mit der
         Studienbewerber ausgewählt, die entsprechenden Verfahren und Ergebnisse kommuniziert werden, und nicht zuletzt in der Art
         und Weise, wie man durch eine Staffel externer Konsultationen und Gutachten gewährleisten will, dass wirklich nur die Besten
         ihres Faches den Ritterschlag zum full professor in der Walhall einer dieser Einrichtungen erhalten.
      

      
      Aber warum ist das alles wichtig, um das Phänomen der privaten Elite-Universitäten zu begreifen? Weil ihr Betriebsgeheimnis,
         um es einmal so zu |114|nennen, nicht in tons of money, fürstlichen Gehältern, phantastisch ausgestatteten Biobliotheken und Labors, straffem Management und ausgezeichneten Studenten
         besteht – jedenfalls nicht nur. Ebenso wichtig, wenn nicht wichtiger, sind Erwartungen und kulturelle Praktiken, die sie stützen.
         In diesen Universitäten weht, weniger schwülstig lässt es sich leider kaum sagen, die Luft der Freiheit: Neugierde und Entdeckerfreude
         wird nicht nur von undergraduates erwartet. »High expectations« schweben über der ganzen alma mater – und deren immensen materielle und immaterielle Ressourcen machen es allen ihren Mitgliedern leicht, sich zu strecken und
         »Projektemacher« zu werden, zumal wenn sie – allen voran die Studenten – dazu stets und überall dazu ermuntert werden, neue
         Horizonte auszuloten. Nicht brachialer Wettbewerbsdruck und leistungsorientierte Mittelzuweisung bringen die Würze, sondern
         eine eigentümliche Mischung aus sportlichem Wetteifer und Selbstvertrauen, individuellem Ehrgeiz und kollektiver Anstrengung,
         harter Arbeit und Belohnung, intellektuellen und unternehmerischen Herausforderungen. Das üppige funding für studentische Projekte, Auslandsreisen, kleinere Forschungsvorhaben oder zum Anschub größerer Initiativen bringt jede Menge
         Gelegenheiten zum Greifen nah, etwas auszuprobieren, über sich hinauszugehen. Die Fortsetzung davon lässt sich in der schnell
         wachsenden Peripherie bestaunen: Fast alle neuen Vorhaben, Programme oder Center an den privaten Forschungsuniversitäten werden
         nach einer explorativen Phase nicht mehr aus dem regulären Hochschulhaushalt finanziert, sondern von Dritten gesponsort –
         von Stiftungen oder großzügigen Spendern, Alumni oder betuchten Menschen, die ein bestimmtes Anliegen haben oder einfach nur
         Lehre und Forschung fördern wollen. Wer Ideen hat, dem steht die Welt offen, und die privaten Spitzen-Universitäten bieten
         allen ihren Angehörigen beste Hilfestellung für die Reise.
      

      
      Die staatlichen Forschungsuniversitäten setzen alles daran, es ihren privaten Konkurrenten gleich zu tun oder ihnen gegenüber
         zumindest nicht ins Hintertreffen zu geraten. In den goldenen drei Jahrzehnten zwischen 1945 und 1975 sah es ganz danach aus,
         als könne das zumindest einigen tatsächlich gelingen und auch das Elite-Segment der amerikanischen Hochschulszene »verstaatlicht«
         werden. Doch 30 Jahre später ist der Abstand zwischen privaten und öffentlichen Forschungsuniversitäten größer denn je – ganz
         egal, mit welcher Elle man misst. Allerdings haben selbst die famosen flagship institutions in Kalifornien, Arizona, Michigan oder Illinois mit Handicaps zu kämpfen, die sie aus eigener Kraft eigentlich nicht überwinden
         |115|können. Erstens haben alle viel mehr Studenten als ihre privaten Mitbewerber – jeweils zwischen 35.000 und 45.000. Mit 20.000
         wäre der kleinste Sprößling dieser Familie, die University of Virgina in Charlottesville, im privaten Sektor eine der größten
         Einrichtungen. Zweitens sind auch die flagships gesetzlich verpflichtet, einen bestimmten Prozentsatz der Highschool-Absolventen aus ihrem Staat aufzunehmen. Drittens dürfen
         sie von Landeskindern nur einen Bruchteil der Studiengebühren verlangen, die sie allen anderen Bewerbern aufladen, nämlich
         den »in-state« statt den »out-of-state«-Satz – und dessen Höhe bestimmt die Regierung. Viertens sind die staatlichen Zuwendungen
         einige Jahre lang kontinuierlich gesunken und damit ihre materiellen Spielräume deutlich enger geworden. Angesichts wachsender
         Haushaltsdefizite und im politischen Nachbeben der kalifornischen »Steuerrebellion«39 rollte in den 1980er Jahren eine Sparwelle durch die USA. In deren Gefolge kürzten fast alle Staaten die Zuwendungen an ihre
         Hochschulen oder froren sie im günstigsten Fall ein. Inzwischen scheint die Hungerkur zwar ein Ende zu haben, und zumindest
         die flagships haben großes Geschick darin entwickelt, andere Finanzierungsquellen aufzutun, die sie von Steuereinnahmen und politischen
         Konjunkturen weniger abhängig machen. Doch das ändert nichts daran, dass selbst die besten und findigsten von ihnen noch immer
         am Staatssäckel hängen, was ihre Beweglichkeit und »managerial discretion« nachhaltig einschränkt (Brint 2005: 42). Wie sie
         es auch anstellen – unterm Strich haben sie stets weniger Geld als ihre privaten Konkurrenten und können folglich ihren Professoren
         und Studenten auch nur weniger bieten: Geringere Gehälter und schlechtere Betreuungsverhältnisse, weniger Projektmittel –
         und nicht zuletzt nicht so viele Verbindungen zu generösen Alumni oder Sponsoren, die einem riskanten neuen Vorhaben eine
         willkommene Starthilfe zu geben bereit sind. In diesem Fall sind es also tatsächlich Ressourcen, die den Unterschied machen.
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      Amerikana III: Community Colleges 

      
      An der Dominanz privater Hochschulen im Elite-Sektor gibt es inzwischen nichts mehr zu deuteln. Doch obwohl Elite-Einrichtungen
         so viele Schlagzeilen machen und den hochschulpolitischen Diskurs nicht nur in den USA, sondern auch in anderen Erdteilen
         munitionieren, ist das höchstens |116|nur die halbe Wahrheit über die Hochschulen in Amerika. Die große Mehrheit amerikanischer Studenten schreibt sich an den State
         Universities ihres Heimatstaates ein – und ein wachsender Anteil nicht einmal dort, sondern an Colleges, die gar keinen regulären
         Hochschulabschluss verleihen. Das allein wäre Grund genug, die Spur zu wechseln und die wolkigen Höhen des Elite-Stratums
         zu verlassen. Aber die Community Colleges – ein Sammelbegriff für eine Fülle unterschiedlichster post-sekundarer Lehranstalten
         – verdienen allein deshalb schon ein näheres Hinsehen, weil sie mit dem educational gospel der US-Gesellschaft (und dessen Licht- und Schattenseiten) verbunden sind wie kein anderer Hochschultyp. Es dürfte sehr schwer
         fallen, in Europa Einrichtungen mit einem ähnlichen Aufgabenzuschnitt und institutionellem Profil zu finden. Bis ihnen die
         boomenden privaten for-profit-Colleges diesen Rang abliefen, wuchsen die Community Colleges schneller als jeder andere Bereich des amerikanischen Hochschulsystems.
         Gilt der unspektakuläre, geräuschlose Aufstieg dieses Hochschultyps als eine der »great success stories« (Brint/Karabel 1991),
         sah der Politikwissenschaftler Martin Trow darin sogar »the most important structural change in American higher education«
         im 20. Jahrhundert (Trow 1991: 157).
      

      
      Als eine »uniquely American innovation in postsecondary learning« (Boggs 2004: 8) bilden Community Colleges als drittes Beispiel
         »typisch amerikanischer« Hochschulen im mehrdimensionalen Ordnungsraum der Hochschulen gewissermaßen den Kontrapunkt zu den
         beiden bisher beleuchteten Institutionen: Sie sind keine privaten, sondern öffentliche Einrichtungen, besitzen einen viel
         geringeren Grad an Autonomie und dürfen weder über ihr Programm noch über ihr Budget völlig frei entscheiden. Sie suchen sich
         ihre Studenten nicht aus, sondern müssen und wollen nach dem Grundsatz des open access nehmen, wer immer da kommt – was sie einer Schule ähnlicher macht als einer Hochschule. Ihre Studenten sind immer öfter solche,
         die nicht direkt von der Schule kommen, sondern bereits berufstätig sind und sich weiterbilden wollen, aber keinen degree anstreben. Über ihre mission herrschen verschiedene Ansichten, und es wird oft bezweifelt, ob sie wirklich »higher education« betreiben. Schließlich und endlich haben sie wenig Geld und müssen von dem leben, was ihnen ihre Träger zubilligen
         (im Schnitt 60 Prozent ihres Budgets) und was ihnen die Studenten pro Kurs bezahlen. Das ist nicht gerade viel: In Kalifornien
         hatten die Hochschulen aus dem University of California System in den 1990er Jahren pro Student viermal und die State Universities
         doppelt so |117|viel Mittel zur Verfügung wie die Community Colleges (Grubb/Lazerson 2005: 11).40 Und da letztere normalerweise weder nennenswerte Vermögen noch potente Spender im Rücken haben, bleibt für hochfliegende
         Pläne und Experimente kaum Spielraum.
      

      
      Historisch gehen diese Anstalten, wie bereits dargestellt, auf lokale Initiativen zurück, postsekundare Bildungseinrichtungen
         aufzubauen, die nicht zu einem Collegeabschluss führen sollten – eine Zwischenstufe, deren genaue Funktion und Gestalt bis
         heute nicht befriedigend geklärt ist. Bis in die 1930er Jahre waren 2-year colleges allerdings überwiegend privat und extrem heterogen (Brint/Karabel 1991). Während manche stark religiös geprägt waren, boten
         andere eine landwirtschaftliche Ausbildung und viele sogar auch eine liberal education. Öffentliche, von den Gemeinden oder regionalen Zweckverbänden finanzierte Junior Colleges tauchten erst spät auf der Bildfläche auf. In großen Städten entwickelten sich City Colleges jedoch schon in den 1920er Jahre zu wichtigen Inkubatoren für den sozialen Wandel. Ihren breit gefächerten Unterrichtsangeboten
         sprachen viele aufstiegswillige Menschen aus den unteren Schichten und Einwanderer begeistert zu. Zugleich verschoben sich
         allmählich Aufgaben und Rolle dieser »residualen« Colleges: Als klar wurde, dass sie es nicht in den Status richtiger Colleges
         schaffen würden, konzentrierten sie sich auf handfeste berufliche Qualifizierung und allgemeine Weiterbildungsangebote.
      

      
      Der Gestaltwandel der Community Colleges von einer Einrichtung der allgemeinen zu einer der beruflichen Bildung erfolgte endgültig
         zwischen 1960 und 1980. Waren noch 1960 drei Viertel ihrer Studenten in »transfer programs« eingeschrieben (das heißt, sie
         planten den Übergang auf eine 4 year institution), entschied sich 1980 die große Mehrheit für unmittelbar beschäftigungsrelevante Kurse (Brint/Karabel 1991). Aus der Brücke
         ins »richtige« College wurde eine in die wirkliche Arbeitswelt – und zugleich eine Sackgasse in der higher education. Community Colleges pflegen allerdings immer noch einen breiten Kranz allgemeinbildender Programme und verstehen sich, wenn
         überhaupt, dann als eine höhere Berufsschule, die sich der Kultur und politisch-bürgerschaftlichen Bildung ebenso verpflichtet weiß wie der Vermittlung handfester
         Kenntnisse und Fertigkeiten. Die Spannung zwischen beiden Polen ist überall zu spüren. In den offiziellen Selbstbeschreibungen
         der Einrichtungen und im Rollenverständnis ihrer Dozenten halten sich Minderwertigkeitsgefühle und Stolz auf die Verdienste
         dieser »people’s or democracy’s colleges« bei der Förderung sozialer Chancengleichheit die Waage.41

      
      |118|Interessanterweise schlägt diese schwierige Zwitterfunktion auch in der Ordnung öffentlicher Hochschulsysteme durch, wie sie
         einige Staaten, dem Vorbild Kaliforniens folgend, in den 1960er Jahren aufzubauen begannen. Der berühmte kalifornische »Master
         Plan for Higher Education« von 1960 bedeutete in mehrfacher Hinsicht eine Revolution: Erstens besaß danach jeder Bürger des Staates ein Grundrecht auf eine gebührenfreie Hochschulausbildung. Zweitens zog er eine klare Aufgaben- und Arbeitsteilung zwischen drei Typen von Hochschulen, denen die
         Studenten ihren Fähigkeiten und Leistungen entsprechend zugeordnet werden sollten. Der Oberliga der University of California
         mit ihren damals neun Campus sollten die graduate education und das beste Achtel der kalifornischen Highschool-Absolventen vorbehalten bleiben. Deren nächstbestes Drittel sollte an die
         damals State College und heute State University genannten Einrichtungen studieren können, der »Regelhochschule« für eine undergraduate education. Für die Versorgung der restlichen Schulabgänger sollten die Community Colleges zuständig sein. Als »open door institutions«
         (Burton Clark) bildeten sie damit den grauen Boden der dreistöckigen Torte mit bunt bewimpelten flagships auf der Spitze.
      

      
      Die Planungsgrößen für das untere Segment entsprechen heute annähernd dem tatsächlichen Anteil dieses Sektors an den öffentlichen
         Hochschulen in den USA. In der Gebührenfrage ist es allerdings längst vorbei mit den kalifornischen Träumen, denn umsonst
         ist heute kein Kurs mehr an einem Community College zu bekommen. Wie viel die Studenten bezahlen müssen, hängt von der Art
         und Zahl der Veranstaltungen ab, die sie wählen; im Durchschnitt sind es jetzt 1.935 Dollar pro Jahr. Das ist deutlich weniger
         als die Hälfte dessen, was ein staatliches 4-year college kostet (5.351 Dollar), aber für die überwiegend einkommensschwache Klientel dieser Einrichtungen eine Menge Geld.42 An den 1.075 »Public 2-Year« Colleges der CC, die 61 Prozent aller 1.734 Einrichtungen des öffentlichen Sektors stellten,
         waren 2005 mit 6,4 Millionen »for-credit students« knapp die Hälfte von deren Studenten eingeschrieben (NCES 2006: Tab. 175).
         Hinzu kamen schätzungsweise fünf Millionen »non-credit«-Studenten, die nur einzelne Kurse, aber kein ganzes Kurspaket belegten
         und keinen Abschluss anstrebten. »Open access« impliziert also neben »open doors« auch »open exit« – nämlich in der flächendeckenden
         allgemeinen und beruflichen Weiterbildung.
      

      
      Ein Blick auf die von den Community Colleges verliehenen Abschlüsse (Associate Degrees, AA oder AS) unterstreicht die schwierige
         Aufgabe und |119|Gefechtslage dieser Einrichtungen: Sie sollen »basic college level skills« (Boggs 2004) bescheinigen, womit die Brücken- oder
         Zubringerfunktion ins Zentrum rückt. Von den 696.000 Studenten, die 2004/05 einen AA oder AS erwarben, wählten mit Abstand
         die meisten, nämlich 240.000, ein Programm aus den liberals arts oder aus den sciences; auf dem zweiten und dritten Platz folgten Gesundheitswesen mit 122.000 und Business mit 96.000 Studenten (NCES 2006: Tab.
         252). Doch die große Mehrheit der Absolventen studiert nicht etwa weiter, sondern geht sofort in den Beruf oder bleibt dort,
         wo sie vorher tätig war. 60 Prozent der Krankenschwestern und 80 Prozent der Feuerwehrleute und Polizisten in den USA besitzen
         einen Associate Degree, den sie in der Regel im Teilzeitstudium erworben haben. Und wenn nur knapp elf Prozent aller »for-credit«-Studenten
         einen solchen Abschluss erwerben, deutet das auf eine zweite Schieflage dieser Colleges hin: extrem hohe Abbrecherquoten.
         Obwohl nach eigenen Angaben 42 Prozent ihrer Studienanfänger mindestens einen Bachelorabschluss anpeilen, hat nach acht Jahren
         nur jeder zweite von ihnen einen AA oder AS erworben oder sein Studium an einem 4-year college fortgesetzt (Lamkin 2004).
      

      
      Andererseits ist das vielleicht nicht der richtige Maßstab, um die Leistungen der Community Colleges zu beurteilen. Immerhin
         richten sie sich in erster Linie an »underserved students«, das heißt diejenigen, die sonst keine Chance hätten, ein reguläres
         Studium erfolgreich zu absolvieren. So studieren 46 Prozent aller schwarzen Amerikaner, die eine Hochschule besuchen,43 55 Prozent der »Hispanics« und 55 Prozent der Indianer (»Native Americans«) an einem Community College. Ein großer Teil der
         Lehrveranstaltungen entfällt auf Stützkurse (»remedial courses«), die dem eigentlichen Studienprogramm vorgeschaltet sind
         und in denen die Studenten auf den dafür erforderlichen Kenntnisstand gebracht werden sollen. Die hohen Abbrecherquoten zeigen,
         dass das Studium für die meisten von ihnen eine Nebenbeschäftigung und das College kein wichtiger sozialer Bezugsraum ist.
         Der Motivation und dem Lernklima ist das wenig zuträglich. Allen Versprechungen zum Trotz bleibt aber oft leider auch unklar,
         welche beruflichen Chancen das Studium eröffnet, weil Community Colleges nur selten enge Kontakte zu lokalen Arbeitgebern
         pflegen und ihre vocational programs mit der Wirtschaft abstimmen (Ruch 2001).
      

      
      Im Ergebnis sind die gut 1.100 Community Colleges in den USA ein weiteres Beispiel für »erfolgreich scheiternde« Einrichtungen.
         Doch ihre offenkundigen Schwächen und Grenzen unterstreichen zugleich noch |120|einmal die enorme Bedeutung von higher education in der amerikanischen Gesellschaft. »Achieving the Dream« nennt sich denn auch ein von der Lumina Foundation for Education
         gefördertes Projekt, das erkunden soll, wie es diese Institutionen allen Widrigkeiten zum Trotz schaffen können, einen größeren
         Anteil ihrer Studenten zu einem Abschluss zu führen.44
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      Amerikana IV: Kommerzielle Hochschulen 

      
      Für das vierte Beispiel »typisch amerikanischer« Hochschulen stellt sich diese Frage vermutlich gar nicht. Stattdessen liefern
         die for-profits gleich die Antwort: Mit strikt berufsorientierten, mundgerecht verpackten, leicht zugänglichen und erschwinglichen Studienprogrammen
         treffen sie haargenau die Bedürfnisse einer Klientel, die mit der der Community Colleges weithin deckungsgleich ist. Analysiert
         man die erstaunliche Karriere kommerzieller Hochschulen während der letzten zehn oder 15 Jahre, kommt man nicht umhin zu fragen,
         was die Community Colleges falsch gemacht oder verpasst haben. Wie lässt sich der Höhenflug der Higher Education, Inc. (Ruch 2001) erklären? Werden die Geschäftsmethoden der hochprofitablen privaten Bildungsmaschinen mit ihren zweistelligen
         jährlichen Wachstumsraten45 zu einer »wholesale transformation of the traditional academic model« (Kinser 2006: 28) führen und die alte Hochschulwelt
         auf den Kopf stellen? Der Markt boomt jedenfalls, und ein Ende der Blase ist noch nicht in Sicht: »Investors continue to pour
         money into highereducation companies«, meldete der Chronicle Anfang 2005, als der Index der 13 an der Wall Street notierten Hochschul-Unternehmen von seinem Spitzenwert 700 im Juni 2004
         schon wieder auf 550 gefallen war. Und noch im Dezember 2006 sagte der ehemalige Vorstandsvorsitzende des Marktführers Apollo
         Group den for-profit colleges eine »bright future« voraus, obwohl der Indexwert inzwischen nur noch bei 400 lag.46 Auf dem Online-Markt erreichten die Umsatzrenditen oft traumhafte 20 Prozent. Kein Wunder also, dass manch private Beteiligungsgesellschaft
         kräftigen Appetit auf einen satten Hochschulhappen bekam.
      

      
      Private Hochschulbildung kann in Amerika auf eine lange und sehr erfolgreiche Tradition zurückblicken, wie wir im vorigen
         Kapitel gesehen haben. Zu diesem Traditionsstrang gehörten neben den gemeinnützigen auch zahlreiche »proprietary«-Unternehmen,
         die sich bereits im 19. Jahrhundert |121|der stark expandierenden professional education widmeten. 1840 wurde in Pennsylvania das erste »business college« gegründet, und 1890 waren an den 250 Einrichtungen dieser
         Art sage und schreibe 81.000 Studenten eingeschrieben (Kinser 2006). For-profit-Hochschulen sind also keine Erfindung der jüngsten Zeit. Fast ein Viertel der akkreditierten Institute ist älter als 100 Jahre,
         und weitere 40 Prozent wurden in den 1960er und 1970er Jahren gegründet. Wirklich neu sind nur virtuelle Hochschulen wie die
         Jones International oder die Capella University (beide starteten 1993) – und Mega-Hochschulen, die zum Teil private equity-Firmen gehören wie Education Management und zum Teil ihr Kapital durch einen Börsengang aufgebracht haben wie Career Education
         oder Corinthian (beide 1995). Doch zur letzteren Kategorie gehören nur wenige kommerziellen Hochschulen. Auch riesige Online-Provider
         bilden immer noch die absolute Ausnahme. Das Hauptfeld besteht aus einer Fülle bunt gewürfelter, meistens sehr kleiner und
         hochspezialisierter career colleges. Nur ein Drittel von diesen Einrichtungen verleiht überhaupt einen Hochschulgrad, meist den Associate Degree und nur wenige
         einen Bachelor. In der graduate education engagiert sich nur eine winzige Minderheit (Morey 2004). Trotzdem sind for-profits keine vernachlässigbare Größe in der amerikanischen Hochschulbildung mehr. Der Auftritt neuer Anbieter auf der Bühne hat diese
         in einer Weise verändert, die selbst Insider vor 20 Jahren wohl kaum für möglich gehalten hätten.
      

      
      Durch die Statistiken des U.S. Department of Education geistern mehr als 1.600 postsekundare gewerbliche Bildungseinrichtungen
         mit bundesweit 2.700 Standorten – wohlgemerkt ohne Berücksichtigung der »corporate education« in Weiterbildungseinrichtungen
         der Wirtschaft. In der CC rechnen 909 der von ihr erfassten 4.392 Hochschulen zu den for-profits (20,7 Prozent); unter den beiden Kategorien »Special-focus institutions« und »Associate’s colleges« sind sie besonders stark
         vertreten. Stellen sie dort ein Drittel aller Einrichtungen (603 von 1814), sind es unter den »Research institutions« nur
         acht von 282 – eine vernachlässigbare Größe. An den 909 kommerziellen Instituten studierten 2005 etwas über eine Million Menschen,
         das heißt nur 5,8 Prozent aller Studenten, die einen Hochschulabschluss anstrebten (NCES 2006). Lassen diese Daten erste Rückschlüsse
         auf die Art ihres Geschäftes zu, vermittelt die Entwicklung der Studentenzahlen ein Gefühl für die Dynamik der for-profits: 1975, als diese Zuordnung zum ersten Mal in der Statistik ausgewiesen wurde, entfielen nur 44.360 von damals insgesamt 11,2
         Millionen Studenten (0,4 |122|Prozent) auf diesen Bereich. Doch während sich die Studentenzahlen an den öffentlichen Hochschulen zwischen 1975 und 2005
         mehr als verdoppelten (Faktor 2,1), wuchs der kommerzielle Sektor in derselben Zeit um den Faktor 22,8. Dessen Fahrt gewinnt
         immer mehr an Schwung: Im Staat New York stiegen die Immatrikulationszahlen an den zur State University gehörenden Einrichtungen
         (SUNY) zwischen 2000 und 2003 um acht, an denen der CUNY um elf und an den for-profits um 43 Prozent.47 Kommt die amerikanische higher education demnächst an einen ähnlichen Wendepunkt wie in der Mitte des 20. Jahrhunderts, als staatliche Hochschulen zahlenmäßig die
         Oberhand gegenüber den privaten Einrichtungen gewannen?
      

      
      Selbstredend verdankt sich das wundersame Wachstum des for-profit-Sektors keiner unerklärlichen, plötzlichen Schwärmerei bildungshungriger Menschen für die alten career colleges. Diese dümpeln heute noch genauso vor sich hin wie vor 25 Jahren. Die großen Zahlen gehen allein auf das Konto der neuen
         Hochschultypen. Sie haben den Sektor gründlich und bis zur Unkenntlichkeit aufgemischt. Aus »mom-and-pop operations« – Tante-Emma-Läden –
         wurden riesige Supermarktketten, die ihre Warenangebote, »supply chains« und Kunden, ihr Kapital und Anlagevermögen professionell
         managen und laufend am Markt nachjustieren (Kinser 2007). Ihre mission heißt nicht education, sondern higher education gilt ihnen als eine Ware, die sie optimal gestalten und verpacken, um sie mit größtmöglichem Gewinn zu verkaufen. Für sie
         sind Prestige, die schwierige Erblast so vieler anderer Hochschulen, und Reputation keine wichtigen Kenngrößen. Was zählt,
         sind Kundenzufriedenheit, revenue und cash-flow. Und weil das Geschäft so sexy ist, kommt es immer häufiger zu mergers and acquisitions. Es wäre verlockend, diesen an Shakespeare-Dramen erinnernden Komplotte und Verstrickungen hier etwas weiter nachzugehen.48 Aber hier müssen wir es leider dabei bewenden lassen, die Dimensionen der schönen neuen Hochschulwelt und ihr Geschäftsmodell
         zu skizzieren.
      

      
      Die Zahl börsennotierter Unternehmen, die degree granting-Hochschulen betreiben, liegt inzwischen bei 13. Den Anfang machte 1991 die 1931 gegründete DeVry University, die degree programs in Ingenieurwissenschaften und Informatik für heute knapp 60.000 Studenten anbietet. Keines der Unternehmen ist auch in anderen
         Bereichen tätig. Aber alle sind holdings, die jeweils unterschiedliche Anbieter für unterschiedliche Märkte umfassen, oft unter verschiedenen Namen. In den Vereinigten
         Staaten, Puerto Rico, Kanada und einer Reihe weiterer, vor allem südamerikanischer Länder |123|unterhalten sie nach den Angaben in ihren Geschäftsberichten zusammengenommen 102 Hochschuleinrichtungen mit 700 campus und weiteren 900 service centers, in denen sie insgesamt mehr als 870.000 Studenten versorgen. Größe und Ausrichtung der Unternehmen streuen enorm: Das kleinste
         hat zwei Standorte und knapp 4.000 Studenten, das mit den meisten Filialen rühmt sich 133 campus und 64.800 Studenten, und das von seinem Marktwert (2004 14,7 Milliarden Dollar) mit Abstand gewichtigste, die Apollo Group
         mit der University of Phoenix als vielversprechendem brand name, rechnet sich selbst 255.000 zu.49 Nur zwei der 13 Unternehmen bieten ausschließlich degree Kurse an. Bei vier weiteren machen diese mehr als 90 Prozent des Lehrangebots aus – allerdings einschließlich der Associate
         Degrees. Bei den acht größten Unternehmen, deren Entwicklung der Chronicle verfolgt und dokumentiert, konnte man Anfang 2007 in den USA insgesamt 147 Bachelor- und 104 Master-Programme studieren und
         sich in 24 Promotionsstudiengängen versuchen.50

      
      Wie kaum anders zu erwarten, besitzen die Studienangebote der »Wall Street fueled institutions« (Kinser 2006) eine klare berufsbezogene
         Ausrichtung, allerdings mit einer charakteristischen Nuancierung, die sie von dem im for-profit-Feld ansonsten üblichen Muster absetzt. Führen in den career colleges ansonsten »personal and culinary services«, dicht gefolgt von »health professions«, die Hitliste beliebtester Studienfächer
         an, stehen in den Mega-Hochschulen »computer and infomation sciences« an erster und »business/management« an zweiter Stelle.
         Dabei pflegen die einzelnen Unternehmen jeweils unterschiedliche fachliche Schwerpunkte – eine Mehrzahl in »business« und/oder
         Gesundheitsberufen, aber drei der 13 auch im Ingenieurwesen. Zwei bieten ein Studienprogramm in bildender Kunst beziehungsweise
         Design, eine ist eine selbständige law school. Die Monokultur der career education wird durch fünf Angebote in liberal studies aufgebrochen; deren Studentenzahl ist allerdings so klein, dass sie in keiner statistischen Übersicht auftaucht. Die new providers konzentrieren sich folglich auf Informatik, business und das Gesundheitswesen – mithin auf Felder, die eine große Nachfrage versprechen, für die Lehre aber keinen sehr hohen apparativen
         Aufwand erfordern.
      

      
      Was ihre Angebote im Vergleich zum Studium an einer durchschnittlichen, erschwinglichen öffentlichen Hochschule besonders
         attraktiv macht, zeigt das Beispiel des Marktführers, der University of Phoenix: eine starke Kundenorientierung. Die Hochschule
         versteht sich als Dienstleister – und nimmt das sehr ernst. Eine eigene Agenda, zum Beispiel in der Forschung |124|oder zur Förderung bestimmter unterprivilegierter Gruppen, hat sie nicht. Curricula werden zentral entwickelt, sind hoch standardisiert,
         enthalten aber viele interaktive Lehr- und Lernelemente. Didaktisch ansprechend gestaltet, gliedert sich das Studium in praktische
         fünf- oder sechswöchige Kursblöcke. Der Lehrbetrieb läuft das ganze Jahr über – lange Zwangspausen und Wartezeiten zwischen
         Semestern oder Kursen gibt es nicht. Die Studenten können selber entscheiden, wie viele Kurspakete sie sich in welchem Zeitraum
         zumuten wollen. Die Dozenten heißen instructors und sind rund um die Uhr online ansprechbar, die Studienzentren in gut erreichbaren Laden- oder Bürovierteln in der Nähe von
         Autobahnabfahrten untergebracht. Dort wird Unterricht pur geboten, ohne viel Drumherum und kostspieligen Aufwand – sehr zweckmäßig
         und zu einem verhältnismäßig günstigen Preis, am Abend und am Wochenende. Das kommt insbesondere älteren Studieninteressenten
         entgegen, die auf dem Weg zum College oder in ihrer beruflichen Karriere irgendwo steckengeblieben sind und nun noch einmal
         einen kräftigen Schritt voran gehen möchten. Auf perfekt gepflegte Wiesen und Parks, prächtige Gebäude und aufwendige Sportanlagen
         können und wollen sie gern verzichten. Und wenn ihnen die Hochschule dann sogar noch »work based credits« für im Beruf erworbene
         Qualifikationen gewährt, wozu viele der neuen Anbieter bereit sind, ist der Handel perfekt.
      

      
      »No frills«, kein Schnickschnack, lautet ihr Erfolgsgeheimnis. Die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft ist eng. Bei Arbeitgebern
         sind die Studienprogramme anerkannt, ihre Absolventen werden gern genommen. Einige Mega-Hochschulen werben damit, dass ein
         Großteil ihrer Studenten eine Beihilfe des Arbeitgebers zu den Studienkosten erhält. Die Erfolgsquoten in den degree programs der University of Phoenix reichen zwar nicht annähernd an die Traumwerte der Elite-Universitäten heran. Aber sie liegen weit
         über denen an Community Colleges und an vielen öffentlichen Hochschulen aus der zweiten und dritten Reihe – bei einer ansonsten
         ähnlichen sozialen und ethnischen Mischung ihrer Kundschaft. In den kommerziellen Mega-Hochschulen mit einem Schwerpunkt in
         technischen Gebieten (DeVry, ITT, Strayer) liegt der Anteil sogenannter »minority enrollments« bei weit über 50 Prozent (Morey
         2004). Wie stark insbesondere diese Gruppen zum Geschäft der kommerziellen Hochschulen beitragen, belegt eine einfache Vergleichszahl:
         2003/04 waren nur sieben Prozent der circa 1,1 Millionen Studenten im Staat New York an einer kommerziellen Hochschule eingeschrieben,
         aber sie bezogen 17 Prozent aller |125|»tuition assistance grants« für bedürftige Studenten (New York Times, 21.1.2006).
      

      
      Um das Geschäftsmodell dieser neuen Anbieter ist in den letzten Jahren viel Aufhebens gemacht worden. Auf dem Höhepunkt der
         dot-com Euphorie am Ende der 1990er Jahre prognostizierten einige Management-Gurus, allen voran der legendäre Peter Drucker, es werde
         bald keine »traditionellen« Hochschulen mehr geben. Unter dem Druck straff gemanagter, äußerst effizienter Wall Street-Fregatten
         würde die gesamte Hochschulausbildung privatisiert und im Wesentlichen online betrieben. Was die akademische Welt jenseits
         solcher Horrorszenarien oder grandiosen Utopien besonders umtreibt ist die Frage nach der Zukunft der faculty in den neuen Lehrfabriken. Für die Studieninhalte zeichnen dort ja nicht mehr die einzelnen Lehrenden verantwortlich, sondern
         die Kurse werden von kleinen Expertenteams komponiert und auf standardisierten technischen Plattformen vertrieben. »Design«
         und »delivery« sind getrennt und fallen unterschiedlichen Personen zu. Tatsächlich liegt darin wohl die größte Neuerung –
         und ihre Folgen sind unmittelbar ersichtlich. In den career colleges alten Typs ist etwa die Hälfte der Dozenten hauptamtlich tätig. Damit unterscheiden sie sich nur geringfügig von vergleichbaren
         öffentlichen Bildungseinrichtungen. An den Community Colleges ist nur ein Drittel der Dozenten hauptamtlich tätig – das sind
         viel weniger als bei ihren privaten Konkurrenten. In den neuen Mega-Hochschulen sieht das Bild völlig anders aus: Im November
         2006 standen in der University of Phoenix 1.263 vollzeitbeschäftigen Dozenten 22.176 Teilzeitkräfte gegenüber. 94,6 Prozent
         nebenamtliche faculty ist der Spitzenplatz, aber kein Ausreißer: Bei Laureate Education liegt der Anteil ähnlich hoch, bei der DeVry Inc. beträgt
         er 75,6 Prozent und für die kleine Strayer University 83,5 (Kinser 2007: 232; Chronicle, 11.5.2007: A 40). Grosso modo beschäftigen die neuen Hochschulen also kaum mehr als ein Viertel ihres Lehrpersonals im Hauptamt
         und etwa drei Viertel als freie Mitarbeiter.
      

      
      Ihr stürmisches Wachstum wirft natürlich die Frage auf, was dies für das Wettbewerbsszenario in der amerikanischen Hochschullandschaft
         bedeutet. Einige staatliche Hochschulen haben anfangs große Mühen darauf verwandt, den newcomers abrechnungstechnische Unregelmäßigkeiten nachzuweisen und sie bei Finanzämtern und den Akkreditierungsagenturen anzuschwärzen
         und so aus dem Markt zu drängen. Aber das gelang nur bei ein, zwei schwarzen Schafen. Im Moment sieht es ganz danach aus,
         als habe sich der Spieß umgekehrt: Die neuen Mega-Hochschulen treiben die |126|alten Massenhochschulen vor sich her. Mit relativ hohen Studienerfolgsquoten, einer attraktiven Studienorganisation und strikter
         Orientierung an brauchbaren Ergebnissen setzen sie ihnen hart zu. Sie scheren sich nicht um die Reputation ihrer Professoren,
         um Medaillenspiegel oder um Erfolge in der Drittmitteleinwerbung. Ihnen geht es schlicht um outcomes, wie sie in neuen Jobs und in den Gehältern ihrer Absolventen ablesbar werden. Den Elite-Hochschulen kann das alles herzlich
         egal sein. Aber für viele regionale Hochschulen und vor allem Community Colleges sind die Zeiten härter geworden. Wollen sie
         nicht bald viele ihrer potenziellen Studenten an die neuen kommerziellen Anbieter verlieren, müssen sie sich viel einfallen
         lassen.
      

      
      Langfristig lässt sich momentan nur schwer abschätzen, welche nachhaltigen Folgen der Aufstieg kommerzieller Mega-Hochschulen
         im amerikanischen Hochschulwesen haben wird. Nach Lage der Dinge spricht nicht viel für eine Schockwelle und tiefgreifende
         Transformation. Wahrscheinlicher scheint dagegen eine Verstärkung des alten Musters – eine weitere institutionelle Auffächerung
         der Szenerie mit kommerziellen Mega-Hochschulen als einem eigenen Segment, das an den Rändern mit anderen überlappt.
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      Rankings und die Folgen 

      
      Was die American higher education während der letzten 25 Jahre mit Sicherheit radikal verändert hat sind die Rankings. Deren direkte und indirekte Wirkungen sind schwer exakt zu messen, aber dennoch überall spürbar
         und augenfällig. Zwar haben sie keinesfalls mehr Ordnung in das mäandernde System gebracht, und ob sie wirklich geholfen haben,
         es transparenter zu machen, wie sie es gern für sich reklamieren, darf man füglich bezweifeln. Aber da sich immer mehr Hochschulen
         an ihren Kategorien und Wertungen orientieren, definieren sie inzwischen nicht nur die Spielregeln für deren Wettbewerb, sondern
         bestimmen in einer Art Rückkopplungsschleife immer deutlicher auch die Agenda einzelner Institutionen – und das auf breiter
         Front, weit über den kleinen, exklusiven Kreis der selective schools hinaus. So hat USNWR-Ranking die Hochschulkonkurrenz auf eine Weise angeheizt, wie man sich das 1985 wohl nicht hätte vorstellen
         können. Keine Hochschule kann es sich leisten, das einfach zu ignorieren. Im |127|Gegenteil: Es ist sicher kein Zufall, dass das erste Ranking in demselben Jahr auf den Markt kam, als der Hochschulforscher
         George Keller ein Buch mit dem knackigen Titel Academic strategy: the management revolution in American higher education veröffentlichte, das rasch Kultstatus erlangte und das vom Militär entlehnte Wort »Strategie« in der Hochschulwelt heimisch
         werden ließ. Mit dieser Parallelaktion begann ein Spiel mit hohen Einsätzen, Chancen und Risiken. Zugleich schlug die Stunde
         der spin-doctors, die versprechen, einzelnen Hochschulen mit geschickt inszenierten Kampagnen zu einem Neuanfang oder zu einem Aufstieg in
         den Listenplätzen zu verhelfen.51 Im Ergebnis ging ein Ruck durch das Gefüge der amerikanischen Hochschulszene: Der »avid quest« nach einem Platz möglichst
         weit oben in der »prestige pyramid« oder wenigstens nach einem besseren Rankingplatz hält seither alle ihre Einrichtungen
         in Atem und treibt pausenlos neue Blüten (Lovett 2005).
      

      
      Trotz einiger Konkurrenzprodukte gibt es an der Vorherrschaft des USNWR-Rankings inzwischen nichts mehr zu rütteln. Der »gold
         standard for measuring academic quality« mag bei den fachbezogenen Rankings der Doktorandenausbildung an den Forschungsuniversitäten
         liegen, die der US National Research Council 1982 zum ersten Mal vorlegte (Geiger 2004: 149). Sie beruhen auf einer Metrik,
         beinhalten aber anders als die College-Rankings auch eine peer review der einzelnen Programme. Durch seinen thematischen und institutionellen Fokus erfasst das NRC graduate ranking allerdings nur einen kleinen Bruchteil der amerikanischen Hochschulen und wird nur von den research institutions aufmerksam verfolgt.52 Als Nischenprodukt bildet es kein Gegengewicht zum USNWR-Ranking, das den Anspruch erhebt, die gesamte Bandbreite der American higher education jedes Jahr wieder neu abzudecken.
      

      
      Dafür bezieht es sich einerseits auf die Kategorien der CC53 und präsentiert die Ergebnisse andererseits getrennt in vier Kapitel für »National Universities«, »Master’s Colleges«, »Liberal
         Arts Colleges« und »Baccalaureate Colleges«. In numerischer Reihenfolge werden jeweils nur die Plätze 1 bis 50 gelistet. Die
         dort nicht auftauchenden Hochschulen werden zu Gruppen zusammengefasst. Daneben veröffentlicht USNWR drei weitere Rankings
         der »Business« und »Engineering Programs« sowie eines der »Historically Black Colleges and Universities« (HBCU), einer Guppe
         von Einrichtungen, die in hochschulpolitischen Debatten stets eine besondere Bedeutung besitzt.
      

      
      |128|Seit 1989 erstmals statistische Kennzahlen in das Ranking einflossen, sind dessen Methodik und Parameter einige Male überarbeitet
         worden. Damit wollten die Herausgeber zweierlei erreichen – die Validität ihres Produktes verbessern und dem wachsenden Unmut
         der Hochschulgemeinde den Wind aus den Segeln nehmen. Der Kriterienmix und die Art und Weise, wie die Daten erhoben und ausgewertet
         werden, sind keine Bagatellen. In demselben Maße, wie ein gutes Abschneiden im Ranking für die einzelnen Einrichtungen immer
         wichtiger wurde, tendierten Hochschulleitungen dazu, ihr Handeln und ihre Prioritäten auf die maßgeblichen Kategorien des
         Rankings auszurichten. Plötzlich geht es nicht mehr um die Messung von Qualität, sondern um die damit verbundenen verhaltenssteuernden
         Signale und Funktionen. So wurde das Ranking vom Landvermesser zum Zeremonienmeister, auf den alle gebannt starren und dem
         es alle Recht machen wollen: Der Schwanz wackelt mit dem Hund. Der Zeitschrift ist das keineswegs unlieb; sie sonnt sich gern
         in dieser Rolle: »We didn’t ask for this job«, tönte Brian Kelly, Herausgeber der USNWR, im Mai 2007. »We didn’t ask to be
         the arbiter of higher education. The job has fallen to us.« (Chronicle, 25.5.2007, A 14)
      

      
      Nicht zuletzt die mächtigen trustees sind darauf erpicht, das Abschneiden ihrer Hochschule in den Rankings zu verfolgen. Viele gehören entweder selber zur corporate world oder teilen zumindest deren Begeisterung für Benchmarks, Tabellen und Charts. Da nun aber niemand den Erfolg oder Misserfolg einer Hochschule – kommerzielle Einrichtungen ausgenommen – an der Entwicklung
         von Umsätzen und Gewinnen bemessen kann, rückt das Ranking an die Stelle der Bilanz. Im Ranking zeige sich, wie gut oder schlecht
         sie geführt wird – so denken jedenfalls viele trustees. Präsidenten sehen sich immer häufiger unter Druck gesetzt, das Ranking ihrer Einrichtung aufzupolieren. Der Rankingplatz
         einer Hochschule ist in der Tat kein Schicksal. Mit viel Geld, langem Atem, starker leadership und, wenn es sein muss, auch mit List und Tücke lässt sich daran etwas, manchmal sogar viel drehen. Einige Hochschulen bekennen
         sich inzwischen ganz freimütig zu klaren Zielen – nämlich innerhalb einer bestimmten Frist von ihrem derzeitigen Listenplatz
         15 Stellen nach oben zu rücken oder es aus einer Loser-Liga in eine höhere zu schaffen. Die Belohnung folgt oft auf dem Fuße:
         So versprach das Arizona Board of Regents dem Präsidenten der Arizona State University 2007 einen Bonus von 10.000 Dollar,
         falls die Hochschule im Ranking aufsteige (Chronicle, 25.5.). Gemessen an Wall |129|Street-Prämien ist das gewiss nur ein Pappenstil, aber in der Hochschulwelt immerhin »a mouthful«, wie Pu der Bär es ausdrücken
         würde.
      

      
      Welches sind nun die Erfolgsparameter, auf die das USNWR-Ranking abstellt und die zu Stellschrauben in der Strategie amerikanischer
         Hochschulen geworden sind? Insgesamt geht es um sieben Datensätze von ganz unterschiedlichem Gewicht. Mit 25 Prozent schlägt
         die »academic reputation« zu Buche. Sie wird durch eine Umfrage unter den Präsidenten, provosts und Deans of Admission von Hochschulen derselben Kategorie ermittelt. Die Studienerfolgsquote trägt weitere 20 Prozent zum Ergebnis bei, ebenso viel
         wie bestimmte Merkmale der Professorenschaft (Qualifikation, Verdienst) und Betreuungsverhältnisse. 15 Prozent zählt die Selektivität
         in der Studentenauswahl, zehn zählen die finanziellen Resourcen sowie jeweils fünf Prozent die Spendenbereitschaft der Alumni
         und Studienerfolgsquoten. Gegen alle diese Indikatoren sind viele gut begründete Vorbehalte erhoben worden – meistens mit
         dem Tenor, dass sie eigentlich nur inputs, aber keine outcomes abbilden und deshalb falsche Signale senden (Ehrenberg 2002). Aber da sie nun einmal unverrückbar im Raum stehen, wird die
         Versuchung zu kreativer Buchführung immer mächtiger. Ein paar Prozentpunkte hier oder da können am Ende einen großen Unterschied
         bewirken. So üben sich denn immer mehr Hochschulen eifrig darin, mit allen möglichen Tricks und Ösen hübsche Potemkin’sche
         Dörfer zu bauen.
      

      
      Im Windhundrennen um bessere Platzierungen widmen sie dem Faktor »student selectivity« die größte Aufmerksamkeit, was angesichts
         von dessen relativ geringem Gewicht verwundern mag. Doch erstens besitzt dieser Indikator einen außerordentlich hohen Signalwert,
         und zweitens ist es für jede Hochschule relativ einfach, ihn zu beeinflussen. Das gilt für alle der vier Komponenten, aus
         denen er sich zusammensetzt: Die Punktzahlen, die Studienanfänger in den standardisierten Zulassungstests SAT oder ACT erreicht
         haben, die Zulassungs- und Schöpfungsquoten (»acceptance/admission rate« und »yield rate«) sowie schließlich den Anteil der
         Anfänger, die unter den besten zehn Prozent des Absolventenjahrgangs ihrer Highschool waren. Die Logik ist einfach: Je mehr
         Bewerber abgelehnt werden und je mehr von denen sich tatsächlich einschreiben, die zugelassen worden sind, desto besser. Inzwischen
         versucht fast jede Hochschule, ihre Bewerberzahlen noch oben zu katapultieren, um ihre acceptance rate zu drücken, und mit attraktiven Stipendien für smarte Studenten ihr Profil zu liften. In einem perfiden Zusammenspiel von
         Anziehung und Abstoßung werden alle Register des Studenten-Marketing gezogen. Dazu |130|gehören aufwendig gestaltete Prospekte, die allen Highschool-seniors an guten Schulen zugehen, denen persönliche Ansprachen und Anrufe auf dem Fuße folgen, die sie zur Bewerbung ermuntern sollen, selbst wenn sie nicht
         die geringste Zulassungschance an dieser Hochschule haben. Schüler mit den besten Testergebnissen (»merit scholars«) werden
         zu einem gesponsorten Besuch der Hochschule eingeladen und bekommen dort eine eindruckvolle Show geboten. Schülern mit einem
         interessanten Leistungsoder Sozialprofil – letzteres kann wichtig sein, wenn die Hochschule ihre diversity vergrößern will – werden die Bewerbungsgebühren (60 bis 150 Dollar) erlassen und weitere finanzielle Schmankerl in Aussicht
         gestellt. Mit Kostennachlässen drängt man zugelassene Bewerber zur Annahme des Studienplatzes – und so weiter und so weiter.
         Um in der Spalte selectivity besser dazustehen, ist den Hochschulen fast jedes Mittel recht: »What is the fastest and most effective way to climb to the
         top? It is to generate large pools of applicants, most of whom will not be admitted.« (Lovett 2005)
      

      
      Erfinderisch werden manche Hochschulen auch, wenn die Spendierbereitschaft ihrer Alumni zählt. Unverblümte Aufforderungen
         zu Schein-Spenden sind keine Seltenheit mehr, aber das private Albion College in Michigan brachte es mit seinem Trick im März
         2007 bis in die Spalten des Wall Street Journal: Um die langfristige »giving rate« zu frisieren, verbuchte es eine Einmalzahlung aus dem jüngsten Absolventenjahrgang gleich
         fünfmal, nämlich auch für die zurückliegenden Jahre. Neben Zuckerbrot für besonders interessante Bewerber gibt es manchmal
         auch die Peitsche für die losers unter den Studenten. So berichtete die New York Times am 13. Februar 2008 über das Los einer Studentin der State University of New York (SUNY), die von einem Tag zum anderen aus
         ihrem Uni-Wohnheim flog, nachdem ihre Durchschnittsnote (»grade point average«, GPA) unter einen bestimmten Grenzwert abgesackt
         war. In ihrem Kampf um bessere Studienerfolgsquoten hatte sich die Hochschule nämlich entschlossen, nur noch solche Studenten
         mit einem Wohnheimplatz zu versorgen, die sich halbwegs anstellig zeigen und ihr Pensum schaffen würden.
      

      
      Ranking-Manie und der erbitterte Kampf ums Promille bei den Listenplätzen zeitigten weitere indirekte Folgen, von denen mindestens
         eine erfreulich ist: Im letzten Jahrzehnt erlebten die amerikanischen Hochschulen einen wahren Bau- und Investitionsboom,
         dank dessen viele ihrer Gebäude und Anlagen noch schicker, gepflegter und ansprechender wurden, als sie es ohnehin schon waren.
         Und weil im Reputationsgerangel große |131|Namen viel zählen, kam es zweitens zu einer Jagd auf top-notch faculty aller Fachrichtungen. Dabei kommt der Wettlauf um gute Studenten und faculty die Hochschulen teuer zu stehen: Top-Studenten erwarten hervorragende Betreuungsverhältnisse und anspruchsvolle Veranstaltungen,
         gut ausgestattete Wohnheime, Hörsäle und Bibliotheken, Labore und Computernetzwerke. Starprofessoren verlangen Stargehälter
         und manches andere Extra. Mit dicken Berufungspaketen versuchen vor allem private Forschungsuniversitäten, ihren Konkurrenten
         die Aushängeschilder abzujagen. So wollte die Columbia University 2004 den Ökonomen Robert Barro von Harvard nach New York
         locken. Neben einem fürstlichen Gehalt, großem Apartment in Manhattan und opulenter Ausstattung für seinen Arbeitsbereich
         bot sie ihm an, fünf Kollegen seiner eigenen Wahl mitzubringen. Das war kein absoluter Ausnahmefall. Es gibt dutzende ähnlicher
         Geschichten, auch in Fächern wie Englischer Literatur, Geschichte und postcolonial studies – um nur einige zu nennen, an die man in Deutschland nicht sofort denken würde, wenn von Stargehältern die Rede ist.
      

      
      Eine dritte Begleiterscheinung des hochgepeitschten Hochschulwettbewerbs gilt inzwischen weithin als bedenklich und gefährlich,
         weil sie die Glaubwürdigkeit der Hochschulzeugnisse und ihre Signalfunktion auf dem Arbeitsmarkt zu beschädigen droht: Die
         statistisch klar nachweisbare Tendenz zur Noteninflation, gegen die kein Kraut gewachsen scheint.54 Elite-Unis sind davon ganz besonders betroffen. Zwar haben einige in den letzten Jahren Kappungsgrenzen für die Bestnote
         (»A«) eingeführt und ihre Dozenten gedrängt, die gesamte Notenskala auszuschöpfen. Aber von einer Trendumkehr ist bisher noch
         nichts zu sehen.
      

      
      Ins Ranking zu investieren und alles andere, was damit zusammenhängt, lohnt sich für die Hochschulen. Ein Aufstieg lässt sie
         für gute Studienbewerber und interessante faculty attraktiver werden, während ein Abstieg rasch in einer Abwärtsspirale münden kann. Beides hat finanzielle Folgen – besser qualifizierte Studenten
         kommen häufig aus ökonomisch besser gestellten Elternhäusern und erwarten daher geringere Studienbeihilfen als andere. Wenn
         sie später mehr verdienen als die Absolventen anderer Hochschulen, hat ihre alma mater bessere Aussichten, großzügig bedacht zu werden. Ein besserer Rankingplatz bringt höheres Prestige, größere Aufmerksamkeit
         und letztlich mehr Geld in die Kasse: Das ist praktische Niveaupflege. Interessanterweise knöpfen nicht nur private Sponsoren
         ihre Taschen lieber für hoch angesehene Hochschulen auf als für no names. Auch Regierungen und Parlamente der einzelnen Staaten |132|freuen sich, wenn ihre Hochschulen im Ranking steigen – und honorieren das oft mit zusätzlichen Gaben.
      

      
      Die bizarre Karriere des Rankings wird von der amerikanischen Vorliebe für sportlichen Wettstreit und »Punkten« (to score/scores) noch weiter angespornt – einer Begeisterung, die schwer zu erklären, im Alltag aber umso tiefer verwurzelt ist.55 So haben Hochschulpräsidenten und -organisationen immer wieder zum Boykott des USNWR-Ranking aufgerufen, zuletzt noch 2007.
         Aber die meisten Hochschulen drehen lieber eifrig am Räderwerk mit. Sie mögen es »pretty silly« finden, wie der Chancellor
         der University of Massachusetts at Amherst dem Chronicle achselzuckend gestand (25.5.2007, A 19). Doch in die rankingfreien goldenen Jahre führe nun einmal kein Weg zurück. Schließlich,
         kommentierte ein Präsident den Boykottaufruf seiner Kollegen, sollten und wollten die amerikanischen Hochschulen ihre Studenten
         ja fit machen für eine »competitive nation«. Da sei es doch nur recht und billig, dass auch sie sich dem Markt stellen: »We
         must be willing to be competitive ourselves and respond to our marketplace. Like the corporations that hire our students,
         we must be willing to be evaluated against others.« (Collins 2007)
      

      
      Markt und Wettbewerb prägen immer stärker das Geschehen in der amerikanischen Hochschulwelt und ihr äußeres Erscheinungsbild.
         Von einer regulierenden, ruhigen Hand des Staates ist nichts zu spüren. Ein mit großem Aplomb inszenierter Vorstoß der Bush-Administration,
         der Kostenexplosion im Hochschulwesen mit staatlich geforderter Leistungstransparenz und Standards für die Qualitätssicherung
         beizukommen, ist 2006 kläglich versandet. Während die Carnegie Foundation schwer damit ringt, die Entwicklungen des Systems
         in eine halbwegs nachvollziehbare Ordnung zu bringen, heizen Rankings dessen wettbewerbliche Differenzierung kräftig an. Studenten
         sind wählerischer und viel mobiler geworden. Insbesondere die mit hervorragenden Zeugnissen und Testergebnissen tummeln sich
         längst auf einem nationalen Markt, während der Anteil der Highschool-Absolventen ständig sinkt, die in ihrem Heimatstaat zum
         College gehen (Dill 2003).56 Doch viele Hochschulen finden ihr eigenes Ökosystem, so dass vom Gespenst einer »McDonaldisierung« der amerikanischen Hochschulbildung,
         wie sie gelegentlich beschworen wird, nur wenig zu sehen ist. Aber was ist mit der großen Zahl von Hochschulen aus dem langweiligen,
         grauen, riesigen Mittelfeld?
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      |133|Analysten am Werk: Wie tickt der Markt? 

      
      In den letzten Jahren haben Ökonomen eine Reihe konzeptioneller Studien dazu vorgelegt, wie die »Higher Education Industry«
         funktioniert. Zwei besonders interessante Vorschläge seien hier knapp vorgestellt: Erstens die »market taxonomy« von Robert
         Zemsky und seinen Mitstreitern (Zemsky u.a. 2001) und zweitens eine Untersuchung über die Rolle von Prestige und Reputation
         als Typen-Marker im amerikanischen Hochschulwesen, die Dominic Brewer und seine Kollegen 2002 für die RAND-Corporation durchgeführt
         haben (Brewer u.a. 2002). Beide Arbeiten konzentrieren sich auf 4-year institutions und berücksichtigen Associate Colleges sowie graduate und professional studies höchstens am Rande.
      

      
      Mit Blick auf die langfristige Entwicklung unterschiedlicher »revenue markets«, der Preispolitik verschiedener Arten von Hochschulen
         und bestimmter Charakteristika von deren studentischer Klientel halten Zemsky u.a. Studienerfolgsquoten – gemessen am Anteil
         der Studenten, die innerhalb von fünf Jahren nach Studienbeginn einen Bachelorgrad erwerben – für das beste Kriterium, um
         verschiedene Marktsegmente in der American higher education voneinander abzugrenzen. Dabei unterscheiden sie fünf große Gruppen, die sie ausdrücklich von Rankings absetzen. Alle umfassen
         sowohl private als auch öffentliche Hochschulen, jedoch mit gewissen Unterschieden: Im Segment »User Friendly/Convenience«
         studiert mehr als ein Viertel der Studenten in Teilzeit, und nur weniger als 15 Prozent aller Studenten an einer dazu gehörenden
         Einrichtung erwerben pro Jahr einen Abschluss. Im »Good Opportunity«-Segment tummeln sich Einrichtungen mit Studienerfolgsquoten,
         die im privaten Sektor unter 40 und im öffentlichen unter 35 Prozent liegen. »Good Buy Institutions« sind solche, deren Studienerfolgsquote
         zwischen 40 und 65 im privaten und zwischen 35 und 60 Prozent im öffentlichen Sektor betragen. Im »Name Brand«-Segment versammeln
         sich die Einrichtungen mit »graduation rates« von mehr als 65 beziehungsweise 60 Prozent. Das fünfte Segment »Medallion« mit
         Erfolgsquoten von mindestens 75 Prozent umfasst nur noch private Einrichtungen, weil die Zahl öffentlicher Hochschulen mit
         diesen Charakteristika zu gering war, um sie als eine eigene Gruppe darzustellen (Zemsky u.a. 2001: 32). Diesen fünf Marktsegmenten
         entsprechen fünf unterschiedliche Studentenpopulationen. Sammeln sich im Medallion-Segment die »most competitive students«, die sich in ihrer Hochschulwahl stark von »prestige-based rankings« wie dem der USNWR leiten
         lassen, |134|ziehen Good Buy-Hochschulen die große Mehrheit der amerikanischen undergraduates in ihre Mauern, und zwar aus beiden Geschlechtern und den vier größten ethnischen Gruppen (African Americans, Hispanics, Asians, White/Caucasians): »Good Buy segments constitute the core of the market […] to which most Americans go.« (Zemsky u.a. 2001: 42)
      

      
      Brewer und seine Mitstreiter setzen bei vier unterschiedlichen »revenue markets« (für Studiengebühren, Forschungsmittel, staatliche
         Zuwendungen, private Spenden) an und bilden die unterschiedlichen institutionellen Ziele von Hochschulen darauf ab. Verschiedene
         »revenue goals« führen demnach zu unterschiedlichen »institutional positions and strategies«. Für Letztere schlagen die Verfasser
         vor, zwischen »Reputation« und »Prestige« zu differenzieren, worunter sie »assets« verstehen »that allow institutions of higher
         education to convey nonprice information to customers«. Demgegenüber ist mit »Reputation« die Fähigkeit einer Hochschule gemeint,
         Leistungen zu erbringen, die von ihr erwartet werden oder die sie selber zu liefern verspricht. Reputation spiegelt also das
         Ergebnis zielgerichteter Arbeit, ein empirisch begründetes Urteil, das gut oder schlecht ausfallen kann. Dagegen kann das
         »Prestige« einer Hochschule zwar hoch oder niedrig sein, aber niemals negativ; es reflektiert ein Image, eine Idealbild davon,
         was eine gute Hochschule ausmacht.
      

      
      Während immer klar ist, worauf sich eine Reputation gründet, gilt das nicht für Prestige. Ist Erstere ein »nicht-rivales«
         Gut, das jemand besitzen kann, ohne deswegen jemanden anderen davon auszuschließen, beruht das Prestige einer Einrichtung
         stets auf dem Vergleich mit anderen und impliziert ein Versprechen. Weil es sich um ein »rivales« Gut handelt, wird der Kampf
         um Prestige letzten Endes immer zum Nullsummenspiel. Trotz seines hohen Signalwerts lässt sich Prestige auch nicht direkt
         messen, sondern nur mittelbar über Platzhalter. Bis sich dieses asset aufgebaut hat, kann es lange dauern. Umgekehrt besitzt Prestige eine deutlich längere Halbwertszeit als Reputation. Letztere
         kann eine Hochschule leicht und schnell verspielen, wenn sie nicht liefert, was von ihr erwartet wird. Bis eine Hochschule
         ihr Prestige komplett ruiniert und verloren hat, muss sehr viel passieren.
      

      
      Soweit die Trockenübung. Kommt die Strategie ins Spiel, wird es spannend. Folgt man dem Vorschlag von Brewer, müssen sich
         Hochschulen nämlich entscheiden, auf welches dieser beiden Güter sie setzen und worauf sie ihre Prioritäten und Handlungen
         ausrichten wollen. Geht es vordringlich um Reputation, müssen sie sich um konkrete Leistungsverbesserungen |135|bemühen, neue Studienangebote einführen, Studenten besser betreuen oder mehr Dozenten einstellen. Orientieren sie sich stattdessen
         am Prestige, müssen sie in ihr Image investieren. Weil das in aller Regel weniger griffig und viel schwerer zu steuern ist
         als jene Leistungsbereiche, die für die Reputation zu Buche schlagen, sind Prestigestrategien sehr viel komplexer, aufwendiger
         und teurer. Nach Auffassung des RAND-Teams tragen die US-Hochschulen ihren Prestigekampf hauptsächlich auf drei Feldern aus:
         Im Wettkampf um die besten Studienbewerber (Stichwort selectivity), um die meisten hochkarätigen Drittmittel für die Forschung und um das Abschneiden im Teamsport. In allen drei Bereichen
         können nur solche Hochschulen mithalten, die einen langen Atem haben und sich erhebliche Vorleistungen leisten können. Folgt
         man diesem Schema, lassen sich in der »Higher Education Industry« vier Klassen von Institutionen unterschieden: »Prestigious
         Institutions« (P), die alles daran setzen, ihre Exzellenz zu erhalten und dabei im Großen und Ganzen »inward looking«, das
         heißt nach ihren eigenen Präferenzen vorgehen, ohne sich vom Marktgeschehen beirren zu lassen; »Prestige-Seeking Institutions«
         (PS), die darauf aus sind, sich vor den anderen hervorzutun und hohe Erwartungen an sich selbst haben; »Reputation Institutions«
         (R), die sich darauf konzentrieren, konkrete Anforderungen und Erwartungen ihrer verschiedenen Zielgruppen zu befriedigen,
         und schließlich »PS-R Hybrid Type Institutions« als eine Mischform, die ein bisschen von allem haben möchte.
      

      
      Auch auf der Prestige-Reputation-Achse lassen sich verschiedene Populationen von Studenten abbilden: R-Hochschulen wollen
         einen möglichst großen Marktanteil erzielen und bieten daher attraktive, breit gefächerte Studienangebote für diverse Gruppen
         zu erschwinglichen Kosten an – sie sind der »Wal-Mart of higher education«, wie ein Hochschulmanager in der Studie zitiert
         wird (Brewer u.a. 2002: 58). Sie sind für eine Klientel interessant, die ein Gebrauchsgut zum günstigen Preis sucht – in der
         Zemsky’schen Taxonomie entspricht das den »User Friendly« und »Good Buy« Einrichtungen.57 P-Hochschulen sind darauf aus, ihre Selektivität zu steigern – mit all den Tricks und Ösen, die wir weiter oben skizziert
         haben. Sie ziehen Studenten an, die auch oder vor allem den »positionalen Wert« des Studiums an einer P-Institution zu schätzen
         wissen. Werben R-Hochschulen mit gutem Praxisbezug und attraktiven beruflichen Karrieren, rühmen sich P-Institutionen ihrer
         klugen, interessanten Studenten und exzellenten Professoren. Geben sich R-Hochschulen umtriebig und dynamisch, weil sie ihre
         Offenheit und Leistungsfähigkeit demonstrieren müssen|136|, kultivieren P-Hochschulen ihre Langsamkeit und Resistenz gegenüber modischem Schnickschnack – sie sind im Kern konservative
         Einrichtungen, aber deswegen nicht weniger unternehmerisch als die der R-Klasse. Blicken R-Hochschulen mehr nach außen und
         geben viel auf ihr Ansehen in den für sie wichtigen Zielgruppen, folgen die in der P-Liga ihren eigenen Maßstäben – zu denen
         es übrigens nicht gehört, der Wirtschaft oder der Regierung zu Diensten zu sein. Übersetzen die R-Hochschulen »pursuit of
         happiness« in einen nachweisbaren Nutzen der Hochschulausbildung, die sie ihren Studenten bieten, halten P-Einrichtungen den
         »pursuit of distinction« (Veblen 1959) dagegen und propagieren die unvergleichliche Erfahrung eines Studiums in einer exquisiten
         peer group.
      

      
      Beide Studien haben zweierlei gemeinsam: Sie beschreiben, natürlich in unterschiedlicher Perspektive und Terminologie, das
         Kernland der amerikanischen Hochschulen, in dem ein Großteil der Studenten an »convenience«-Einrichtungen, »good buys« und
         R-Institutions einem Studium nachgeht, das sich nur wenig von dem unterscheidet, was ihre deutschen Kommilitonen für normal
         halten würden. Es kann längst nicht mit soviel Glimmer und Glitter aufwarten wie seine kommerzielle oder elitäre Peripherie,
         ist aber auch nicht das Herz der Finsternis, sondern ziemlich berechenbar und unspektakulär. Die zweite Gemeinsamkeit beider
         Studien liegt darin, dass sie das Elite-Segment der American higher education in das Gesamttableau stimmig einzuordnen versuchen – Zemsky u.a. mit einer Kennzahl, Brewer u.a. durch unterschiedliche institutionelle
         Ziele und Strategien. Damit haben beide etwas zu bieten, was weder die Carnegie Classification noch das USNWR-Ranking schaffen
         – einen vernünftigen Reim auf die unendliche Vielfalt und Widersprüchlichkeit der amerikanischen Hochschullandschaft.
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      |137|4 Das Undergraduate College – Herzstück und Ikone der amerikanischen Hochschule 

      
      Gäbe es in der Hochschulwelt ein Ranking »typisch amerikanischer« Institutionen, gebührte dort weder Harvard noch der University
         of Phoenix der erste Platz, sondern einer ganz unscheinbaren Einrichtung: dem undergraduate college, jenem wissenschaftlichen Unterbau für graduate und professional studies, der in selbständigen Einrichtungen – Colleges eben – oder eigenen Abteilungen innerhalb größerer Universitäten gelegt und
         gepflegt wird. Außerhalb Amerikas hat dieses Institut nicht seinesgleichen. Nur hier dauert der erste Studienabschnitt in
         einem gestuften System überall vier Jahre (sonst sind drei Jahre die Regel). Nur hier schreiben sich Studienanfänger nicht
         für ein bestimmtes Fach ein, sondern bewerben sich beim College der Universität Kakania oder dem Kakania College, und entscheiden
         sich erst im Laufe ihres Studiums für eines der dort angebotenen Fächer. Nur hier umfasst diese Grundstufe neben der Vermittlung
         fachlicher Kompetenzen stets einen mal enger, mal weiter gefassten allgemeinen Bildungsauftrag, der ausdrücklich auch »moral
         and civic learning« einschließt. Nur hier kann man Medizin und Jura nicht schon vom ersten Studienjahr an studieren. Und nur
         hier schließlich begreift man diese Phase einer Hochschulausbildung als eine so wichtige rite de passage in die Selbständigkeit, dass man sie vielerorts in eine besondere Lebensform kleidet, das residential college. Viele Gründe also, sich dieses Unikat genauer anzuschauen.
      

      
      Unsere Annäherung ans College als dem Herz und der Seele der Hochschulausbildung in den USA erfolgt, wie immer, in mehreren
         Schritten: Im ersten Abschnitt steht seine spezielle Aufgabe (mission), Arbeitsweise und Gestalt im Zentrum, im zweiten die Rolle der Zulassungen (admission) und alles, was daran hängt. Im dritten geht es um die Studenten, genauer gesagt um ein grobes statistisches Profil der amerikanischen
         undergraduates sowie um die Zugangschancen verschiedener sozialer Gruppen – ein Happen soziologisches Schwarzbrot also. Und weil es nicht
         angeht, über amerikanische |138|Hochschulen zu sprechen und über Studiengebühren zu schweigen, wollen wir am Schluss auch noch die Problematik rasant steigender
         Kosten für eine Collegeausbildung, ökonomischer Nutzenabwägungen und unterschiedlicher Zugangsmuster verschiedener sozioökonomischer
         Gruppen in den Blick nehmen.
      

      
      Das undergraduate college ist keine Schule der Wissenschaft, wie sie die Humboldt’sche Universität sein wollte oder vielleicht auch war. Aber es bietet
         ein wissenschaftliches Studium und ist weder eine höhere Berufsschule noch eine Fortsetzung der Sekundarschule mit anderen
         Mitteln. Für die meisten Hochschulen – Elite-Unis allen voran – ist es ein Raum, in dem die Studenten jene »intellectual,
         moral, civic and creative capacities« schulen und entwickeln sollen, die sie für ihren Platz in einer offenen Gesellschaft
         brauchen. Sein Curriculum, zu dem die Fächer nur Bausteine liefern, ist so etwas wie die Visitenkarte einer Hochschule – und
         zugleich ein Politikum, in dem sich unterschiedliche Erwartungen an higher education wie in einem Brennglas bündeln. Verantwortet, abgestimmt und organisiert wird es vom College, hier verstanden als eine Querstruktur
         innerhalb der Universität mit eigenen Statuten und administrativem Personal.58 Neben der freien Entscheidung über die Aufnahme von Studienbewerbern ist die über ihr Studienprogramm der zweite Kernbereich
         der Hochschulautonomie Made in the U.S. 
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      Mission und Programm 

      
      Alle Amerikaner, die nach der Highschool nicht sofort berufstätig werden, besuchen ein College. Was damit gemeint ist, versteht
         sich heute weniger denn je von selbst. Zwischen verschiedenen Arten von Colleges wird nicht begrifflich unterschieden. Wegen
         der zunehmenden Differenzierung und Segmentierung der institutionellen Landschaft kann »College« daher ganz verschiedene Dinge
         bedeuten. Dasselbe gilt für den Bachelorabschluss. Noch im goldenen Zeitalter der amerikanischen Hochschulbildung gab es dafür
         eine Art Richtschnur, der man überall folgte. Inzwischen ist sein Profil zwar nicht restlos verwässert, aber doch stark erodiert.
         Trotz der um sich greifenden »community collegization« (Steven Brint) und trotz der steilen Karriere des »vocationalism« gibt
         es immer noch einen Fonds von Orientierungen und Erwartungen an higher education, mit denen sich jedes |139|undergraduate college auf seine eigene Weise auseinandersetzen muss. Dazu gehört einerseits der Vorbehalt gegenüber einer frühen fachlichen Spezialisierung
         und einer starken beruflichen Orientierung von Studienprogrammen und andererseits die Überzeugung, dass das College auch eine
         erzieherische Verantwortung für seine Studenten habe, die in der Studiengestaltung zum Tragen kommen müsse.
      

      
      Seit den ersten Colonial Colleges verstand man die Aufgabe von higher education in Amerika niemals bloß als Vermittlung von Expertenwissen. Colleges sollten nicht in erster Linie Funktionskader ausbilden
         wie die deutschen oder französischen Universitäten, sondern immer auch (oder vielleicht sogar vor allem) die Charakterbildung
         der ihnen anvertrauten (lange nur männlichen) Studenten unterstützen (Ben-David 1977) und dem Gemeinwesen zu einer »educated
         citizenry« verhelfen. Mehr als alles andere ist das der Grund dafür, warum die Ausbildung von undergraduates generalistisch zu sein hatte – sie sollten »capacities for participation in the societal community with competence and intelligence«
         (Parsons/Platt 1973: 165) erwerben, breite Kompetenzen also, wie sie Bürger brauchten, die ein begründetes Urteil über Gott
         und die Welt abgeben, in öffentlichen Angelegenheiten vernünftig mitreden und ihren »civic responsibilities« nachkommen wollten.59 Was sie an Kenntnissen benötigten, um einen bestimmten Beruf auszuüben, mussten sie woanders lernen – in professional schools oder im richtigen Leben. Liest man aktuelle Aufgabenbeschreibungen und Curricula für das undergraduate college, hat man den Eindruck, die Zeit sei stehengeblieben. Die massive Expansion und der fundamentale Gestaltwandel der Hochschulausbildung
         haben dieser honorigen Denkschule nämlich kaum etwas anhaben können. Seit dem späten 19. Jahrhundert liefert ein pragmatischer
         Idealismus mit hoher politisch-moralischer Aufladung die konzeptionelle Grundierung für die Hochschulbildung in Amerika (Grubb/Lazerson
         2005), und wie in Stein gemeißelt erscheinen auch deren wesentliche Strukturmerkmale. Das ist ebenso irritierend wie faszinierend.
      

      
      Obwohl advanced degrees immer beliebter und für Forschungsuniversitäten unverzichtbar geworden sind, bleibt die undergraduate education das Herzstück der American higher education. In unzähligen Denkschriften und Stellungnahmen, Reden, Artikeln und Büchern berufener Experten oder selbsternannter Verfechter
         dieses ungewöhnlichen Modells wurde es wieder und wieder von allen Seiten beleuchtet, gewogen, befragt – nur um im Ergebnis
         stets neu bekräftigt zu werden. So wie niemand an der Expansion |140|der Hochschulbildung rütteln darf, weil sie inzwischen zu einer Signatur für soziale Teilhabe in einer demokratisch verfassten
         Gesellschaft geworden ist, scheint es tabu, die klassische Rollenbeschreibung für das College als anachronistisch und seine
         Prinzipien als obsolet zu bezeichnen. Droht die undergraduate education an den großen Elite-Unis vom Rummel um die Forschung oder von einer Fülle schicker anderer Studienprogramme an die Seite gedrängt
         zu werden, rufen sofort viele besorgte Stimmen dazu auf, ihr doch gefälligst die gebührende Beachtung zu schenken: »Teaching
         undergraduates«, befand Harold D. Shapiro, der frühere Präsident der Princeton University 1997, »remains the single most important
         responsibility of the nations’ colleges and universities« (Shapiro 1997: 59). 60

      
      Das College als sozialer Erfahrungsraum, das College als Schule der Demokratie, das College als Laboratorium für leadership, das College als Kompetenzmaschine und als Startrampe für ein gutes Leben – all das und noch viel mehr munitioniert die Imagination
         dieser amerikanischen Institution. Während »Going to College« für Angehörige unterer sozialer Schichten und ethnischer Minoritäten
         das Versprechen auf eine bessere Zukunft bedeutet, heißt es für die oberen Mittelschichten »Getting into the right College«
         – und beides bereitet immer mehr Stress und Frust. Keine Debatte und keine neue Nachricht über das College – und davon gibt
         es unendlich viele – kann diesem hoch kontaminierten politischen Erwartungshorizont entgehen, ganz egal, ob es um die steigenden
         Kosten für ein Studium oder um fragwürdige Zulassungspraktiken, um sozial ungleich verteilte Zugangschancen, um Abbrecherquoten
         oder neue Curricula und Lehrformen geht. Zum hartnäckigsten Advokaten einer hochwertigen undergraduate-Erfahrung in bester amerikanischer Ausprägung hat sich die vom Stahlbaron Andrew Carnegie 1905 gegründete »Carnegie Foundation
         for the Advancement of Teaching« entwickelt. Durch ihre 1906 vom amerikanischen Kongress gebilligte »Charter« dazu angehalten,
         die Sache der higher education zu befördern, hat sie in viel beachteten Studien immer wieder konzeptionelle und organisatorische Probleme der Collegeausbildung
         aufgegriffen und kritisch durchleuchtet.
      

      
      Als sich in den 1980er Jahren die Klagen darüber mehrten, dass sich die fest bestallten Professoren an den berühmten Forschungsuniversitäten
         mehr und mehr vor der Lehre im College drückten und sie lieber Doktoranden oder Lehrbeauftragten antrügen, legte die Stiftung
         ein großes Projekt auf, um die aktuelle Lage der undergraduate experience zu erkunden und zu bewerten. Sie vergab das Projekt aber nicht nach außen, wie es sonst |141|üblich ist, sondern bearbeitete es im eigenen Haus unter Leitung ihres Präsidenten Ernest Boyer. Als dieser 1987 seinen Bericht
         veröffentlichte, erregte das erhebliches Aufsehen. Der Boyer-Report zeichnete nämlich ein äußerst ambivalentes Bild vom Zustand des American college und hielt dessen Erneuerung oder Wiederbelebung für dringend geboten. Gute Leistungen attestierte er ihm in der Vermittlung
         von Wissen und nützlichen Fertigkeiten. Die numerische Expansion und größere Diversität der Studentenschaft wurden ausdrücklich
         begrüßt, und Boyer konnte auch dem Umstand etwas abgewinnen, dass die Curricula offener geworden waren und mehr Raum für individuelle
         Neigungen und Bedürfnisse der Studenten boten. Andererseits sparte sein Bericht nicht mit scharfer Kritik an fachwissenschaftlichen
         Egoismen und falschen Prioritäten, die zu einer Flucht der Professoren in die Forschung geführt hätten und die Collegeausbildung
         nebensächlich zu machen drohten. Die wichtigste Botschaft des Berichts war nicht etwa die Forderung nach mehr Geld fürs College,
         sondern eine harsche Kritik, dass angesichts der Individualisierung von Studienprogrammen und der Betonung von »skills-training«
         das eigentliche Zentrum der »baccalaureate experience« aus dem Blick geraten sei. »Throughout our study we were impressed
         that what today’s college is teaching most successfully is competence – […] in gathering information, in responding well on
         tests, in mastering the details of a special field.« Aber all dies lasse die wichtigsten Fragen unbeantwortet: »Education
         for what purpose? Competence to what end?« (Boyer 1987: 283) Seine eigene Antwort darauf hatte Boyer bereits am Anfang gegeben
         – und damit gleichzeitig auch die Messlatte für seinen Lagebericht hoch aufgelegt: »Above all, we need educated men and women
         who not only pursue their own personal interest but are also prepared to fulfill their social and civic obligations. And it
         is during the undergraduate experience […] that these essential qualities of mind and character are refined.« (Ebd.: 7)
      

      
      Da ist es wieder, das merkwürdige Leitmotiv von Charakterbildung und citizenship als wertvollste und vordringliche Aufgabe des American college. Kompetenzvermittlung und Sachkenntnis dürften kein Selbstzweck sein, sondern ein notwendiger Sockel für die Entwicklung
         von Urteilsfähigkeit und eines »sense of civic and social responsibility« (Colby u.a. 2003: 53). Der Boyer-Report von 1987
         schloss – wie könnte es in Amerika anders sein – mit einer positiven Bilanz der Stärken und Potenziale des undergraduate college. Aber der letzte Satz war ein leidenschaftlicher Appell, sich auf dessen wichtigste Aufgabe zu besinnen und Studenten dabei
         zu helfen, »to |142|move from competence to commitment and be of service to their neighborhoods, the nation, and the world« (Boyer 1987: 297).
         Sicherlich muss man solche Ortsbestimmungen nicht zum Nennwert nehmen. Doch sie spiegeln die Erwartungen, an denen sich jedes
         College messen lassen muss. Ohne sie wäre das American college eine ganz normale Hochschule, wie es sie in vielen anderen Ländern gibt. Doch durch die tief in der amerikanischen Geschichte
         und Kultur verwurzelten Betonung bürgerschaftlicher Aufgaben wird es zu einer ganz besonderen Einrichtung.
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      Das real existierende American College 

      
      Soweit zur Programmatik und ihrer reichen rhetorischen Ausschmückung. Aber wie sieht es mit der täglichen Arbeit des American college aus? Drückt sich der hehre Anspruch auch in der Studiengestaltung und anderen Merkmalen aus? Ja, durchaus – allerdings kommt
         es auf die einzelne Einrichtung an, wie stark und in welcher Form. Wenn es oft heißt, das Bildungsprogramm des College sei
         durch und durch verschult, standardisiert und anspruchslos, dann ist das schlicht ein Zerrbild. Ganz im Gegenteil soll es
         möglichst offen sein und neben Pflichtbereichen so viele freie Wahlbereiche umfassen, dass sich beide in etwa die Waage halten.
         Sein Ziel ist es, die Studenten mit den Denkweisen und Ergebnissen einer wissenschaftlichen Weltsicht vertraut zu machen.
         Dafür reicht es nicht, ihnen abgestandene Schmalkost vorzusetzen. Das Niveau der Veranstaltungen reicht von fade bis hoch
         anspruchsvoll, nicht anders als an den meisten deutschen Universitäten, die stolz Humboldt’sche Ideale vor sich hertragen.
         Unterschiedliche Typen von Colleges legen indes auf unterschiedliche Dinge Wert: Reputationsorientierte Einrichtungen neigen
         dazu, die Vermittlung konkreter Kenntnisse und Kompetenzen zu betonen, während Elite-Unis lieber »thinking abilities« und
         die »discipline of mind« fördern wollen.
      

      
      Je renommierter eine Hochschule ist oder sein möchte, desto wahrscheinlicher wird ein undergraduate Studium die folgenden Eigenschaften aufweisen: Erstens obligatorische Anteile von liberal arts oder einer general education im Curriculum, zweitens die Wahl eines majors erst am Ende des zweiten Studienjahres, drittens die Unterbringung aller Studenten oder wenigstens derer aus dem ersten und
         zweiten Studienjahr in einem Wohnheim |143|(»hall of residence«) oder besser noch in einem residential college, und viertens ein reichhaltiges Angebot an Sportmöglichkeiten und community services.
      

      
      1985 stellte die Carnegie Foundation in einer Erhebung fest, dass 95 Prozent aller 4-year colleges irgendeine Form von general education anboten (Boyer 1987: 87). Für sich genommen besagt das freilich noch nicht viel. So illustrieren Befragungen von Studenten,
         dass sich diese darunter häufig etwas anderes vorstellen als die Gralshüter der liberal education in den Stiftungen oder die Deans of College an den Elite-Hochschulen: Für sie rangieren Computerkurse weit oben auf der Liste wünschenswerter allgemeiner Unterrichtsfächer,
         Literatur oder Geschichte dagegen weit unten. Andererseits gibt es eine auffallende, breite Tendenz an fast allen Hochschulen,
         dass Studienanfänger mindestens eine Veranstaltung in englischer Literatur besuchen müssen, um ihre schriftliche und mündliche
         Ausdrucksfähigkeit zu schulen und zu verbessern. Sprache und Literatur gelten längst nicht mehr als totes Bildungsgut, das
         man je nach individueller Spezialisierung oder Geschmack studieren oder einfach zur Seite legen kann. Fast alle Colleges haben
         »writing requirements« in ihren Curricula verankert, die den Studenten den sprachlich vermittelten Zugang zur Welt erleichtern
         und ihnen notwendige Werkzeuge für den kommunikativen Austausch geben sollen. Darüber hinaus zeichnet sich ein Trend zur Wiederentdeckung
         und stärkeren Würdigung der liberal arts ab, also eines breiten Kanons geistes-, sozial- und naturwissenschaftlicher Fächer. Empirische Studien darüber, welche Ziele
         Dozenten in der undergraduate education für wichtig befinden, dokumentieren die steigende Wertschätzung einer »broad liberal arts education« zwischen 1975 und 1997.
         Wenn sie 90,9 Prozent der Befragten 1997 für wichtig oder sehr wichtig hielten, waren das mehr als im Falle der »career preparation«
         mit einer Zustimmungsrate von 88,1 Prozent oder der Vermittlung speziellen Fachwissens mit 80,6 Prozent (Schuster/Finkelstein
         2006: 131f.).
      

      
      Besonders interessant ist, dass sich der Zuspruch quer über das ganze Feld von Einrichtungen erstreckt. Selbst die Community
         Colleges scheinen ihre Liebe zu den liberal arts zu entdecken. Ohne ein Quantum allgemeinbildender Kurse, mal zur freien Wahl gestellt, mal in ein festes Paket geschnürt,
         kommt kein College über die Runden. Private »Good Buy Institutions«, die ihre deutlich höheren Preise erst einmal auf dem
         Markt unterbringen und dafür ihren Mehrwert gegenüber billigeren öffentlichen Mitbewerbern demonstrieren müssen, greifen besonders
         gern auf herkömmliche |144|Qualifikationsziele und ein Kerncurriculum für die undergraduate education zurück.
      

      
      Welch merkwürdige Passung dabei herauskommen kann, illustriert das willkürlich herausgegriffene Beispiel der University of
         New Haven (UNH). Gegründet in den 1920er Jahren als College für »business and engineering«, verlieh diese Einrichtung 1958
         erstmals den Bachelorgrad. Seit 1970 führt sie den Namen Universität. In ihren 90 undergraduate programs, darunter so nette wie »Fire Science«, »Sports Management« und »Criminal Justice (Law Enforcement)«, sind gut 2.500 Studenten
         eingeschrieben. Die Studiengebühren betrugen 2007/08 26.186 Dollar; für room and board kamen 10.658 hinzu. Trotz ihres eindeutigen Schwerpunkts in der career education müssen alle Studenten der UNH ein »Core Curriculum« in den liberal arts absolvieren, das vom »College for Arts and Sciences« der Hochschule bestritten wird. Auf dessen Homepage findet man vollmundige
         Versprechungen: »The mission of the College of Arts and Sciences is to educate leaders who solve tomorrow’s problems. We are
         committed to educate leaders who understand (through knowledge), solve (through critical thinking), communicate (orally and
         in writing), and execute (through experiential education). […] Through the Liberal Arts, students gain multiple skills, open
         minds, and personal growth – all essential for the global marketplace. The College offers students essential foundations in
         science, the arts, psychology, government and international relations, mathematics, literature and writing, history, ethics,
         and more.«61 Ob die Hochschule selber daran glaubt oder nicht, kann dahingestellt bleiben: Offenbar verspricht sie sich etwas von diesen
         Ankündigungen, und die Studenten kaufen es ihr ab.
      

      
      Das Beispiel mag statistisch nicht repräsentativ sein, demonstriert aber zweierlei: Wie tief die Semantik der undergraduate education und die Magie der liberal arts in alle Schichten des amerikanischen Hochschulwesens eingesickert ist – und wie schwer es fallen dürfte, Analoges dazu an
         einer deutschen Fachhochschule zu finden, dem Hochschultyp, dem die University of New Haven am ehesten entspricht. Das Bildungsprogramm
         des American college ist in der Tat »exceptional«: Was es seinen Studenten bieten und mitgeben soll, ist die Fähigkeit, über den Tellerrand eigener
         Interessen hinaus zu schauen, sich unter hohem zeitlichen Druck neue Wissensgebiete zu erschließen, Fakten zu recherchieren,
         klar zu argumentieren und Ansichten abzuwägen – kurzum Kenntnisse und Arbeitstechniken, »thinking abilities« (Brint 2002)
         und die Selbstsicherheit zu erwerben, die sie später für jede Art beruflicher Tätigkeit jenseits des Fließbandes brauchen
         werden |145|. Hedge-Fund-Manager oder Grundschullehrer, Regierungsangestellte oder Immobilienmakler müssen nicht mit Aristoteles und Kant,
         Einsteins Relativitätstheorie und den Gedanken der founding fathers vertraut sein, um einen guten Job zu machen. Aber im Mutterland des hemdsärmeligen Kapitalismus scheint man davon auszugehen,
         dass Bildung, Entdeckungslust und Beharrlichkeit dafür nicht etwa schädlich sind, sondern im Gegenteil einen Mehrwert bieten.
         So kann die »Association of American Colleges and Universities«, in der sich mehr als 1.150 Hochschulen verschiedenster Couleur
         zusammengefunden haben, ohne jede Ironie mit folgendem knackigen Slogan für ihre Kampagne zur Stärkung der liberal education werben: »Liberal Education and America’s Promise: Excellence for Everyone as a Nation Goes to College.« Auf die bange Frage,
         was liberal education heute noch heißen könne, weiß sie sofort die freudige Botschaft zu verkünden, sie sei »global and pluralistic. […] A philosophy
         of education that empowers individuals, liberates the mind from ignorance, and cultivates social responsibility.«62

      
      Wie wir gesehen haben, hatte diese Philosophie im Elite-Segment seit jeher einen festen Platz. Sie drückt sich nicht nur in
         Curricula aus, die den Studenten ein bestimmtes Pensum allgemeinbildender Kurse auferlegen, sondern auch in deren Studienfachwahl,
         in der Schwerpunkte aus den arts and sciences dominieren. Im Yale College zum Beispiel sind Geschichte, Politikwissenschaft und Volkswirtschaftslehre schon seit vielen Jahren die großen
         Hits. In Kunst sowie in den Programmen »Ethics, Politics, and Economics« (EPE), »Theater Studies« und »Film Studies« übersteigt
         die Nachfrage die Zahl der verfügbaren Plätze um ein Mehrfaches. In anderen Top-Colleges, insbesondere öffentlichen Forschungsuniversitäten,
         kommen die Naturwissenschaften etwas stärker zum Zuge. »Super students«, die im mathematischen Teil des SAT deutlich besser
         abschneiden als im verbalen, gehen denn auch lieber dorthin als an eine der privaten ivy leagues (Geiger 2002). 

      
      Für die obligate general oder auch liberal education gibt es kein Normmodell, aber viele best practices – und ein gemeinsames Ziel: Die Studenten neben der nötigen »discipline« auch mir einer ausreichenden »furniture of mind«
         zu versehen – mit anderen Worten »well rounded personalities« aus ihnen zu machen (Keohane 2001). Auf die kritische Frage
         nach dem »wie denn?« gibt es im Prinzip drei verschiedene Antworten. Die beiden Extreme markieren Brown und Columbia, zwei
         ivy leagues. Mit ihrem »New Curriculum« von 1969 erteilte Brown dem Kerncurriculum eine klare Absage   |146|. Hier haben undergraduates seither die freie Wahl, welche Veranstaltungen sie in ihren vier Studienjahren absolvieren wollen; am Ende müssen sie acht
         bis zehn (von insgesamt 38) »class credits« im Schwerpunktfach ihrer Wahl erworben haben. Dafür, dass sie nicht ihr ganzes
         Pulver in einem verschießen, sorgen die Mentoren, mit denen sie ihre Studienpläne und -erfahrungen besprechen. Für freie Geister
         ist Brown erste Wahl – und davon gibt es offenbar sehr viele. 2003 bis 2006 war die Hochschule für Studienbewerber im Elite-Spektrum
         besonders »hip«, so dass die Zulassungsrate in den Keller fiel. Das andere Extrem auf der Möglichkeitsskala besetzen die University
         of Chicago und die Columbia University mit einem festen »core curriculum«. Seit 1919 haben es alle Studenten des Columbia
         College durchlaufen. Es folgt im Wesentlichen »great books« aus Philosophie, Literatur und politischer Theorie, aber auch
         Kunstwerke und Musikerlebnisse nehmen in ihm einen großen Raum ein. Neben den überall verlangten Fremdsprachen und »writing
         requirements« müssen alle Studenten in Columbia vor ihrer graduation Kurse in Philosophie, Literatur, einer Naturwissenschaft, Musik und Kunst absolvieren, die sich jeweils über ein ganzes Studienjahr
         erstrecken.
      

      
      Die meisten Colleges liegen irgendwo in der Mitte zwischen totaler Freiheit und Pflichtkursen. In der Regel müssen Studenten
         für das Examen eine bestimmte Zahl von Veranstaltungen und credits außerhalb ihrer majors nachweisen – etwa zehn bis zwölf von insgesamt 40 bis 46. Dafür haben sie meistens die Wahl innerhalb breit gezogener Pflichtbereiche.
         Wie locker oder engmaschig solche »distributional requirements« gestrickt sind, variiert von College zu College. Alle verlangen
         inzwischen mindestens ein »writing seminar« sowie Kurspakete in einer Fremdsprache, deren Umfang sich an den individuellen
         Vorkenntnissen der Studenten bemisst. Princeton und Yale, aber auch viele weniger hoch angesehene Hochschulen verlangen darüber
         hinaus einen beziehungsweise zwei Kurse, die den Umgang mit Zahlen (»quantitative reasoning«) einüben sollen. Damit hören
         die Gemeinsamkeiten aber schon auf. Schreibt Princeton seinen Studenten sehr konkret Kurse in »Epistemology and Cognition«,
         »Ethical Thought and Moral Values« sowie »Historical Analysis« vor, verlangt Yale von den seinigen lediglich jeweils zwei
         Leistungsnachweise in den Natur-, Geistes- und Sozialwissenschaften, ohne genauere Vorgaben zu den Fächern oder gar einzelnen
         Veranstaltungen zu machen. Die Duke University wiederum verortet ihre Anforderungen im Bereich der general education seit 2000 in |147|einer Matrix von fünf thematisch und sechs methodisch definierten Feldern, aus der ihre Studenten zwischen zwölf und 14 abdecken
         müssen.
      

      
      Als Harvard Anfang 2003 daran ging, sein College-Curriculum einer gründlichen Revision zu unterziehen, erwartete man davon
         ähnlich einschneidende Neuerungen wie in den beiden Malen zuvor – dem berühmten »Blue Book« von 1945, das ein modernes Kerncurriculum63 eingeführt hatte, und dessen Überarbeitung 1978. Beide Reformwerke wurden für die undergraduate education in den USA sehr bedeutend, weil sie vielen anderen Hochschulen als Bezugspunkt dienten. Doch 2008 hatte Harvard immer noch
         kein neues Curriculum. Der mit großem Schwung gestartete Reformzug ist ins Stocken geraten und sitzt im Minenfeld unterschiedlicher
         politischer und fachlicher Interessen fest. Ein erster Bericht zur künftigen Ausgestaltung der general education, den eine hochkarätig besetzte Kommission im Herbst 2005 zur Diskussion stellte, stieß auf so viel Vorbehalte, dass es erst
         gar nicht zu einer förmlichen Abstimmung über die Empfehlungen kam. Ein zweiter Anlauf endete Anfang 2007 mit demselben Ergebnis.
         Dabei ist völlig unstrittig, dass Studenten des Harvard College auch künftig ein großes Pensum von Veranstaltungen ableisten
         sollen, in denen Schlüsselkompetenzen in schriftlicher und mündlicher Kommunikation sowie analytisches Denkvermögen eine stärkere
         Beachtung finden sollten als im alten Curriculum. Konsens besteht ferner auch darüber, dass möglichst alle undergraduates einmal im Ausland studieren sollten, die naturwissenschaftlichen Kurse anspruchsvoller werden und interdisziplinäre, problemorientierte
         Veranstaltungen eine größere Rolle spielen müssten (Chronicle, 28.4.2004; 5.10.2006; 7.9.2007). Aber um die genaue curriculare Umsetzung dieser Vorstellungen tobt noch immer ein erbitterter
         Streit. Dabei geht es auch um Fragen wie die, ob künftig Veranstaltungen zu »religious faith« und zur amerikanischen Geschichte
         obligatorisch werden sollen, wie es eine Gruppe konservativer Professoren vorschlug, und ob nicht noch mehr geisteswissenschaftlicher
         Ballast abgeworfen werden soll, wie es manche Vertreter der Naturwissenschaften fordern.
      

      
      Am Clinch um das Harvard-Curriculum lässt sich das Dilemma der general education im amerikanischen College gut studieren. Einerseits gehört sie unweigerlich zu dessen Textur. Anderseits ähnelt ihre praktische
         Ausgestaltung immer mehr der Quadratur des Kreises. Prangern manche Beobachter den Trend zu beliebigem »fast food« als Verfall
         an (Lewis 2006), findet das kanonische »great books«-Modell kaum noch Zustimmung. Über Kerninhalte besteht kein Konsens, und
         eine pragmatische Einigung |148|fällt zunehmend schwerer. Frisst die zunehmende Differenzierung und kulturelle Heterogenität der amerikanischen Gesellschaft
         diesen Eckpfeiler der undergraduate experience also immer weiter auf? Das wäre ein falscher oder zumindest voreiliger Schluss. Im Augenblick wird der Bedarf an einem »common
         ground«, wie ihn die Collegeerziehung legen soll, gerade deswegen sehr dringlich artikuliert. Wo und wie man ihn finden kann,
         bleibt abzuwarten. Ein Ende der Schlacht ist noch längst nicht in Sicht – aber ein klammheimlicher, resignierender Übergang
         zum schlichten Ziel einer bestmöglichen employability von Studenten mehr als unwahrscheinlich.
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      College als Lebensform 

      
      Was nun das zweite charakteristische Merkmal des American college angeht, das Wohnen und Leben der Studenten auf dem Campus, gibt es wiederum eine Fülle unterschiedlicher Varianten und Verbindlichkeitsgrade.
         Zwei gegenläufige Trends verwischen das vor wenigen Jahrzehnten noch ziemlich homogene Gesamtbild. War das »on-campus living«
         während der 1960er Jahre noch der Normalfall (Oakley 1992), gilt das inzwischen schon deshalb nicht mehr uneingeschränkt,
         weil der Anteil von Teilzeitstudenten an allen degree awarding institutions von damals gut 30 Prozent auf knapp 45 Prozent Mitte der 1990er Jahre anstieg; 2003 betrug er noch 39 Prozent (NCES 2006:
         Tab. 175). Zudem war das »on-campus-living« bei den Studenten nicht immer angesagt, sondern durchlief verschiedene Konjunkturen.
         War es in den 1970er Jahren völlig außer Mode gekommen und sogar schon als Auslaufmodell abgeschrieben, erfreut es sich derzeit
         einer neuen Blüte – »dorm life« ist plötzlich wieder »in«. Ausgerechnet seine härteste Variante, das residential college mit Mehrbettzimmern und Rund-um-die-Uhr-Betreuung in einer »academic community«, steht hoch im Kurs.64 Weil sich immer mehr Hochschulen eine Bereicherung ihrer Ausbildungsprogramme davon versprechen, wogt seit 2000 eine Welle
         von Neu- und Erweiterungsbauten für diese Art von Wohnheimen durchs Land. Als erste öffentliche Hochschule der USA führte
         die Murray State University in Kentucky 1996 residential colleges für alle ihre etwa 8.500 undergraduates ein, und inzwischen haben sich sogar einige der riesigen Tanker von der Euphorie anstecken lassen: Im Herbst 2007 eröffneten
         die Michigan State University und |149|Louisiana State University ihre ersten residential colleges, und viele andere Hochschulen aus diesem Marktsegment sind dabei, es ihnen nachzutun.
      

      
      Das alljährlich erhobene demographische Profil der Erstsemester zeigt, dass entgegen allen Unkenrufen eine große Mehrheit
         von ihnen studentisches Leben weiterhin mit »college housing« gleichsetzt. Von den 272.036 im Herbst 2007 Befragten wollten
         80,3 Prozent im gerade begonnenen Semester in einer »residence hall« ihres College wohnen und nur 13,4 Prozent bei Eltern
         oder Verwandten (Chronicle, 1.2.2008: A23).65 Viele Wohnheime werden von Studenten selbst verwaltet. Manche bieten nicht mehr als eine Unterkunft, andere bemühen sich
         um ein reges sportliches, kulturelles oder geselliges Angebot, und einige bieten sogar wissenschaftliche Veranstaltungen an.
         Wie viele Studenten in den Genuss oder vielleicht auch die Qual eines residential college kommen, ist nicht bekannt. Daten über die Zahl von Plätzen, ihre Lokalität und Eigenschaften liegen nicht vor. Zwar findet
         man Wohnheime dieses Typs sehr viel wahrscheinlicher unter Hochschulen des »Name Brand«-Segments, aber auch dort unterhalten
         längst nicht alle ein flächendeckendes System für die Unterbringung und Bespielung ihrer Studenten. Ob und inwieweit die Aufgaben
         der residential colleges über das organisierte Zusammenleben mit eigener Mensa, Muckibude, Clubs und kulturellen Veranstaltungen hinausgehen, variiert
         ebenfalls von Ort zu Ort.
      

      
      Im Unterschied zu Oxford und Cambridge, den großen Vorbildern für dieses Studien- und Erziehungsmodell, war und ist allerdings
         in Amerika keines davon für die Ausbildung der Studenten zuständig.66 Eher den Bursen der alteuropäischen Universitäten nachgebildet, bieten sie den oft blutjungen Studenten ein »home away from
         home« (Boyer 1987) mit mal mehr, mal weniger akademischen Komponenten. Hauptamtliche »Deans« – meistens Post-Docs mittleren
         Lebensalters – und professorale »Masters«, beide im College wohnhaft, sorgen sich »in loco parentis« (an Eltern statt) um
         das Betragen, Wohlergehen und Coaching der studentischen Zöglinge.67 Die wiederum üben sich im residential college in ein eigenes Leben getrennt von Herkunftsfamilie und bisherigen Bindungen ein – und zwar kollektiv, beschleunigt und unter
         Dauerbeobachtung durch peers. Zweibettzimmer für freshmen und sophomores (Studenten im zweiten Studienjahr) verstehen sich von selbst, partying, Rudelgehabe und Liebschaften sowieso. Jugendherberge und Erlebnispark, akademischer Parcours und Ertüchtigungsanstalt –
         von allem hat das residential college etwas zu bieten. Hier trainiert man Durchsetzungsfähigkeit, absolviert schmerzhafte Lehrjahre des |150|Gefühls, schmiedet lebenslange Freundschaften und erfährt hautnah, was Gruppendynamik heißen kann. Jedes Haus hat sein eigenes
         Logo und seine eigenen Farben, seine Insassen kultivieren Wir-Gefühle und wetteifern mit denen der anderen, die selbstversändlich
         lange nicht so gut sind wie das eigene. »Work hard, party hard« – diesem Motto folgen aber fast alle Studenten, so dass Dozenten
         gut beraten sind, Seminare und Vorlesungen nicht zu so unchristlichen Zeiten wie 10 Uhr morgens oder gar noch früher abzuhalten.
      

      
      Nicht zuletzt wegen dieser brisanten Durchmischung verschiedener Erfahrungsräume im »on-campus-living« konnten sich amerikanische
         Elite-Hochschulen lange nicht mit dem Gedanken an Koedukation befreunden. Bis vor wenigen Jahrzehnten verwehrten sie jungen
         Frauen die Aufnahme in ihr undergraduate college, so dass diese keine andere Wahl hatten, als ein Frauencollege zu besuchen. Graduate und professional education waren schon lange koedukativ – aber dort gab es eben auch keine residential colleges oder andere Wohnheimarten als potenzielle Problemzonen. Bestand eine Residenzpflicht für Collegestudenten auf dem Campus,
         musste frau draußen bleiben. Erst 1969 öffneten Georgetown, Princeton und Yale ihre Tore für weibliche undergraduates, während die Columbia University sogar bis 1983 brauchte, um sich dazu durchzuringen.
      

      
      Zu den interessantesten Aspekten des residential college gehört dessen informelles Curriculum. Hier findet jenes »Bonding« statt, das in Deutschland einfach nicht klappen will: Wenn
         sich amerikanische Studenten so stark mir ihrer Hochschule identifizieren und Alumni generöse Spender werden, dann trägt das
         »on-campus-living« dazu einen großen Teil bei. Das residential college macht aus der Hochschule als Zweckverband eine community, in deren »collective system« (Parsons/Platt 1973: 191f.) die Studenten fest eingeschweißt werden. Rituale wie das alljährlich
         veranstaltete »homecoming«, zu dem selbst hoch betagte Alumni freudig von weit her angereist kommen, wiederholen diese Bindungen
         immer wieder von Neuem. Auf die im College geknüpften Netzwerke ist immer und überall Verlass. Von daher klingt es einleuchtend,
         wenn Joseph Ben-David das residential college und andere Formen des aktiven »living-on-campus« als einen Spiegel zentraler »beliefs and purposes« der amerikanischen Gesellschaft
         deutet: Durch die Gruppenaktivitäten und den akademischen oder sportlichen Wettstreit mit anderen Colleges würden die Studenten
         lernen, »ruthless competitiveness and personal loyalty to one’s team or coworkers« so nahtlos miteinander |151|zu verbinden, wie es in der Geschäftswelt der USA geschätzt und erwartet werde (Ben-David 1977: 85).
      

      
      Genau dazu passt das dritte Charakteristikum der undergraduate experience: »Service« steht bei den Colleges hoch im Kurs. Das gilt für ein breites Spektrum von Diensten und Hilfestellungen, die sie
         ihren Studenten bieten und ihre Studienprogramme bereichern. Es gilt in mindestens derselben Weise für die Erwartung, dass
         alle Studenten einen Dienst für die Gemeinschaft erbringen sollten – wo, wann und wie bleibt ihnen überlassen. Natürlich sind
         das zwei Paar Stiefel. Denn während das Serviceangebot für Studenten zu den Leistungen des College zählt, handelt es sich
         bei dem service der Studenten um eine persönliche Dienstleistung, durch die sie ihre citizenship und ihren Gemeinschaftssinn unter Beweis stellen. Aber indem es in beiden Fällen um hohe Erwartungen und Ansprüche geht, hängen
         beide irgendwie miteinander zusammen und verweisen aufeinander. So ergab eine Analyse der Rhetorik von mission statements amerikanischer Hochschulen, dass darin über alle Typen und Segmente hinweg kein Element ähnlich oft auftauchte wie service, gefolgt von einem Bekenntnis zu den liberal arts (Morphew/Hartley 2006).
      

      
      Zu den Serviceangeboten der Hochschulen gehören an erster Stelle vielfältige Sport- und Kulturangebote sowie ein dichtes Netz
         von »career services«. Neben einer breiten Facette verschiedenster Teamsportarten, die oft semiprofessionell betrieben werden
         und für die viele Hochschulen sogar gezielt Studienbewerber rekrutieren, bieten fast alle Colleges opulente Möglichkeiten
         zu individueller sportlicher Betätigung und selbst organisierten Gruppensport – riesige Turnhallen, Krafträume, Schwimmbäder,
         Ruder- und Segelanlagen, Tennisplätze und verschiedene Ballsportfelder. Sport wird groß geschrieben, gefordert und gefördert
         – aber nicht als fröhliches Ringelreih, sondern in Form eines disziplinierten Wettkampfs mit anderen oder gegen sich selber,
         in dem sportsmanship erlebt und praktiziert werden soll. Aktive sportliche Betätigung ist inzwischen nirgendwo mehr explizit im Curriculum gefordert,
         bildet aber dennoch eine wichtige Komponente der Collegeausbildung. Ist man doch davon überzeugt, dass körperliche und geistige
         Fitness Hand in Hand gehen und alle am Erlebnis des Sports, zu dem unbedingt auch das Team gehört, teilhaben sollten. Im Paket
         der undergraduate experience darf der Sport jedenfalls nicht fehlen, zumal sich darin Individualitätsstreben und community auf wunderbare Weise ergänzen.
      

      
      |152|Auch die kulturelle Peripherie des undergraduate college kann sich sehen lassen. Wir hatten schon darauf hingewiesen, dass Elite-Unis seit einigen Jahren darum wetteifern, den schönen
         Künsten und der Musik mehr Raum auf dem Campus zu geben. Auch »Debating clubs« und studentische Vereine, Filmvorführungen
         und Konzerte, politische Initiativen oder Vorträge, von den Studenten produzierte Tageszeitungen und Magazine – kurz alles,
         was die community bereichern kann, wird nach bestem Vermögen oft sehr großzügig gefördert. Projekte jeder Art (grob anstößige ausgenommen) sind
         hochwillkommen, und wie die prallvollen Campus-Gazetten demonstrieren, funktioniert das Zusammenspiel zwischen top-down-Ermunterung und Graswurzelinitiativen auch an finanziell nicht allzu gut ausgepolsterten Hochschulen offenbar hervorragend.
         Wollen sich Studenten um Förderpreise von Stiftungen oder gar um hochkarätige Stipendien wie Fulbright oder Rhodes in Oxford
         bewerben, unterstützt sie ihr College auch darin nach Kräften. Es macht sie mit den Finessen der Bewerbung vertraut, und schaffen
         sie es, bis in die Endrunde vorzustoßen, werden sie sorgfältig auf die Auswahlgespräche vorbereitet. Schließlich bedeutet
         es eine hohe Ehre für das College, wenn seine Studenten den begehrten Preis oder das umkämpfte Stipendium zugeprochen bekommen.
         Die Namen der Auserwählten werden wie bei der Oscar-Preisverleihung feierlich bekannt gegeben, und jede Hochschule kann in
         einer Liste sehen, wie sich ihre Kandidaten geschlagen haben und wie erfolgreich ihre Konkurrenten waren.
      

      
      »Career services« kümmerten sich ursprünglich nur um die erfolgreiche Berufseinmündung ihrer Absolventen, also um das Studienende.
         Inzwischen arbeiten sie bereits weit im Vorfeld, vermitteln Praktika während der Sommermonate, zunehmend auch internationale,
         organisieren in Abstimmung mit den akademischen Ämtern kurz- oder längerfristige Auslandsaufenthalte für fortgeschrittene
         Studenten, führen leadership-Programme durch und halten engen Kontakt zu Alumni, deren Erfahrungen und Netzwerke sie zum Wohl der jetzt noch Studierenden
         anzapfen. Und gar nicht mal selten vermitteln sie Studenten auch in soziale Dienste unterschiedlichster Art, funkionieren
         also als Schnittstelle zwischen vom College bereit gestellten Dienstleistungen und dem persönlichen service der Studenten.
      

      
      »Volunteer services« gehören zum festen Inventar der Amerikana. Aus Schulen und Colleges sind sie nicht wegzudenken. Bereits
         in der Mittelstufe werden Schüler dazu angehalten, und geht es dem Ende der Highschool entgegen, sind alle eifrig bemüht »to
         volunteer«, um die Erfolgschancen ihrer Bewerbung bei einem kompetitiven College zu verbessern. |153|Hervorragende Noten und Testergebnisse bilden nur eine notwendige Voraussetzung – das Sahnehäubchen liefern »extracurricular
         activities«. Hat man neben Sport, Musik oder Theater auch noch »civic engagements« bewiesen wie die unentgeltliche Arbeit
         in einer Suppenküche, einem Obdachlosenasyl oder in der Nachhilfe für lernschwache Kinder aus sozialen Brennpunkten, macht
         sich das hervorragend. So gaben 1998 fast drei Viertel aller Studienanfänger an, während der zwölften und letzten Schulklasse
         »volunteer work« geleistet zu haben (Colby 2003: 243). Und in seinem Bericht zur Lage der undergraduate experience konnte Ernest Boyer stolz vermelden »that the spirit of service is far from dead on our nation’s campuses« (1987: 214). Ein
         breites Angebot von »service programs« unterschiedlichster gemeinnütziger Organisationen lockt viele Studenten an, sich während
         des Semesters oder in den Monaten zwischen den Studienjahren für Umweltfragen und Rassenintegration oder gegen die Todesstrafe
         und häusliche Gewalt zu engagieren. Die meisten dieser Initiativen widmen sich Problemen der Armut und ihren Folgen, aber
         eben nicht in theoretischen Analysen und Debatten, sondern mit konkreten Hilfsprogrammen und handfesten Maßnahmen. Ein paar
         sind auf nationaler Ebene oder sogar international aktiv – wie etwa die christliche Organisation »Habitat for Humanity« (www.habitat.org)
         mit ihrem Wohnungsbauprogramm für mittellose Familien –, aber bei den meisten stehen lokale Projekte im Vordergrund. Die Yale
         Dwight Hall zum Beispiel, 1886 von undergraduates gegründet und bis heute eine selbständige, aber mit der Yale University eng verbundene Organisation, fungiert als Dach und
         Portal für eine Fülle von Basisprojekten im Landkreis New Haven, in denen jährlich mehr als 3.000 Yalies aktiv mitarbeiten.68

      
      Colleges, die etwas auf sich halten, fördern solche »volunteer programs« nach besten Kräften. Wie neue Bauvorhaben, die Förderung
         des Sport und die Verschönerung des Campus gehören sie mittlerweile zum Werkzeugkasten des strategischen Managements auch
         kleinerer Einrichtungen, die ihr Profil liften und mehr Studienbewerber anziehen wollen (Keller 2004). Generell tun sich Colleges
         in ihren Werbebriefen an Zwölftklässler gern damit hervor, dass sie ihren Studenten ein spezielles, hochwertiges »Collegeerlebnis«
         liefern. Hat das »pampering« (verhätscheln) von Studienanfängern schon eine lange Tradition, fügt ihm das »competitive cuddling«
         (Zemsky u.a. 2005) eine weitere Dimension hinzu, nämlich Angebote und organisierte Gelegenheiten, in denen Studenten ihre
         soziale Verantwortungsfähigkeit unter Beweis stellen können. Neben sportlicher Ertüchtigung |154|und anspruchsvollen Lehrinhalten sind services zur dritten Säule im Programm einer vollwertigen undergraduate experience geworden, wie sie sie insbesondere elitäre Hochschulen vermitteln wollen: Erst praktisch demonstrierte citizenship macht aus den Halbfertigprodukten eines akademischen Studiums well rounded persons und leaders, die alle diese Einrichtungen hervorbringen wollen. So beginnt der Präsident von Yale sein Grußwort auf der Homepage der
         Universität, sie sei bekannt für die »strength« ihres College, in dem die Studenten »learn to lead and serve not only through
         a strong academic curriculum but also by participation in a host of extracurricular activities, from athletics to community
         service«.69 Knapper lassen sich Ziel und Weg einer anspruchsvollen Collegeausbildung kaum fassen.
      

      
      Und das sind nicht nur leere Worte. Einerseits engagieren sich mehr als 80 Prozent aller Yalies in solchen service-Projekten – teils während des laufenden Semesterbetriebes, zum Beispiel in der Hausaufgabenhilfe, teils auch mehrere Wochen
         oder Monate während der Sommerferien. Andererseits gibt es keinen Grund zu argwöhnen, dass sie lediglich blanker Opportunismus
         dazu treibt. Überraschend viele Studenten legen einen ausgeprägten Idealismus und ein glaubhaftes Interesse am Gemeinwohl
         an den Tag, und meistens sind es nicht die schlechteren, sondern die besten. So bewarben sich 2005 und 2006 jeweils mehr als
         elf Prozent aller »seniors« (Studenten im vierten Studienjahr) der ivy leagues bei »Teach for America«, um nach ihrem Bachelorabschluss mindestens zwei Jahre lang als Lehrer in einer sozialen Brennpunktschule
         zu arbeiten – für ein Jahresgehalt, das maximal zwei Drittel der Summe beträgt, die sie zuletzt an Studiengebühren bezahlen
         mussten. Diese Organisation, 1990 von ivy league-Absolventen gegründet, entsendet inzwischen jährlich knapp 3.000 Junglehrer an öffentliche Schulen in amerikanische
         Großstädte und wird von Bewerbern aus den selective schools regelrecht überrannt.70 Trotz mancher berechtigter Kritik gilt die Initiative inzwischen unwidersprochen als seit Jahrzehnten wichtigster Beitrag
         zur Verbesserung der desolaten Lage in den verarmten und oft gewalttätigen »inner city schools« der USA. Die Betonung bürgerschaftlichen
         Engagements und die Pflege der Idee vom service an den Colleges haben einiges dazu beigetragen. Großes Geld verdienen steht jedenfalls für eine bemerkenswert große Zahl von
         Elite-Studenten nicht an oberster Stelle ihrer persönlichen Wünsche und Werteskala – und das widerspricht allen Klischees,
         die man sich von ihnen macht.
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      |155|Zulassungsverfahren 

      
      Bislang haben uns das Programm und die Gestalt des undergraduate college beschäftigt. Sein Platz und seine besondere Rolle in der Gesellschaft der USA hängen aber in mindestens demselben Maße davon
         ab, wie der Zugang zu ihm gestaltet wird – wohlgemerkt nicht »geregelt«, weil der Abschluss einer Sekundarschulbildung ja
         keine Hochschulzugangsberechtigung beinhaltet und jedes College seine Studenten nach freiem Gutdünken zulassen kann. Dass
         dieses Gewohnheitsrecht zu einer Waffe im scharfen Reputations- und Prestigewettbewerb der Hochschulen geworden ist, haben
         wir bereits gesehen. »College admissions« beschäftigen die Amerikaner wie kein zweites bildungspolitisches Thema. Es bündelt
         die ganze Spannung zwischen Erwartungen und Realität der higher education im amerikanischen Gesellschaftsvertrag: In der Tat sind die Zugangschancen zum College als Mobilitätsmaschine und Flaschenhals
         auf dem Weg in ein gutes Leben in den middle classes sozial unterschiedlich verteilt. Und während die Politiker immer wieder versprechen, das College für alle Amerikaner erschwinglich
         zu halten, laufen die Kosten immer weiter aus dem Ruder. Setzen gerade benachteiligte Gruppen nach wie vor große Hoffnungen
         in das College, grassiert in den middle classes die Angst, den richtigen Zug zu verpassen.
      

      
      Das Problem von access and equity befeuert politische Debatten und viele statistische Studien, weil es Zweifel daran nährt, wie weit die meritokratischen Versprechungen
         der amerikanischen Gesellschaft tragen. Zugleich sind Millionen Amerikaner mit einem angestrengten Run aufs College beschäftigt,
         der seine Schatten weit über die letzten Schuljahre hinaus nach vorne wirft. Starke Jahrgänge von Highschool-Absolventen haben
         die Bewerberzahlen vor allem im Premium-Segment in die Höhe schnellen lassen. Obwohl immer noch 80 Prozent am College ihrer
         ersten Wahl landen, geht die »admissions angst« (Chronicle, 7.3.2008) durchs Land und sorgt für kräftigen Druck im Kessel. Horden von College-Beratern und privaten Pressen, die Schüler
         für die standardisierten Zulassungstests zurüsten, sichert sie eine riesige Kundschaft, der jeder gute Tipp teuer ist. Wer
         es billiger haben will, kann sich in Broschüren über den besten Weg ins College aufschlauen oder eine DVD mit Übungsaufgaben
         kaufen.71 Während der Buchmarkt laufend mit neuen »Analysen« über die Zulassungspraktiken von Top-Colleges aufwartet, feilen diese
         längst daran, den admission process so zu gestalten, dass sie ihr Marktsegment bestmöglichst |156|ausschöpfen und ihre Mitbewerber ausstechen können. Im Brennglass der Zulassungspraktiken lassen sich daher Stärken und Verwerfungen
         der amerikanischen Hochschulwelt wunderbar studieren – und das soll im Folgenden kurz geschehen.
      

      
      Wir hatten schon mehrfach darauf hingewiesen, dass die privaten Elite-Unis bis zum Zweiten Weltkrieg sozial geschlossene Institutionen
         waren, in denen sich die Sprösslinge der neuenglischen Oberschicht, Absolventen vornehmer Internate und prep-schools, weitgehend unter ihresgleichen bewegten. Es verstand sich von selbst, dass sich nur bestimmte Gruppen bewarben und dass
         alle ivy leagues antikatholisch und antisemitisch eingestellt waren.72 In Zahlen gemessen war ihre Selektivität dementsprechend gering; noch in den 1930er Jahren akzeptierte Harvard mehr als die
         Hälfte der Bewerber. Erst mit der enormen Ausweitung des öffentlichen Sektors und dem kometengleichen Aufstieg seiner flagship institutions nach 1945, die den besten Kandidaten vorbehalten bleiben sollten, ergab sich ein Bedarf an transparenten Zulassungskriterien:
         Die Auswahl der Studienbewerber musste nun legitimiert werden, wenn auch nicht gerichtsfest begründet. Seither hatte man seine
         individuelle Leistungsfähigkeit in »grades and scores« unter Beweis zu stellen; hohe Punktzahlen wurden zum legitimen Berechtigungsnachweis
         für hohen Status und soziale Privilegien (Lemann 1999). Doch die Hochschulen sollten nicht nur die merits ihrer Absolventen attestieren, sondern bereits ihre Anfänger auf Grund nachgewiesener merits rekrutieren, nachprüfbar und fair. Hochschuleignungstests wie der 1926 vom »College Board« entwickelte SAT (»Scholastic Aptitude
         Test«) und sein Konkurrent ACT (»American College Testing Program«) von 1959 waren plötzlich hoch gefragt, weil sie versprachen,
         nicht erlerntes Wissen, sondern die allgemeine Denk- und Problemlösungsfähigkeit der Kandidaten zu messen. Die Carnegie- und
         Rockefeller-Stiftungen engagierten sich stark für ihre Verfeinerung und flächendeckende Verbreitung, erhofften sie sich davon
         doch eine Öffnung der elitären Wagenburg und eine umfassende Demokratisierung der Hochschulausbildung (Gintis/Bowles 1978).
      

      
      Inwieweit Colleges heute von diesen Tests Gebrauch machen und welche anderen Maßstäbe sie für ihre Auswahlverfahren heranziehen,
         ist sehr unterschiedlich. Generell gilt: Eine große Mehrzahl wählt ihre Studenten aus einem Bewerberpool aus. Nach Angaben
         des US-Erziehungsministeriums machten 2004/05 lediglich 17,2 Prozent aller Colleges, darunter sehr viele kommerzielle Anbieter,
         gar nicht von ihrem Auswahlrecht Gebrauch, sondern praktizierten eine open admission. Von den öffentlichen und privaten |157|non-profit Colleges verzichteten nur 13,2 beziehungsweise 12,8 Prozent darauf. Allerdings wiesen nur zwölf Prozent der staatlichen und
         14,2 Prozent der privaten non-profit-Einrichtungen mehr als die Hälfte der Bewerber ab, was sie zu selective schools machte. Davon gab es, in absoluten Zahlen, insgesamt 242, 70 öffentliche und 172 private Hochschulen. Jeweils etwa 35 Prozent
         der Colleges in beiden Sektoren akzeptierten zwischen 50 und 74,9 Prozent der Bewerber, waren also das, was man »gemäßigt
         selektiv« nennt (Chronicle 2007: 36).
      

      
      In den letzte zehn Jahren sind die Bewerberzahlen an den gut beleumundeten Hochschulen dramatisch gestiegen. Die Zulassungsquoten
         sind im gleichen Maße gefallen, denn die Zahl der Plätze an »Name Brand«-Colleges blieb annähernd konstant – übrigens nicht
         zuletzt deshalb, weil zusätzliche Studienplätze den Bau neuer residential colleges mit der dazu gehörenden Peripherie an zusätzlichem Personal und Serviceleistungen bedeuten würden und daher sehr teuer sind.
         Das Beispiel der Yale University kann diesen allgemeinen Trend gut veranschaulichen: Seit 1969 (Beginn der Koedukation) bietet
         das Yale College etwa 5.200 Studenten Platz, pro class etwa 1.300. Bezieht man in die Rechnung ein, dass nicht alle Bewerber, die einen Platz angeboten bekommen, diesen auch tatsächlich
         annehmen, werden bei einer yield rate von 70 Prozent jedes Jahr ungefähr 1.800 Bewerber angenommen. Zwischen 1969 und 2000 erhielt Yale jeweils 9.000– 12.000 Bewerbungen
         pro Jahr, so dass die Zulassungsquoten zwischen 18 und 27 Prozent betrugen. Seither haben sich die Bewerberzahlen verdoppelt
         – 2007 stiegen sie auf 23.500. Seit 2005 betragen die Zulassungsraten weniger als 10 Prozent. An den übrigen ivy leagues und anderen P-Hochschulen sieht die Tendenz ganz ähnlich aus.
      

      
      Was treibt diesen Prozess voran? Erstens kommen darin demographische Faktoren zum Tragen. Seit 2001 verlassen besonders starke
         Jahrgänge – die Kinder der berühmten baby boomers – die Highschools. Zweitens trägt dazu auch das Phänomen steigender Erwartungen bei: Eltern, die selber an einer mittelprächtigen
         State University oder einem regionalen College ihre Hochschulausbildung erworben haben, wollen in der Regel mehr für ihre
         Kinder – sie müssen es höher hinaus schaffen, am besten nach Harvard oder Princeton, weil das Aufstiegsprojekt der Familie
         sonst gescheitert wäre. Aus fein austarierten, offiziell meritokratischen Zulassungsmechanismen werden dank dieser Engpässe
         »huge engines of anxiety«.73 Leistungen, die gestern für den Sprung in eine ivy league allemal ausreichten, genügen heute längst nicht mehr. Drittens aber hat die Zulassungshysterie auch das |158|Bewerberverhalten verändert. Bewarben sich hoffnungsfrohe Collegeaspiranten bis vor zehn Jahren im Durchschnitt an drei oder
         vier Hochschulen – davon eine »safety school« für den unwahrscheinlichen Fall, dass man bei den anderen nicht zum Zuge kommen
         konnte –, wollen sie nun auf Nummer sicher gehen und bedenken mehr als zehn Colleges mit ihren Bewerbungen. Traditionelle
         »safety schools« wie die Boston University, Tufts oder die NYU sind schon lange keine sicheren Häfen mehr, sondern so hart
         umkämpft, wie es die Elite-Unis vor wenigen Jahren waren. Der rasende Wettlauf aufs College hat zugleich massive Rückwirkungen
         auf die Schulen: Diejenigen, die beste Platzierungschancen für die besten College versprechen, können sich kaum des Bewerberansturms
         erwehren. Das alles schmälert die Zugangschancen für Kinder aus armen Familien, die sich teure Coachings und Crashkurse für
         die Collegebewerbung nicht leisten können. Der Verdrängungswettbewerb ist im vollen Gange. Allerdings klingt das schlimmer,
         als die Lage in Wirklichkeit ist. Immerhin dreht er sich lediglich um ein Prestigegut für eine relativ kleine Gruppe von Studenten,
         dessen ökonomischer Nutzen vielen zweifelhaft dünkt. Der Zugang zu soliden Colleges der R-Klasse ist trotz einer allgemeinen
         Tendenz zum upgrading nicht schwieriger geworden.
      

      
      Wie aber suchen nun die Colleges unter ihren Bewerbern die geeigneten aus? Um die angemessenen Zulassungskriterien, ihren
         richtigen Mix, das Gewicht sowie das Für und Wider einzelner Faktoren toben erbitterte Glaubenskämpfe. Natürlich geht es um
         ein Politikum, natürlich schaut alle Welt zuallererst auf das Ergebnis, und natürlich soll es legitim und fair zugehen – was
         auch bedeutet, dass unterschiedlichste Interessen und Ansprüche miteinander in Einklang zu bringen sind. Keine einzige Hochschule
         wählt ihre Studenten nach einem festen Berechnungsschema aus – zumindest traut sich keine, das öffentlich zuzugeben. Eine
         »formelbezogene Studienplatzzuweisung« ist verpönt – erst recht nach dem höchstrichterlichen Verbot einer quotenbasierten
         affirmative action für bestimmte Gruppen von Bewerbern. Jedes College legt Wert auf Ermessenspielräume. Würde eines tatsächlich nur quantifizierten
         Parametern folgen, würde es die Formel dafür besser hüten als Coca-Cola. Auf die Abwägung, die Deliberation komme es an, werden
         admission officers nicht müde zu betonen. Erst das gewährleiste die spezielle Würze einer neuen class, wie sie jedes College gern für sich haben möchte. Blutleere, langweilige Streber und Fachidioten wollen sie nicht, sondern
         kluge, wissbegierige, arbeitswillige und vor allem interessante junge Menschen, die das Zeug zu leadership mitbringen  |159|und ihre community bereichern können. Jahr für Jahr gehen deshalb Bewerber mit perfekten Testergebnissen leer aus, während andere, von denen
         man es kaum vermutetet hätte, die Zulassungshürde nehmen – sie haben, würden die Hochschulen sagen, »das gewisse Etwas« zu
         erkennen gegeben, Durchsetzungsstärke zum Beispiel, Bereitschaft zum Engagement oder auch dazu, unkonventionelle Wege einzuschlagen.
         Genau das aber bietet dem Verdacht, dass es bei der Zulassung zu den selective schools nicht korrekt zugehe und die üblichen Verdächtigen aus dem alten Klüngel unverdiente Vorteile zugeschanzt bekommen, immer
         wieder neue Nahrung.74

      
      Um die Gewinner in ihrer Zulassungslotterie zu küren, nutzen alle Colleges ein Set von Indikatoren und Methoden. Nach Angaben
         des US-Erziehungsministeriums über die 2005/06 gängigen Praktiken gab es dabei zwischen staatlichen und privaten non-profits große Übereinstimmung, soweit es die Berücksichtigung von Schulnoten und Kursanforderungen anbetraf. Aber es gab auch auffallende
         Unterschiede: Achteten 47,1 Prozent der admission officers an den öffentlichen Hochschulen darauf, welche als College-Leistung anrechenbare Kurse und Examina (»AP courses and exams«)
         die Bewerber absolviert hatten, legten von ihren Kollegen im privaten Sektor nur etwa halb so viele (24,3 Prozent) darauf
         Wert. Dafür wiederum verlangten diese mehrheitlich (51,5 Prozent) persönliche Empfehlungsschreiben (in der Regel von zwei
         Lehrern), was nur acht Prozent der öffentlichen Colleges taten. Interessant ist auch die unterschiedliche Gewichtung standardisierter
         Tests: In beiden Sektoren werden sie gern und häufig als Beurteilungsinstrument genutzt. Aber während 82,3 Prozent der öffentlichen
         Hochschulen ihre Zulassungsentscheidung daran orientieren, tun das nur 70,5 Prozent der privaten, weil sie der Schullaufbahn
         und dem Profil der Schule mehr Beachtung schenken. Man kann dies als ein Indiz dafür nehmen, dass öffentliche Hochschulen
         stärker als die privaten auf nachgewiesene, objektivierte Leistungen abstellen.
      

      
      In dieser Statistik fehlen zwei Elemente, die jede renommierte school von ihren Bewerbern verlangt: Essays und Interviews. Die Essays müssen mal kürzer (250 Wörter) und mal länger sein (600 Wörter),
         entweder zu einem frei gewählten Thema (»Schildern Sie ein für Sie ganz wichtiges persönliches Erlebnis«) oder zu einer konkreten
         Frage Stellung nehmen (»Schreiben Sie einen Brief an Ihre(n) neue(n) Zimmergenossen/in im College und stellen Sie sich vor«).
         In Highschools und bei privaten College-Beratern lernen die Studienbewerber, worauf sie achten müssen, wie sie einen schmissigen,
         packenden Einstieg und einen eleganten Schluss |160|hinzaubern. Mit den Interviews hat es eine besondere Bewandtnis: Sie sollen den admissions officers einen ergänzenden Eindruck über die Person der Kandidaten und deren Passförmigkeit vermitteln, aber keine weitere Leistungsbeurteilung
         liefern. Anders als in Oxford und Cambridge sind Interviews an den ivy leagues kein fester, zentraler Bestandteil des Auswahlprozesses. Anders als dort drehen sie sich auch nicht um Fachthemen (schließlich
         müssen sich Studienbewerber in Amerika auch noch nicht auf ein Fach festlegen) und werden nicht vor Ort von Dozenten durchgeführt,
         sondern von Alumni der Hochschule. Wie viel deren Votum – eine Empfehlung – letztlich wiegt, ist unklar. Wahrscheinlich wissen
         sie es nicht einmal selbst. Allerdings demonstriert die Einbindung von Alumni in den Auswahlprozess künftiger Studenten noch
         einmal, welche herausragende Bedeutung das community-Motiv für US-Hochschulen besitzt.
      

      
      Wie dann letztlich die Entscheidung getroffen wird, 1.850 von 22.500 Bewerbern einen Platz im College anzubieten, bleibt ein
         großes Geheimnis. Bekannt ist lediglich, dass die letzten hundert Entscheidungen stets und überall die meisten Mühen bereiten.
         In der letzten Runde (oder in den beiden letzten Runden) entscheiden nicht mehr allein die Mitarbeiter der Zulassungsstelle,
         sondern ein größeres Gremium, dem auch Vertreter der faculty of arts and sciences angehören. Professoren sind insoweit am Zulassungsgeschäft nicht ganz unbeteiligt, aber nur am Schluss und eher symbolisch
         damit befasst. Im Kern bleibt es eine Sache der admissions offices. Wegen der immensen Bedeutung dieser Aufgabe für jede selektive Hochschule ist der »Dean of Admission« (die Bezeichnungen
         des Amtes variieren etwas) eine wichtige Figur in der akademischen Administration, von der man erwartet, mit Weitsicht und
         Geschick das College richtig im Wind zu halten. Der Posten ist begehrt und oft gut dotiert, kann aber auch schnell zum Schleudersitz
         werden, wenn Bewerberzahlen oder yield rates stark sinken oder bestimmte Interessengruppen sich beklagen, weil ihre Sprößlinge angeblich schlecht weg gekommen sind.
      

      
      Die viel geschmähten legacies* und der Umgang mit den Wünschen spendierfreudiger Freunde und Förderer bieten der Öffentlichkeit einen ständigen Stein des
         Anstoßes. Kinder von Alumni (»legacy applicants«) bevorzugt zu berücksichtigen und bei denen potentieller Sponsoren (»development
         admissions«) schon mal ein Auge zuzudrücken, wenn die Testergebnisse und Schulnoten für eine Zulassung nicht ganz reichen,
         erscheint als flagrante Verletzung meritokratischer Grundsätze. Bestätigt das nicht, was alle wissen, dass nämlich die Elite-Hochschulen
         nur hinterm Geld her |161|sind und dass dort abgefeimte old boys networks die Strippen ziehen? Sind sie am Ende nicht doch nur Legitimationsmaschinen, die soziale Privilegien »reinwaschen« und als
         Ergebnis individueller Verdienste drapieren? Sie wünschen sich well-rounded-Bewerber, aber heißt das im Klartext nicht schlicht gut betuchte (»deep-pocketed«)? Jede Zulassungssaison hat ihre Skandälchen,
         technischen Pannen, Irregularitäten, Empörung über »celebrity admissions« für Kinder bekannter Politiker oder Medienstars.
         Meist glätten sich die Wogen aber rasch wieder, Fehler werden eingestanden, besonders anrüchige Zulassungen auch schon mal
         widerrufen und fürs nächste Jahr Besserung versprochen.
      

      
      An legacies aber halten fast alle privaten non-profit-Universitäten und Colleges fest, obwohl drei Viertel aller Amerikaner diese Praxis rundweg ablehnen. Harvard, Yale und Princeton
         akzeptieren 30 bis 40 Prozent der legacy applicants, also etwa drei- bis viermal so häufig wie den Durchschnitt aller Bewerber (Karabel 2005). Zugleich zeigen diese Zahlen aber
         auch, dass legacy keine Zulassungsgarantie bietet, denn immerhin werden zwei Drittel abgelehnt. Von Erbhöfen kann man da kaum sprechen. Dank
         ihrer privilegierten sozialen Stellung besitzen legacy applicants außerdem besonders viel »kulturelles Kapital« und können oft mit weit überdurchschnittlicher schulischer Bildung und guten
         Testergebnissen aufwarten. In der hohen Zulassungsrate für diese Gruppe schlägt demnach in erster Linie sozialer Status durch.
         Ein gesetzliches Verbot von legacies, wie es der ehemalige demokratische Präsidentschaftsbewerber John Edwards forderte, würde an dieser Schräglage nichts ändern.
         Von den freshmen des Yale College im Jahr 2000 kamen zwar 14 Prozent aus Alumni-Familien – aber 53 Prozent waren Absolventen sehr guter und
         sehr teurer privater Highschools (Soares 2007). Nur sehr wenige Hochschulen bekennen sich ganz offen zu einer gezielten Rekrutierung
         von Bewerbern aus Familien mit Alumni. Kleinere private Colleges, die von Bewerbern nicht gerade überrannt werden, fahren
         damit nicht schlecht. Legacy applicants, hat sich gezeigt, neigen nämlich viel stärker als andere dazu, ein Platzangebot tatsächlich anzunehmen, und sind in der
         Regel auch deutlich besser qualifiziert als viele andere. Das kann zu besseren Rankingplätzen führen – weshalb manche Einrichtung
         sogar bereit ist, solche Bewerbern mit einem Abschlag vom Listenpreis für die Studiengebühren zu ködern (Chronicle, 19.1.2007, A 33f.). Wenn mehrere Generationen aus einer Familie dieselbe Hochschule besuchen, ist das außerdem auch »the
         best kind of vote of confidence you can give to an  |162|institution«, wie es der Präsident des gemeinnützigen »National Research Center for College and University Admissions« formulierte
         (Chronicle, ebd.).
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      Zugangshürden und Rekrutierungspolitik 

      
      Inzwischen legen gerade auch sehr teure Hochschulen großen Wert darauf, Zulassungsentscheidungen für ihr College von finanziellen
         Erwägungen frei zu halten. Alle Elite-Unis praktizieren eine Politik der »need-blind admission«. Acht Hochschulen – fünf ivy leagues, das MIT und die liberal art colleges Middlebury und Williams – haben diese auch auf ausländische Bewerber ausgedehnt. Dabei werden diese nicht nach ihren finanziellen
         Verhältnissen oder gar unverblümt danach gefragt, ob sie sich ein Studium an dieser Einrichtung überhaupt leisten können.
         Sie müssen allerdings angeben, ob sie planen, Studienbeihilfen (financial aid) zu beantragen, falls sie aufgenommen werden. In der Theorie soll dieses Verfahren sicherstellen, dass niemand nur deshalb
         von der Hochschule ferngehalten wird, weil er oder sie arm ist. Jede Zulassung impliziert insofern die Zusicherung, dass das
         College den Studenten mit einem maßgeschneiderten finanziellen Hilfspaket aus Stipendien und Darlehen unter die Arme greift,
         falls sie das Geld für tuition, room and board nicht aufbringen können. Doch zum einen erstreckt sich diese Zusage bei längst nicht allen Einrichtungen, die sich zu einer
         solchen Politik bekennen, auf eine volle Kostendeckung, also im Extremfall ein kostenloses Studium. Zum anderen enthält der
         Bewerbungsbogen zahlreiche Hinweise auf den sozialen Hintergrund der Kandidaten – wo sie leben (die Postleitzahl ist ein beliebter
         Indikator für das soziale Umfeld), wo sie ihren Highschool-Abschluss erworben haben und welchen Bildungsabschluss Vater und
         Mutter besitzen. Admissions officers müssten schon stockblind sein, wenn sie aus diesen Daten keinen klaren Eindruck vom Sozialprofil der Bewerber gewinnen. Für
         die meisten privaten Einrichtungen sind zahlungskräftige Kunden lebenswichtig. Deshalb drücken sie bei Schul- und Testleistungen
         schon mal ein Auge zu, wenn die Bewerber den vollen Studienpreis ohne Murren zahlen könnten.
      

      
      Den Januskopf der Meritokratie kann man an der Rolle des SAT (beziehungsweise ACT) gut studieren. Einerseits beruhigen die
         Hochschulen alle Bewerber mit der Ansage, dass sie die Testergebnisse nur als eine Information unter anderen betrachten. Andererseits
         lässt das Zusammenspiel |163|von Ranking-Manie und großen Bewerberzahlen aus dieser Versicherung schnell Makulatur werden. Denn da die durchschnittliche
         Punktzahl der Studenten als »Attraktivitätsindex« einer Hochschule gilt, kann sie nicht einfach ignoriert werden. Und wenn
         ihr admissions office innerhalb von sechs bis acht Wochen75 die besten zehn oder zwanzig Prozent aus vielen Tausend Bewerbungen herausfiltern soll, liegt es einfach nahe, die Testzahl
         als Messlatte zu nehmen und in einem ersten Durchgang alle auszusortieren, die unterhalb eines bestimmten Schwellenwertes
         liegen. Bis 2005 umfasste der SAT zwei Teile, in denen man jeweils maximal 800 Punkte erreichen konnte.76 Wer weniger als 1.300 Punkte (von 1.600 möglichen) nach Hause brachte, konnte sich die Gebühren (zwischen 50 und 80 Dollar)
         für die Bewerbung an einer selective school sparen. Lagen keine »besonderen Umstände« vor – glänzende sportliche Leistungen, künstlerische Begabung, spektakuläre citizenship oder eben legacy –, war es so gut wie sicher, dass eine solche Akte in der ersten Runde durchfiel. Das oberste Quartil der freshmen an den 20 Colleges mit dem höchsten Ranking erzielte überall mehr als 1.520 Punkte – ein beeindruckendes Profil, denn in den
         letzten Jahren führten nur weniger als ein Prozent der jährlich knapp 1,5 Millionen abgelegten Tests (Wiederholungen sind
         erlaubt und üblich) zu einem Ergebnis von 1.480 oder mehr Punkten. 2006 lag der Durchschnittswert bei 1.021 (NCES 2006: Tab.
         131).
      

      
      Weil die Kursangebote und das Niveau amerikanischer Highschools weit streuen, will der SAT das »Denkvermögen« (reasoning skills) von Hochschulbewerbern objektiv, für alle gleich und unabhängig von dem Stoff messen, den sie in der Schule gelernt oder
         vielleicht auch gar nicht angeboten bekommen haben. Doch das bleibt graue Theorie, weil die Testergebnisse mit der schulischen
         Vorbildung und dem Herkunftsmilieu der Kandidaten auffallend korrelieren. So birgt das Zahlenwerk jede Menge politischen Sprengstoff.
         Zwar ist der Durchschnittswert des SAT während der letzten 30 Jahre ständig geklettert. Aber die Abstände zwischen Weißen
         und Farbigen, Bewerbern aus einkommensschwachen und reichen Familien, solchen aus ländlichen Regionen und denen aus großen
         Städten sind ebenfalls gewachsen. Erzielten weiße Amerikaner 2005 im Schnitt 1.063 Punkte, brachten es schwarze auf gerade
         mal 863. Ökonomische Ungleichheit führt zu noch größeren Spreizungen. Testnehmer aus armen Familien mit weniger als 10.000
         Dollar Jahreseinkommen schnitten mit 886 Punkten am schlechtesten ab, und die aus der großen unteren Mittelschicht (zwischen
         40.000 und 50.000 Dollar) erzielten mit 994 eine weit |164|geringere Punktzahl als jene aus guten Verhältnissen (über 100.000 Dollar Jahreseinkommen) mit 1.163 (NCES 2006: Tab. 133).
      

      
      Der Testerfolg hängt folglich direkt mit dem sozialen Status und der ethnischen Zugehörigkeit der Kandidaten zusammen. Je
         höher die Punktzahlen, desto stärker ist das oberste Einkommensquartil vertreten. Selbstredend gilt auch der Umkehrschluss
         – je geringer das Einkommen der Herkunftsfamilie, deso wahrscheinlicher sind niedrige Punktwerte. Die unterschiedliche Verteilungskurve
         für schwarze und weiße Testnehmer führt dazu, dass von all denjenigen, die mehr als 1.200 Punkte schafften, nur 2,4 Prozent
         schwarz waren (McPherson/Schapiro 2006: 37). So endete der Versuch, über die Hochschulzulassung nur nach Leistung zu entscheiden
         und gleiche Spielregeln für alle Kandidaten zu garantieren, in einem anscheinend unauflöslichen Teufelskreis sozialer Ungleichheit:
         Weil es um die »college preparedness« von Bewerbern aus sozial schwächeren Verhältnissen mit einem »disadvantaged background«
         (Bowen u.a. 2005) in aller Regel viel schlechter bestellt ist als um die von denen aus den sogenannten besseren Kreisen haben
         sie ein klares Handicap bei der Zulassung zu selektiven Colleges und schaffen es meist nicht einmal in den engeren Bewerberkreis.
      

      
      Die Zugangschancen zu den privaten Elite-Hochschulen sind also tatsächlich sozial extrem ungleich verteilt. Familien aus den
         beiden unteren Einkommensquintelen (die untersten 40 Prozent) stellen dort nur zehn Prozent der Studenten77 (Hill/Winston 2006). Bildungsforscher sprechen daher von einer sozialen »enrollment gap«: Kommt jemand aus einer reichen
         Familie, hat er oder sie eine sechsmal so große Chance, zugelassen zu werden, als wenn er oder sie aus einer armen Familie
         stammt. Hat ein Elternteil einen Collegeabschluss, ist die Wahrscheinlichkeit sogar siebenmal so hoch wie bei »first-generation
         college-goers« (Bowen u.a. 2005: 73ff.). Umgekehrt ist die soziale Zusammensetzung der Studentenschaft ein trefflicher Indikator
         für die Selektivität einer Hochschule (Karen 2002). Wollte man daran etwas ändern, müsste man nach Ansicht vieler Kritiker
         zweierlei tun: Erstens die SAT-Schwellenwerte senken oder den Testpunkten weniger Gewicht bei den Zulassungsentscheidungen
         einräumen, und zweitens von einer »need-blind« zu einer »wealth-blind admission« übergehen.78 Letzteres können sich die ärmeren privaten Hochschulen aus wirtschaftlichen und ihre wohlhabenden Schwestern aus (innen)politischen
         Gründen kaum leisten. Was den ersten Punkt betrifft, kann man in Modellrechnungen zwar wunderschön nachweisen, dass eine Zulassung
         nur aufgrund des |165|schulischen Erfolgs der Kandidaten die soziale Heterogenität der Studentenschaft vergrößern würde, ohne die Studienerfolgsquote
         zu drücken (Alon/Tienda 2007). Aber die große Eigendynamik der Rankings und des Prestigewettlaufs macht eine solche Öffnungsoption
         für die privaten Elite-Hochschulen sehr unwahrscheinlich.
      

      
      Zu diesen ernüchternden Befunden gesellen sich zwei weitere schlechte Nachrichten: Erstens steckt die positive Diskriminierung
         bestimmter Bewerbergruppen (Frauen, Schwarze, Absolventen armer und schlechter öffentlicher Schulen) zur Förderung von Chancengleichheit
         und Teilhabe (equity) in der amerikanischen higher education in einer Sackgasse. Die weiße bürgerliche Wählerschaft toleriert affirmative action nicht länger, und der Oberste Gerichtshof hat 2003 in einem spektakulären Urteil »Grutter v. Bollinger« die Quotierung unterschiedlicher
         Bewerbergruppen untersagt. Zweitens erhalten auch die staatlichen flagship institutions schlechte Noten, wenn es um die Zugangschancen für schwarze Studenten und für solche aus wirtschaftlich schlechter gestellten
         Familien geht. Ihre Studentschaft wird, befand der unabhängige Washingtoner Education Trust Ende 2006, ständig »whiter and
         richer«, obwohl die diversity der Highschool-Absolventen zunehme (Chronicle, 21.11.2006).79 Tatsächlich stellten Familien aus dem obersten Einkommenszehntel Mitte der 1990er Jahre mehr als ein Viertel der Studenten
         an den kalifornischen flagships. Das war zwar viel weniger als an den begehrtesten privaten Colleges (über 60 Prozent), zeugt aber auch noch von einer sozialen
         Schieflage (Soares 2007: 167). Im Zweifelsfall finden es auch die öffentlichen Elite-Universitäten wichtiger, leistungsstarke
         Studenten zu rekrutieren als formal weniger gut ausgewiesenen bedürftigen Bewerbern eine Chance zu geben. Gleiche Startbedingungen
         für alle zu gewährleisten scheint 2008 erheblich schwieriger, als es noch 1990 den Anschein hatte (McPherson/Schapiro 2006;
         Bowen u.a. 2005). Die weiteren Aussichten für eine Überwindung der sozialen Unwuchten in der higher education sind alles andere als rosig.
      

      
      Aus der Perspektive der Colleges wird die Zulassung immer mehr zu einer Prestigefrage, Zulassungspolitik zum Prestigemanagement.
         Was das konkret bedeutet, lässt sich an der einst für ihren open access berühmten CUNY studieren, die sich bemüht, den Bewerberkreis für ihre 4-year institutions zu veredeln. Bereits 1998 entschieden ihre trustees, Absolventen aus den associate degree programs der CUNY darin nicht mehr automatisch aufzunehmen, falls sie Stützkurse benötigten, um dort über die Runden zu kommen. Ab
         2008 wird nur noch aufgenommen, wer im mathematischen |166|Teil des SAT mindestens 510 Punkte erzielt hat – derzeit liegt der Schwellenwert noch bei 480 (New York Times, 28.7.2007, B1/2). Analoge Pläne für die Anhebung der »verbal scores« liegen bereits in der Schublade. Bedenken, dass diese
         Politik die klassische Klientel der Hochschule – »low-income, black, and Hispanic« – abschrecken und aus der CUNY, wie es
         ein Psychologie-Professor ausdrückte, »more of a middle-class university« machen würde, wischten die trustees vom Tisch. Möglicherweise werde es »some dislocating effects« geben, aber die undergraduate education an der CUNY gehöre dringend aufgemöbelt, wenn die Hochschule im harten Wettbwerb nicht weit zurückfallen wolle.
      

      
      Ein zweites Beispiel für eine schleichende, im Ergebnis jedoch massive Veränderung der Zulassungspraxis bietet die Karriere
         des Begriffs »enrollment management«. 1990 noch so gut wie unbekannt, beschreibt er treffend die neue Aufgaben der Zulassungsämter.
         Früher warteten sie auf Anträge. Heute sollen sie bereits weit im Vorfeld tätig werden. Von Profil her interessante, attraktive
         potentielle Bewerber identifizieren, sie so ansprechen, dass sie tatsächlich ihren Hut in den Ring werfen und sie schließlich
         nach erfolgter Zulassung auch zur Einschreibung bewegen – das ist das neue Programm. Sind sie nicht mit der Sichtung von Bewerbungen
         befasst, fahren die admission officers quer durchs Land, immer öfter auch durch die Welt, um ihr College an die Bewerber zu bringen. Sie halten engen Telefonkontakt
         mit den Beratungslehrern wichtiger Zubringerschulen und laden sie zu Campus-Besuchen ein; sie präsentieren das »College-Erlebnis«
         ihrer Hochschule auf Messen und Empfängen; sie organisieren vituelle und reelle Besichtigungstouren des Campus und der Wohnheime;
         sie füttern Alumni mit Informationen und nutzen sie als Brückenkopf in fremden Umgebungen. All das wird generalstabsmäßig
         geplant und professionell abgewickelt. Auch der Ankauf und die Auswertung soziodemographischer Daten über attraktive Zielgruppen,
         zum Beispiel leistungsstarke schwarze Schüler, gehört zu diesem Geschäft. Die beiden großen privaten Testunternehmen, College
         Board (SAT) und ACT, betreiben seit etwa 15 Jahren einen schwunghaften Handel mit Adressen und Leistungsprofilen ihrer Kunden.
         Zum kleinen Einmaleins erfolgreichen Studentenmarketings gehört es, potenziellen Studenten das Gefühl zu vermitteln, dass
         sie an der Hochschule willkommen und gut aufgehoben sind – und auf alle Fragen sofort eine freundliche Antwort erhalten (Keller
         2004: 42ff.).
      

      
      Der »admissions arms race« (Zemsky u.a. 2005: 32ff.) hat den Zulassungsämtern nicht nur mehr Arbeit und Aufgaben, sondern
         auch größere |167|Etats und mehr Stellen beschert. Immer häufiger lassen sie sich bei ihrer Arbeit von Marketing Consultants beraten, die fürstliche
         Honorare beziehen.80 Das alles treibt die Kosten kräftig in die Höhe. Legt man sämtliche Aufwendungen im Umfeld der Zulassung auf die neuen Studenten
         um, beliefen sich die Kosten für eine Einschreibung 2005 bei privaten non-profit Hochschulen im Mittel auf 2.073 Dollar und bei staatlichen auf 405 Dollar (Chronicle, 3.3.2006). Die meisten Einrichtungen betrachten das als gut angelegtes Geld. In der Tat können sie darauf hoffen, dass sie
         es früher oder später in Form von Spenden mit Zinseszins zurückbekommen – wenn denn die undergraduate experience hält, was sie den Bewerben versprechen, und wenn denn das bonding im Wohnheim klappt.
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      Demographie der Studentenschaft 

      
      Bis jetzt haben wir den Zulassungsprozess und seine Folgen in erster Linie aus einer institutionellen Perspektive untersucht.
         Jetzt wird es Zeit für einen Blickwechsel: Was lässt sich zur Studentenschaft des undergraduate college sagen, zu ihrem sozialen Profil und zu ihrer Verteilung auf die unterschiedlichen Segmente von Hochschulen? Weil die amtlichen
         Statistiken oft nicht genau unterscheiden zwischen undergraduates an 4-year institutions und allen anderen Studenten, die keine graduate oder professional education absolvieren, verfügen wir nur für die Studienanfänger (freshmen) über belastbare Daten. Konzentrieren wir uns auf deren Entwicklung zwischen 1975 und 2005, zeigen sich drei interessante
         Trends: Erstens stieg ihre Gesamtzahl nach einer relativen Stagnation bis 1995 von knapp 1,2 auf knapp 1,6 Millionen pro Jahr,
         das heißt um ein gutes Drittel. Zweitens verzeichneten private Hochschulen mit 54 Prozent einen mehr als doppelt so starken
         Zuwachs wie die öffentlichen mit 24 Prozent. Nahmen letztere 1975 zwei Drittel aller Studienanfänger auf, waren es 30 Jahre
         später nur noch 61 Prozent. Mit voranschreitender Expansion ist der private Sektor folglich nicht etwa schwächer, sondern
         im Gegenteil stärker geworden. Drittens gab es eine nachhaltige Veränderung im Geschlechterverhältnis, denn freshmen sind heute mehrheitlich weiblich.
      

      
      Wie verhält es sich mit der ethnischen Zusammensetzung der Studienanfänger, die 2007 zu 68 Prozent im zarten Alter von 18
         und zu 29 Prozent mit 19 Jahren81 ihre Ausbildung an einem 4-year college antraten? In |168|dieser für das Selbstbild der amerikanischen Gesellschaft sehr wichtigen Frage gibt es deutliche Hinweise auf Disparitäten:
         Bezeichneten sich 75,1 Prozent der freshmen selber als »white/caucasian«, dann entspricht das exakt dem Anteilswert dieser Gruppe an der Bevölkerung im US-Census von
         2000. Doch während »African Americans« und »Hispanics« dort 12,3 beziehungsweise 12,5 Prozent ausmachten, sind sie im undergraduate college nur mit 10,7 und 8,8 Prozent vertreten. Im Gegensatz dazu sind »Asians« mit 8,0 Prozent mehr als doppelt so stark repräsentiert,
         wie es ihrem Bevölkerungsanteil entsprechen würde (3,4 Prozent). Die in Amerika geborenen oder hierher eingewanderten Kinder
         von Familien aus Korea, Vietnam, China und Indien mischen vor allem die oberen Ränge der amerikanischen higher education kräftig auf: Sie gelten als klug und ehrgeizig, sind bildungsbeflissen und sehr fleißig. Im mathematischen Teil des SAT heimsen
         sie einsame Spitzenwerte ein, während sie im sprachlichen Teil nur geringfügig niedrigere Durchschnittswerte erzielen als
         die »whites«. Unter den Kautelen einer strikt leistungsbezogenen Zulassungspolitik haben sie damit allerbeste Voraussetzungen
         für einen Platz an einem College für die Elite.
      

      
      Dass das American college allen Verheißungen zum Trotz heute weniger als »engine of opportunity« (Bowen u.a. 2005) denn als gesichertes Revier für die
         middle classes fungiert, lassen die Angaben zum Haushaltseinkommen der Herkunftsfamilien vermuten: Nur 28,2 Prozent der Studienanfänger meldeten
         2006 Werte unterhalb des nationalen Medians von 48.201 Dollar pro Jahr, 34,7 Prozent zwischen 50.000 und 100.000 und 18 Prozent
         zwischen 100.000 und 200.000 Dollar. Von den Highschool-Absolventen aus der höchsten Einkommensquintile gehen ungefähr 80
         Prozent unmittelbar nach der Schule aufs College; aus der untersten Quintile sind es nur gut 50 Prozent (College Board 2007:
         30). Von den Achtklässlern, die 1988 in standardisierten Mathematiktests am besten abschnitten, besuchten acht Jahre später
         aus Familien des obersten Einkommensviertels fast alle ein 4 year college, von denen aus dem untersten Einkommenviertel dagegen nur 74 Prozent (ebd.: 35). Was Studenten aus einkommensschwächeren
         Familien vom Studium an den am höchsten angesehenen Hochschulen abhält, sind nicht nur ökonomische Gründe. Auch mangelndes
         Selbstvertrauen und unterschiedliche Erwartungen an eine Hochschulbildung, steigende Leistungsanforderungen in den Colleges
         und der Umstand, dass der Weg ins College von der Herkunftsfamilie oft kritisch beargwöhnt wird, tragen zu solchen Disparitäten
         bei. »Low income students« bewerben sich seltener |169|als Highschool-Absolventen aus der Mittelschicht um einen Studienplatz und haben viel schlechtere Aussichten, an einem der
         höchst begehrten College zu landen (Bowen u.a. 2005). Damit ist die Geschichte aber noch nicht zu Ende: Wenn sie überhaupt
         studieren, brauchen sie länger bis zu einem Abschluss, wie die Studienerfolgsstatistiken der Studienanfänger von 1995 zeigt.
         Danach erwarben innerhalb von sechs Jahren nur 62 Prozent von denen aus Familien mit weniger als 40.000 Dollar Jahreseinkommen
         (1994) einen Bachelorgrad, aber 78 Prozent von denen aus Familien mit 70.000 Dollar und mehr (College Board 2007: 36).
      

      
      Zwei voneinander völlig unabhängige Beobachtungen illustrieren das equity Dilemma beim Hochschulzugang und die Wechselwirkung verschiedener Faktoren: So nahm zwischen 1985 und 1999 quer durch alle
         ethnischen Gruppen die Anzahl von Bewerbungen für jeden Studienplatz stark zu. Infolgedessen sanken die Zulassungsraten –
         aber nicht die der »white/ caucasian« Studenten.82 Zwischen 1994 und 2004, zeigte zweitens 2007 eine Studie der Consultingfirma »Eduventures«, stieg der Anteil sogenannter
         »merit scholarships« an den finanziellen Hilfspaketen von Hochschulen für ihre Studenten von sechs auf 16 Prozent. Derartige
         Unterstützungen sind zu einem beliebten Instrument im Hochschulwettbewerb geworden: Sehr gute Studenten werden mit beträchtlichen
         Preisnachlässen geködert. Ein größerer Anteil von »merit aid« geht aber eindeutig zu Lasten der Mittel, die für einkommensschwache,
         bedürftige Studenten zur Verfügung stehen. Andererseits kommen leistungsbezogene Stipendien überwiegend Studenten aus wohlhabenden
         Familien zu Gute – die aus dem obersten Einkommensquartil bezogen dreimal so häufig welche wie die aus dem untersten (Chronicle, 17.1.2007).
      

      
      Von den freshmen des Jahres 2007, die schon wussten, für welches Studienfach sie sich entscheiden würden, steuerten mit 17,9 Prozent die meisten
         »Business« an (23 der Männer, aber nur 13 Prozent der Frauen), gefolgt von »Professional services« mit 13,5 Prozent (bei umgekehrter
         Geschlecherpräferenz – acht Prozent der Männer, 18 Prozent der Frauen), zu denen vor allem Tätigkeiten im Gesundheitswesen,
         aber auch Architektur und Pharmazie rechnen. In der Beliebtheitsskala folgten dann »Arts und Humanities« mit 13,1 Prozent
         der Nennungen, Sozialwissenschaften mit 11,2 und »Education« (Grundschullehrer- und Erzieherausbildung) mit 9,5 Prozent (Chronicle, 26.1.2007, A 40). Weit abgeschlagen auf dem letzten Platz rangierten Mathematik und Naturwissenschaften außerhalb der Biologie
         mit 3,1 Prozent. Diese Zahlen bestätigen den bereits mehrfach beleuchteten |170|Trend zu berufsorientierten Studienfächer und weg von den arts and sciences. Betrachtet man allerdings die Entwicklungen bei den Absolventen, deren Gesamtzahl zwischen 1975 und 2005 von 926.000 auf 1,44
         Millionen (das heißt um 55 Prozent) stieg, gibt es interessante Nuancen zu entdecken (NCES 2006: Tab. 257). In der Tat erhöhte
         sich der Anteilswert von »Business« deutlich von 15,5 auf 21,6 Prozent und, etwas weniger stark, auch der anderer praxisbezogener
         Studienfelder (von 16,9 auf 20,3 Prozent).83 In derselben Zeit brach der Anteilswert für »education« massiv ein, während »Computer Sciences and Engineering« den mit Abstand
         größten Zuwachs verbuchen konnten. Am verbüffendsten ist der durchwachsene Befund für die arts and sciences: Während der Anteilswert für alle Naturwissenschaften um ein Drittel zurückging (von 9,9 auf 6,8 Prozent), fiel er in den
         Sozialwissenschaften nur um zwölf Prozent (von 19,1 auf 16,8), und die Geisteswissenschaften konnten sogar leicht zulegen.
         Darin kommt aber wahrscheinlich nur die wachsende Attraktivität künstlerischmusischer Fächer, vor allem Design, Film- und
         Theaterwissenschaften, zum Ausdruck.
      

      
      Wie sich nun diese Präferenzen, das soziodemographische Profil der freshmen und die unterschiedlichen Leistungsgruppen beim SAT/ACT in der Verteilung der Studentenschaft auf die einzelnen Segmente und
         Typen von Hochschulen und auf die Studienfächer niederschlagen, ist inzwischen so oft untersucht, dokumentiert und interpretiert
         worden, dass über das Grundmuster keine Zweifel mehr bestehen: Studenten aus wirtschaftlich besser gestellten Familien sind
         ceteris paribus relativ erfolgreiche Schüler, schneiden in Tests und auch sonst in den Zulassungsverfahren vergleichsweise gut ab, schaffen
         häufiger als Bewerber aus weniger privilegierten sozialen Schichten die Aufnahme an einem renommierten College und wählen
         eher ein Studienfach aus dem Bereich der arts and sciences als eine »career education« – und zwar insbesondere dann, wenn such ihre Eltern schon ein College absolviert haben. In den
         einzelnen Segmenten und Sektoren des amerikanischen Hochschulwesens tummelt sich eine jeweils andere soziale Klientel, und
         sie pflegen unterschiedliche programmatische Schwerpunkte. Eine kleine illustrative Fußnote dazu bietet das unterschiedliche
         SAT-Profil der Bewerber an staatlichen und privaten non-profit-Colleges: Im 25. Prozentrang erzielten die an den staatlichen Colleges 466 Punkte im sprachlichen und 472 im mathematischen Teil des
         SAT; im privaten Sektor lagen die analogen Werte bei 488 und 487 Punkten. Auch in der oberen Etage gab es klare Unterschiede:
         Bewerber an öffentlichen |171|Einrichtungen gingen im 75. Prozentrang mit 573 und 581 Punkten ins Rennen, die an den privaten mit 600 und 598 (NCES 2006:
         Tab. 315). Letztere waren also, jedenfalls nach dieser Elle, leistungsfähiger als erstere, und nach all dem, was wir über
         die Verbindung zwischen SAT-Werten und sozialer Schicht wissen, ist es daher wahrscheinlich, dass sie im Schnitt auch sozial
         besser gestellt waren.
      

      
      Die institutionelle Schichtung der amerikanischen Hochschullandschaft, wie sie sich im USNWR-Ranking darstellt, reflektiert
         daher in demselben Maße unterschiedliche merits der Studentenschaft wie ihre soziale Schichtung. Die Expansion der higher education hat an den unterschiedlichen Zugangschancen der einzelnen sozioökonomischen Gruppen und Milieus zum Elitesegment und dort
         vor allem zu den privaten non-for profit-Hochschulen viel geändert, aber noch lange keine equity gebracht. Nach wie vor gilt »advantage begets advantage« (Martin Trow). Trotz der enormen Offenheit des Systems landen schwarze
         Studieninteressenten und solche aus low-income families, aber auch Frauen häufiger an den weniger selektiven – und das heißt bekanntlich an den geringer angesehenen – Hochschulen
         (Karen 2002). Das Zusammenspiel oder, besser gesagt, die friedliche Koexistenz zwischen Elite- und Massenausbildung in den
         USA ist dennoch verblüffend: Während die unteren Etagen des Systems mit ihrer offenen Zugangspolitik dafür sorgen, dass sich
         immer mehr Studieninteressenten aus sozial schwachen Milieus mit geringer Vorbildung ihren Traum von einer Collegebildung
         erfüllen können, bewirken die Selektionsmechanismen des Systems zugleich auf wundersame Weise, dass Sprösslinge aus der sozialen
         und Bildungs-Elite mit relativ hoher Trefferwahrscheinlichkeit in Elite-Institutionen landen. Ein Aufstieg aus bescheidenen
         sozialen Verhältnissen »aus dem Stand« heraus dorthin ist nahezu unmöglich. Wenn überhaupt, dann führt der Weg über zwei Generationen,
         nachdem es die erste dank eines Studiums an einer Hochschule der R-Klasse in die middle classes geschafft hat. Während das Versprechen vom American Dream und von meritocracy damit eigentlich nur in der mass higher education voll zum Tragen kommt, erreicht es über diesen Umweg und zeitversetzt schließlich auch den Elitesektor.
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      |172|Studiengebühren 

      
      Zum Schluss unserer Betrachtungen des American college geht es um das brisante Thema der Studiengebühren. Hat der unaufhaltsame Kostenanstieg viele potentielle Studenten von einer
         Collegeausbildung abgeschreckt? Kann ein Studium bei so horrenden Preisen überhaupt noch eine ökonomische Rendite abwerfen?
         Hat der wachsende Bewerberandrang auf das teuerste Elite-Segment vielleicht andere Gründe?
      

      
      Warum der Staat allen Highschool-Absolventen ein kostenloses Studium garantieren sollte, ist Amerikanern schwer zu vermitteln.
         Dass ein Studium nicht umsonst zu haben ist, leuchtet allen sofort ein. Wer in den USA studiert, muss Gebühren zahlen – nicht
         nur an den feinen privaten Colleges, sondern auch an allen staatlichen Hochschulen. Schon 1835 hatte Alexis de Tocqueville
         fasziniert festgestellt, es gebe kein zweites Land auf der Welt, »in dem sich die Menschen so anstrengen, um es zu sozialem
         Wohlergehen zu bringen« (Tocqueville 1985: 28). Und da alle Amerikaner wissen oder jedenfalls fest daran glauben, dass man
         mit einem Collegeabschluss mehr verdienen und ein in vielerlei Hinsicht interessanteres, besseres Leben führen kann, wird
         es als selbstverständlich hingenommen, ja sogar für recht und billig befunden, dass man sich dafür nicht nur anstrengen muss,
         sondern etwas bezahlen soll. Hochschulausbildung gilt als Investition, die sowohl private als auch öffentliche Renditen abwirft
         und daher sowohl privat als auch öffentlich zu finanzieren ist.
      

      
      Seit den späten 1980er Jahren sieht sich dieser unausgeprochene Grundkonsens, auf dem die Mischfinanzierung des amerikanischen
         Hochschulwesens beruht, einer harten Belastungsprobe ausgesetzt. Massive Rückschnitte in der öffentlichen Finanzierung und
         steigende Betriebskosten der Hochschulen ließen die Studiengebühren rasant steigen. Gerade Familien aus der Mittelschicht
         wurden und werden davon hart getroffen. Vertreter der Wirtschaft, Journalisten und vor allem Eltern mit Kindern, die jetzt
         schon studieren oder demnächst studieren wollen, sind sich darin einig, dass dem »Standort USA« und seiner Gesellschaft schwerer
         Schaden droht, wenn sich die middle classes eine Collegeausbildung nicht mehr leisten können. Politiker drängen die Hochschulen deshalb zu schärferer Kostenkontrolle,
         mehr Leistung fürs Geld und größerer Leistungstransparenz. Nach ihrer Lesart bekommen die Colleges nicht etwa zu wenig Geld,
         sondern haben ein Produktivitätsproblem – sie verschwenden Ressourcen. Zugleich versprechen Politiker den Wählern immer gern,
         dass das College |173|bezahlbar bleibt – und stellen eine generöse Aufstockung der Stipendien aus dem Bundeshaushalt oder höhere Steuerfreibeträge
         in Aussicht.
      

      
      Was sind nun aber die Fakten? Wie stellt sich 2008 die Lage an der Gebührenfront dar? Die Spanne verlangter Preise ist riesig;
         selbst innerhalb eines Segments vergleichbarer 4-year institutions streuen sie erheblich. Angaben zu den durchschnittlichen Gebühren an privaten und öffentlichen Hochschulen bieten daher nur
         eine grobe Orientierung. Die Musik liegt im Detail. Studiengebühren spiegeln zwar in erster Linie den Finanzbedarf einer Hochschule,
         doch in die Preisgestaltung fließen auch Marketing-Überlegungen und politische Gesichtspunkte ein. Im öffentlichen Sektor
         haben Politik und Regierung der Einzelstaaten über die boards of regents bei der Preisgestaltung ihrer Hochschulen ein Wort mitzureden. Manche setzen Obergrenzen fest, an die sie sich zu halten haben.
         Im privaten Sektor gibt es keine Regulative. Das Preisgebaren der einzelnen Einrichtungen unterliegt keiner Aufsicht, und
         die Preise bestimmen sich allein am Markt – aber nicht durch Angebot und Nachfrage, sondern durch den Wettbewerb der Anbieter,
         die sie aufeinander abstimmen. Am Tenor gibt es dennoch nichts zu deuteln: Preisschilder für das undergraduate college sind heute nicht nur nominell, sondern auch inflationsbereinigt viel teurer als 1975. Betrug die »average tuition« (in Preisen
         von 1999) an öffentlichen Colleges damals 1.386 Dollar, waren es 2000 3.356 Dollar – fast zweieinhalb mal so viel. Im privaten
         Sektor stiegen die Preise zwar etwas langsamer, aber von einem wesentlich höheren Niveau: Aus 6.793 Dollar wurde 25 Jahre
         später reale 15.380 (Faktor 2,3). Der Abstand zwischen beiden Sektoren verringerte sich also gerinfügig – private Hochschulen
         verlangten im Jahr 2000 nicht mehr 4,9 mal so viel Gebühren wie die staatlichen, sondern nur noch 4,6 mal so viel (Johnstone
         2001: 152).
      

      
      Auch in den Elite-Tempeln kostete ein College-Jahr 1975 real nur ein knappes Drittel dessen, was Eltern und Studenten 2006
         dafür hinblättern mussten: Verlangte die private Quadriga Harvard, Princeton, Stanford und Williams im Durchschnitt 33.350
         Dollar nur an Gebühren, waren es 30 Jahre früher 12.538 (Faktor 2,65, in Preisen von 2006). Eine führende Troika im öffentlichen
         Bereich – Ann Arbor, UC Los Angeles und Chapel Hill – legte noch kräftiger zu: Aus den durchschnittlich 2.418 Dollar von 1975
         wurden dort 2006 7.093 – 2,9-mal soviel.84 Die Teuerungswelle erfasste ausnahmslos alle Hochschulen. Die Preise an den schon immer teuren Spitzeneinrichtungen erreichen
         mittlerweise Schwindel erregende Höhen. Nach den Statistiken des College Board und des Chronicle betrugen |174|die durchschnitlichen Gebühren (»Tuition and Fees«) für das Studienjahr 2007/08 an öffentlichen Hochschulen 6.185 Dollar und
         an privaten 23.712, also 3,8 mal so viel (Chronicle, 2.11.2007, A 26). Darüber hinaus wurden für Unterkunft und Verpflegung an öffentlichen Hochschulen noch einmal 7.404 Dollar
         und im privaten Bereich 8.595 Dollar fällig. Von der tatsächlichen Preis-Spreizung vermitteln diese Werte aber bestenfalls
         eine Ahnung. Sämtliche hoch gerankten private Universitäten und Colleges verlangen zwischen 33.000 und 35.000 Tausend Dollar
         im Jahre nur an Gebühren. Rechnet man Unterbringungskosten und die Ausgaben für Bücher, Transport, Kleidung und Krankenversicherung
         hinzu, werden für ein Collegejahr an einer ivy league heute locker mehr als 50.000 Dollar fällig. Ein Bachelor summiert sich auf gut 200.000 Dollar, und darin ist noch nicht einmal
         der Talar für die Abschlussfeier inbegriffen.
      

      
      Staatliche Hochschulen sind im Vergleich dazu spottbillig – vor allem für Landeskinder. In Berkeley beispielsweise werden
         ihnen nur 7.164 Dollar in Rechnung gestellt (statt 26.784 für »out-of-state students«), an der University of Virginia 8.500
         (statt 21.438) und in Ann Arbor 10.447 Dollar (statt 31.301). Dabei sind das die Edelmarken mit den teuersten Preisen. Die
         meisten öffentlichen Forschungsuniversitäten bitten Landeskinder noch viel weniger zur Kasse – die Louisiana State University
         verlangt von ihnen 4.543 Dollar, die University of North Carolina 5.340 oder die SUNY at Buffalo 6.218 Dollar (was ziemlich
         genau dem Durchschnittswert für die Studiengebühren an öffentlichen Hochschulen entspricht). Natürlich lässt sich trefflich
         darüber streiten, ob die Ausbildung in Baton Rouge oder Chapel Hill wirklich nur ein Achtel oder ein Sechstel so viel Wert
         ist wie die in Harvard oder Yale. Allerdings sollte man bei solchen Gegenüberstellungen stets bedenken, dass nur drei Prozent
         aller undergraduates an Colleges studieren, die mehr als 25.000 Dollar an Gebühren verlangen. Fast zehnmal so viele studieren an »billigen« Hochschulen
         mit einer tuition von weniger als 4.000 Dollar. 

      
      An dieser Stelle ist eine weitere Klarstellung nötig: Alle diese Zahlen gelten nur für das vierjährige undergraduate college. Die Gebühren für eine professional education stehen auf einem ganz anderen Blatt. In einer guten law school oder medical school belaufen sie sich leicht auf mehr als 45.000 Dollar pro Jahr. Stipendien und Förderprogramme sind dort äußerst rar. Wenn sie
         keinen Scheck von den Eltern bekommen können, bleibt Studenten daher nichts weiter übrig, als diesen zweiten Studienabschnitt
         durch Darlehen zu finanzieren. Weil so viele Ärzte und Juristen am Ende ihrer Ausbildung |175|hoch verschuldet sind, finden sie es nur legitim, viel Geld zu verdienen. Das ist ein wichtiger Grund dafür, warum die Gehälter
         in diesen Berufen in den USA weit höher sind als in Deutschland. 150.000 oder gar 200.000 Tausend Dollar Schulden plus Zins
         und Zinseszins müssen erst einmal wieder hereinkommen – von eventuellen Rückzahlungen für die Collegeausbildung ganz zu schweigen.
      

      
      Völlig anders verhält es sich dagegen mit der graduate school. Für »terminal Master«, die kein integraler Bestandteil eines Ph.D.-Programms sind, fallen meist relativ hohe Gebühren an,
         denn sie vermitteln eine zusätzliche berufliche Qualifizierung. Doktorandenprogramme in den arts and sciences sind dagegen in aller Regel gebührenfrei. Spitzen-Unis zahlen Promovenden sogar ein auskömmliches Stipendium, von dem sie
         ihren Lebensunterhalt bestreiten können, damit sie sich voll auf ihr »course-work« und daran anschließend ihre Forschungen
         konzentrieren können. Im Gegenzug müssen sie allerdings eine Zeitlang als TA (teaching assistent) oder wissenschaftliche Hilfkraft arbeiten. Die Höhe der Stipendien variiert von Fach zu Fach und beträgt zwischen 15.000
         und 25.000 Dollar pro Jahr. Manche Universitäten gewähren sie nur für zwei, andere für bis zu fünf Jahre. So kann sich der
         »wissenschaftliche Nachwuchs« theoretisch frei von finanziellen Erwägungen auf eine spätere Tätigkeit als Wissenschaftler
         und Hochschullehrer vorbereiten. Allerdings bezahlt er für dieses Privileg mit deutlich schlechteren Gehältern, als sie Absolventen
         der professional schools erwarten dürfen, vom höheren Arbeitsmarktrisiko ganz zu schweigen.
      

      
      Wie nun schultern die Studenten die enormen Kosten für das College, die nur in ganz wenigen Einzelfällen von der financial aid komplett gedeckt werden? Mindestens einen Teil müssen die Studenten aus eigener Tasche tragen – und das heißt, ein Darlehen
         aufnehmen, falls sie leer ist. Das galt 2004/05 für 44 Prozent der undergraduates im öffentlichen Sektor und 60 Prozent an privaten Hochschulen; von denen, die eine kommerzielle Hochschule besuchten, borgten
         sich sogar 74 Prozent Geld fürs Studium (NCES 2007). Ungefähr ein Drittel aller undergraduates verlässt das College mit Schulden. Andererseits sind mehr als ein Drittel der Studenten in den Elite-Colleges Selbst- und
         Vollzahler, die weder einen Anspruch auf staatliche Hilfen geltend machen noch mit Fähigkeiten oder Kenntnissen aufwarten
         können, die ihnen die Hochschule mit einem Preisnachlass vergüten würde. Gefährdet diese Entwicklung den amerikanischen Traum
         von einer college education als magischem Ticket in eine bessere Zukunft? Viele Beobachter befürchten genau das. Seit den Tagen der great society ist viel |176|Wasser den Potomac River hinuntergeflossen. Im Verteilungskampf um staatliche Gelder rangiert die higher education inzwischen hinter Gesundheitsförderung und nationaler Sicherheit nur noch unter ferner liefen. Für viele Familien ist sie
         deutlich weniger bezahlbar geworden. Ob das auch unerschwinglich bedeutet, steht indes auf einem anderen Blatt.
      

      
      Die Krise der Collegefinanzierung hat zu einer Fülle unterschiedlicher Reaktionen geführt. Memoranden warnen vor düsteren
         Folgen für die globale Wettbewerbsfähigkeit Amerikas85 und für den öffentlichen Dienst. So legte eine »State Public Interest Research Group« im April 2006 in einer alarmierenden
         Studie dar, dass es sich 23 Prozent der Absolventen öffentlicher und 38 Prozent derer von privaten Colleges unter den gegebenen
         ökonomischen Belastungen nicht mehr leisten könnten, Lehrer oder Sozialarbeiter zu werden, weil die Gehälter für die Rückzahlung
         ihrer »drückenden Schulden« aus den Collegejahren einfach nicht ausreichten (Chronicle, 6.4.2006). Gleichzeitig beschreitet Harvard radikale neue Wege in der finanziellen Unterstützung seiner undergraduates. 2004 mussten Studienanfänger erstmals keinen einzigen Cent mehr bezahlen, sofern ihre Familie weniger als 40.000 Dollar Jahreseinkommen
         hatten – eine Grenze, die inzwischen auf 60.000 Dollar angehoben worden ist.
      

      
      Angesichts anhaltender und sogar wachsender Kritik an der Preispolitik der ivy leagues verkündete Harvard im Dezember 2007 im Glanze eines sensationell gewachsenen endowments einen weiteren großen Sprung nach vorn: Ab 2008 sollen Studenten aus soliden middle class families mit Jahreseinkommen zwischen 120.000 und 180.000 Tausend Dollar generell nur noch zehn Prozent davon fürs College bezahlen
         müssen – eine massive Subvention der 45.600 Dollar, die derzeit für tuition plus room and board fällig sind (New York Times, 11.12.2007). Dem Beispiel von Princeton, Williams und der University of Pennsylvania folgend stellte Harvard zudem in Aussicht,
         alle seine Studienbeihilfen künftig als Stipendien zu vergeben und auf Darlehen ganz zu verzichten. Wie kaum anders zu erwarten,
         sah sich auch Yale kurz darauf zu einem ähnlichen Schritt gezwungen: Mit anderen Kappungsgrenzen und Prozentsätzen läuft seine
         neue Gebührenpolitik darauf hinaus, die Belastungen für Familien mit Einkommen unter 120.000 Dollar ab dem Studienjahr 2008/09
         zu halbieren und für die mit Einkommen zwischen 120.000 und 200.000 Dollar um ein Drittel zu kürzen.86 Damit reagieren die reichsten Hochschulen auf den politischen Druck, ihre Preise zu senken und die Colleges stärker an den
         Erträgen ihrer enormen Vermögen teilhaben zu lassen. Andere Einrichtungen |177|, private wie öffentliche, bringt das in eine missliche Lage. Denn weil kaum eine andere über ähnliche Ressourcen wie Harvard
         und Yale verfügt, haben diese beiden im College-Talentkrieg einen uneinholbaren materiellen Vorteil.
      

      
      Die Situation ist verzwickt. Vielen Kassandrarufen über den angeblichen Niedergang des American college – wegen prohibitiver Gebühren, nachlassendem »academic rigor« und wachsender Beliebigkeit – steht der ungebrochene Optimismus
         der mission statements gegenüber. Und trotz aller abschreckenden Aussichten auf hohe Schulden rütteln jedes Jahr mehr Bewerber an seinen Türen. Können
         die Gebühren noch weiter anziehen, ohne dass die Studiennachfrage einbricht? Momentan sieht es ganz danach aus. Ungewisse
         wirtschaftliche Aussichten, Furcht vor einer Rezession und zunehmender Konkurrenzdruck auf dem Arbeitsmarkt verstärken den
         Andrang an die Colleges und insbesondere auf die Spitzeneinrichtungen noch weiter: »Risk hedging« wird zum wichtigsten Motiv,
         warum ambitionierte, leistungsstarke Schulabsolventen in nie gekannter Zahl an die selective schools drängen.
      

      
      Dass die Preise fürs Studium sinken könnten, erwartet niemand. Völlig naiv wäre es, darauf zu hoffen, mehr Markttransparenz
         und Wettbewerb würden dafür sorgen, denn schließlich hat die eigentümliche Wettbewerbsdynamik im Hochschulbereich zum Preisauftrieb
         der letzten beiden Jahrzehnte kräftig beigetragen. Das »competitive cuddling« der undergraduates, elegante Gebäude und prächtige Anlagen, attraktive Studienprogramme und spektakuläre Campusaktivitäten, vor allem aber die
         Konkurrenz um Starprofessoren aller Disziplinen – all das frisst viel Geld. Die Spielregeln zu ignorieren und ihren eigenen
         Kurs zu fahren kann sich keine Hochschule erlauben. Die Ansprüche der Studienbewerber wachsen, und die öffentlichen Einrichtungen
         wollen es den privaten Konkurrenten gleichtun und sich besser auf dem Studenten- und Forschungsmarkt positionieren. Kostensenkungen
         müssten mit Qualitätseinbußen erkauft werden. Das will niemand riskieren. Discountpreise kommen jede Hochschule letztlich
         teuer zu stehen – egal, ob sie ihre Kosten und Gebühren aus eigener Tasche subventioniert wie Harvard oder ihre Angebotspalette
         und Qualitätsansprüche reduziert. Denn im zweiten Fall bleiben die guten Bewerber aus, womit sich die Hochschule selbst schaden
         würde. Lorraine Aronson, Vizepräsidentin für Finanzen der öffentlichen University of Connecticut, brachte diesen prekären
         Nexus zwischen Kosten und Qualität 2005 in einem Zeitungsinterview klar auf den Punkt: »Alle Leute wollen eine möglichst |178|hochwertige Ausbildung für ihre Kinder. Aber ein billigeres Produkt von geringerer Qualität wäre weiß Gott kein Schnäppchen,
         und das wissen sie auch.« (New Haven Register, 25.5.2005) Die Preisspirale wird sich deshalb so lange weiter nach oben drehen, wie keine radikale Änderung im institutionellen
         Arrangement erfolgt.
      

      
      Aus ökonomischer Perspektive ist der Run aufs College allemal »rational«. Schon ein kurzer Blick auf die Einkommensvorteile
         durch einen Hochschulabschluss genügt, um ihn für eine vernünftige Wahl zu halten. Der Verdienstabstand zwischen Hochschulabsolventen
         und denen, die lediglich ein HSD vorweisen können, ist seit den 1970er Jahren immer größer geworden: Waren die Einkommen ersterer
         damals im Schnitt 36 Prozent höher, hatten sie nach Berechnungen von Anthony Carnevale und Gbemisola Oseni 2005 76 Prozent
         mehr in der Lohntüte (Carnevale 2006). Der Durchschnittsverdienst von Männern ohne Highschool-Abschluss fiel inflationsbereinigt
         um 29,9 Prozent und der von Highschool Absolventen um 16,8 Prozent. Der von College-Absolventen stieg dagegen in derselben
         Zeit um 18 Prozent (Grubb/Lazerson 2004: 161). Selbst wenn man die Gesamtkosten eines Studiums in die Kalkulation einbezieht
         (Gebühren, Lebensunterhalt, entgangener Verdienst), verspricht der Bachelor eine attraktive Rendite. Aufs College zu streben,
         koste es, was es wolle, scheint daher ein Gebot der Stunde. Diesem eindeutig positiven Zusammenhang zwischen »education and
         opportunity« verdankt das es allen Klagen über steigende Kosten und den verrückten Wettbewerb zum Trotz seine andauernde und
         stetig steigende Attraktivität.
      

      
      Betrug das Brutto-Jahreseinkommen von Collegeabsolventen 2005 im Mittelwert 50.900 Dollar, brachten Beschäftigte mit einem
         HSD nur 31.500 Dollar nach Hause. Alle Investitionen und Kosten für die Collegeausbildung haben sich damit nach 14 Jahren
         Berufstätigkeit amortisiert (College Board 2007: 9, 11), von den vielen indirekten Vorteile und Vergünstigungen ganz zu schweigen
         – ein deutlich geringeres Risiko, arbeitslos zu werden, eine größere Wahrscheinlichkeit, durch den Arbeitgeber krankenversichert
         zu sein und überhaupt eine bessere Gesundheit.87 Das College ist mehr als ein Projekt zur Optimierung individueller Lebenschancen – es bleibt auch für die allgemeine Wohlfahrt
         von größter Wichtigkeit: »Higher levels of education are correlated with higher levels of civic participation, including volunteer
         work, voting, and blood donation, as well as with greater levels of openness to the opinions of others.« (Ebd.: 2)
      

      
      |179|Damit ist die Frage nach dem speziellen Wert eines Abschlusses von einer Elite-Hochschule aber noch immer nicht beantwortet.
         Rentiert es sich, an einer selective school zu studieren und dafür so viele zusätzliche materielle und immaterielle Kosten auf sich zu nehmen? Einige Formen von Erträgen
         liegen auf der Hand und sind gut dokumentiert: Absolventen dieser Einrichtungen setzen viel häufiger als der Durchschnitt
         ihre Hochschulausbildung in graduate oder professional studies fort, ergreifen viel wahrscheinlicher einen Beruf mit hohem Status und sind dementsprechend in den »besseren Kreisen« der
         Gesellschaft, den Reichen und Mächtigen, besonders stark vertreten. Ob und inwieweit sich das alles wirklich rechnet, ist
         allerdings unklar. Man weiß lediglich, dass zwischen der Selektivität einer Hochschule und dem späteres Verdienst der Absolventen
         keine lineare Verbindung besteht (Dill/Soo 2005) – jedenfalls nicht generell, sondern höchstens in einer Handvoll illustrer
         Hochschulen. Nicht unterschätzen darf man freilich den Signalwert des Elite-Siegels. Einen Collegeabschluss zu besitzen oder
         nicht macht, wie wir gerade gesehen haben, einen großen Unterschied sowohl für das »well being« als auch die Lebensführung
         von Menschen. Wo man den Abschluss erworben hat, setzt noch einen oben drauf – je selektiver der Zugang, desto besser die
         »socioeconomic outcomes« einer Collegeausbildung (Karen 2002).
      

      
      Auch wenn viele Studenten der ivy leagues am Studienende noch keine genauen Vorstellungen darüber haben, was sie in und mit ihrem weiteren Leben machen wollen, hilft
         ihnen der Name der Hochschule auf ihrem weiteren Weg. So reservieren große Wall Street Firmen und Top-Adressen aus coporate America für Absolventen aus Yale und Harvard deutlich mehr Plätze in den jährlichen Rekrutierungsrunden für Nachwuchskräfte als für
         Top-Studenten sehr guter Colleges mit weniger glanzvollem Namen. Diese Kandidaten müssen sich nicht abstrampeln, um überhaupt
         wahrgenommen und vorgelassen zu werden. Ob sie auch eingestellt werden und Karriere machen, ist damit noch längst nicht ausgemacht.
         Im Notfall können ihnen aber andere »Yale men« oder »Harvard men« unter die Arme greifen – die community ist stark, und auch das hat unschätzbaren Wert.
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      |181|5 Vom Reichtum der Hochschulen in Amerika: Einnahmequellen, Finanzstrategien und die Rolle von Trustees 

      
      Um die Finanzen amerikanischer Hochschulen wird in Deutschland viel Aufhebens gemacht – mehr jedenfalls als um ihre Studienprogramme
         und Organisation. Erstens schreibt man die Attraktivität amerikanischer Universitäten und ihr Leistungsvermögen gern ihrem
         märchenhaften Reichtum zu. Zweitens nimmt man an, dass sie sich vor allem durch Studiengebühren finanzieren, weil man sich
         deren hohen Listenpreise anders nicht zu erklären weiß. Und drittens gilt es als ausgemacht, dass in den USA private Sponsoren
         und die Wirtschaft einen starken Einfluss auf das Geschehen an den Hochschulen ausüben. Wie so oft, wenn es um Amerika geht,
         handelt es sich hier um ein Gemisch aus Halbwahrheiten und Unterstellungen. Richtig ist lediglich, dass viele amerikanische
         Universitäten und Colleges, private wie öffentliche, über beachtliche Anlage- und Kapitalvermögen sowie wesentlich mehr Mittel
         verfügen können als vergleichbare deutsche Hochschulen. Wie bereits erwähnt, fließt in den USA ein außergewöhnlich großer
         Anteil volkswirtschaftlicher Ressourcen in die Hochschulausbildung. Nach den Statistiken der OECD geben sie deutlich mehr
         für die »tertiary education« aus als jedes andere Mitgliedsland: 2,8 Prozent des Bruttoinlandspodukts im Jahre 2003, verglichen
         mit 1,3 Prozent im Durchschnitt der EU-Länder und 1,1 in Deutschland. Obwohl Deutschland, gemessen an seiner Bevölkerung,
         viel weniger Studenten hat, gab es pro Student fast zwei Drittel weniger aus (OECD 2006: Tab. 2.1b). Die materiellen Differenzen
         sind also nicht zu übersehen.
      

      
      Unsere Finanzinspektion umfasst fünf Schritte und zwei Epiloge. Nach einer groben Übersicht über das Gewicht und die Bedeutung
         verschiedener Einkommensarten für öffentliche Hochschulen einerseits und für private andererseits betrachten wir zunächst
         die institutionelle Unterstützung der einzelnen Staaten für ihre Landeshochschulen und die Rolle der Drittmittel für die Forschung,
         bevor wir uns zwei aktuell hoch gehandelten Geldquellen |182|zuwenden – Einnahmen aus Patenten und geistigem Eigentum sowie aus Vermögenserträgen und privaten Spenden. Beide sind während
         des letzten Jahrzehnts enorm wichtig geworden, bergen aber viele Risiken und sind politisch keineswegs unumstritten. Vor allem
         Elite-Unis setzen stark auf diese Karte und bemühen sich eifrig, einander in der Kunst des fundraising und klugen investment zu übertreffen. Damit unsere finanztechnischen Erkundungen nicht allzu fade bleiben, schildern wir in einem ersten Epilog
         einige ungewöhnliche Optionen, wie Hochschulen ihre Marktposition und Einnahmen zu verbessern trachten. Um das Bild abzurunden,
         rücken wir zum guten Schluss die Hintermänner des ganzen Geschehens ins Licht – die in der Tat überwiegend männlichen trustees, die zumeist in den Rängen von corporate America zu Hause sind. Als Verbindungsoffiziere zur Außenwelt verbürgen sie das rating einer Hochschule auf dem Kapitalmarkt und spielen eine wichtige Rolle in deren Bemühungen, sich zu profilieren und die für
         ihre Arbeit nötigen Ressourcen zu sichern. Durch die boards gewinnt die governance (Führung und Entscheidungsfindung) amerikanischer Hochschulen eine interessante Würze, die ihr Betriebssystem in besonderer
         Weise vor dem in anderen Ländern auszeichnet.
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      Woher kommt das Geld? 

      
      »Ohne Moos nix los«: Das gilt auch für Hochschulen, denn Studium und Forschung gedeihen nicht von Blütenträumen und Leidenschaft
         allein. Die kräftige Nahrung, die sie brauchen, muss hart erkämpft werden. In den USA beschäftigen sich immer mehr Personen,
         Positionen und Abteilungen mit der Einwerbung staatlicher Fördergelder und privater Spenden, mit Finanzmarketing und der Kontaktpflege
         zu institutionellen Geldgebern und einzelnen Förderern, mit der Vermögensverwaltung und der Vermarktung des in der Hochschule
         produzierten Wissens. Manchmal scheint es, als sei die Maximierung der Einnahmen (revenue) inzwischen zum Hauptanliegen dieser Institution geworden. Wer glaubt, im »development office« einer Universität gehe es
         um deren Profilbildung in Lehre und Forschung und längerfristige Aufgabenplanung, hat sich geirrt. Aufgabe dieses wichtigen
         und an vielen privaten Einrichtungen stark besetzten Amtes ist vielmehr einzig und allein das strategische Finanzmangement
         und die sorgfältige Choreographie von fundraising-Aktivitäten.
      

      
      |183|Amerikanische Hochschulen beziehen ihre laufenden Mittel im Wesentlichen aus sieben verschiedenen Quellen, deren Mischung
         von Sektor zu Sektor und von Einrichtung zu Einrichtung unterschiedlich ausfällt:
      

      
      
         	
            
            Studiengebühren (tuition and fees)
            

            
         

         	
            
            Drittmittel für die Forschung (grants and contracts)
            

            
         

         	
            
            Spenden (gifts)
            

            
         

         	
            
            Vermögenserträge (return from endowment – investment income) 

            
         

         	
            
            Klinika und medizinische Dienste (hospitals and medical services)
            

            
         

         	
            
            Wirtschaftliche Aktivitäten (sales and services)
            

            
         

         	
            
            Zuwendungen der Einzelstaaten, die aber nur bei öffentlichen Hochschulen zu Buche schlagen (state appropriations)
            

            
         

      

      
      Trotz oder gerade wegen der Dominanz des Marktes steigen Ausgaben und Kosten des Hochschulwesens offenbar unaufhaltsam an.
         Von wachsenden Ansprüchen, neuen Aufgaben und Anforderungen einmal ganz abgesehen lässt schon der Wettbewerb den Ressourcenbedarf
         der Hochschulen nahezu unersättlich werden. Appelle der Politik zum Maßhalten sind bisher wirkungslos verpufft. Versuche,
         die staatlichen Hochschulen durch Ressourcendeckelung und neue Steuerungsinstrumente zu mehr Effizienz anzuhalten, haben lediglich
         deren Wettbewerbsposition gegenüber dem privaten Sektor verschlechtert, die gewünschten Wirkungen aber nicht erreicht. Mehr
         noch als in anderen Ländern gilt daher für die USA die Binsenweisheit, dass Hochschulen niemals genug Mittel haben und immer
         danach streben werden, ihre Einnahmen zu erhöhen – ganz egal, wie hoch oder niedrig sie gerade sind (Ehrenberg 2000).
      

      
      Im Haushaltsjahr 2003/04 trugen Studiengebühren in den öffentlichen – oder besser gesagt vom Staat unterstützen – 4-year institutions durchschnittlich 15,8 Prozent zu deren Gesamteinnahmen von gut 182 Milliarden Dollar bei (NCES 2006: Tab. 337).88 Erwartungsgemäß lag ihr Anteil in kommerziellen Hochschulen, die weder Forschung betreiben noch nennenswerte Vermögen besitzen
         und meist keine direkte Unterstützung durch die öffentliche Hand erhalten, mit 91,2 Prozent weit an der Spitze. Die privaten
         non-for profits dagegen bieten eine kleine Überraschung: Im Durchschnitt finanzierten sie lediglich 28,6 Prozent ihrer Haushalte im Gesamtvolumen
         von etwa 134 Milliarden Dollar aus dieser Quelle – weitaus weniger, als man es erwarten würde. Private Forschungsuniversitäten
         bestritten 2003/04 im Durchschnitt sogar nur 15,7 Prozent ihrer Budgets |184|aus Studiengebühren, deutlich weniger als aus Drittmitteln für die Forschung und aus Vermögenserträgen.
      

      
      Interessanterweise streut das Gewicht der Forschungsmittel stark zwischen öffentlich getragenen und privaten Einrichtungen.
         Vermutlich hängt das damit zusammen, dass viele der großen staatlichen Universitäten der zweiten Garnitur wie Ohio State,
         Michigan State und Louisiana State einen Schwerpunkt in technischen Disziplinen und angewandten Naturwissenschaften haben
         und viele staatliche Fördermittel einfahren, während viele kleine private Hochschulen, darunter etliche liberal arts colleges, sowohl in der wettbewerblichen Forschungsförderung als auch in der Auftragsforschung sehr schwach dastehen. Unterm Strich
         jedenfalls bezogen staatliche Hochschulen 2005/06 mit 19,4 Prozent einen viel größeren Anteil ihrer Haushalte aus Projektmitteln,
         overheads und Sonderzuweisungen aus öffentlichen Töpfen als die privaten, die es im Vergleich nur auf 11,1 Prozent brachten. Allerdings
         handelte es sich dabei fast ausschließlich um »federal grants and contracts«, Bundesmittel also, während öffentliche Hochschulen
         fast ein Drittel ihrer Forschungsgelder vom jeweiligen Einzelstaat und von regionalen Agenturen bekamen, das heißt aus weniger
         reputierlichen Quellen. Bei den privaten Forschungsuniversitäten pendelt sich das Verhältnis wieder ein, denn grants and contracts beliefen sich im Schnitt auf 20,3 Prozent ihrer Einnahmen.
      

      
      Was die Spenden betrifft, bestätigen die Daten die Vermutung, dass dies eine klare Domäne der privaten Hochschulen ist und
         dass sich öffentliche damit eher schwer tun: »Gifts« und »capital grants and gifts« summierten sich bei letzteren auf lediglich
         3,7 Prozent ihrer Einnahmen, während sie im privaten Sektor mit 11,8 Prozent zu Buche schlugen. Dass es dort zwischen den
         verschiedenen Hochschultypen kaum Unterschiede gab weist zudem darauf hin, dass sich seine Studenten und Alumni weit stärker
         mit ihrer Hochschule identifizieren als die von öffentlichen Hochschulen.
      

      
      Für alle Typen privater Hochschulen sind Vermögenserträge inzwischen zur wichtigsten Einkommensquelle geworden. 2003/04 brachten
         sie ihnen knapp 31 Milliarden Dollar oder 23,1 Prozent ihrer gesamten Einnahmen, bei den Forschungsuniversitäten waren es
         sogar 29 Prozent. Hier liegen die größten Unterschiede zum öffentlichen Bereich: Obwohl gut drei Viertel aller Studenten in
         den USA an staatlichen Hochschulen eingeschrieben sind, machte das »investment income« mit 6,9 Milliarden Dollar nur 3,8 Prozent
         von deren Mittel aus und war damit nur etwas mehr als ein Fünftel so groß wie das der privaten Hochschulen. Aus dem Klinikbetrieb
         |185|und medizinischen Diensten beziehen sowohl öffentliche als auch private Hochschulen hohe Einkommen. Trugen sie 2003/04 im
         Schnitt 8,8 beziehungsweise 7,2 Prozent zum Gesamtbudget der beiden Sektoren bei, waren es in privaten Forschungsuniversitäten
         sogar 11,4 Prozent. Aus »sales and services of auxiliary enterprises« kamen weitere 7,7 Prozent der Hochschulgelder.
      

      
      Was für den privaten Bereich Erträge aus endowments bedeuten, ist für die öffentlichen Hochschulen die institutionelle Förderung durch den Einzelstaat – eine überaus wichtige,
         wenn nicht gar die wichtigste Einnahme. Doch ähnlich, wie sich private Hochschulen trotz drastisch steigender Preise in immer
         geringerem Maße aus Studiengebühren finanzieren, hat die Bedeutung der alljährlichen state appropriations im öffentlichen Sektor während der letzten zwanzig Jahre stark abgenommen. Die meisten deutschen Universitäten bekommen mehr
         als 90 Prozent ihrer Mittel vom Land, und das allein macht sie zu staatlichen Einrichtungen. Davon kann für die öffentlichen
         Hochschulen in den USA keine Rede sein: Sie haben sich zu staatlich geförderten und unterstützten, aber nicht länger staatlich
         ausfinanzierten und vom Staat abhängigen Institutionen entwickelt. Staatliche appropriations im Gesamtvolumen von 42,5 Milliarden Dollar machten 2003/04 gerade mal 24,3 Prozent ihrer Einnahmen aus, und 2005/06 waren
         es nur noch 22,7 Prozent. Selbst wenn einige wenige Staaten wie Illinois, Maryland, New York und Pennsylvania gemeinützige
         private Hochschulen institutionell fördern und für besondere Einzelprojekte gelegentlich Bundesmittel locker gemacht werden,
         flossen den privaten Hochschulen aus staatlichen Quellen 2003/04 ingesamt nur 1,46 Milliarden Dollar zu, was knapp 1,1 Prozent
         ihrer Einnahmen entsprach.
      

      
      So haben wir es wieder einmal mit einem sehr bunt gescheckten Bild zu tun: Die institutionelle Förderung aus öffentlichen
         Mitteln ist zwar immer noch die wichtigste Finanzquelle für die staatlichen Hochschulen in den USA, aber beileibe nicht mehr
         die einzige oder auch nur stärkste. Ihre Bedeutung schwankt von Staat zu Staat, nimmt aber durch die Bank eher ab, als dass
         sie steigt. Die Einnahmen aus Studiengebühren und aus dem medizinischen Betrieb sind inzwischen zusammengenommen genauso groß,
         und aus grants and contracts beziehen staatliche Hochschulen ähnlich viele Mittel. Im klaren Unterschied dazu finanzieren sich private Forschungsuniversitäten
         zu mehr als 40 Prozent aus ihren endowments und aus privaten Spenden. Ihre Einnahmen aus Studiengebühren wiegen demgegenüber |186|selbst im Vergleich zu denen aus grants and contracts und aus wirtschaftlichen Aktivitäten immer weniger.
      

      
      Mit Ausnahme der Community Colleges und kleineren regionalen Hochschulen ist keine von einer einzigen Einnahmequelle oder
         einem einzigen Zuwendungsgeber abhängig. In diesem Potpourri spiegelt sich die institutionelle Vielfalt des Systems. Zu behaupten,
         die Diversifizierung von Einnahmequellen liege »at the heart of the diversity of character and function of American higher
         education« (Trow 1993a: 41), ist daher keineswegs übertrieben. Ein Blick in die Bücher zeigt auch, dass diese trotz der vielen
         staatlichen Fördergelder nach 1945 und trotz der enormen Expansion des öffentlichen Sektors weitgehend eine private Sache
         geblieben ist, wenn auch nicht unbedingt ein privates Geschäft: Die öffentliche Hand steuerte seither niemals mehr als die
         Hälfte zu den Einnahmen der Hochschulen bei. In den 1980er Jahren bezogen sämtliche akkreditierten Einrichtungen daraus etwa
         42 Prozent ihrer Mittel. Für 1995/96 weist die aktuellste Finanzstatistik nur noch einen Anteilswert von 38 Prozent aus (NCES
         2006: Tab. 335) – 12,1 Prozent aus dem »federal funding« von Hochschulaktivitäten und 23,1 durch Zuwendungen der Einzelstaaten.
      

      
      Zwischen öffentlichen und privaten Hochschulen gibt es aber nicht allein im Mix der Einnahmearten auffallende Unterschiede,
         sondern vor allem auch im Volumen der Ressourcen, über die sie jeweils verfügen können: So nahmen staatliche Hochschulen 2003/04
         für jeden »full-time equivalent student« insgesamt 32.750 Dollar ein, während es die privaten non for-profits auf 51.629 schafften, das heißt 57,6 Prozent mehr. Die Differenz in den durchschnittlichen Studiengebühren (5.171 gegenüber
         14.693 Dollar) kann diesen Abstand nur teilweise erklären. Schwerer wiegen die Unterschiede in den Zuflüssen aus dem endowment und im privaten Spendenaufkommen: Konnte eine private Hochschule pro Student mit 6.047 Dollar an Spenden und weiteren 11.924
         Dollar aus Investmenterträgen rechnen, mussten sich ihre staatlichen Stiefschwestern mit 1.193 Dollar an Taschengeld und 1.248
         aus Zinsen begnügen.
      

      
      Wofür amerikanische Hochschulen wie viel Geld ausgeben, lässt sich aus den Daten der Bundesstatistiken über »functional expenses«
         nicht genau ablesen. Klar ist lediglich, dass sich die Einnahmen und Ausgaben für Forschung, Kliniken und medizinische Dienste
         zwischen beiden Sektoren kaum unterscheiden. Wer mehr über die finanziellen Spielräume und Möglichkeiten der Elite-Universitäten
         wissen will, muss deren Finanzberichte zu Rate ziehen. Über welche Mittel sie verfügen können, ist in der |187|Tat eindrucksvoll und selbst dann mit deutschen Verhältnissen ganz unvergleichbar, wenn man den Dollar mit der offiziellen
         Kaufkraftparität von 1:1,33 zum Euro diskontiert:89 2007 belief sich der Haushalt von Harvard mit seinen etwas mehr als 20.000 Studenten (7.100 undergraduates im Harvard College und 12.940 graduate and professional students) auf 3,2 Milliarden Dollar und war damit sieben Prozent größer als im Jahr davor. Davon kamen netto, das heißt nach Abzug
         der Stipendienzahlungen, 20,5 Prozent aus Studiengebühren, 20 Prozent aus research grants and contracts, 6,7 aus privaten Zuwendungen und sage und schreibe 1,2 Milliarden Dollar (37,7 Prozent) aus dem endowment, das inzwischen auf mehr als 34 Milliarden Dollar angewachsen ist. Lediglich bei den Mitteln für die Forschung entsprachen
         die Anteilswerte dem Durchschnitt für private Forschungsuniversitäten. Die Einnahmen aus Studiengebühren und Vermögenszuflüssen
         lagen um jeweils ein Drittel höher, bei den privaten Spenden um ein Drittel niedriger – ein scheinbar paradoxes Bild. Doch
         sowohl die Abweichungen in den Kapitalerträgen nach oben als auch die im Spendenaufkommen nach unten werden plausibel, wenn
         man die Dimensionen bedenkt, um die es hier geht – regelmäßig mehr als 214 Millionen Dollar an neuen Spenden pro Jahr zu mobilisieren
         ist selbst für eine Traumfabrik nahezu unmöglich.
      

      
      Die Yale University ist viel kleiner und mit einem endowment von annähernd 23 Milliarden Dollar auch ärmer als Harvard. Ihre revenues zeigen aber ein ganz ähnliches Grundmuster. 2007 standen ihren gut 11.300 Studenten (5.300 undergraduates im Yale College und 6.000 graduates and professional students) Einnahmen von insgesamt 2,1 Milliarden Dollar gegenüber – 37,8 Prozent mehr als 2003. Nach Diskontierung der großzügigen
         Stipendien trugen Studiengebühren, die gegenüber dem Vorjahr brutto um 5,2 Prozent gestiegen waren, lediglich elf Prozent
         zum Budget bei. 25 Prozent davon kamen aus dem »grant and contract income«, das dem allgemeinen Trend entsprechend zu mehr
         als drei Vierteln von der Yale School of Medicine eingefahren wurde. Ähnlich wie in Harvard kam auch in Yale ein überdurchschnittlich
         großer Anteil des Haushalts aus dem endowment und sonstigen investment income der Hochschule, nämlich 37 Prozent oder 783 Millionen Dollar.
      

      
      Etwas, aber nicht völlig anders sieht das Bild in staatlichen Elite-Unis aus, wie das Beispiel der University of Virginia
         (UVA) zeigt. Den etwa 20.200 Studenten dieser Hochschule (13.600 undergraduates und knapp 6.600 graduate and professional students) standen im Haushaltsjahr 2007/08 insgesamt 2,1 Milliarden Dollar an Einnahmen gegenüber – ein Drittel |188|weniger als Harvard mit einer fast identischen Studentenzahl, aber doppelt so vielen graduate students. Auf den nichtmedizinischen Bereich der UVA entfielen 1,1 Milliarden Dollar. 15 Prozent davon kamen vom State of Virginia
         und 28,6 Prozent aus tuition and fees. Deren Anteil am Budget war damit fast doppelt so hoch wie der ihrer institutionellen Förderung durch den Staat, deutlich größer
         als in Harvard und erst recht in Yale. 2006/07 konnte die UVA dank einer frischen fundraising campaign insgesamt 302 Millionen Dollar an privaten Spenden einheimsen, die allerdings nicht in vollem Umfang den laufenden Mitteln
         zugute kamen. Doch Spendeneinnahmen verstärkten das Budget um immerhin 162 Millionen Dollar oder 14,2 Prozent. Auch die Forschungseinnahmen
         der UVA können sich sehen lassen: Mit 24,8 Prozent steuerten sie einen annähernd gleichen Anteil wie in Yale zum Haushalt
         bei.
      

      
      Vergleicht man das Budget der UVA mit dem der beiden reichsten privaten Universitäten, fällt zweierlei auf: erstens das große
         Gewicht von Studiengebühren und zweitens, dass die staatliche Grundförderung die massiven Abstände im Vermögen auch nicht
         einmal annähernd kompensieren kann. Verstärkt Yale sein Budget durch rund vier Prozent seines endowments, sind das derzeit gut 900 Millionen Dollar – das entspricht mehr als 80 Prozent des gesamten Haushalts der UVA außerhalb
         der Medizin. Würde die UVA denselben Satz aus ihrem endowment von 4,4 Milliarden Dollar abzweigen, bekäme sie etwa 175 Millionen Dollar. Die Kluft zwischen reichen und wohlhabenden Elite-Universitäten
         wird damit immer größer – was auch bedeutet, dass es Letzteren immer schwerer fällt, im Wettkampf um die besten Studenten
         und Professoren mit den Spitzenreitern mitzuhalten. Die University of Wisconsin at Madison zum Beispiel verlor in den letzten
         drei Jahren ein Viertel ihrer Professoren in ihren bestens ausgewiesenen Sozial- und Geisteswissenschaften an andere, meistens
         private Universitäten, weil diese teilweise mehr als das doppelte Gehalt bieten konnten. Jetzt hat sie alle Mühe, die vakanten
         Positionen zu füllen, ihre Reputation und ihren Platz in den Rankings zu verteidigen (Chronicle, 18.4.2008).
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      |189|Staatliche Finanzierung und die Rolle der Einzelstaaten 

      
      Wie die Einzelstaaten ihr jeweiliges System öffentlich getragener Hochschulen organisieren und gestalten, lenken und finanzieren,
         unterscheidet sich stark. Alle Anläufe, der Bundesregierung eine größere Rolle in der Koordination und Finanzierung des staatlichen
         Hochschulwesens einzuräumen, sind kläglich gescheitert, und seit 1972 scheint es, als sei das Thema ein für allemal vom Tisch.
         Genau wie die deutschen Länder tragen die amerikanischen Staaten die alleinige regulative und materielle Verantwortung für
         ihre Hochschulen. So wie es ihnen freisteht, über die Erhebung der ihnen zustehenden Einkommens- und anderen Steuern selbständig
         zu entscheiden, werden sie auch im Hochschulbereich weder durch bundesgesetzliche Rahmenvorgaben noch zwischenstaatliche Abkommen
         gebunden. Mit der starken einzelstaatlichen Tradition der USA wären ein Länderfinanzausgleich wie in der Bundesrepublik Deutschland
         und der Gedanke »gleichwertiger Lebensverhältnisse« in allen Staaten kaum zu vereinbaren. Große Ungleichheiten in der Finanzkraft
         und Ausgabenpolitik der Staaten gelten als selbstverständlich, und wenn es um die Unterstützung ihrer Hochschulen geht, weichen
         ihre Zuwendungen pro Student um den Faktor fünf voneinander ab (Trow 1993a).
      

      
      Eine direkte Unterstützung der Hochschuletats aus Bundesmitteln ist ordnungspolitisch tabu. Anders als in der Schweiz oder
         in Australien gibt es in den USA auch keine Bundesuniversitäten.90 Neben den sehr beachtlichen Aufwendungen für Stipendien und staatlich verbürgte Darlehen fördert der Bund die Hochschulen
         daher lediglich durch das ausgeklügelte, gut dotierte System einer wettbewerblichen Forschungsförderung. Daneben bezuschusst
         der Kongress aus den Töpfen unterschiedlicher Ministerien in relativ undurchsichtigen Verfahren Bauvorhaben und besondere
         Projekte einzelner Hochschulen. Zwar entfällt der Löwenteil dieser inzwischen fast 2.300 sogenannter academic earmarks mit einem Gesamtvolumen von 2,25 Milliarden Dollar auf staatliche Hochschulen. Hin und wieder kommt aber auch mal eine private
         Einrichtung in den Genuss solcher Bundeshilfe. Auf der Vorhabenliste stehen neue Forschungslabors ganz weit oben, aber auch
         Seminarräume, Sportstätten und Grünanlagen tauchen darin auf.
      

      
      Hinter jedem geförderten Projekt stehen rührige Senatoren und Mitglieder des Repräsentantenhauses – amigos, die etwas für ihre Wahlkreise und Unterstützer tun wollen. Dafür, dass alles in die richtigen Kanäle fließt, sorgen eifrige
         Lobbyisten auf dem Washingtoner Parkett, deren leise |190|flankierende Arbeit sich die Hochschulen einiges kosten lassen. Yale zum Beispiel wandte 2004/05 gut 450.000 Dollar für ihre
         Hilfsdienste auf, obwohl es daraus keinen direkten materiellen Nutzen zog. Für manche der etwa 900 Empfänger solcher Wohltaten,
         die man im amerikanischen Englisch drastisch als »pork-barrel projects« bezeichnet, zahlt sich der gute Draht zu Senatoren
         und Abgeordneten jedoch kräftig aus: Nach dem Haushaltsplan für 2007/08 erhielt die Mississippi State University als vom Kongress
         am besten bedachte Hochschule 43 Millionen Dollar an projektgebundenen Hilfen, und die University of Vermont auf Platz 20
         kann sich über 15,4 Millionen freuen (Chronicle, 28.3.2008, A9). Das rasche Wachstum dieser »grauen« Subventionen – 1998 gab es erst 338 academic earmarks – stößt vor allem deshalb auf Kritik und Vorbehalte, weil die Mittel für die Forschungsförderung dahinter weit zurückgeblieben
         sind. Befürworter können allerdings ins Feld führen, dass die earmarks lediglich ein Gegenstück zum stark angestiegenen privaten Sponsoring von Hochschulen darstellen, in dem öffentliche Einrichtungen
         nun einmal wenig zu bestellen haben.
      

      
      Was nun die Hochschulfinanzierung durch die Einzelstaaten angeht, variiert diese sowohl im Volumen als auch in ihrer Art erheblich.
         Manche Staaten wie Vermont setzen auf hohe allgemeine Studiengebühren und subventionieren sie für Landeskinder durch üppige
         Beihilfen. Andere wie North Carolina halten die Gebühren niedrig und fördern ihre Hochschulen stattdessen durch großzügige
         institutionelle Zuwendungen. Betrachten wir nur diese state appropriations im engeren Sinne, gleicht ihre Entwicklung während der letzten 50 Jahre einer Achterbahnfahrt: Mit Beginn der Hochschulexpansion
         stiegen sie zunächst absolut wie relativ stark an. Hatten sie 1949/50 noch hinter den Bundesmitteln zurückgestanden, kehrte
         sich das Verhältnis trotz der massiven Förderung naturwissenschaftlicher Forschung durch die Bundesregierung zehn Jahre später
         um und pendelte sich ab Mitte der 1970er Jahre bei 2:1 ein. 1975/76, im Zenith des goldenen Zeitalters, trugen die Einzelstaaten
         mit einem Anteil von 30,1 Prozent so viel zu den laufenden Einnahmen aller US-Hochschulen bei wie niemals vorher und auch
         nachher nicht mehr (NCES 2006: Tab. 355). Kurz danach drehte der Wind wieder.
      

      
      Zwischen 1980 und 1998 nahm der Anteil der Hochschulausgaben an den staatlichen Haushalten nahezu kontinuierlich ab. Absolut
         stiegen sie zwar um 13 Prozent in konstanten Preisen. Doch sowohl die Etats der Einzelstaaten als auch die Budgets der Hochschulen
         wuchsen deutlich |191|schneller, Letztere im Durchschnitt um 41 Prozent. Angesichts eines schwierigen wirtschaftlichen Umfeldes, abflachender Steuereinnahmen,
         veränderter politischer Prioritäten, konkurrierender Bedarfe sowie nicht zuletzt wachsender Widerstände gegen Steuererhöhungen
         kürzten viele Staaten ihre Zuwendungen an die Hochschulen oder froren sie ein. Weil es sich dabei nicht um gesetzlich gebundene
         Ausgaben handelte und weil sie nur mit schwachen Widerständen rechnen mussten, schien das ein probater Ausweg aus der Finanzkrise
         (McGuinness 2005). Im Ergebnis hielt die institutionelle Grundfinanzierung nicht länger Schritt mit den Studentenzahlen und
         rasant steigenden Studienkosten. In dieser Klemme wussten sich die meisten Hochschulen nicht anders zu helfen, als ihre Studiengebühren
         drastisch zu erhöhen. Daher stiegen sie nicht nur deutlich stärker als die Inflationssrate, sondern auch viel schneller als
         im privaten Sektor.
      

      
      Doch Studiengebühren sind nicht für alle Einrichtungen gleich elastisch. Die am wenigsten attraktiven stoßen als erste an
         Grenzen, weil sich ihre Klientel, typischerweise Studenten aus »underserved« sozialen Gruppen, am ehesten durch höhere Gebühren
         von der Aufnahme eines Studiums abschrecken lässt. Außerdem können sie keinen premium-Aufschlag verlangen, sondern müssen
         auf ein angemessenes Preis-Leistungs-Verhältnis achten. Erhöht sie ihre Gebühren, muss jede dieser Hochschulen daher damit
         rechnen, dass sie Studenten und damit letztlich auch Einnahmen verliert. Darüber hinaus werden sie von sinkenden state appriopriations besonders hart getroffen, weil sie kaum Chancen haben, wenigstens einen Teil des Verlusts durch private Spenden wieder wettzumachen.
         Während öffentliche Hochschulen aus der Top-Liga zwischen 1994 und 2004 1,2 bis 1,6-mal soviel Geld vom Staat erhielten wie
         die aus dem Mittelfeld, konnten sie 3,5-mal so viele private Spenden einfahren (Cheslock/Gianneschi 2008). Die abnehmende
         institutioneller Finanzierung produziert daher selbst innerhalb des staatlichen Sektors eine wachsende Ungleichheit zwischen
         den einzelnen Hochschuleinrichtungen.
      

      
      2004 kam es zu einer neuerlichen Wende bei den state appropriations. Nachdem sie im Haushaltsjahr 2003/04 noch einmal um nominell 2,1 Prozent auf den niedrigsten inflationsbereinigten Wert
         pro Vollzeit-Student seit 30 Jahren gefallen waren, ziehen sie seither wieder deutlich an. 2007/08 sind sie mit 7,5 Prozent
         gegenüber dem Vorjahr so stark gewachsen wie seit 1985 nicht mehr und summierten sich auf stattliche 77,5 Milliarden Dollar
         (Chronicle, 11.1.2008). Unter den Staaten mit den größten Sprüngen sind interessanterweise viele aus dem armen Süden. Louisiana |192|und Mississippi erhöhten die Ausgaben für ihre Hochschulen um jeweils mehr als 15 Prozent. Noch ist es zu früh um zu entscheiden,
         ob man hier schon von einem neuen Trend sprechen kann. An einer anderen folgenreichen Entwicklung ändert das alles freilich
         gar nichts. Parallel zu den finanziellen Rückschnitten kam es in den 1980er Jahren nämlich zu einem klaren Paradigmenwechsel
         in der staatlichen Hochschulpolitik und governance staatlicher Hochschulen – weg von einer Führung »an der langen Leine« und aufgabenbezogener Finanzierung hin zu einer Orientierung
         an Ergebnissen, verbunden mit der Forderung nach einer besseren Rechenschaftslegung (accountability) und mehr Kosten- und Leistungstransparenz. 1979 übten sich die Einzelstaaten erstmals in einer leistungsbezogenen Mittelzuweisung,
         und 2003 praktizierten 15 von ihnen ein sehr striktes und 21 ein eher lockeres »performance based budgeting« (McGuinness 2005:
         204). Die Begeisterung darüber, endlich ein Mittel gefunden zu haben, um die Kostenexplosion in der Hochschulausbildung zu
         kontrollieren, ist allerdings schon wieder verflogen. Mehr und mehr Staaten sind wieder davon abgerückt, ihre Zuwendungen
         an die einzelnen Hochschulen nach Leistungsindikatoren zu bemessen. An Kostenkontrolle durch eine »aktive Preispolitik« glaubt
         kaum noch jemand. Wenn die meisten Staaten ihren Hochschulen dennoch ein »performance reporting« abverlangen, dann wollen
         sie damit wenigstens den Anschein einer rationalen Steuerung wahren.
      

      
      Der politische Druck auf die Hochschulen, ihre Leistungen und Qualität unter Beweis zu stellen, hält allerdings unvermindert
         an. Trotz vieler ungelöster »technischer« Probleme und trotz der sehr begrenzten Reichweite der staatlichen Hochschulfinanzierung
         sind Kosten und Qualität – und damit implizit natürlich Leistungsversagen und Verbesserungspotenziale – seit Mitte der 1990er
         Jahren zum neuen hochschulpolitischen Schlüsselthema geworden, das sogar den Dauerbrenner access and equity in den Schatten drängte. Staatliche Stellen, Verbände und Interessenvertretungen präsentieren immer neue Ideen und Papiere,
         um die Arbeit und Leistungen der Hochschulen zu verbessern und den Hochschulmarkt transparenter zu machen. Mehr Studienplätze
         zu schaffen oder einen größeren Anteil einer Altersgruppe zu einem Collegeabschluss zu verhelfen spielt dabei kaum eine Rolle.
         Stattdessen geht es um Preise und was man tun kann, um sie zu kontrollieren und die Hochschulen zu Transparenz und Kosteneinsparungen
         zu zwingen. Dass die Studiengebühren zwischen 1982 und 2007 um 375 Prozent gestiegen sind, während sich die allgemeinen Lebenshaltungskosten
         |193|lediglich verdoppelt haben, hat die Hochschulen klar in die Schusslinie gebracht. Regelmäßig warten Medien mit wohlfeilen
         Einsparungsvorschlägen auf: Heraufsetzung von Lehrdeputaten, Gehaltskappungen und Rückschnitte bei den ausufernden Aufwendungen
         für das Hochschulmarketing. Ein Ende des Geplänkels ist nicht in Sicht, eines der davongaloppierenden Preise ebenso wenig.
      

      
      Den bisher letzten Großversuch, aus dieser verfahrenen Situation einen Durchbruch zu erzielen, startete die Bundesregierung
         im Herbst 2005 mit der Einsetzung einer »Commission on the Future of Higher Education« mit hochkarätigen Vertretern aus Wirtschaft,
         Politik, Hochschulen und Verbänden. Als sie ein Jahr darauf ihren mit Spannung erwarteten Bericht präsentierte, war von der
         Hoffnung, im Hochschulbereich einen ähnlichen Befreiungsschlag landen zu können wie in der Sekundarschulbildung mit dem »No
         Child Left Behind Act« von 2001, nur noch wenig übrig geblieben. Obwohl sie ihre Arbeit mit großem Elan und in der festen
         Absicht aufgenommen hatte, den Markt für die higher education durch Berichtspflichten und eine straffere Aufsicht effektiver zu gestalten und die Achsen im Hochschulwettbewerb neu auszurichten,
         schafften es die meisten der dazu diskutierten Überlegungen nicht einmal in den ersten Rohentwurf des Berichts. Selbst der
         Vorschlag, die schwerfälligen und intransparenten Verfahren zur institutionellen Akkreditierung durch ein einheitliches nationales
         System zu ersetzen, wurde rasch wieder beerdigt. Am Ende des Lieds blieb nur die Empfehlung übrig, ein standardisiertes System
         zur Messung und Erfassung der Ausbildungsleistung sämtlicher US-Colleges aufzubauen, um den problematischen Steuerungsanreizen
         der kommerziellen Rankings bessere Informationen entgegensetzen zu können. Es gibt nicht den geringsten Grund anzunehmen,
         dass daraus in absehbarer Zeit etwas werden könnte.
      

      
      Insgesamt ist festzuhalten, dass sich die hochschulpolitische Rolle der amerikanischen Einzelstaaten von der der deutschen
         Länder erheblich unterscheidet. Dass die staatlichen universities, anders als in Deutschland, keine staatlichen Anstalten sind, sondern öffentlich unterstützte, selbständige Einrichtungen,
         drückt sich schon in ihrer Organisation und Führung deutlich aus. Dafür ist kein Ministerium zuständig, sondern ein board of regents oder board of trustees, dem die Entscheidungskompetenz in allen grundsätzlichen Fragen und Angelegenheiten der Hochschulen obliegt und dem von Amts
         wegen Vertreter der Exekutive und gelegentlich auch Parlamentarier angehören. Mehrheitlich sind die trustees aber »normale Bürger«, |194|die das öffentliche Interesse an der Arbeit der Hochschulen als einer bürgerschaftlichen Veranstaltung und Einrichtung vertreten
         sollen. Zusammensetzung und Aufgabenzuschnitt dieser Räte unterscheiden sich auch wieder von Staat zu Staat. In einigen gibt
         es ein einziges board, das für die Budgets und Gehälter, die Besetzung der Leitungspositionen und strategische Planungen an allen öffentlichen
         Hochschulen sowie für deren Koordination verantwortlich ist. Andere Staaten unterscheiden zwischen Entscheidungsgremien für
         die 4-year institutions und anderen Einrichtungen des tertiären Bereichs, einige noch genauer zwischen den verschiedenen Gruppen von Hochschulen wie
         Forschungsuniversitäten, regionalen Hochschulen und community colleges. Viele verzichten auch ganz auf institutionenübergreifende boards und begnügen sich mit einem für jede Hochschule. In den meisten Staaten gibt es indes state boards mit übergreifenden Koordinationsaufgaben und boards für die strategische Leitung der einzelnen Einrichtungen. In all diesen Varianten erfolgt die Hochschulsteuerung jedoch immer
         nur mittelbar und niemals direkt durch Ministerien oder Ämter.
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      Drittmittel für die Forschung: Die Rolle des Bundes 

      
      Schon seit den 1960er Jahren geben die USA jährlich um die 2,5 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts für Forschung und Entwicklung
         aus91 – meistens eher etwas mehr als weniger, mit einem rasch wachsenden Anteil privater Aufwendungen und schwankenden Quoten für
         die Grundlagenforschung. Diese wird typischerweise eher vom Staat als von der Wirtschaft finanziert und findet schätzungsweise
         mehr als zur Hälfte an den Universitäten statt, die damit deren wichtigste Träger sind. Bedenkt man die Summen, die der Bund
         seit 1945 für die Forschungsförderung über verschiedene Ressorts und Agenturen aufgebracht hat, und die kompetitive Dynamik
         im gesamten setting der Forschungsfinanzierung ist es kein Wunder, dass amerikanische Universitäten zu allerersten Adressen und weltweit beneideten
         Leuchttürmen für die Forschung werden konnten. Hinzu kommt, dass es in den USA, wiederum anders als in Deutschland, aus historischen
         und ordnungspolitischen Gründen niemals zur Gründung großer, leistungsstarker Forschungseinrichtungen außerhalb der Universitäten
         gekommen ist.
      

      
      |195|Ein kurzer Blick in die Zahlen genügt, um ein Gespür dafür zu bekommen, wie wichtig das federal research funding für die dortigen Hochschulen ist und welch starkes Gefälle in dieser Hinsicht selbst innerhalb der relativ kleinen Gruppe
         von research institutions besteht: 2006 beliefen sich die gesamten Ausgaben für die Hochschulforschung in den USA auf 47,8 Milliarden Dollar. 30 Milliarden
         (62,7 Prozent) davon kamen aus dem Bundeshaushalt. Nach Angaben der National Science Foundation (NSF) stieg das »federal spending
         for academic research« zwischen 1982 und 2005 inflationsbereinigt jedes Jahr um 5,5 Prozent. Von den 30 Milliarden Dollar,
         die 2006 dafür bereit standen, ergatterten die 100 Universitäten mit den meisten federal grants gut 24 Milliarden (80,9 Prozent), während sich der große Rest, das heißt die mehr als 2.500 übrigen Hochschulen, in die verbleibenden
         5,4 Milliarden Dollar teilen musste (Chronicle, 5.10.2007, A 20). Zieht man die 709 Millionen Dollar für das »Applied Physics Laboratory« von den Zuwendungen an die Johns
         Hopkins University ab, erhielten die fünf Universitäten mit den höchsten federal grants jeweils zwischen 490 und 650 Millionen Dollar. Die auf den Plätzen 95 bis 100 brachten zwar noch nur ein gutes Fünftel davon
         auf die Waage, was indes immer noch bedeutete zwischen 95 bis 98 Millionen. Die ungleiche Verteilung »harter«, wettbewerblich
         und allein nach wissenschaftlicher Qualität vergebener Drittmittel für die Forschung hat in den USA Tradition: Schon 1960
         gingen 57 Prozent der Bundesgelder für die Forschung an gerade mal sechs Universitäten, und 20 sicherten sich 79 Prozent davon
         (Kerr 2003: 41, 122ff.).
      

      
      Von wenigen Ausnahmen abgesehen deutet ein Platz unter den Top 100 Empfängern von federal research grants mit großer Wahrscheinlichkeit darauf hin, dass diese Hochschule auch unter den research institutions der CC zu finden ist. Das gilt jedoch nicht für die 100 Einrichtungen mit den höchsten Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung,
         weil darin auch Mittel aus der Auftragsforschung und aus der Forschungsfinanzierung durch die Einzelstaaten eingehen. Im Vergleich
         zur ersten Gruppe ergeben sich daraus starke Rangverschiebungen – nicht unbedingt an der Spitze, wohl aber im Mittelfeld.
         Die größten Unterschiede zwischen beiden Gruppen tun sich in der Zahl und Reihung der State Universities auf, die in den Rankings nicht so prächtig abschneiden und anderen Hochschulen bei der Einwerbung von federal grants hinterherhinken: In der Ohio State University zum Beispiel – Nr. 12 unter den Hochschulen mit den höchsten Ausgaben für die
         Forschung und Nr. 23 unter denen mit den meisten |196|federal grants – entfielen 2005 darauf lediglich 294 von 609 Millionen Dollar (48 Prozent), in Stanford dagegen – Nr. 7 beziehungsweise Nr.
         4 – 575 von 715 Millionen (80,5 Prozent) (Chronicle 2007: 29).
      

      
      Auf Drittmittelpirsch zu gehen lohnt sich für amerikanischen Universitäten nicht zuletzt deshalb, weil mit den grants stets erkleckliche Abschlagszahlungen für Gemeinkosten (für Gebäude, die technische und administrative Infrastruktur, Laborausstattungen
         usw.) daherkommen. Über diese overheads, die vor wenigen Jahren noch einzeln ausgehandelt werden konnten und mitunter 70 Prozent der Projektmittel ausmachten, dürfen
         sie frei verfügen. Das machte die »indirect-cost recovery« für Forschungsprojekte rasch zu einer ebenso beliebten wie begehrten
         Finanzspritze für den allgemeinen Hochschulhaushalt. Nachdem die overheads in den 1980er und frühen 1990er Jahren durch finanzielle Unregelmäßigkeiten und grotesk überzogene Kostenkalkulationen einiger
         Universitäten in ein schiefes Licht geraten waren und viel politischen Staub aufwirbelten, zahlen staatliche Fördereinrichtungen,
         aber auch private Stiftungen und Auftraggeber, heute in der Regel nur noch eine Pauschale von 20 bis maximal 35 Prozent der
         Projektmittel. Trotzdem bedeutet das aber immer noch sehr viel Geld für die allgemeine Kasse, und nicht selten können research institutions 25 Prozent oder mehr ihrer Gesamtausgaben durch »federal dollars« bestreiten. In Einzelfällen kommen aus der »indirect-cost
         recovery« noch einmal bis zu zehn Prozent ihrer Budgets (Gladieux u.a. 2005: 173). Clevere Hochschulen nutzen dieses Geld,
         um ihre Wettbewerbsposition zu pflegen, erfolgreiche Forscher mit phantastischen Gehältern zu belohnen oder neue drittmittelstarke
         Professoren anzuheuern, die wissenschaftliche Infrastruktur zu verbessern oder in vielversprechende neue Arbeitsgebiete zu
         investieren. Phantasie und Ehrgeiz sind dabei keine Grenzen gesetzt – jedenfalls nicht durch knappe Ressourcen.
      

      
      Die wichtigste, wenn auch bei weitem nicht die größte Forschungsorganisation der USA ist noch immer die 1950 gegründete NSF.
         Im Vergleich zur opulenten Finanzierung der National Institutes of Health (NIH) mit einem Jahresbudget von 28,9 Milliarden
         Dollar nimmt sich das der NSF mit knapp 6 Milliarden Dollar geradezu winzig aus. Aber die Bandbreite ihrer Aktivitäten und
         die große Zahl der von ihr geförderten Projekte (2007 waren es ingesamt 35.959, davon 9.622 neu angelaufene) haben sie zu
         einer Bastion der naturwissenschaftlichen Grundlagenforschung werden lassen und sichern ihr auch weiterhin eine herausragende
         Bedeutung für die Grundlagenforschung an den Universitäten. Das Übergewicht |197|der Gesundheitsforschung und biomedizischer Fächer im federal research funding und die Liebäugelei mit der Programmforschung haben die Zuwendungen für die übrigen Zweige und Gebiete der Forschung zwar
         stagnieren oder gar sinken lassen. Trotzdem summierten sich die Gesamtausgaben für »Science and Technology« im Haushaltsjahr
         2007 auf immerhin fast 80 Milliarden Dollar. Mit der Abwicklung dieser hübschen Summe Geldes ist mehr als ein Dutzend unterschiedlicher
         Fördereinrichtungen und Ministerien beschäftigt, aus deren Töpfen 2007 allein die Physik unterm Strich sage und schreibe 10,6
         Milliarden Dollar erhielt (Chronicle, 17.2.2006, 16.3.2007).
      

      
      Dass die Bundesmittel für die Forschung demnächst schwächer sprudeln könnten, ist ähnlich unwahrscheinlich wie dass die tendenziell
         grundlagenorientierte Hochschulforschung gegenüber anwendungsbezogenen Themenfeldern ins Hintertreffen geraten könnte. Im
         Gegenteil sind Universitäten dank ihrer Fächer- und Methodenvielfalt geradezu dafür prädestiniert, an den Rändern von Disziplinen
         und zwischen diesen zu forschen – dort also, wo nach übereinstimmender Ansicht aller Beobachter und Förderer heute und in
         naher Zukunft die interessantesten Entwicklungen passieren (Geiger 2004: 134 ff.). Angesichts wachsender internationaler Konkurrenz
         in den Natur- und Technikwissenschaften (vor allem aus China und Indien) und abnehmender Vorsprünge der USA ist Forschung
         für die Politik inzwischen wieder zu einem heißen Thema geworden, und ihre staatliche Förderung erscheint so dringlich wie
         selten zuvor.
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      Patentgeschäfte, Academic Capitalism und der lange Arm der Wirtschaft 

      
      Mitte der 1980er Jahre setzte in der amerikanischen Hochschulwelt, parallel zu den Rückschnitten in der staatlichen Grundfinanzierung
         und steigenden Studienkosten, eine Entwicklung ein, die eine neue Einkommensquelle ins Rampenlicht rückte: die Kommerzialisierung
         von Forschungsergebnissen und die Verwertung von Wissen in Form geistiger Eigentumsrechte (intellectual property rights) durch Patente und durch eigene erwerbswirtschaftliche Aktivitäten der Hochschulen. Dazu gehören Firmenausgründungen, der
         freie Verkauf oder die Lizensierung ganzer Studienprogramme oder einzelner Kurse, einträgliche Modelle beruflicher Weiterbildung
         |198|durch die professional schools oder, als jüngstes Phänomen, die internationale Vermarktung des Hochschulnamens durch Dependancen im Ausland. Kam dies alles
         anfangs erst langsam in Gang, nährte der dotcom boom bald große Hoffnungen auf phantastische Geschäfte und ungeahnte finanzielle Schätze. Das galt natürlich in erster Linie für
         brand name-Einrichtungen und Forschungsuniversitäten, die die kommerziellen Potenziale ihrer natur- und ingenieurwissenschaftlichen
         Forschungen systematisch zu erkunden und zu pflegen begannen. Regionale Hochschulen, liberal arts und community colleges taten sich viel schwerer damit, etwas Verkaufsfähiges in ihrem Portfolio zu finden und auf den Markt zu werfen. Mit Bildung
         ist zwar auch ein Geschäft zu machen, aber das lag und liegt fest in den Händen kommerzieller Anbieter, gegen die traditionelle
         Hochschulen bei Lichte besehen keine echte Chance hatten. Die viel beschworene Privatisierung der Hochschulen durch eine Kommerzialisierung
         ihrer Kernaufgaben in Forschung, Lehre und Dienstleistungen vollzog sich unter großem Aplomb, jedoch relativ langsam und sehr
         selektiv, weil nur ein kleiner Teil der amerikanischen Hochschulen davon betroffen ist und aktiv daran mittut.
      

      
      Die politische Signalwirkung dieser Entwicklung war und ist ungleich größer, als es die materiellen Dimensionen vermuten lassen.
         Seit die Hochschulforscher Sheila Slaughter und Larry Leslie 1997 ein Buch darüber mit dem Titel »Academic Capitalism« schmückten,
         ist dies ein geflügelter Begriff geworden, in dem sich das Unbehagen gegenüber einem möglichen Ausverkauf der Universität
         an wirtschaftliche Interessen schlaglichtartig bündelt. Obwohl die Kommerzialisierung von Forschung und Lehre bislang noch
         immer ein Randphänomen der Hochschulaktivitäten darstellt, gibt es ernste Befürchtungen, sie werde das Herzland der amerikanischen
         academy umkrempeln und eine »deep transformation of American higher education« (Calhoun 2006) bewirken – zum Schlechteren, versteht
         sich, weil damit die bisher gültigen Spielregeln für wissenschaftliche Forschung und für die Selbstbestimmung der Hochschulen
         ausgehebelt würden. Gelegentlich spricht man sogar von einer »zweiten akademischen Revolution«, die die von Jencks und Riesman
         1968 beschriebenen Errungenschaften der ersten, das heißt die Verwissenschaftlichung der Hochschulbildung, die Inthronisierung
         einer durch Forschungen ausgewiesenen Professorenschaft und wissenschaftsinterne Wertmaßstäbe, rückgängig zu machen drohe.
         Leistungen in der Forschung, so vermutet man, würden jetzt nicht mehr allein durch die wissenschaftliche Gemeinschaft beurteilt
         und mit Reputation |199|vergolten, sondern auch oder sogar überwiegend im Hinblick auf ihr wirtschaftliches Potenzial und dementsprechend honoriert,
         mit nachhaltigen Folgen für das Publikationsverhalten und die Vergütung aller Professoren und Forscher.
      

      
      Tatsächlich gibt es eine klare Tendenz, wissenschaftliche Erkenntnisse, die bisher stets als öffentliches, frei zugängliches
         Gut betrachtet worden sind, unter den rechtlichen Schutz geistigen Eigentums zu bringen und finanziellen Nutzen aus ihnen
         zu ziehen – die Beispiele reichen von der Patentierung chirurgischer Techniken über die einzelner Enzyme bis hin zu Software-Anwendungen.
         Daher argwöhnen viele Beobachter des Geschehens, Universitäten würden ihr Forschungsportfolio bald nur noch an wirtschaftlich
         einträglichen Feldern ausrichten und andere vernachlässigen, weil sie im Wettbewerb um Ressourcen und wissenschaftlichen Einfluss
         nicht das Nachsehen haben wollten. Kritisch wird registriert, wie wirtschaftliche Verwertungsinteressen das Publikationsverhalten
         von Forschern in pharmakologisch relevanten Gebieten der Lebenswissenschaften bereits verändert haben und in anderen zu verändern
         drohen.
      

      
      Wie steht es nun aber derzeit unbeschadet von solchen strukturellen Befunden und ethischen Problemen um die Vermarktung von
         Forschungsergebnissen und geistigem Eigentum an den amerikanischen Hochschulen? Wie verhalten sich die Einnahmen daraus zu
         denen aus Forschungsaufträgen der Industrie?
      

      
      Der Startschuss dafür, dass Universitäten Forschungsarbeiten ihrer Wissenschaftler systematisch im Hinblick auf Verwertungsfähigkeit
         überprüfen, professionell vermarkten und im großen Stil in das Technologie-Transferspiel einsteigen, kam mit dem Bayh-Dole
         Act. Dieses am 1. Juli 1981 in Kraft getretene Gesetz gilt als Katalysator für die Privatisierung (natur)wissenschaftlicher
         Forschung und als Meilenstein zu einer extensiven Auslegung geistiger Eigentumsrechte. Universitäten und Unternehmen sprach
         es einen Eigentumstitel an allen Forschungsergebnissen und Erfindungen aus Projekten zu, die mit Bundesmitteln gefördert wurden.
         Zuvor hatte sich der Staat das Verwertungsrecht vorbehalten. Durch die Übertragung der »intellectual property control« auf
         die Agenten erhoffte man sich einerseits eine bessere praktische Ausbeute und Umsetzung von Forschungsergebnissen, die allzu
         oft unentdeckt in Berichten vor sich hin geschlummert hatten. Andererseits wollte man ökonomische Anreize schaffen, damit
         Hochschulen ihre Forschungsaktivitäten stärker auf Anwendungskontexte hin ausrichten und enger mit der Industrie zusammenarbeiten 
         |200|. Letztere sollte von den Hochschulen Lizenzen für die Nutzung und wirtschaftliche Verwertung von Forschungsresultaten erwerben
         und sie an den Erträgen beteiligen. Darüber hinaus schuf der Bayh-Dole Act einen einheitlichen Regelungsrahmen für alle Patent-
         und Lizensierungsverfahren, so dass die Hochschulen ein effektives Instrument für die wirtschaftliche Erschließung aller Forschungsprojekte
         an die Hand bekamen, die mit federal grants unterstützt werden.
      

      
      Ob es nun diesen neuen rechtlichen Möglichkeiten zu verdanken ist oder ob es vielleicht ganz unabhängig davon bereits in der
         Luft lag: Fest steht, dass die Zahl der Patentanmeldungen amerikanischer Hochschulen und deren Einnahmen aus Patenten und
         Lizenzen seit 1981 ständig gestiegen sind – nicht ganz so schnell zwar und längst nicht so hoch, wie es sich manche Protagonisten
         dieses neuen Kurses und besonders umtriebige Einrichtungen erhofft und viele Kassandras geunkt hatten, aber dennoch sehr eindrucksvoll.
         Wurden Hochschulen 1981 insgesamt 250 Patente zugesprochen, erhielten sie 1992 1.600 und 1998 knapp 2.100. 2006 reichten sie
         15.900 Patentanmeldungen ein; 3.255 Patente wurden ihnen erteilt.92 Ähnlich sieht es bei den Einnahmen aus Lizenzgebühren aus. Hier verlief die Entwicklung noch rasanter, wenngleich nach 2000
         ein kleiner Knick eintrat, nachdem die dotcom Blase geplatzt war. Unter den Lizenznehmern patentierter Forschungsergebnisse von Hochschulen befinden sich nämlich besonders
         viele upstarts in der Bio- und Informationstechnologie – und genau diese Felder erlebten 2001 die größten Rückschläge. Generierten Patente
         und Lizenzen 1993 lediglich 210 Millionen Dollar an Einnahmen für die Hochschulen, übertrafen die Erträge 2000 erstmals die
         magische Schwelle von einer Milliarde Dollar. 2006 beliefen sie sich auf über 1,1 Milliarden.
      

      
      Inzwischen erzielen 28 Universitäten aus der Patentierung von Forschungsergebnissen und aus Erfindungen ihrer Wissenschaftler
         jeweils mehr als 10 Millionen Dollar im Jahr. Weitere 42 bringen es auf jeweils mehr als 5 Millionen. Lässt man die in der
         Statistik führende University of California mit ihren zehn nicht einzeln ausgewiesenen Standorten, die 2006 zusammen 193 Millionen
         Dollar einfuhren, außer Acht, war der Spitzenverdiener die New York University, die es auf 157 Millionen Dollar brachte. Stanford
         folgte mit 61 Millionen auf dem zweiten Platz, Wake Forest mit 60 Millionen Dollar auf dem dritten. In der Bilanz fällt eine
         doppelte Konzentration auf: Einerseits teilten sich 2004 acht der 155 erfassten Universitäten mehr als die Hälfte der gesamten
         Gelder (Chronicle, |201|2.12.2005, A 25). Bei den meisten Hochschulen, die nennenswerte Lizenzeinnahmen erzielten, kam der größte Batzen davon andererseits
         durch ein einziges oder höchstens zwei Patente, in der Regel für Pharmazeutika oder biomedizinische Verfahren. So erwies sich
         etwa das Boyen-Coher Patent zur Kombination und Transplantation von Genen, ein Grundbaustein der modernen Gentechnik, lange
         Jahre als ein wahrer Goldesel für den Pionier in diesem Geschäft, die Stanford University. Für die NYU ist es »Remicade«,
         ein entzündungshemmendes Mittel, für Wake Forest ein Wundheilungsmittel. Das demonstriert zweierlei: Erstens bringt die große
         Mehrzahl der Hochschulpatente wenig oder gar nichts ein, und zweitens entfällt mit schätzungsweise 70 Prozent der Löwenanteil
         von denen, die überhaupt einen Ertrag abwerfen, auf die Lebenswissenschaften, Arzneimittel oder medizinische Techniken, von
         der Diagnostik bis zur Neurochirurgie. Ein drittes Merkmal liegt damit fast schon auf der Hand: Auch hier wieder tun sich
         die üblichen Verdächtigen besonders hervor, wobei im Unterschied zum USNWR-Ranking private Technische Hochschulen und große
         staatliche Forschungsuniversitäten in der Spitze sehr stark vertreten sind: das MIT, Georgia Tech, Cal Tech, Michigan/Ann
         Arbor, Wisconsin/Madison und die University of California.
      

      
      Das Geschäft mit Lizenzen und Patenten scheint zu blühen. Angesichts knapper werdender staatlicher Ressourcen und steigender
         Opportunitätskosten des Wettbewerbs suchen mehr und mehr Universitäten darin ihr Glück. Ihre »Offices of Transfer and Licensing«
         beschäftigten 2006 landesweit 1.800 hauptamtliche Kräfte, mehr als je zuvor. Ob und mit welchem Erfolg sie sich auch um die
         Vermarktung von Bildungsprodukten, also zum Beispiel die Lizensierung und Kommerzialisierung von Studienangeboten kümmern,
         ist nicht bekannt. Statistiken schweigen sich darüber aus, und es liegen auch noch keine Untersuchungen über dieses Feld vor.
         Sicher scheint lediglich, dass dieser Geschäftszweig des academic capitalism und die Vermarktung geistigen Eigentums in Form von Copyrights ein viel geringeres Volumen hat als der von Erfindungen und
         Patenten. Nachdem sich einige Elite-Unis, darunter auch die bei den Patenteinnahmen führende NYU, um die Jahrtausendwende
         mit Online-Studienangeboten die Finger verbrannt und viele Millionen Dollar verloren haben, überlassen sie ihn lieber kommerziellen
         Hochschulen und Sekundärvermarktern. Das internationale Geschäft wird dagegen immer attraktiver. Anders als englische und
         australische Hochschulen taten sich die guten amerikanischen Universitäten lange sehr schwer mit gezielten Studienexporten
         und dem |202|Aufbau von Filialen im Ausland. Seit 2006 sind sie aber auf den Geschmack gekommen und verkaufen seither ihre Produkte im
         großen Stil für teures Geld in der Golfregion, sei es in Form von »software«, sprich Kurspaketen und ganzen Curricula, sei
         es in Form schicker neuer Satelliten-Einrichtungen.
      

      
      Als ausgesprochen rührig erweisen sich amerikanische Forschungsuniversitäten, besonders die mit einem technischen Schwerpunkt,
         auch bei der Unterstützung von Firmen-Ausgründungen ihrer Dozenten und Absolventen. Viele halten daran finanzielle Beteiligungungen,
         oft allerdings mit nur durchwachsenem Erfolg, weil es in der favorisierten Biotech-Branche nach 2000 zu besonders vielen Pleiten
         kam. 2002 meldeten die knapp 200 Mitgliedshochschulen der AUTM 364 »start-ups« aus ihren Reihen, 2004 waren es 425 und 2006
         schon 486. Wie bei den Patenteinnahmen weist die Tendenz auch hier klar nach oben. Mit gleich zwölf neuen Firmengründungen
         schoss die Carnegie Mellon University aus Pittsburgh 2006 den Vogel ab. Über die finanziellen Dimensionen und Erträge dieser
         Beteiligungen ist nichts bekannt. Vermutlich haben wir es aber mit einer analogen Situation zu tun wie bei Patenten und Lizenzen:
         Eine Handvoll sehr erfolgreicher Unternehmungen treibt die Bilanz nach oben. Sie entfalten eine solche Strahlkraft, dass immer
         mehr Hochschulen versuchen, einen ähnlichen Coup zu landen – und dabei oft leer ausgehen oder allzu leichtsinnig werden.
      

      
      Unterm Strich bleibt festzuhalten, dass hinsichtlich der Verwertung wissenschaftlichen Wissens derzeit noch eine tiefe Kluft
         zwischen Hoffnungen und Verheißungen einerseits und tatsächlichen Gewinnen andererseits besteht. Zwar entsprachen die Patenteinnahmen
         der AUTM-Mitgliedshochschulen 2000 3,23 Prozent von deren Forschungsausgaben. Doch was auf den ersten Blick als eine recht
         anständige Rendite erscheint, entpuppt sich beim zweiten Hinsehen als Papiertiger. Denn erstens fallen Patenterträge nicht
         in voller Höhe der Hochschule zu, sondern den einzelnen Forschern steht auch ein Anteil daran zu. Zweitens täuscht die Durchschnittsverzinsung
         darüber hinweg, dass dahinter nur einige wenige ertragsstarke Patente stehen und die Wirklichkeit viel grauer ist, als es
         diese Zahl nahelegt. Drittens darf man nicht vergessen, dass Patenteinnahmen hohe Vorlaufkosten vorausgehen – für die wissenschaftliche
         Infrastruktur, die sich längst nicht mehr aus federal grants und overheads finanzieren lässt, sondern eine massive Eigenbeteiligung der Hochschulen erfordert, und selbstredend auch für die Patentanmeldung
         im engeren Sinne, die zeitraubend |203|und sehr teuer ist. Wenn man den Aufwand für die Überprüfung, das »data mining« von Forschungsarbeiten auf patentierbare Ergebnisse,
         ihre Aufbereitung für einen aussichtsreichen Patentantrag, die Kosten für Recherchen, Anwälte und Gebühren den Einnahmen aus
         der Patentverwertung gegenüber stellt, betrug das Nettoeinkommen der meisten Hochschulen, die in diesem Geschäft aktiv mitmischten,
         im Jahre 2000 jeweils nur etwas mehr als eine Million Dollar (Ehrenberg u.a. 2007). Der academic capitalism hat bis jetzt also noch nicht geliefert, was er versprach und was kritische Beobachter befürchten. Statt unerschöpflicher
         Ströme neuer Ressourcen hat er lediglich ein paar mickrige Tröpfchen auf den heißen Stein gebracht, um die es dann oft auch
         noch heftigen politischen Streit gab. Vermutlich ist das auch ein Motiv dafür, warum sich amerikanische Hochschulen in den
         letzen zehn Jahren mit viel größerer Verve dem privaten fundraising und Sponsoring zugewandt haben.
      

      
      Für die Finanzierung der Hochschulen durch die Industrie gilt im Grunde genommen dasselbe. »Academic capitalism« und »corporatization«
         der Hochschulwelt sind zwei Paar Schuhe. Für erstere gibt es immerhin einige Anzeichen. Von letzterer kann dagegen keine Rede
         sein. Während die Bundesmittel für die Forschung an den Hochschulen seit den 1990er Jahren kontinuierlich stiegen und in jüngster
         Zeit auch die Hochschulen selber immer mehr von ihrem eigenen Geld in die Forschung investieren, wuchsen die Zuwendungen aus
         der Industrie deutlich langsamer und blieben insgesamt recht bescheiden. In den vier Jahren nach 2000 nahmen sie sogar ab.
         Lizenzeinnahmen der Hochschulen und die Forschungsfinanzierung durch die Wirtschaft verhalten sich seit einigen Jahren reziprok
         zueinander – während jene langsam, aber stetig und in jüngster Zeit wieder beschleunigt stiegen, nahmen diese langsam, aber
         deutlich ab. Machten industrial contracts 1999 noch annähernd zehn Prozent aller Ausgaben der Hochschulen für Forschung und Entwicklung aus, ist ihr Anteil seither
         drastisch gefallen. Nach Angaben der NSF belief er sich im Haushaltsjahr 2005/06 auf nur noch fünf Prozent, obwohl die Industrie
         ihre Aufwendungen im Vergleich zum Vorjahr um 7,7 Prozent auf die Rekordsumme von 2,3 Milliarden Dollar hochfuhr (Chronicle, 9.2.2007, A 24). Weil aber das Gesamtvolumen an Forschungsmitteln seit 2000 um mehr als die Hälfte gewachsen ist, konnte selbst
         diese Finanzspritze nichts am relativen Bedeutungsverlust industriefinanzierter Forschung ändern.
      

      
      Nach wie vor kommt das Geld für die Hochschulforschung in den USA zu mehr als zwei Dritteln von den diversen federal agencies. Dieser |204|geballten Macht von fast 30 Milliarden Dollar hat die Wirtschaft nichts entgegenzusetzen. In den meisten Forschungsuniversitäten
         spielen industrielle Fördergelder kaum eine Geige, und für eine direkte Einflussnahme der Wirtschaft auf das Programm und
         die Arbeit der Hochschulen sind die Beträge, um die es geht, einfach viel zu klein. Angesichts der Relationen kann man sich
         auch nicht vorstellen, dass sich daran in naher Zukunft etwas ändern könnte. Dass die Wirtschaft in der amerikanischen Hochschulwelt
         den Ton angibt, ist eine reine Chimäre.
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      Hochschulvermögen, Fundraising und private Spenden 

      
      Nicht nur in der Vermögensentwicklung brachten die Jahre nach 1995 eine neue Blütezeit für die amerikanischen Hochschulen.
         Auch im fundraising brechen sie seither alle Rekorde. Um die hohen Kosten des Prestige- und Reputationswettkampfs decken zu können, suchen sie
         ihr Heil zunehmend in der üppigen Unterstützung durch institutionelle Sponsoren und Einzelpersonen. In ausgefeilten Kampagnen
         wetteifern sie mit ehrgeizigen Plänen um deren Gunst und Beutel. Besonders begehrt sind auflagenfreie Zustiftungen zum institutionellen
         Vermögen, weil die Erträge daraus, kluge Anlagestrategien und eine günstige Wirtschaftsentwicklung vorausgesetzt, Einnahmen
         bescheren, mit denen die Hochschulen langfristig rechnen und schalten und walten können, wie es ihnen gerade beliebt. Im Geschäftsjahr
         2007 traf das allerdings auf nur ungefähr zwei Prozent des gesamten Spendenaufkommens zu. Zwar gingen weitere 27 Prozent der
         Spenden in das endowment, allerdings mit »strings and ties« hinsichtlich der Verwendung künftiger Erträge. 14,7 Prozent der Spenden flossen in Bauten,
         Labore oder Geräte, mehr als die Hälfte (53,6 Prozent) direkt in den laufenden Haushalt der Hochschulen, wurden also gleich
         wieder ausgegeben und nicht in der Kriegskasse gehortet. Bei immerhin 8,4 Prozent handelte es sich um auflagenfreie Zuschüsse,
         über deren Verwendung die Hochschule selbst befinden konnte, aber 45,2 Prozent waren zweckgebunden (Chronicle, 29.2.2008, A 16). Der Löwenanteil aller Spenden – 72,4 Prozent der Zuwendungen zum laufenden Haushalt und zum Vermögen, plus
         die meisten Investitionen von insgesamt 14,7 Prozent – kam demnach mit Restriktionen einher, über die sich die Empfänger nicht
         hinwegsetzen konnten.
      

      
      |205|Der Appetit der Hochschulen auf Spenden und fette endowments ist im neuen »gilded age« des amerikanischen Turbo-Kapitalismus ständig gewachsen. Hatten sich Ende 2004 insgesamt 23 Universitäten
         und Colleges das Ziel gesetzt, innerhalb einer bestimmten Frist jeweils mindestens eine Milliarde Dollar neuer Spenden einzuwerben,
         versuchten sich Anfang 2008 bereits 28 daran. Die meisten von ihnen peilten noch höhere Zielmarken an als in den Runden von
         2004. Der Chronicle berichtet vierteljährlich über den aktuellen Kassenstand der einzelnen Kampagnen. Erfolge laden zur Nachahmung ein. So tritt
         fast jede Woche eine neue Hochschule mit hochfliegenden Plänen auf die Bühne. Eine Faustregel besagt, dass sie erst dann eine
         konkrete Summe als Ziel propagieren sollte, wenn sie mindestens die Hälfte davon bereits sicher im Töpfchen hat. Welche Einrichtung
         als nächste auf den Zug spingen wird, ist daher ein offenes Geheimnis. Doch diese spektakulären Beutezüge sind nur die weithin
         sichtbare Bugwelle einer viel breiteren Bewegung. Dahinter und darunter tummeln sich Hunderte anderer Hochschulen, kleine
         und große, öffentliche und private, die auch gern einen Happen vom süßen Kuchen abbekommen wollen. Aber fundraising ist trickreich, riskant und teuer. Potentielle Gönner wollen umschmeichelt, aber nicht bedrängt werden, zu Dinnerparties und
         Vorträgen von Starprofessoren eingeladen werden und die Überzeugung vermittelt bekommen, dass ihre Spenden etwas ganz Besonderes
         bewirken oder in Gang setzen wird. Um sich der Gunst und Gelder ihrer Alumni dauerhaft zu versichern, laden Top-Unis alle
         fünf Jahre zu groß inszenierten Jahrgangstreffen, unterhalten in vielen Orten der Welt Alumni-Clubs und bieten exklusive Reisen
         und Kreuzfahrten mit gepflegter akademischer Umrahmung durch bekannte Professoren an. Mit solchen und anderen Aufgaben im
         fundraising, relationship marketing und in der Akquise von research funds beschäftigt Harvard sage und schreibe 620 Mitarbeiter. Schaut man auf die Ergebnisse, scheint sich dieser hohe Einsatz aber
         durchaus zu lohnen.
      

      
      Dank einer starken Wirtschaft und steigender Aktienkurse konnten die amerikanischen Hochschulen im Geschäftsjahr 2007 schätzungsweise
         29,8 Milliarden Dollar an privaten Zuwendungen und Spenden einsacken – so viel wie noch nie und 6,3 Prozent mehr als im Jahr
         zuvor. Seit 1987 sank die Ausbeute im Vergleich mit dem Vorjahr nur zweimal, während sie in 18 Jahren stieg, in fünf sogar
         zweistellig. Wie schon oft gebührte der Lorbeerkranz auch 2007 der Stanford University: Sie warb 832 Millionen Dollar an neuen
         Spenden ein. Harvard kam mit 614 Millionen auf den zweiten Platz, Nummer drei war die University of Southern California. |206|Unter den zehn erfolgreichsten fundraisers befand sich nur eine öffentliche Einrichtung, die UC Los Angeles. Nach neun privaten Universitäten belegte sie mit 365 Millionen
         Dollar den zehnten Platz. Auf den folgenden Rängen drängelten sich aber viele staatliche Institutionen, so dass sie schließlich
         acht von den Top 20 stellten. Stark im Geschäft waren auch hier wieder flagships wie Madison/Wisconsin, Ann Arbor/Michigan und die University of Virginia. Überraschend gut schlugen sich aber auch die University
         of Minnesota mit Einnahmen von 289 Millionen Dollar und die Indiana University mit 279 Millionen.
      

      
      Andere öffentliche Mega-Hochschulen wie Penn State, Ohio State oder Louisiana State, deren Forschungsetats es leicht mit denen
         privater Elite-Unis aufnehmen können, haben auf diesem Feld nicht viel zu vermelden. Staatliche Forschungsuniversitäten nahmen
         zwar insgesamt mehr Spenden ein als die privaten, umgelegt auf jede Einrichtung jedoch beträchtlich weniger – 68 Millionen
         Dollar statt 119 Millionen. In anderen Segmenten des Hochschulsystems sind die Unterschiede im Spendenaufkommen zwischen dem
         privaten und öffentlichen Sektor noch viel dramatischer – am stärksten bei den kleinen Hochschulen, zwischen denen ein großer
         Prestigeabstand besteht, wie der Vergleich zwischen privaten liberal arts colleges und öffentlichen two-year institutions demonstriert: Konnten diese nach Angaben des Council for Aid to Education 2006 2,54 Milliarden Dollar einwerben, brachten
         es die Community Colleges mit einem Vielfachen an Studenten nur auf kümmerliche 197 Millionen (Chronicle, 22.2.2007).
      

      
      Selbst wenn einige staatliche Hochschulen mit erstaunlichen Erfolgen im fundraising aufwarten können, tun sie sich insgesamt ungleich schwerer damit als private. Manche Staaten belohnen jeden privat eingeworbenen
         Dollar ihrer Hochschulen mit einem Aufgeld. Wie die Association of Governing Boards of Universities and Colleges 2002 mitteilte,
         verfolgten 23 der 50 US-Staaten eine solche »matching funds« Politik, wobei elf einen Zuschuss von 1:1 auslobten. Damit wollten
         sie nicht nur die Spendenakquise stimulieren, sondern auch die private Spendenbereitschaft fördern, und das ist teilweise
         wohl auch gelungen.93 Um den doppelten Vorteil privater Hochschulen beim Spendensammeln wettzumachen – ein durchweg höheres institutionelles Prestige
         und viel engere Verbindungen zur Geschäftswelt, deren Vertreter als trustees ihre boards bevölkern – reicht das indes noch lange nicht aus.
      

      
      Wie schon bei den Patenteinnahmen und bei den Drittmitteln für die Forschung zeigt sich somit auch bei den Spenden ein extrem
         ungleiches |207|Verteilungsmuster: Ein Viertel des gesamten Aufkommens kommt gerade mal zwei Prozent der Institutionen zugute, und typischerweise
         erhalten die reichsten Einrichtungen die höchsten Einzelspenden. Zu den interessantesten Phänomenen des Spendenbooms gehören
         spektakuläre »mega-gifts«. 2003 gab es in der amerikanischen Hochschulwelt nur zwei Einzelspenden mit einem Volumen von mehr
         als 100 Millionen Dollar. 2007 verkündeten bereits elf Institutionen Schenkungen in dieser Größenordnung – mit Stand Ende
         Mai (Chronicle, 7.6.2007): Die University of Washington erhielt 105 Millionen Dollar von der Bill & Melinda Gates Foundation für den Aufbau
         eines neuen Gesundheitsforschungszentrums; der Software-Unternehmer Thomas M. Siebel schenkte der University of Illinois 100
         Millionen, deren Erträge Projekte zur alternativen Energieversorgung und in der Biotechnik finanzieren sollen, und für die
         neue »school of leadership and public policy« der University of Virginia spendete deren Alumnus Frank Barren Sr., Chef einer
         Medien-Holding, ebenfalls 100 Millionen. Als die William and Flora Hewlett Foundation die Stanford University 2001 mit 400
         Millionen Dollar bedachte, war das eine Rekordsumme – aber sie kam von einer Institution. Im April 2007 fiel der Columbia
         University in New York eine persönliche Spende in derselben Höhe zu. Anlässlich des 70. Jahrestags seines Bachelorabschlusses
         gab der 92-jährige Medienmogul John W. Kluge bekannt, er habe seiner alma mater, der er bis dahin schon mit mehr als 100 Millionen Dollar unter die Arme gegriffen hatte, in seinem Testament 400 Millionen
         Dollar aus seinem Vermögen von mehr als 9 Milliarden zugedacht: »Hätte ich nicht in Columbia studieren können, wäre mein Leben
         völlig anders verlaufen.« (New York Times, 11.4.2007, B1) Das Geld, verfügte Kluge, solle genutzt werden, um bedürftigen Studenten die Studiengebühren zu erlassen
         und die Stipendiensätze für Doktoranden anzuheben. »Ich finde es viel wichtiger, in Menschen zu investieren als in Gebäude«,
         erklärte er zur Begründung. Im erbitterten Kampf der Elite-Hochschulen um die besten Talente kommt Columbia eine solche Finanzspritze
         sehr zupass, weil ihr relativ bescheidenes endowment von sieben Milliarden Dollar keine ähnlich großzügigen Studienbeihilfen erlaubt, wie sie Harvard und Yale ihren Studenten
         seit kurzem anbieten.
      

      
      Anders, als man vielleicht erwarten würde, tragen Einzelpersonen und Alumni nur knapp zur Hälfte zum gesamten Spendenvolumen
         bei. Seit längerer Zeit sind immer weniger Absolventen bereit, für ihre alte Hochschule tief in die Tasche zu greifen. Weil
         Alumni, die spenden, in den letzten Jahren immer größere Beträge anwiesen, hat sich das bisher allerdings |208|noch nicht im absoluten Spendenaufkommen niedergeschlagen. Private Stiftungen, darunter viele Familienstiftungen, steuerten
         2007 mit 28,6 Prozent jedoch schon etwas mehr dazu bei als Alumni mit 27,8 Prozent, und die Gewichte werden sich wahrscheinlich
         noch weiter verschieben. Wenn der Megaspenden-Hype anhält, könnten institutionelle Sponsoren die individuellen bald schon
         marginalisieren. Schon jetzt haben sich viele Hochschulen daran gemacht, ihr fundraising stärker auf die Anliegen von Stiftungen oder auf die Vorlieben reicher Mäzene abzustimmen. Allerdings haben nur sehr wenige
         potente Geldgeber eine eigene Agenda vor Augen. Stiftungen und Großspender wollen mit ihrem Geld zwar einen möglichst großen
         Effekt erreichen, einen Unterschied machen, wie es immer heißt. Die inhaltliche Arbeit und Strategie einer Hochschule tangiert
         das aber meist nicht oder wenn, dann in einer Weise, die mit deren institutionellen Zielen kompatibel ist und ihren Prioritäten
         nicht zuwider läuft. So erhielt Princeton im April 2008 eine persönliche Spende von 20 Millionen Dollar für ein neues Center,
         das sich gemeinsamen Kursen für Studenten aus den Ingenieurwissenschaften und den liberal arts widmen soll – ein Anliegen, das der Universität sehr am Herzen liegt (Chronicle, 7.4.2008). Die Ironie will es, dass der edle Spender Dennis J. Keller, Mitbegründer der DrVry Inc., ist, eines börsennotierten
         Bildungsunternehmens, das mit großem Erfolg eine kommerzielle Mega-Hochschule gleichen Namens betreibt, an der für solche
         Verrücktheiten wie liberal arts und Ethik kein Platz ist.
      

      
      In jüngster Zeit schwappte eine Welle anonymer Großspenden über die US-Hochschulen. Im ersten Halbjahr 2007 meldeten fünf
         Hochschulen anonyme Spenden mit Volumina von jeweils mehr als 50 Millionen Dollar: Die University of Michigan erhielt 50 Millionen
         für ihr Herz-Kreislauf-Zentrum, das kleine, feine Middlebury College in Vermont 60 Millionen ohne Angabe eines speziellen
         Verwendungszwecks, ein weiteres liberal arts college, die Washington and Lee University in Virginia, und die University of Chicago jeweils 100 Millionen Dollar für Hilfen für
         Studenten aus einkommensschwachen Familien. Manche professionelle Spendensammler sehen darin bereits den Vorboten eines neuen
         Trends im Hochschulsponsoring. »Donors just don’t want their name in public«, bemerkte der Vizepräsident von Middlebury, weil
         ihnen sonst alle Wohltätigkeitsvereine die Türen einrennen würden (Chronicle, 3.8.2007). Vom noblen Spender in Chicago ist lediglich bekannt, dass es sich um einen Alumnus handelt. Die Universität,
         schrieb er in einem Brief, habe »a profound effect on my life and in particular on allowing me to survive untold failure and
         persevere in  |209|mad adventures that have rewarded me with the financial resources to make this gift« (Chronicle, 1.6.2007). Derartige Bekenntnisse bilden den basso continuo für die Semantik des »giving back«. Das Phänomen anonymer Spenden deutet darauf hin, dass es Spendern offenbar tatsächlich
         nicht nur um die Befriedigung persönlicher Eitelkeiten geht.
      

      
      Die endowments amerikanischer Universitäten und Colleges haben mittlerweile Schwindel erregende Höhen erklommen. Der Vermögenswert der 765
         in der jüngsten Erhebung der NACUBO (National Association of College and University Business Officers) erfassten Einrichtungen
         betrug am Ende des Geschäftsjahres 2006/07 411 Milliarden Dollar, ungefähr 20 Prozent mehr als im Jahr zuvor (Chronicle, 1.2.2008, A 13). Fast ein Viertel dieser gewaltigen Summe entfiel auf die fünf reichsten »trailblazer« – Harvard, Yale,
         Stanford, Princeton und das University of Texas System, eine Holding der öffentlichen Hochschulen in Texas mit fast 200.000
         Studenten. 78 Institutionen nannten jeweils mehr als eine Milliarde Dollar ihr eigen. Das mittlere endowment pro Student betrug bei den privaten Universitäten und Colleges 15.000 und bei den reichsten zehn Prozent von ihnen sogar 450.000
         Dollar (Chronicle, 31.3.2007). Zwischen 1997 und 2007 warfen Hochschulvermögen eine durchschnittliche Rendite von 8,6 Prozent pro Jahr ab –
         trotz der Baisse an der Wall Street 2001 und 2002 mit Verlusten von 3,6 und 6,0 Prozent. Brachten es Hochschulen mit endowments von weniger als 100 Millionen Dollar 2006/07 auf nur 15,9 Prozent, konnten sich die milliardenschweren Universitäten über
         21,3 Prozent Zuwachs freuen – ein Ergebnis professionell gemanagter Portfolios und diversifizierter Anlagestrategien.
      

      
      Erfolge oder manchmal auch Misserfolge im fundraising und Finanzmanagement der Hochschulen werden fortlaufend dokumentiert. Alle großen Zeitungen berichten regelmäßig ausführlich
         darüber. Das frei zugängliche Datenmaterial dazu ist differenzierter und viel besser aufbereitet als das über Studienerfolge
         oder die beruflichen Karrieren von Absolventen. Schließlich geht es hier ja auch um eine Art sportlichen Wettkampf, in dem
         das staunende Publikum zugleich Resonanzboden und Katalysator ist. Mit einem endowment von 34,9 Milliarden Dollar ist Harvard uneinholbarer Spitzenreiter der reichen Unis. Dank der Hebelwirkung großer Investments
         konnte es sein Vermögen in den letzten zehn Jahren verdreifachen. 2006/07 erzielte Harvard eine Anlagerendite von 23 Prozent,
         obwohl die Finanzmanager mit einem Hedgefund 350 Millionen Dollar Verlust eingefahren hatten, und ließ damit fast alle anderen
         Konkurrenten weit hinter |210|sich – mit Ausnahme von Yale und Notre Dame, die mit 28 beziehungsweise 27 Prozent geradezu Traumrenditen einfuhren.
      

      
      Solch glänzende Geschäfte bieten gelegentlich aber auch Anlass zu Irritationen in der friedlichen Hochschulgemeinde. Im Sommer
         2004 beispielweise wurde ruchbar, dass Harvard seine fünf Top-Vermögensverwalter im vorangegangenen Geschäftsjahr mit sage
         und schreibe 107,5 Millionen Dollar vergütet hatte – eine Summe, die den Studiengebühren für 4.000 Studenten entsprach. Die
         Kunde davon provozierte einige einflussreiche Alumni zu ungewöhnlichen Protesten. In einem offenen Brief bezeichneten sie
         solche Gehälter als »obszön« und kündigten an, sie wollten ihre Unterstützung einstellen. Harvard konterte, erfolgsabhängige
         Tantiemen seien im Finanzsektor gang und gäbe, und die ausgezeichnete Kapitalentwicklung habe schließlich bewiesen, dass die
         Leute ihr Geld wert wären. Die Kritiker ließen sich damit nicht abspeisen. Warum, fragten sie, schreibt die Universität das
         Vermögensmanagement nicht frei aus? Und wie passten solche Gehälter zu der Ankündigung, Studenten, deren Eltern weniger als
         40.000 Dollar pro Jahr verdienen, die Gebühren zu erlassen, was als großer historischer Meilenstein gefeiert wird, aber gerade
         mal 2 Millionen Dollar kostet? Eine Folge immerhin hatte die Intervention: Das Personal wurde ausgewechselt oder verließ Harvard aus freien Stücken. Um die Gehälter
         der neuen Garde legte sich ein Mantel des Schweigens. Sollte Harvard einen zweiten David Swensen gefunden haben, der sich
         als Chief Investment Officer der Yale University trotz traumhafter Renditen mit einem Gehalt von knapp 1,5 Millionen Dollar
         zufrieden gibt? Sehr wahrscheinlich ist das nicht.
      

      
      Teilweise hängen die verblüffenden Erfolge der Hochschulen im fundraising mit der Faszination aller Beteiligten zusammen, an einem großen Rad mit zu drehen, wären also, wenn man so will, selbst produziert.
         Für die generalstabsmäßig durchgeplanten und inszenierten big money-Kampagnen trifft das sicherlich zu. Vier der 28 Forschungsuniversitäten, die Anfang 2008 mit großen Spendenkörben auf Sponsorenjagd
         waren, hatten erst 2000 eine ähnliche Kampagne hinter sich gebracht, die allen mehr als die angestrebte Zielzahl in die Kasse
         spülte – Cornell, Johns Hopkins und der NYU jeweils mehr als eine Milliarde, der Columbia University sogar 2,8 Milliarden
         Dollar. Auch für Stanford, Yale und Princeton handelte es sich um eine Wiederauflage früherer Kampagnen. Für die zehn staatlichen
         Einrichtungen unter den 28 Aspiranten war es jedoch der erste Versuch. Warum sich so viele Universitäten in das immer dichter
         besetzte, immer |211|härter umkämpfte und immer schwerer kalkulierbare Feld stürzen, erläuterte Martin Shell, Vice President for Development der
         Stanford University. Fundraising-Kampagnen »provide a vehicle to raise the most money, and they are focused on ideas that
         individuals want to invest in« (Chronicle, 22.2.2007).
      

      
      Das scheint in der Tat ein sehr wirkungsvolles Rezept: Einzelpersonen wie Stiftungen das Gefühl zu vermitteln, an einer großen
         und wichtigen Sache, einem faszinierenden Projekt mitzuwirken, das die Hochschule ohne ihr Mittun nicht realisieren könnte,
         und zugleich auf den Herdentrieb zu bauen. Typischerweise kommt nämlich eine Großspende nicht allein, sondern zieht etliche
         andere nach sich. Das gilt sogar für anonyme Spenden. Ist schon viel Geld im Topf, weist das ein Projekt als vertrauenswürdig
         aus und gut betuchte Freunde und Förderer der Hochschule wollen sich nicht länger lumpen lassen, etwas dazu beizusteuern.
         Die größten Schwierigkeiten für Milliarden-Kampagne liegen demnach am Beginn – es braucht eine zündende Idee, die potentielle
         Wohltäter begeistern kann und den Prioritäten der Hochschule entspricht, und es gilt, eine erste spektakuläre Spendenzusage
         einzuwerben. Weil nun aber jede Universität, die in den Kampagnen-Ring tritt, nach knackigen Themen und möglichst auch einem
         Alleinstellungsmerkmal sucht, mündet das »development«-Geschäft ironischerweise in einer ganz besonderen Art strategischer
         Planung ihres wissenschaftlichen und institutionellen Profils.
      

      
      In den letzten Jahren musste manche Hochschule die bittere Lektion lernen, dass auch im Spendengeschäft nicht alles Gold ist,
         was glänzt, sondern dass es schwer kalkulierbare Risiken beinhaltet. So hatte das erzkatholische Saint Mary’s College in San
         Francisco im festen Vertrauen auf eine Spendenzusage von 112 Millionen Dollar und auf die Bonität des Spenders ein hohes Darlehen
         aufgenommen und bereits 17 Millionen für ein neues naturwissenschaftliches Laborgebäude verbaut, als der Deal 2004 platzte:
         Der Gerne-Groß-Spender war tief in einen Immobilienskandal verwickelt und wanderte ins Gefängnis. Kein Gebet zur Namenspatronin
         konnte den Schaden heilen, und zu allem Überdruss erntete das College obendrein noch viel Spott. Der NYU erging es kaum besser,
         als der in der feinen New Yorker Gesellschaft hoch gehandelte Opern-Mäzen und hauptberufliche Geldmanager Alberto W. Vilar
         2005 angeklagt wurde, seine Kunden bestohlen zu haben, um seine spendablen Eskapaden zu finanzieren. Eine Zusage von 23 Millionen
         Dollar für ein spektakuläres »Alberto Vilar Global Fellows Program« für darstellende Künstler löste |212|sich in Luft auf – und damit auch die Hoffnungen der Universität, einen guten Zugang zu den vermögenden Kreisen der Kunstwelt
         zu erhalten (Chronicle, 8.12.2006, A 25ff.). Dass Spender den Mund zu voll nehmen und später kleinlaut Abstriche von ihren Versprechungen machen
         oder manchmal auch ganz davon Abstand nehmen müssen, weil sich die Geschäfte schlechter entwickeln als gedacht, ist schon
         dutzendfach vorgekommen.
      

      
      Möchtegerns und Schwindler sind indes nur eine Gefahrenquelle im Spendenzirkus. Mit der gebotenen Vorsicht gegenüber allzu
         wohltönenden Versprechungen, mit sorgfältigen Recherchen und klaren Kautelen lassen sich solche Schäden vermeiden oder wenigstens
         begrenzen. Anders sieht es aus, wenn es um inhaltliche oder politische Konflikte geht und wirtschaftliche Macht ins Spiel
         kommt. So schoss ein Ehepaar dem endowment der Woodrow Wilson School for Public and International Affairs der Princeton University 1961 anonym 35 Millionen Dollar zu.
         Mit der Spende verband es die Maßgabe, aus den Erträgen ein Programm zu finanzieren, das graduate students für international ausgerichtete Tätigkeiten in der US-Regierung qualifizieren sollte. 2006 waren aus den 35 Millionen Dollar
         750 Millionen geworden – und die Erben der Spender verklagten die Universität beim höchsten Gericht New Jerseys. Sie machten
         geltend, Princeton habe sich über den Stifterwillen hinweggesetzt und 100 Millionen Dollar zweckentfremdet, und forderten
         das Geld zurück – selbstredend nicht 35, sondern 750 Millionen Dollar. 2007 wurde der Fall im Wesentlichen abschlägig beschieden.
         Aber der Flurschaden, den er anrichtete, war immens. Das Vertrauensverhältnis zwischen Spendern und Empfängern hatte gelitten,
         Befürchtungen vor einer allzu kurzen Stifter-Leine neue Nahrung erhalten.
      

      
      Dass auch die Religion ein vermintes Gelände und Exerzierfeld für Spender-Willkür sein kann, erfuhr das hoch angesehene College
         of William and Mary im Frühjahr 2007. Die umstrittene Anweisung seines neuen Präsidenten Gene R. Nichol, das große Kreuz aus
         der Collegekapelle zu entfernen und einzulagern, damit sich dort Angehörige aller Glaubensrichtungen aufgehoben fühlen könnten,
         sorgte für heftigen Streit auf dem Campus und weit über dessen Grenzen hinaus. Ein ungenannt bleibender Spender war darüber
         so empört, dass er eine Zusage von 12 Millionen Dollar für die Fundraising-Kampagne des College zurückzog. Den Präsidenten
         kostete das den Kopf: Nach einer zweiten umstrittenen Entscheidung in einer politisch aufgeladenen Frage zog der Hochschulrat
         ein halbes Jahr später die Reißleine und verwies den Freigeist des Amtes.
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      |213|Erster Epilog: Was Hochschulen alles für ihre Finanzen tun 

      
      In den vorangehenden Abschnitten haben wir gesehen, wie erfinderisch amerikanische Hochschulen sind, wenn es um die Erschließung
         von Einnahmequellen geht, dass sie ihr institutionelles Vermögen professionell managen, und dass ihre Position auf dem stark
         umkämpften Markt genauso stark davon abhängt, wie gut sie sich finanziell schlagen wie von ihren Leistungen und ihrer Reputation
         in Lehre und Forschung. Die Pflege enger Beziehungen zu Alumni, Mäzenen und Vertretern der Politik und Wirtschaft lassen sich
         viele einiges kosten. Nicht wenige beschäftigen sogar professionelle Lobbyisten auf dem Washingtoner Parkett. Steht eine größere
         fundraising-Kampagne an, werden die development offices zu Schaltzentralen für das strategische Hochschulmarketing. Der nötige Ideen-Input kommt teils aus der akademischen Verwaltung,
         das heißt vom Provost, Chancellor oder Vizepräsidenten, und teils von den Hochschulräten. Für den Verkauf des Pakets ist aber stets der Präsident zuständig.
         Die leadership amerikanischer Universitäts- oder Collegepräsidenten bemisst sich inzwischen längst nicht mehr nur daran, ob und wie es ihnen
         gelingt, die »organisierte Anarchie« der Hochschulen zu bewältigen, sondern auch und vor allem in der Beziehungspflege nach
         außen und am Erfolg im fundraising.
      

      
      Was aber machen die vielen hundert Hochschulen, die unterhalb der Glamour-Schwelle ihrer Arbeit nachgehen und weder große
         Vermögen noch potente Mäzene im Rücken haben? Wie sichern sie ihr finanzielles Überleben, und was machen sie, um einen Fuß
         ins Geldgeschäft zu bekommen? Die folgenden Beispiele bieten einen kleinen Einblick in die unternehmerische Kultur und die
         Strategien, vor allem aber in den Ehrgeiz, die Findigkeit und die Chuzpe, mit denen US-Hochschulen ihre Ressourcensicherung
         betreiben.
      

      
      Hat eine Einrichtung hochfliegende Pläne, aber kein Geld, um sie zu verwirklichen, kann sie einen Kredit auf dem Kapitalmarkt
         aufnehmen. Prinzipiell steht diese Möglichkeit auch staatlichen Hochschulen offen. Faktisch machen davon aber fast ausschließlich
         private Gebrauch. Die Darlehenssicherung erfolgt meist über Hypotheken auf die Hochschulliegenschaften. Moody’s Investors
         Service bewertet fortlaufend die Kreditwürdigkeit von derzeit mehr als 300 amerikanischen Universitäten und Colleges. Wollen
         sie ein größeres Darlehen aufnehmen, hängt der Zinssatz stark vom jeweiligen Rating ab. Auch nicht bewertete Hochschulen können
         |214|sich verschulden, müssen aber höhere Zinsen berappen. Die scharfe Krise auf dem amerikanischen Hypotheken- und Kreditmarkt
         seit der Jahresmitte 2007 hat einige Hochschulen auf kaltem Fuß erwischt und hart getroffen, weil sie im Vertrauen auf äußerst
         niedrige oder sogar noch weiter fallende Zinsen hohe Darlehen mit variablem Zinssatz aufgenommen hatten, um größere Investments
         langfristig zu finanzieren. Durch den raschen Verfall des Marktes schossen die Zinsen in die Höhe, und eine Refinanzierung
         der Darlehen wurde immer schwieriger und teurer – zumal, wenn Moody’s das Rating der Hochschule, wie in einigen Fällen geschehen,
         drastisch senkte. So stieg der Zinssatz für einen Kredit der Stanford University mit einem Volumen von 186 Millionen Dollar
         im Januar 2008 von einer Woche auf die andere um fünf Prozentpunkte von drei auf acht Prozent, aber der Titel ließ sich nicht
         mehr verkaufen, weil der auction rate market zusammengebrochen war. Aus der Traum vom billigen Geld. Der Universität blieb nichts anderes übrig, als den Kredit schnellstmöglich
         abzulösen, was sie sich, anders als weniger finanzstarke Einrichtungen, zu ihrem Glück auch leisten konnte (Chronicle, 6.3.2008).
      

      
      Die Aufnahme solcher Darlehen erfolgt in der Regel im Zusammenhang mit langfristigen Expansions- oder Umbauplänen. Obwohl
         manche Hochschulen in ihren laufenden Geschäften rote Zahlen schreiben, wird keine auf die Idee kommen, das Defizit durch
         einen Kredit zu decken, sofern sie nicht bereits konkrete Schritte für einen effektiven Umschwung vor Augen hat. Darlehen
         sind insoweit ein fast untrügliches Zeichen für eine Hochschule in Bewegung und ambitionierte strategische Planungen – aber
         auch für eine »typisch amerikanische« Unternehmenskultur in der akademischen Welt. Zwei Beispiele aus jüngster Zeit können
         dieses Phänomen plastisch illustrieren.
      

      
      Die private Quinnipiac University in Hamden, Connecticut, ist bei einem laufenden Haushalt von 235 Millionen mit 488 Millionen
         Dollar bis über beide Ohren verschuldet (Chronicle, 7.3.2008, A 1 ff.). Trotz der sich verdüsternden Perspektiven für die US-Wirtschaft nahm sie 2007 so viele neue Darlehen
         auf, dass sich ihre Kreditschulden vervierfachten. Dabei finanziert sich die Hochschule weitgehend aus Studiengebühren, betreibt
         kein professionelles fundraising und verfügt über ein Vermögen von nur 266 Millionen Dollar, das im Wesentlichen aus angesparten Betriebsgewinnen stammt. 2007
         wies sie einen Überschuss von 36 Millionen Dollar aus – eine beachtliche wirtschaftliche Leistung bei 7.500 Studenten, die
         inklusive Unterbringung und Verpflegung für ihr Studium jeweils knapp |215|40.000 Dollar pro Jahr berappen müssen. Mit dem geborgten Geld will Quinnipiac in den nächsten zehn bis zwölf Jahren seine
         Studienplätze um 20 Prozent erweitern und gleichzeitig seine Reputation verbessern, um besser qualifizierte Studienbewerber
         anzulocken. Während der letzten zwanzig Jahre hatte sie zahlreiche neue Programme in graduate and professional studies aufgelegt, ihre überregionale Präsenz damit gestärkt und die Studentenzahl verdreifacht. Jetzt will sie das Momentum nutzen,
         um durch einen Investitionsschub und geschicktes Marketing weiter zu wachsen und sich auch qualitativ zu konsolidieren, was
         beides eng miteinander zusammenhängt.
      

      
      Das Skript für den strategischen relaunch liest sich wie ein Handbuch für das Hochschulmanagement: Dort, wo bisher unansehnliche Sportanlagen stehen, wird ein neuer
         Campus mit einem architektonisch attraktiven student center und mehr als 2.000 ansprechenden Wohnheimplätzen entstehen. Um das Erscheinungsbild der Hochschule zu liften, werden alle
         Gebäude soweit nötig und möglich modernisiert und verschönert. Als strategische Wunderwaffe will Quinnipiac den Hochschulsport
         ins Spiel bringen – allerdings nicht das Breitenprogramm, sondern semi-professionell betriebene Teamsportarten. Lacrosse und
         Eishockey, hofft man, können beim weiteren Aufstieg in der Hochschul-Liga helfen. In beiden Sportarten ist Quinnipiac relativ
         stark, beide genießen hohes Prestige, und in beiden kann sie gegen Mannschaften aus der ivy league antreten, von deren Glanz dabei etwas auf sie abfiele. Schlagen sich ihre Teams in diesen viel beachteten Begegnungen gut,
         so das Kalkül, hat das eine hohe Signalwirkung und wird das Image der Hochschule in der öffentlichen Wahrnehmung deutlich
         verbessern. Erst an dritter Stelle geht es ums akademische Kerngeschäft, um Lehre und Studium. Hier verfolgt Quinnipiac eine
         Doppelstrategie: Einerseits will es die Zulassungszahlen für einige Studienprogramme senken, um einen selektiveren Anstrich
         zu bekommen. Andererseits soll die Zahl und der Anteil der hauptamtlichen Dozenten um gute zehn Prozent steigen. Bisher erbringen
         Lehrbeauftragte einen Großteil des Lehrpensums, was zwar billig ist, aber eben auch als billig gilt. Will die Hochschule höher
         hinaus, muss sie daran zumindest kosmetische Korrekturen vornehmen.
      

      
      Das sorgfältig orchestrierte Unternehmen, dessen ist sich die Hochschulleitung sicher, wird bald genug Gewinn abwerfen, um
         die Schulden zu tilgen. Was die wenigen Kritiker unter den Hochschulangehörigen als ein va banque-Spiel bezeichnen, betrachtet
         sie als notwendige Investition in eine rosige institutionelle Zukunft. Ihre Kollegen vom Villa Julie College in |216|Baltimore, Maryland, sind sich ebenfalls sicher, dass ihre Wette auf die Zukunft aufgeht. Der Präsident, der sich selber als
         CEO des Unternehmens sieht, baut dabei auf seine Erfahrungen als fundraiser für das katholische Immaculata College. Sorgfältig kalkulierte finanzielle Risiken betrachtet er als wichtigen Katalysator
         für institutionellen Wandel und wachsende Studentenzahlen. Mit Krediten verhalf er seinem College zu einer neuen institutionellen
         Gestalt: Aus einer kleinen, unscheinbaren 2-year institution für Frauen wurde eine in der Region gut angenommene koedukative Hochschule mit insgesamt 2.500 Studenten, deren Zahl bis 2011
         um ein Drittel steigen soll. Am Jahresende 2006 gab das board grünes Licht für die Weiterentwicklung des College zu einer Universität, die künftig einen neuen, unbelasteten Namen tragen
         soll. Waren 2001 noch 85 Prozent der Studenten Pendler, sind es heute nur noch etwas mehr als die Hälfte. Kamen damals fünf
         Prozent aus einem anderen Staat, sind es heute zwanzig. Das Erfolgsrezept: Neue Bauten, genauer gesagt neue Wohnheime und
         ein attraktiver Campus, alles kreditfinanziert. Ein erstes Darlehen von 30 Millionen Dollar bescherte dem College 2004 558
         Wohnheimplätze. 2006 nahm es bei einem Budget von 75 und einem Vermögen von etwas über 50 Millionen Dollar einen zweiten Kredit
         von 101 Millionen auf, der in weitere 606 Wohnheimplätze sowie ein Gebäude für die School of Graduate and Professional Studies
         verbaut wurde (Chronicle, 17.8.2007, A 27f.). Die verblüffend einfache und bisher so erfolgreiche Rechnung mit Wohnheimplätzen umfasst zwei Komponenten.
         Zum einen spricht ein hochwertiges Wohnraumangebot eine andere Klientel an. Es dokumentiert steigende Ansprüche – sowohl der
         Studenten an das College als auch des College an seine Studenten. Zum anderen aber sind die Wohnheimmieten eine zusätzliche
         Einkommensquelle, so dass sich das Wachstum des College teilweise von selbst trägt.
      

      
      Wenn eine Hochschule Schulden scheut oder nicht auf Wachstum setzt, muss sie sich etwas anderes einfallen lassen, um ihr Auskommen
         zu sichern. Nicht alle haben so viel Glück wie die private Cooper Union for the Advancement of Science and Art, die sich eines
         großen Grundbesitzes in Manhattan erfreuen kann. Unter den amerikanischen Hochschulen bildet sie eine absolute Ausnahmeerscheinung,
         ein richtiges Oxymoron: Mit weniger als 1.000 Studenten ist sie sehr klein, selektiver als die feinsten ivy leagues. Sie konzentriert sich auf Ingenieurwissenschaften, vor allem aber Architektur und Kunst und gilt darin als eine der besten
         Adressen in den USA. Trotzdem verlangt sie seit jeher keinen Cent von ihren Studenten, |217|sondern gewährt jedem sogar ein volles Stipendium. 1859 von Peter Cooper, einem aus ärmsten Verhältnissen stammenden, sehr
         erfolgreichen Unternehmer und Erfinder gegründet, der selber nur zwei Jahre zur Schule gegangen war, widmete sich »die Union«
         anfangs der Erwachsenenbildung in technischen Fächern und Architektur sowie der Qualifizierung von Frauen für die neuen Büroberufe
         oder in der Photokunst. Trotz hoher Reputation hatte sie wirtschaftlich stets zu kämpfen, weil sie weder Studiengebühren verlangen
         durfte und weder Lizenzeinnahmen noch research grants oder Zuwendungen aus der Wirtschaft bekam und lange Zeit nur ein winziges Vermögen besaß. Ihr laufender Haushalt war und ist
         chronisch defizitär, 2007 mit 35 Millionen Dollar. Dank ihres Grundbesitzes konnte die Cooper Union in den letzten Jahren
         allerdings so glänzende Geschäfte machen, dass ihr endowment – 2002 belief es sich auf 138 Millionen Dollar – in nur fünf Jahren auf 600 Millionen anwuchs. Da sie als gemeinnützige Einrichtung
         keine Grundsteuer zahlen muss, kann sie beträchtliche Gewinne realisieren, wenn sie ihre Grundstücke zur Erbpacht an Immobilien-Firmen
         vergibt, die darauf luxuriöse Bürogebäude wie das berühmte Chrysler Hochhaus erstellen. In jüngsten Verträgen für neu zu errichtende
         Komplexe sicherte sich die Cooper Union neben hoher Pacht sogar großzügige Räumlichkeiten darin – zur unentgeltlichen Nutzung,
         versteht sich (New York Times, 13.2.2008).
      

      
      Auch öffentliche Hochschulen lassen kaum etwas unversucht, um ihre finanziellen Spielräume zu erweitern. Die University of
         Delaware zum Beispiel betreibt ein einträgliches Geschäft mit einem Hotel mit 116 Zimmern, das sie nicht nur besitzt, sondern
         auch selbst führt, allerdings unter dem Label von Marriott Courtyard und mit einer 25-prozentigen Beteilung der Muttergesellschaft.
         Verlockend daran war nicht nur die Aussicht auf zusätzliche Einnahmen. Dank großzügiger langfristiger Förderung durch die
         Industriellenfamilie Du Pont (der Hauptsitz des Chemiekonzerns liegt in Delaware) und eines Vermögens von 1,4 Milliarden Dollar
         wäre die Universität darauf nicht dringend angewiesen. Das Hotel hat mehr zu bieten, nämlich zusätzliche Optionen in der Hochschulausbildung
         und ein interessantes Koppelgeschäft. Einerseits dient es als Labor oder Praxisfeld für das Studienprogramm »Hotel, Restaurant
         and Institutional Management«. Zum anderen enthält es ein Konferenzzentrum, das die Tagungskapazitäten der Universität erweitert
         und sich auch fremdvermieten lässt. Spielen die beiden Tagungsstätten der Universität bereits jährlich gut vier  |218|Millionen Dollar ein, soll das Hotel noch ein paar zusätzliche Dollars bringen (New York Times, 18.8.2004).
      

      
      Die wohl kurioseste Blüte der finanziellen Umtriebigkeit und Findigkeit amerikanischer Hochschulen ist ein exklusiver Service,
         den eine Reihe privater Einrichtungen ihren Alumni anbietet: Für 2.000 bis 3.000 Dollar können sie auf dem Campus ihrer alma mater in einem gepflegten Columbarium, einer Urnennische, ihre ewige Ruhestätte finden. Die University of Richmond, ein liberal arts college in Virginia, und die katholische Notre Dame University haben bereits jeweils für 3.000 Angehörige ihrer »community« Platz
         geschaffen, die sich in einer Zeit abnehmender religiöser und familiärer Bindungen der Hochschule auch über ihren Tod hinaus
         verbunden wissen wollen und dort einen letzten Zufluchtsort suchen. »Returning to that place as a final resting place can
         be a very powerful motion«, meint der Präsident eines kleinen liberal arts college aus Conway, Arkansas (New York Times, 18.5.2007). Wirtschaftlich rechnet sich die Sache zwar kaum, weil die Nachfrage eher schleppend anläuft. Aber die Symbolkraft
         des Angebots wiegt umso schwerer – neben der Hoffnung auf eine Art Schneeballeffekt. Denn wenn die Angehörigen oder Freunde
         von Verstorbenen die Grabstätte besuchen, so der Kalkül, könnten sie ja geneigt sein, der Hochschule eine Spende dazulassen,
         sei es aus Rührung angesichts eines so starken »final commitment«, sei es, weil ihnen der Campus gut gefällt.
      

      
      Trotz ihrer chronischen Finanznot sind amerikanische Hochschulen aber nicht bereit, für Geld alles zu tun. Für die meisten
         non-profits gibt es Schmerzgrenzen, die mit ihrem starken Streben nach Autonomie und einem tief verankerten akademischen Ethos zusammenhängen.
         Das musste einer der reichsten Unternehmer der USA, Alfred A. Mann, erfahren, als er 2006 zwei Milliarden Dollar für endowments an einem Dutzend Universitäten auslobte. Im Gegenzug für eine Spende von jeweils 100 bis 200 Millionen Dollar sollten sie
         ein »Alfred Mann Institute« einrichten, das sich dem wirtschaftlichen Potenzial biomedizinischer Forschung widmen und der
         privaten Alfred A. Mann Foundation for Biomedical Engineering zuarbeiten würde. Doch nicht eine der heftig bedrängten guten
         Adressen war zu einem solchen Deal bereit. Etliche Universitäten, die zunächst großes Interesse gezeigt hatten, weil sie das
         Geld lockte und weil sie sich von der Zusammenarbeit mit der Stiftung einen Schub für ihre eigenen Aktivitäten in der Vermarktung
         von Forschungsergebnissen erhofften, winkten ab, nachdem sie die genauen Konditionen für das »Geschenk« erfuhren. Zu einem
         |219|Ausverkauf ihrer Rechte war keine bereit, und selbst die, die dem Ganzen vielleicht doch etwas abgewinnen mochten, zogen sich
         schließlich zurück, weil sie um ihre institutionelle Reputation und Unbescholtenheit fürchteten (Chronicle, 10.3.2006).
      

      
      Diese Geschichte unterstreicht noch einmal ein entscheidendes Charakteristikum des amerikanischen Hochschulmarktes und der
         wettbewerblichen Orientierung der einzelnen Institutionen: Was sie bewegt und umtreibt, sind in erster Linie Status und Prestige.
         Geld ist nur ein Mittel im Wettkampf um andere Güter (Brint 2005). Der dreht sich um gute Studenten und Professoren, Reputation,
         Marktanteile und öffentliche Sichtbarkeit, aber nicht um mehr Geld um des Geldes willen. In der Art und Weise, wie die Hochschulen
         in den USA ihre Ziele und Aufgaben verfolgen kommt ein starker Eigensinn, eine jeweils besondere institutionelle Identität
         zur Geltung. Nur weil die finanziellen Aussichten irgendwo anders besser sind, wird keine ihr Kerngeschäft in Lehre und Forschung
         umkrempeln und in ein anderes Geschäftsfeld gehen. Das unterscheidet Hochschulen von Wirtschaftsunternehmen, auch wenn sie
         unternehmerisch handeln: Beide spielen nach anderen Regeln auf einem anderen Feld. Auf dem Hochschulmarkt geht es um Distinktionen
         und symbolische Güter. Materielle Erfolge liefern dafür lediglich den notwendigen Brennstoff.
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      Zweiter Epilog: Trustees, das große Geld und die Außenwelt in der Innenwelt amerikanischer Hochschulen 

      
      Das zweite Markenzeichen der amerikanischen Hochschulorganisation neben einem Präsidenten mit weit reichenden Befugnissen
         ist ein ausschließlich mit externen Mitgliedern besetzter Aufsichtsrat. Ausnahmslos alle Universitäten und Colleges, private
         ebenso wie staatliche, haben ein solches lay board, das eine öffentliche Autorität in allen die Hochschule betreffenden Fragen repräsentiert und eine Schnittstelle zur Außenwelt
         der Organisation darstellt (Gould 1975, Kerr 2003). Seitdem 1642 das erste dieser boards in Harvard eingerichtet wurde, hat sich an der Konstruktion im Grunde nur wenig geändert. In den einzelnen Staaten, deren
         boards, wie bereits erwähnt, einen ganz unterschiedlichen Zuschnitt aufweisen, liegt ihr |220|ein einfaches quid pro quo zugrunde: Im Gegenzug für eine Unterstützungszusage und Befreiung von der Steuerpflicht lassen sich die öffentlichen Hochschulen
         von einem governing board führen, dessen Zusammensetzung (Anzahl der Sitze, Wahl oder Ernennung, Mitglieder ex officio, Amtszeiten) die Legislative bestimmt. Knapp die Hälfte aller trustees an den öffentlichen 4-year institutions ernennt jeweils der Gouverneur, aber meistens müssen sie auch noch vom Landesparlament bestätigt werden (Pusser u.a. 2006).
         Die boards im privaten Sektor sind dagegen »selbstgenügsam« – sie können ohne ein übergeordnetes Aufsichtsorgan im Wesentlichen selbst
         über ihre Aufgaben, Größe, Geschäftsordnung und Mitglieder befinden. Das hat naturgemäß eine intensive Vernetzung der einzelnen
         trustees untereinander sowie mit Institutionen der Außenwelt zur Folge, denen sie angehören und in denen sie tätig sind. Zählten die
         boards staatlicher Hochschulen 2004 im Schnitt 10,5 Mitglieder, waren es 30,2 in den privaten – was man als ein Indiz für die dort
         stärkere Bedeutung des institutionellen networking verstehen kann (Chronicle, 1.7.2005, A 21).
      

      
      Das board of trustees (wörtlich übersetzt »Treuhändergremium«) führt de iure das Zepter in den Hochschulen: Es ernennt die Hochschulleitung und nimmt deren Berichte entgegen, beschliesst die Eckdaten
         für die Haushaltsentwicklung und hat das letzte Wort in allen Angelegenheiten von grundsätzlicher und strategischer Bedeutung.
         Öffentliche Einrichtungen schirmt es darüber hinaus vor direkten Eingriffen und Steuerungsversuchen des Staates ab, ohne selbst
         an dessen Stelle zu treten oder dessen Funktionen zu übernehmen. Als Sachwalter der Hochschulinteressen sind die boards sowohl ein Ausdruck als auch ein Garant institutioneller Autonomie. In ihren Händen liegt deren weitere Entwicklung der Hochschule
         – sie ist ihnen buchstäblich anvertraut (»entrusted«). Ihre Mitglieder, die trustees, sind im selben Maße Advokaten und Lotsen der Hochschule wie deren Kontrolleure. Nach dem gängigen Verständnis sollten sie
         sich vom operativen Geschäft und Mikromanagement fernhalten, was aber faktisch nicht immer zu gelingen scheint. Im staatlichen
         Sektor, aber auch in vielen privaten Einrichtungen werden Aufgaben und Arbeitsweise der boards und ihr Verhältnis zu anderen Gremien und Organen der Hochschule durch Statuten geregelt. Welche Rolle ein board im Machtgefüge der Hochschule tatsächlich spielt, ob es akzeptiert oder misstrauisch beäugt wird, mit dem Präsidenten an einem
         Strang zieht oder einen Konfliktkurs steuert, steht jedoch auf einem ganz anderen Blatt.
      

      
      |221|Obwohl diese Aufsichtsräte eine prominente Rolle im amerikanischen Hochschulwesen spielen, sind sie von der sozialwissenschaftlichen
         Forschung bisher noch kaum wahrgenommen, geschweige denn untersucht worden. Was wir über sie wissen, ist nicht gerade viel.
         Es beruht auf Erhebungen von Interessenorganisationen wie der Association of Governing Boards of Universities and Colleges,
         auf Fallstudien zum strategischen Hochschulmanagement, einer Handvoll Artikel über den Hintergrund und das soziale Kapital
         von trustees sowie auf Presseberichten über hier und da aufflackernde politische Kontroversen zwischen einem board und dem Präsidenten einer Hochschule oder um die Besetzung vakanter Sitze. Ob sie den Weg einer Hochschule wirklich (mit)bestimmen
         oder nur die Vorschläge des Präsidenten abnicken, ob sie eine eigene Agenda haben und wenn ja, was für eine, ob sie eher bremsen
         oder Gas geben, ob sie sich für eine weitere »corporatization« der US-Hochschulwelt stark machen und ob trustee-Netzwerke
         dafür eine entscheidende Plattform sind oder sie die merkwürdigen Spielregeln des akademischen Wettbewerbs akzeptieren – all
         das lässt sich nicht beantworten. Aus den vorliegenden Daten gewinnen wir indes ein ziemlich genaues Bild von der Zusammensetzung
         der boards. Diese Informationen erlauben immerhin Rückschlüsse auf ihre Rolle für die Hochschulfinanzen, speziell beim fundraising, und ihre »Einbettung« in die Welt der Wirtschaft und des großen Geldes.
      

      
      Was die politischen Positionen der boards angeht, spiegelt sich in den Konflikten darum die jeweils aktuelle Großwetterlage wider: In den frühen 1970er Jahren gerieten
         sie zeitweilig stark ins Kreuzfeuer, weil viele Studenten und Bürgerrechts-Aktivisten in ihnen ein Bollwerk konservativer
         Kräfte und wirtschaftlicher Interessen erblickten. Das führte zu manchen Irritationen, hatte aber keine nachhaltigen Folgen.
         2005 starteten eifrige Vertreter »libertärer« Positionen einen Angriff von der anderen Seite: Mit organisierter Unterstützung
         von Alumni wollten sie Sitze im board von Harvard oder Dartmouth ergattern, um von dort aus für eine politische Wende in diesen ihrer Ansicht nach allzu liberalen
         Institutionen zu kämpfen und »ideologically biased courses on gender and race« aus den Curricula zu streichen: »The institutionalized
         leftism of elite academia is at absurd proportions now«, begründete Scott W. Johnson, ein Dartmouth-Alumnus und Anwalt mit
         einem eigenen blog, seine Aktion (Chronicle, 10.3.2006, A 25f). Der Kulturkrieg, den einige Kommentatoren heraufziehen sahen, blieb indes aus, weil diese vom American
         Council of Trustees |222|and Alumni (ACTA) gesteuerte Revolte nicht den gewünschten Schwung bekam.94

      
      Nach dem Wenigen, was wir über die Arbeit der boards wissen, ist auch nicht viel dran an dem »clash of cultures« zwischen den mehrheitlich aus der Geschäftswelt kommenden trustees und der Hochschulwelt, wie er gelegentlich an die Wand gemalt wird. Wenn es Streitigkeiten gibt, haben diese meist einen handfesten
         Hintergrund und können in der Regel rasch beigelegt werden. Dass boards gegen den Willen der faculty einen Kurswechsel im wissenschaftlichen Programm einer Hochschule erzwungen hätten, ist nicht belegt. Während der McCarthy-Jahre
         haben sie sogar oft ihre schützende Hand über den akademischen Betrieb gehalten und Versuche politischer Einflussnahme abgewehrt
         (Gould 1975). Das Schlimmste, was passieren kann, ist, dass das board den Präsidenten vor Ablauf seiner Amtszeit feuert – wegen finanzieller Unregelmäßigkeiten, weil er die in ihn gesetzten Erwartungen
         enttäuscht oder vereinbarte Ziele nicht erreicht hat. Das kommt zwar nicht gerade täglich vor, aber öfter, als man vielleicht
         denkt.
      

      
      Wer sind denn nun die trustees amerikanischer Hochschulen, und wofür stehen sie (ein)? Mit Ausnahme der Mitglieder ex officio handelt es sich nicht um Repräsentanten organisierter Interessen, politischer Parteien oder religiöser Vereinigungen, sondern
         um Personen, von deren Kenntnissen, Urteilskraft und Geschäftssinn sich andere trustees oder (in staatlichen boards) der Gouverneur einen Beitrag zur Entscheidungsfindung versprechen. Etwa ein Viertel der privaten Hochschulen gesteht ihren
         Alumni ein oder sogar zwei Plätze im board zu. Doch auch deren gewählte Repäsentanten sind keine Interessenvertreter im engeren Sinne, weil Alumni kaum als homogene
         Interessensgruppe durchgehen können. Politisch neigen trustees stark dem republikanischen Lager zu. Das ist nicht überraschend, weil die meisten ja in führender Stellung in der Wirtschaft
         tätig sind, die schon seit langem fest auf die Republikaner setzt.95

      
      Analysiert man die soziodemographischen Merkmale der trustees, fallen Parallelen zum athenischen Areopag auf: Sie sind zu zwei Drittel männlich, zur Hälfte in der Wirtschaft und zu 22
         Prozent freiberuflich tätig. Fast alle sind weiß, und jeder zweite ist über 60 Jahre alt. Vertreter sogenannter »minorities«
         – Schwarze, Hispanics und Asiaten – sind stark unterrepräsentiert. Hinsichtlich ihrer religiösen Zugehörigkeit, Hautfarbe
         und Bildungsabschlüsse bilden die trustees einen Mikrokosmos der besseren Kreise Neuenglands. Dass es sich um eine wirtschaftliche Elite handelt, zeigt der Blick auf
         ihre Einkommensverhältnisse: Nur fünf Prozent bewegten sich |223|2005 in der Gegend des mittleren Haushaltseinkommens (rund 48.000 Dollar), 28,6 Prozent verdienten zwischen 100.000 und 250.000
         Dollar und fast 20 Prozent mehr als 500.000 Dollar (16,8 Prozent verweigerten die Auskunft). Ein beträchtlicher Anteil der
         trustees privater Hochschulen bekleidet Aufsichtsratsämter in einem oder mehreren Unternehmen, die in der Fortune 100-Liste aufgeführt sind. Bei näherem Hinblicken zeigen sich weitere interessante Unterschiede zwischen dem staatlichen und privaten
         Sektor: Trustees staatlicher Hochschulen verdienen weniger, haben doppelt so häufig eine schwarze Hautfarbe und eine positivere Einstellung
         zum Collegesport und zu teuren athletic programs. Hatten 2005 15 Prozent von ihnen Einkommen von mehr als 500.000 Dollar, waren es im privaten Sektor fast doppelt so viele,
         nämlich 29 Prozent (Chronicle, 11.5.2007, A13). Das ist besonders bemerkenswert, wenn man berücksichtigt, dass private boards im Schnitt dreimal so viele Mitglieder haben wie die öffentlichen. Neben mehr Finanzkraft bringen sie auch viel bessere Kontakte
         zur Welt des »big business« mit, wie eine 2006 erschienene Studie über die trustees von zehn der reichsten privaten und von zehn der besten staatlichen Forschungsuniversitäten klar zeigen konnte (Pusser u.a.
         2006).
      

      
      In den boards sitzen demnach überwiegend einflussreiche Leute. Je größer und bedeutender die Hochschule, desto wahrscheinlicher findet man
         ihre Mitglieder im »Who is Who in Corporate America« und unter den Partnern großer, feiner Anwaltskanzleien. Weil es in den
         boards vorrangig um leises Strippenziehen, dezente Hintergrundarbeit, Beratung statt lautstarkes Consulting geht, fehlen celebrities aus dem Showbusiness und Sport auf der Liste. Auch nach Künstlern und Wissenschaftlern wird man vergeblich suchen; im Aufsichtsrat
         der eigenen Hochschule dürfen sie keinen Sitz einnehmen, und in dem einer anderen allenfalls dann, wenn sie eine Firma gegründet
         haben und leiten. Die trustees sollen ihrer Hochschule mit Rat zur Seite stehen, aber natürlich auch mit Tat. Sie sind eine wichtige Informationsquelle,
         verbürgen sich als Verbindungsoffiziere aber auch für die Einrichtung in der Außenwelt und »vermakeln« ihre Anliegen dorthin.
         So verschaffen sie ihr nicht nur formale Legitimität und einen Platz im Koordinatensystem gesellschaftlicher Beziehungen,
         sondern vor allem auch einen Zugang zu wichtigen organisatorischen Netzwerken und personellen Ressourcen – sprich zu einem
         Platz am Tisch bedeutender und gut betuchter Entscheidungsträger. Trustees sind, um es auf den Punkt zu bringen, ebenso trustbroker wie »Spendengenerierer«. Im selben Maße, in dem amerikanische Universitäten und Colleges nach neuen Einkommensquellen |224|schielen und stärker auf privates Geld setzen, nehmen sie diese zweite Aufgabe ihrer board-Mitglieder immer ernster: Trustees sind, daran gibt es längst keinen Zweifel mehr, ein entscheidender Faktor für die fundraising Kapazitäten aller Hochschulen geworden.
      

      
      Das lässt sich an einer ganzen Reihe von Phänomenen ablesen. So setzen die meisten Hochschulen bei der Rekrutierung neuer
         trustees inzwischen stark auf Personen, die »business-savvy« und in der Wirtschaft gut vernetzt sind (Chronicle, 1.7.2005, A21), darüber hinaus aber auch über die notwendige Finanzkraft verfügen, um sie aus der eigenen Tasche großzügig
         unterstützen zu können. Knapp die Hälfte macht keinen Hehl daraus, dass sie neben dem Rat ihrer Aufsichtsräte auch auf deren
         Geld aus ist. In der jüngsten Befragung des Chronicle gaben zwar nur 15 Prozent der trustees an, ihre Hochschule erwarte eine jährliche Spende von ihnen, möglichst für den »unrestricted annual fund«. Doch die stillschweigende
         Übereinkunft lautet anders. Das weiß jeder trustee, bevor er Mitglied wird. Sich dem Spendenansinnen zu verweigern, gehört sich nicht, und wer es dennoch wagen sollte, muss
         damit rechnen, dass ihn seine Kollegen auf die Verfehlung aufmerksam machen. Trustees, so wird geschätzt, tragen ungefähr ein Siebtel zu den Spenden für eine Hochschule bei.
      

      
      Durch die spektakulären Mega-Spenden und ambitionierten Fundraising-Kampagnen ist die Lage inzwischen unübersichtlicher geworden,
         der Erwartungsdruck gegenüber den trustees allerdings eher noch gewachsen. Als die private Tufts University aus der Nähe von Boston im Herbst 2006 eine 1,2 Milliarden-Kampagne
         ankündigte, hatte sie bereits 615 Millionen Dollar in der Kriegskasse – die zur Hälfte von den 39 Mitgliedern ihres board kamen. Der Aufsichtsratsvorsitzende der Hobart and William Smith Colleges in Upstate New York, David H. Deming, nahm sich
         daran ein Vorbild. Zur 160 Millionen-Kampagne seiner vornehmen liberal arts Einrichtung, gab er als Linie aus, müssten die trustees mindestens ein Drittel beisteuern, besser noch 40 Prozent. Mit potenziellen Kandidaten für das board redete er sofort Tacheles: »I give them numbers«, erklärte er dem Chronicle (11.5. 2007, A16) – je nach Vermögen für einen Sitz 10.000 bis 25.000 Dollar an jährlichen Spenden sowie zwischen 250.000
         und 3 Millionen für die Kampagne. Wer das nicht zahlen will, hat keine Chance auf Zuwahl. Basta.
      

      
      Doch dieses Rezept verfängt nicht überall. Kleine und mittelgroße private Colleges zeigen sich zunehmend unzufrieden mit den
         »fundraising abilities« ihrer Aufsichtsräte. Bei einer Befragung von 274 Präsidenten im  |225|Frühjahr 2008 glaubte nur ein Prozent, dass die trustees ihrer Hochschule mit den »basics of raising money« gut vertraut seien (Chronicle, 2.4.2008). Wie die Geschichte weitergeht, dürfte damit klar sein: Mehr und mehr Hochschulen werden allen neu antretenden
         Aufsichtsräten einen »Basiskurs Fundraising« abverlangen – den diese selbstverständlich aus eigener Tasche bezahlen müssen.
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      |227|Zu guter Letzt: Was macht den Unterschied? 

      
      Der Kreis unserer Erkundungsreise schließt sich: Sie führte aus den luftigen Höhen republikanischer Träume von opportunity and achievement über die Untiefen des beinharten Hochschulwettbewerbs durch die Wirren immer neuer Aufgaben und Formen der higher education ins ikonische Zentrum der Veranstaltung, das American college mit seiner speziellen mission und Gestalt, und kam beim nervus rerum zum Halt. Im ersten Kapitel hatten wir aus der Vogelperspektive nach Besonderheiten des US-Hochschulwesens gefragt und einige
         Überlegungen dazu angestellt, warum es als exceptional gelten kann. Jetzt ist es an der Zeit, den Befund differenzialdiagnostisch abzurunden: Durch welche Charakteristika unterscheidet
         sich das institutional setting, das institutionelle Arrangement, amerikanischer Hochschulen von dem in Deutschland? Was ist »typisch amerikanisch« an den
         Spielregeln, an denen sich Elite-Unis wie Harvard & Co und mehr als 2.000 andere Hochschulen orientieren? Welche Themen stehen
         in den USA im Vordergrund, wenn über Hochschulen berichtet und diskutiert wird, und was besagt das über deren Rolle und Akzeptanz
         in der Gesellschaft?
      

      
      Unsere tour d’horizon durch die amerikanische Hochschullandschaft sollte den Stoff für ein dichtes Breitwandpanorama liefern, das seine Farben aus
         der Kontrastfolie des Vergleichs gewinnt. Enthüllungsgeschichten über den falschen Glamour amerikanischer Hochschulen oder
         Patentrezepte für eine Schnellreparatur der deutschen Universität hatten wir nicht versprochen. Der Blick hinter die Kulissen
         der Traumfabrik sollte im Gegenteil deutlich machen, dass es keine einfache Antwort auf die Frage gibt, welches System besser
         ist oder ob die Hochschulen in den USA ein Modell für die deutschen sein können: Erstens haben sie dafür selber zu viele Probleme
         (wenn auch andere als die deutschen) und zweitens lassen sich einzelne Elemente aus dem verwirrenden »higher education puzzle«
         (Calhoun 2006) in Amerika auch nicht einfach nach Deutschland verpflanzen, weil sie Teil eines viel komplexeren setting und einer besonderen Kultur  |228|sind. Mit mangelnden Ressourcen, Willen oder Können hat das ebenso wenig zu tun wie mit dem bekanntlich unterschiedlichen
         Geschmack von Amerikanern und Deutschen.
      

      
      Heißt das nun, dass man von Amerika nichts lernen kann, nicht einmal siegen? Das kommt ganz darauf an, wonach man sucht. Unsere
         Exkursion wollte zunächst nur die Fremdartigkeit der amerikanischen Hochschulwelt herausstellen und begreifen helfen. Die
         wichtigste Lektion ist somit zunächst die, »dass das eigene Hochschulsystem auch anders sein könnte, als es ist« (Weiler 2004:
         26). Die Spielregeln machen den Unterschied. Aber der Blick auf Amerika erlaubt auch einen neuen Blick zurück auf das deutsche Hochschulwesen.
      

      
      Viele Unterschiede zwischen amerikanischen und deutschen Hochschulen sind schon so oft hin und her gewendet worden, dass diese
         »alten Hüte« hier nicht noch einmal extra gewürdigt werden müssen. Das gilt mit Sicherheit für die große Zahl und wichtige
         Rolle privater Hochschulen in den USA, für die hohen Studiengebühren und das scharfe Qualitätsgefälle zwischen Elite-Hochschulen
         und anderen, für die riesigen Vermögen mancher Hochschulen und das blühende private Sponsoring – aber natürlich auch für Spitzenforschung,
         Spitzenverdienste und Spitzenprofessoren. Eine Reihe weiterer Eigentümlichkeiten bringt es zwar seltener in die Schlagzeilen,
         kann aber ebenfalls als bekannt gelten: die Organisation des Studiums in eine vierjährige Bachelorausbildung als obligatorische
         Vorstufe für professional studies und wissenschaftliche Vertiefungsstudien; ein starker community spirit, der sich am prägnantesten in der engen, lebenslang anhaltenden Verbundenheit der Absolventen mit ihrer Hochschule ausdrückt;
         flache Hierarchien in der akademischen Arbeit, großzügige Fördermöglichkeiten und flexible Karrierewege für junge Wissenschaftler;
         geringe Regelungs- und Kontrollkompetenzen des Staates sowie schließlich und endlich die große Unübersichtlichkeit und institutionelle
         Zersplitterung des gesamten Systems.
      

      
      Diese Phänomene sind die sichtbaren Spitzen eines ganzen Eisbergs amerikanischer Eigenheiten. Viele andere bleiben eher unter
         der Oberfläche und lassen sich nur in vergleichender Perspektive ermessen. Spitzenforschung, Studiengebühren und das Recht
         der Hochschulen zur Auswahl ihrer Studenten sind Ausdrucksformen einer institutionellen Kultur, die viele weitere charakteristische
         Merkmale umfasst. Um diese besondere Textur und diesen Nährboden geht es hier zu guter Letzt – um das Gesamtkunstwerk der
         amerikanischen Hochschulen, für dessen Entschlüsselung |229|kulturelle frames (Erwing Goffman) und der politische Kontext wichtiger sind als harte Finanzdaten und Ausstattungsvergleiche.
      

      
      In einer solchen Perspektive zeichnen sich sieben Spezifika der American higher education ab, die wesentlich zu deren Leistungsvermögen und Attraktivität, Offenheit und Dynamik beitragen:
      

      
       

      
      1. Institutionelle Autonomie: Amerikanische Hochschulen sind in dem, was sie tun und wie sie ihre Arbeit gestalten, ausgesprochen unkonventionell, elastisch
         und unternehmungslustig. Zugleich haben und pflegen sie ein klares Bewusstsein ihrer »institutionellen Identität«. Sie sind
         ebenso stolz und eigensinnig wie anpassungsfähig – und eifrig darauf bedacht, sich von ihren Mitkonkurrenten zu unterscheiden.
         Sie sind keine »Anstalten«, sondern stellen etwas dar. Das ist eine direkte Begleiterscheinung ihrer Eigenverantwortlichkeit:
         Sie sind nicht daran gehalten und nicht darauf aus, Aufgaben regelkonform zu erledigen, die ihnen Gesetze und Verordnungen
         zuweisen, sondern können über ihre Ziele, Eigenart und Arbeitsweise weitgehend selbst bestimmen. Egal, ob sie sich einem neuen
         Arbeitsfeld zuwenden, umstrukturieren, wachsen oder schrumpfen wollen – sofern ihr board zustimmt, das ein Advokat und Gralshüter der Einrichtung ist, aber keine ihr vorgesetzte Kontrollbehörde, können sie das tun.
         Allerdings muss sich jede Hochschule auf dem Markt positionieren und dem Wettbewerb mit anderen stellen. Dabei kann sie im
         großen Strom mitschwimmen, eine Marktnische bedienen oder eine für sich selber schaffen. Aber dafür braucht sie ein klares
         Verständnis ihrer Ziele und Aufgaben, Prioritäten und Handlungsmöglichkeiten. Das verlangt eine eigene agency von jeder Hochschule, die sie vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Anforderungen und Leitmotive für die Hochschulausbildung
         in ständigem Wettstreit mit anderen erproben und schärfen muss.
      

      
      Dadurch ist das amerikanische Hochschulsystem ständig im Fluss. Es wird nicht durch Flächentarifverträge, Rahmenvorgaben oder
         Kartellabsprachen gesteuert, sondern von der Nachfrage nach einer Collegeausbildung, professional und graduate studies geformt, von der staatlichen Forschungsförderung und Studienfinanzierung gespeist, aus vielen anderen Finanzquellen genährt,
         von hohen gesellschaftlichen Erwartungen getrieben – und nicht zuletzt durch das Verhalten der einzelnen Hochschulen maßgeblich
         geprägt. Feste Grenzen und klar abgesteckte Territorien kennt es nicht, sondern verbindet sehr effektiv eine große institutionelle
         Differenzierung und Vielfalt mit hoher Inklusionsfähigkeit. In diesem Arrangement spielen der »Eigensinn« jeder Hochschule,
         ihr »Stil« und ihre Gründungsmythen |230|eine große Rolle, aber auch die communities, die sich ihr zurechnen und denen sie wiederum »dient«.96 So gehen Traditionspflege (insbesondere in prestigeträchtigen Einrichtungen, aber nicht nur dort) und zupackender, optimistischer
         Bewegungsdrang eine schillernde, gelegentlich auch paradoxe Verbindung ein. Weil zentrale Steuerungsmedien und -instanzen
         fehlen, herrscht kein Homogenisierungsdruck. Vielfalt ist ausdrücklich erwünscht.
      

      
      Ob dieses institutionelle Arrangement effizient ist – darüber gehen die Meinungen weit auseinander. Die ausufernden Kosten
         für ein Studium haben viele Zweifel daran genährt. Teure Schattenseiten des anything goes sind überdeutlich: Intransparenz des Marktes, Reibungsverluste und Wettbewerbsverzerrungen durch problematische Anreize und
         Signale, um nur die wichtigsten zu nennen. Selbst die gepriesene Wettbewerbsordnung besitzt ein Janusgesicht: Zwar spornt
         die heftige Konkurrenz Hochschulen zur kritischen Überprüfung und Nachbesserung ihrer Leistungen und Portfolios an, nötigt
         sie zur Selbst- und Marktbeobachtung und befördert ihre agency. Auf der anderen Seite generiert sie aber auch hohe Kosten und zweischneidige Phänomene – man denke nur an das akademische
         Wettrüsten im Umfeld der Hochschulzulassung, an die Bieterkriege um Starprofessoren und an die vielen sündhaft teuren Prestigeprojekte,
         von denen sich einzelne Hochschulen einen Wettbewerbsvorteil versprechen wie riesige Sportarenen und semi-professionelle Basketball-
         oder Lacrosse-Teams, deren Trainer oft mehr als der Hochschulpräsident verdienen. Der ungezügelte Wettbewerb bietet nicht
         unbedingt eine Gewähr für hohe Risikobereitschaft und Innovationsfreude. Manche Einrichtungen wollen alles richtig machen
         und kopieren schlicht die erfolgreichen Trendsetter. Best practices werden dann zur Regel, und der Wettbewerbsdruck produziert Konformität. Doch trotz solcher Ambivalenzen und Schattenseiten
         besitzt das amerikanische Hochschulwesen dank seines institutionellen Arrangements eine viel höhere Elastizität, stärkere
         Dynamik und ungleich größere Leistungspotenziale als das ordentliche, staatlich durchgeregelte und finanzierte Hochschulsystem
         in Deutschland.
      

      
       

      
      2. Educational philosophy: Die Einbettung der amerikanischen Hochschulen in eine Kultur, die von education und speziell higher education wahre Wunderdinge erwartet, darf man nicht unterschätzen. Das »educational gospel« (Grubb/Lazerson 2004) der amerikanischen
         Gesellschaft weist den Hochschulen neben einem staatsbürgerlichen Bildungsauftrag eine Fülle praktisch-politischer Zwecke
         zu. Sie sind Maschinen der opportunity, Produktionsstätten  |231|für hoch geschätzte Fertigkeiten und Kompetenzen, Tempel der Forschung und des Erfindungsgeistes, aber auch Orte für die Selbstbeobachtung
         und Verständigung der Gesellschaft über politische und ethische Grundsatzfragen – kurzum eine »basic institutional domain
         in modern American society« (Calhoun 2006: 10). Im College übt und bildet sich die Zivilgesellschaft amerikanischer Prägung
         in einem gemeinsamen Weltverständnis. Im noch immer springlebendigen American dream vom individuellen Aufstieg durch Talent und Tüchtigkeit weist es jedes Jahr Millionen von Highschool-Absolventen den Weg in
         vielversprechende berufliche und gesellschaftliche Positionen. Es ist eine Ikone der hoch geschätzten middle class culture und steht für soziale Teilhabeverheißungen, Aufbruch und Selbstverantwortung. Viele Eigenheiten der amerikanischen Hochschulwelt
         verdanken sich diesem Skript, dessen Text und Ton sich von dem in Deutschland vorherrschenden scharf unterscheiden, wo für
         ein starkes Selbstbewusstein der Hochschulen zwischen Aufgabenzuschreibungen durch den Staat und einem fundamentalistischen
         Verständnis davon, was eine Universität zu sein habe, nur wenig Raum bleibt.
      

      
      Während öffentliche Sekundarschulen in den USA als wenig leistungsfähig gelten und unter einem schlechten Image zu leiden
         haben, sind Hochschulen dort »high trust institutions«. Das spiegelt sich bereits in der rechtlichen Konstruktion öffentlicher
         Einrichtungen wider. So definierte die kalifornische Verfassung von 1879 Colleges und Universitäten als »public trust«, und
         den boards öffentlicher Hochschulen wird deren Führung typischerweise vom Gesetzgeber anvertraut (»entrusted«). Auch die große Bereitwilligkeit,
         für ein Studium sehr viel Geld zu bezahlen, zeugt von einer hohen gesellschaftlichen Akzeptanz. Daran ändert nichts, dass
         im hemdsärmeligen Pragmatismus der amerikanischen Leitkultur academics und Wissenschaft keine besondere Wertschätzung genießen. Obwohl die Einzelstaaten ihre institutionelle Grundfinanzierung der
         Hochschulen stark zurückgefahren haben, unterstützt die öffentliche Hand deren Arbeit immer noch mit beachtlichen Summen,
         und dank der großen Spendenbereitschaft privater Mäzene und Stiftungen verfügen viele Einrichtungen über finanzielle Ressourcen,
         von denen deutsche Einrichtungen nur träumen können.
      

      
      Der positive, wohlwollende Grundtenor färbt auch auf die Umgangsformen und den spirit in den einzelnen Hochschulen ab. Jedenfalls korrespondiert der freundlich formlose Ton auf ihren Fluren vorzüglich mit der
         optimistischen Einstellung, die man in Amerika überall gern zur Schau |232|stellt. Gibt es so etwas wie einen gefühlten Unterschied zwischen den Hochschulkulturen diesseits und jenseits des Atlantik,
         dann ist er an diesem Punkt besonders groß. Manch deutscher Gastdozent hat seine liebe Mühe damit zu begreifen, dass er einen
         Vortrag oder Text erst dann kritisieren darf, nachdem er ihn ausdrücklich gelobt hat, und dass es als ausgesprochen unhöflich
         gilt, nach diesem Vorspruch gleich mit einem gewichtigen »but« fortzufahren. Ist es in Amerika selbstverständlich, Studenten
         zu bestärken und anzuspornen, bevor man auf Fehler hinweist und Unzulänglichkeiten kritisiert, wollen Respekt und Lob in Europa
         erst durch besondere Leistungen verdient sein. Setzt man hier auf ein pädagogisches Eros des per aspera ad astras und auf die Peitsche harten Bewährungsdrucks, vetraut man in Amerika auf das Zuckerbrot persönlicher Ermutigung. Dabei sollte
         man sich von der lockeren amerikanischen Art nicht täuschen lassen: Der Konkurrenzdruck unter Studenten und Wissenschaftlern
         ist in den USA mindestens ebenso groß, wenn nicht größer als im deutschen Universitätssystem.
      

      
      Obwohl die ausufernden Kosten einer Collegeausbildung viel Kritik hervorrufen, kann von einer tief greifenden Legitimations-
         oder Ansehenskrise der higher education in den USA nicht die Rede sein. Die vielen engagierten Debatten um ihre Bezahlbarkeit und um die Sicherung gleicher Zugangschancen
         für alle Bürger illustriert im Gegenteil nur, welche bedeutende Rolle sie für den amerikanischen Gesellschaftsvertrag besitzt.
         Von einer stärkeren staatlichen Kontrolle erwartet niemand eine Lösung des vertrackten Spannungsverhältnisses zwischen opportunity, equity und individuellen merits. Stattdessen vertraut man auf die Findigkeit und das Eigeninteresse der Hochschulen, auf die Sogwirkung guter Lösungsansätze,
         politischen Druck und den Markt, um die higher education zu verändern und schrittweise zu verbessern. Damit sind die USA bisher nicht schlecht gefahren, besser jedenfalls als England
         und andere kontinentaleuropäische Länder, deren Regierungen Hochschulen als »low trust institutions« betrachten und mit immer
         neuen Umbauplänen und politischen Ansinnen traktieren.
      

      
       

      
      3. Organisation und Führung: Die institutionelle Autonomie amerikanischer Hochschulen (verstanden als die Fähigkeit und das Recht, selber über ihre Aufgaben,
         Arbeitsweise und Organisationsformen zu entscheiden) kommt in zwei Markenzeichen ihres Führungssystems zum Ausdruck: einer
         großen Machtfülle des Präsidenten und einem externen Aufsichtsrat, der dessen Geschäftsführung überwacht und begleitet, zugleich
         aber auch die |233|Hochschule vor direkter Einflussnahme von außen schützt. Beide Merkmale machen sie als Organisation sehr viel handlungs- und
         entscheidungsfähiger, als es deutsche Hochschulen traditionell waren und noch immer sind.
      

      
      In jeder Hochschule besteht ein Spannungsverhältnis zwischen Wissenschaft und formaler Organisation, Disziplinen und Bürokratie,
         akademischer Selbstverwaltung und Hochschulleitung. Je nachdem, welche der beiden Seiten schwerer wiegt, verläuft die Entscheidungsfindung
         mal stärker bottom-up durch akademische Gremien (wie den Senat oder das Konzil) oder top-down durch die Geschäftsführung, das Hochschulmanagement. In der grauen Wirklichkeit kommt es meistens zu einer Mischung zwischen
         diesen beiden Polen. Liegt der Primat bei der Selbstorganisation durch die Gelehrtenrepublik, fällt eine Verständigung über
         strategische Ziele der Hochschule oftmals schwer, und die Handlungsfähigkeit der Organisation ist dementsprechend begrenzt.
         Bis vor wenigen Jahren war genau das in Deutschland der Fall: Die klassische Dualität von akademischer Selbstverwaltung durch
         Gremien und der staatlichen Eingriffsverwaltung durch die Ministerien, das »Kondominium« von Staat und Hochschule, sah für
         Führung und Management einer Hochschule keinen rechten Platz vor.
      

      
      In Amerika dagegen galten Hochschule und Management lange schon als miteinander vereinbare Welten, bevor das Wort »strategisches
         Management« in aller Munde kam. Seit den 1960er Jahren versuchte man, die Hochschulwelt wissenschaftlich zu durchleuchten,
         ihre Entwicklungsdynamik und Prozesse zu verstehen und das Hochschulmanagement durch spezielle Ausbildungsangebote zu professionalisieren.
         Erfolge oder Misserfolge von Hochschulen rechnet man in erster Linie der Organisation zu, das heißt dem guten oder eben schlechten
         Management. Hochschulpräsidenten sind keine primi inter pares mit kurzer Amtszeit und schmalen Befugnissen, sondern academic leaders. Führen kann man indes nur eine Organisation – eine Gelehrtenrepublik hat bestenfalls einen Sprecher. Unter dem Primat der
         Organisation ist die Macht zwischen Wissenschaftlern und Hochschulleitung klar zugunsten letzterer verteilt. Das bedeutet
         nun nicht, dass Präsidenten schalten und walten können, wie es ihnen beliebt. Gute academic leadership ist vielmehr die Kunst, die Interessen der Organisation »an sich selbst« mit denen der faculty zu vermitteln. Dazu gehört, Ziele, Prioritäten und gemeinsame Anliegen zu formulieren, eine Art institutionelles Selbstwertgefühl
         zu pflegen und dieses überzeugend nach außen zu vertreten – kurz, Vertrauen aufzubauen und Beziehungen zu makeln. Da |234|das Binnenleben von Universitäten dank der widersprüchlichen Interessenlagen einzelner Fächer und Gruppen einer »organisierten
         Anarchie«97 gleicht, bedeutet das nicht selten eine herkuleische Aufgabe.
      

      
      Seit Berichte über erfolgreiche Kurswechsel von maroden Einrichtungen in der amerikanischen Hochschulwelt die Runde machen,
         sind Führungsqualitäten und Managementkompetenz gefragter denn je. Präsidenten, die sich als Sanierer hervorgetan haben, sind
         heiß begehrt und werden von Personalberatern belagert. Manche werden inzwischen so fürstlich für ihre Dienste entlohnt, dass
         sich dagegen selbst die Gehälter akademischer Popstars ärmlich ausnehmen. Damit das Unternehmen Hochschule floriert, bedarf
         es aber nicht nur einer klugen Führung, sondern alle ihre Mitglieder müssen auch einen »sense of purpose« teilen und an einem
         Strang ziehen. Hier kommen die nun feierlichen Rituale und die blumige, fast autosuggestive Gemeinschaftsrhetorik amerikanischer
         Hochschulen ins Spiel. Sie sollen helfen, die unvermeidliche Spannung zwischen wissenschaftlichen Orientierungen, Ausbildungsauftrag
         und betrieblicher Organisation zu überbrücken und sich der »Identität« der Institution in symbolischen Praktiken immer wieder
         neu zu versichern.
      

      
       

      
      4. Vielfalt der Finanzierungsquellen: Kulturelle Faktoren und das institutional setting für die markanten Unterschiede zwischen den Hochschulwelten der USA und Deutschlands verantwortlich zu machen, darf nicht
         zu dem Schluss verleiten, dass materielle Dinge unwichtig seien. »Culture matters«, gewiss, aber »money matters« ebenso. Abgesehen
         davon, dass sowohl die Gesamtausgaben für die Hochschulbildung in den USA als auch die Vermögen und Budgets vieler amerikanischer
         Universitäten und Colleges deutlich höher sind, haben alle Hochschulen dort bereits durch ihren Finanzierungsmodus deutschen Hochschulen etwas voraus: Keine bezieht ihr Geld ausschließlich
         aus einer Quelle. Das gilt selbst für staatliche Einrichtungen, wenngleich in unterschiedlichem Maße. Während Community Colleges
         und regionale Gesamthochschulen in hohem Maße von den Zuwendungen öffentlicher Träger abhängen, beziehen Forschungsuniversitäten
         weniger als die Hälfte ihrer Einnahmen aus dem Staatssäckel. Anders gesagt müssen alle amerikanischen Hochschulen zusehen,
         woher sie ihr Geld bekommen und wie sie ihre Finanzbasis verbreitern können.
      

      
      Das hat mindestens drei Folgen: Erstens kommt es der agency der Hochschulen zugute, wenn ihr Gedeih und Verderb nicht von der Finanzlage der öffentlichen Hand und von politischen Prioritäten
         der Exekutive oder Legislative abhängen. Wo higher education keine staatliche Veranstaltung |235|ist, bleibt die Definitionsmacht der Politik gegenüber den Hochschulen gering und ihre Einflussnahme auf deren Arbeit begrenzt.
         So bekommen die Hochschulen nicht nur mehr Möglichkeiten, ihre Agenda selbst zu definieren, sondern sind sogar dazu gezwungen,
         das zu tun, weil sie nicht auf den fürsorglichen Schutz, auf Gewährleistungen und die regulierende Hand des Staates vertrauen
         können. Zweitens eröffnet ihnen ein Finanzmix zumindest theoretisch viele Optionen, eigene Wege zu gehen, Gewichtungen zu
         verlagern und Zumutungen einzelner stakeholder abzuwehren, Einkommensarten und finanzielle Risiken auszubalancieren: Finanzielle Diversifizierung erlaubt höhere Freiheitsgrade
         und mehr Experimente, indem sie die Öffnung der Hochschulen gegenüber gesellschaftlichen Anforderungen und Anliegen erzwingt
         – aber eben nicht in Form einer blinden, willfährigen Anpassung, sondern im Wechselspiel mit institutionellen Eigeninteressen.
         Obwohl die Programme, Arbeit und Leistungen jeder einzelnen Hochschule einem ständigen »reality check« ausgesetzt sind, führt
         das nicht zu einem Einheitsbrei marktgängiger Angebote und zu sinkenden Qualitätsansprüchen, wie es die Anhänger einer staatlichen
         Patronage als Folge einer Entstaatlichung des Hochschulwesens oft befürchten. Im Vergleich zu staatlichen Steuerungssystemen
         mit ausgeklügelten politischen Planungsvorgaben und Zielvereinbarungen, finanziellen Anreizen und Sanktionen bietet ein von
         den Hochschulen selbst verantwortetes Programm stattdessen deutlich interessantere und oft auch bessere Ergebnisse.
      

      
      Drittens schließlich hat sich der Finanzierungmix zumindest in den USA wider Erwarten als robuster erwiesen als eine ausschließlich
         staatliche Alimentierung der Hochschulen. Unabhängigkeit von staatlichen Zuwendungen bedeutet dort mehr Geld für die Hochschulen und nicht etwa weniger. Befürchtungen, das würde sie an den Bettelstab treiben oder den Marotten
         potenter Sponsoren ausliefern, lassen sich durch den Blick auf die USA jedenfalls nicht bestätigen. Selbstverständlich hat
         die Übertragbarkeit des Modells Grenzen, weil es auf einer speziellen »moral and institutional economy« aufsetzt. Fragt man
         nach den wichtigsten Voraussetzungen und Ingredienzien für das leistungsstarke und außerordentlich umweltoffene Hochschulsystem
         in den USA, gehört finanzielle Vielfalt und Unabhängigkeit allerdings zweifellos dazu.
      

      
       

      
      5. Equity and excellence: Die erstaunlichste Begleiterscheinung der programmatischen Differenzierung und institutionellen Vielfalt in der amerikanischen
         Hochschullandschaft ist die friedliche Koexistenz von Elite- und |236|Massenhochschulen. Die Legitimität von Elite-Unis steht außer Frage, sofern sie den meritokratischen Ansprüchen, die sie vor sich her tragen,
         gerecht werden. In ihren Selbstbeschreibungen setzt sich die amerikanische Gesellschaft stark vom Wohlfahrtsstaat europäischer
         Prägung ab: Sie hält wenig von distributiver Gerechtigkeit, sondern singt das Hohelied von opportunity und individueller Tüchtigkeit. Das bringt die Hochschulen dort in eine schwierige Schlüsselposition. Denn einerseits sollen
         sie opportunities bieten, andererseits aber soziale Unterschiede durch Bildungsatteste legitimieren, das heißt sowohl Nivellierungs- als auch
         Differenzierungsmaschinen sein. Damit wird die Frage, warum Angehörige unterer sozialer Schichten und ethnischer Minderheiten
         nur schwer Zugang zu den Elite-Hochschulen finden und was getan werden kann, um das zu ändern, zu einem Dauerthema bildungspolitischer
         Kommentare und Debatten.
      

      
      Doch obwohl Harvard & Co den Vorstellungsraum für amerikanische Hochschulen so prominent besetzen, füllen sie ihn nur zum
         Teil aus. Zur grauen amerikanischen Hochschulwirklichkeit wie zur Imagination einer rastlosen, offenen Gesellschaft gehören
         vielmehr ganz zentral die vielen hundert namenlosen Universitäten und Colleges, an denen die Mehrzahl der Studenten einen
         Weg in die middle classes sucht. Auch die Community Colleges nehmen mit ihrer open access Politik einen wichtigen Platz in diesem pastösen Tableau ein – als Zubringer für das Studium an einer 4-year institution, als Volkshochschulen und Berufsakademien. College for all, der Schlachtruf einer emphatischen Kampagne zur Modernisierung der US-Gesellschaft auf dem Höhepunkt ökonomischer Prosperität
         und des Vietnamkrieges, bedeutet eben nicht zwingend dieselbe Art und Qualität von Ausbildung für alle und jeden Studenten,
         sondern, ähnlich wie in den Bildungsreformen der 1970er Jahre in Europa, allen Bürgern gleiche Zugangschancen und bestmögliche
         Förderung zu bieten.
      

      
      Staatliche Initiativen waren die wichtigste Triebfeder für die Expansion und soziale Öffnung der amerikanischen Hochschulen.
         Angefangen vom Morrill Act 1862 über den GI-Bill von 1944 bis zum Higher Education Act von 1972 haben sie das verwirrende
         Kaleidoskop privater Einrichtungen ergänzt, die aus religiösen, sozialen und wirtschaftlichen Motiven enstanden und ihren
         Platz auf dem Markt suchten. Sie haben die Hochschulausbildung in gewisser Weise normalisiert und standardisiert, doch weder
         flächendeckend durchreguliert noch entscheidende inhaltliche oder strukturelle Reformen bewirkt. Sie haben geholfen, diese
         zugänglicher zu machen, aber das Muster programmatischer Differenzierung, wie es sich im |237|privaten Sektor entwickelt hatte, nicht erschüttert, sondern sogar nachgeahmt. Allerdings haben sie dabei versucht, equity mit excellence zu verbinden, die inhärente Spannung zwischen beiden Ansprüchen durch Verfahren abzuarbeiten und mit exzellenten staatlichen
         flagship institutions der Elite-Bildung den Nimbus sozialer Exklusivität zu nehmen. Das ist ihnen, wie wir sahen, bestenfalls nur teilweise gelungen.
         Seit Mitte der 1980er Jahre hat die »Verschichtung« im amerikanischen Hochschulsystem so stark zugenommen, dass man fast schon
         von »Parallelwelten« sprechen kann, und der Abstand zwischen privaten und staatlich unterstützten Top-Universitäten wird von
         Jahr zu Jahr größer.
      

      
      Gleichwohl gilt auch hier wieder kein Entweder-oder, sondern vielmehr ein Sowohl-als-auch: Mass higher education und Elitebildung schließen einander nicht aus. Beide umfassen einen breiten Fächer unterschiedlicher Formen, Inhalte und Niveaus.
         Entwicklungsdynamik und Entwicklungsmuster der Hochschulausbildung sind in den letzten Jahren – allem Medienrummel zum Trotz
         – allerdings viel weniger durch die obsessive Spannung zwischen diesen beiden Segmenten geprägt worden als durch zwei Phänomene
         im Massenmarkt: erstens das enorme Wachstum der 2-year institutions und zweitens den rasanten Aufstieg kommerzieller Hochschulen, deren Klientel überwiegend aus sozial schwachen Gruppen und
         ethnischen Minderheiten stammt.
      

      
       

      
      6. Quality oder Qualitätssicherung: Von der (unterschiedlichen) Qualität der Hochschulen und ihrer Leistungen ist in Deutschland erst seit wenigen Jahren die
         Rede. Vorher begnügte man sich damit, dass gesetzliche und administrative Vorschriften eine bestimmte Qualität ex ante garantierten – Berufungsanforderungen die von Professoren, Zulassungsvoraussetzungen die von Studenten, Rahmenprüfungs- und
         Studienordnungen die der Lehre, Verfahrensordnungen die von Entscheidungen in »akademischen Angelegenheiten«. Die Qualität
         der Ergebnisse wurde nicht überprüft – und war ja eigentlich auch uninteressant, weil überall dieselben Regeln galten. Alle
         Universitäten hatten nach dieser Logik dieselbe Güte, Fachhochschulen eine andere. Dieses Syndrom ist zwar brüchig geworden.
         Qualitätsunterschiede zwischen den verschiedenen Hochschulen werden nicht länger glatt gebügelt oder gar verschwiegen. Aber
         gemessen werden sie meist nur an Forschungsleistungen, wie sie sich in Drittelmittelbilanzen und Zitationen widerspiegeln.
      

      
      Hochschulrankings werden inzwischen eifrig studiert und viel beachtet, haben sich aber noch nicht in eine Differenzierung
         der hochschulischen |238|Landkarte übersetzt, weil Studienanforderungen und das Profil der Studentenschaft für das Wettbewerbsszenario und für die
         Qualitätswahrnehmung von Hochschulen in Deutschland derzeit noch keine große Rolle spielen. Im Tagesgeschäft hat das Qualitätsmanagement
         Hochkonjunktur – es wird evaluiert und akkreditiert was das Zeug hält. Doch optimiert, attestiert und zertifiziert wird nur
         die Sicherung der Qualität, nicht aber diese gemessen.
      

      
      In den USA verhält es sich damit genau andersherum. Das institutionelle Arrangement hat hier dafür gesorgt, dass Qualitätsunterschieden
         – vermeintlichen wie tatsächlichen – stets ein zentrales Augenmerk galt. Sie bestimmen die öffentliche Wahrnehmung einzelner
         Hochschulen wie auch hochschulpolitische Auseinandersetzungen. Wie Hans Weiler treffend bemerkte, ist die »Bewertung, Messung
         und Interpretation von Qualität […] ein Dauerbrenner des akademischen Diskurses« (2004: 27), und seine Hitze reicht weit über
         akademische Gefilde hinaus. Innerhalb der Hochschulwelt wird das Streben nach Qualität und »Distinktion« durch eine Flut von
         Wettbewerben, Preisen und Auszeichnungen angespornt, die ein glänzendes Licht auf die Gewinner und ihre Heimatuni werfen.
         Das Publikum will wissen, welches die besten Hochschulen in den jeweiligen Ligen sind, welche das beste Preis-Leistungs-Verhältnis
         bietet, welche sich auf den Tabellenplätzen der Rankings emporkämpfen konnte und welche Abstiege es dort gab, und die Politik
         insistiert mehr und mehr darauf, die Ergebnisse ihrer Arbeit messbar zu machen.
      

      
      Trotz der vielen Verzerrungen, die aus der Fixierung auf Prestige- und andere, mit ihrem Kerngeschäft unverbundene Erfolgssignale
         resultieren, ist der Hochschulwettbewerb in den USA daher in erster Linie ein qualitätsorientierter. Das besagt natürlich
         nicht, dass amerikanische Hochschulen besser sind als die deutschen. Doch weil sie der Wettbewerb zwingt, sich fortlaufend
         mit den anderen zu vergleichen, müssen sie über ihre Leistungen Bescheid wissen und ihre Ansprüche kennen – was wieder auf
         Organisation und agency verweist.
      

      
      Der unterschiedliche Umgang mit Qualität findet interessanterweise auch in der Lehre seinen Niederschlag. So nimmt man in
         allen Elite-Hochschulen, aber nicht allein dort, die Überprüfung und Fortentwicklung der Curricula sehr ernst. Über Lehrplankosmetik
         geht das weit hinaus. Auch im Zuschnitt der Studienprogramme herrscht eine besondere Art von Qualitätsmanagment. So sind die
         einzelnen Lehrveranstaltungen im undergraduate college stärker standardisiert, als es in Deutschland bisher üblich |239|war. Sie müssen einem bestimmten Format genügen, das zu den Qualitätsansprüchen der Hochschule passt, und werden in der Regel
         mehrere Jahre hintereinander angeboten, natürlich in modifizierter Form. Zugleich sind sie aber, wie die Studienprogramme,
         oft sehr anspruchsvoll: Vom Dozenten wird ein detaillierter Kursplan (syllabus) erwartet, von den Studenten viel Arbeit. Weil man das Studium als Gesamtprozess betrachtet, dürfen die einzelnen Zutaten
         nicht so kleinteilig sein, dass der Zusammenhang vor lauter Häppchen verschwindet und »Modulmanagement« zur Hauptbeschäftigung
         der Studenten wird. Für jeden erfolgreich absolvierten semesterlangen Kurs und jedes größere Projekt gibt es einen credit, und je nach Hochschule und Studienprogramm hat man mit dem Erwerb von 28 oder 46 solcher credits den Bachelor geschafft. Im europäischen Hochschulraum braucht man dafür 180 credits, die sich aus unterschiedlich gewichteten, teils kleinteiligen Modulen und Veranstaltungssequenzen ergeben. Qualität, hofft man hier, erwächst aus einer möglichst hoch auflöslichen Blaupause des Studienplans. Bauen im Bologna-Raum
         die Bauingenieure das Haus der Lehre, vertraut man dessen Entwurf und Gestaltung in den USA lieber Architekten an.
      

      
       

      
      7. Ziele und Aufgaben der Hochschulen: Mit dem berühmt-berüchtigten »Öffnungsbeschluss« von 1977 begann im bundesdeutschen Hochschulwesen eine lange Zeit der Mangelverwaltung,
         Desorientierung und Lustlosigkeit. Die schon vorher oft beschworene »Krise der Universität« wurde chronisch. Wellen von Hochschulreformen
         zogen übers Land, bis alle ihrer überdrüssig wurden. Ein Gefühl von Stillstand machte sich breit. Den überlasteten, unterfinanzierten
         Hochschulen waren die Hände gebunden, sich selbst aus der Misere herauszuarbeiten – teils durch das strikte staatliche Reglement,
         teils durch die eigene Verunsicherung über ihre künftige Rolle und Gestalt. Das alte Drehbuch taugte nicht mehr, und als »Quellgrund
         der materiellen und geistig-kulturellen Wohlfahrt der Gesellschaft« (Breinig u.a. 2001: 3) waren sie so ausgetrocknet, dass
         die meisten Hochschulfunktionäre lieber in die lauten Klagen über das Fehlen einer »richtungsweisenden Leitidee« einstimmten,
         anstatt sich selbst auf den Weg an neue Ufer zu machen. Schließlich gingen Hochschulen in Deutschland einem gesetzlichen Auftrag
         nach, wofür sie vom Staat alimentiert wurden.
      

      
      Das alles ist bekannt. Der vergleichende Blick von Amerika zurück lässt die Kontraste allerdings besonders scharf hervortreten:
         Diskussionen über Hochschulen und Versuche zu ihrer Standortbestimmung haben in Deutschland häufig einen fundamentalistischen
         Beiklang, in den sich neuerdings |240|immer schrillere technokratische Töne einschleichen. In der breiten Öffentlichkeit wie innerhalb des eigenen Sprengels stehen
         Themen auf der Tagesordnung, die in den USA kaum eine Fußnote abgeben würden: Die akademische Welt beschäftigt sich intensiv
         und extensiv mit der definitorischen Abgrenzung verschiedener Hochschultypen, rechtet über die Legitimität institutioneller
         Differenzierung, beklagt die sinkende Motivation und Kenntnisse der Studienanfänger sowie die Verflachung und Verschulung
         des Studiums. Ihre Organisationen rufen nach einer neuen Aufgabenbestimmung für die Hochschulen und sehnen eine zukunftsweisende
         »Identitätsformel« herbei. Die staatliche Politik drischt emsig das Stroh von Berufsbefähigung, Spitzenforschung und internationaler
         wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit, Innovation und Wertschöpfung. Und zwischendrin sehen die einzelnen Einrichtungen zu,
         wo sie gerade bleiben können.
      

      
      In den USA sind im bunten Feld der higher education zwar etliche Leitmotive am Werk, doch im Unterschied zu Deutschland gibt es dort keinerlei verbindliche Leitidee für die Aufgaben
         und den Charakter einer Hochschule. Ganz oben auf der Themenliste der Politik und öffentlichen Debatten steht die Kostenfrage,
         das heißt, was getan werden kann und sollte, um das Hochschulstudium materiell erschwinglich zu halten, dicht gefolgt von
         access and equity, dem Gerechtigkeitsthema. Alle weiteren Problemzonen, die Hochschulforscher auf ihren Radarschirmen geortet haben,98 sind sehr handfest: Abstimmungs- und Übergangsprobleme zwischen Schule und Hochschule, Studienerfolgsquoten und Studienabbrecher,
         Beschäftigungsaussichten und Arbeitsverhältnisse der Dozenten sowie die Folgen des academic capitalism. Für die Fragen, die deutsche Gemüter bewegen und beschäftigen, gibt es in den USA keinen rechten Resonanzboden, denn ob
         Hochschulen eine wichtige Aufgabe wahrnehmen, zeigt sich in der Nachfrage nach einem Studienplatz, ob sie ihre Arbeit richtig
         gemacht haben, in der Zufriedenheit und in den Karrieren ihrer Absolventen. Was eine university definiert und was sie einem College an Rechten voraushaben darf, interessiert niemanden, weil der Wettbewerb immer neue hybride
         Typen von Hochschulen hervorbringt, die ihren Platz auf dem Markt finden müssen. Wenn das einigen besser als anderen gelingt,
         haben sie eben etwas besser gemacht. Essentialistische Rollenzuschreibungen und staatlich garantierte Arenen für unterschiedliche
         Arten von Hochschulen sind im institutionellen Arrangement nicht vorgesehen. Auch wenn sie natürlich über mangelnde staatliche
         Unterstützung und schwierige Umweltbedingungen klagen, erwarten sich die amerikanischen |241|Hochschulen nicht allzu viel davon. Sie setzen lieber auf ihre eigenen Kräfte und auf ihr Glück im strategischen Management.
         Im Vergleich zu denen der meisten anderen Länder sind sie damit sehr gut gefahren.
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      |243|Anmerkungen 

      
      ^ 1 So diagnostizierte der an der Yale University lehrende deutsche Soziologe Karl Ulrich Mayer: »Der Großteil der amerikanischen
         Studierenden studiert an Hochschulen, die akademisch eher schlechter sind als das Mittel der deutschen Hochschulen.« (2004:
         73)
      

      
      ^ 2 Das National Public Radio (NPR), das kaum kommerzielle Werbung sendet, zählt etliche gemeinnützige Stiftungen und Hochschulen
         zu seinen Sponsoren, die sich mit kurzen Spots ihrer Leistungen und Verdienste rühmen dürfen. Hier ein Beispiel vom März 2007:
         »Support for this program comes from: Bryant University – where students can learn the knowledge and skills they need to succeed.«
      

      
      ^ 3 In einer Denkschrift der State Higher Education Executive Officers vom 10. März 2005 mit dem schönen Titel Accountability for Better Results heißt es kurz und knapp: »A Highschool diploma is no longer adequate for work in a competitive economy, supporting a family,
         or meeting the full responsibilities of citizenship.« (S. 9, unter www. sheeo.org/
      

      
      account/accountability.pdf, 16.9.2007)

      
      ^ 4 Angaben des Bureau of Labor Statistic, zitiert nach Andrew Hacker, »The Rich and Everyone Else«, New York Review of Books vom 25.5.2006, S. 18.
      

      
      ^ 5 OECD 2006: Tab. B 2.1b, 18.10.2007
      

      
      ^ 6 Dazu ebenso knallhart wie vollmundig Präsident Richard Levin von der Yale University, der in der Newsweek International vom 21. August 2006 China und Indien als wichtigste Wettbewerber und zugleich Märkte für US-Hochschulen identifizierte: »Europe,
         by contrast, has lost its competitive edge […] European governments have systematically weakened their top-universities, once
         the pride of the world.«
      

      
      ^ 7 So zum Beispiel Abraham Flexner, Hochschulreformer und Mitbegründer des Center for Advanced Study in Princeton in seinem
         berühmen Buch von 1930 Universities, American, English, German, Oxford 1930.
      

      
      ^ 8 Hochsymbolisch entsprachen die 13 Buchstaben den damals 13 Staaten der Union. Bis heute ist dieses Motto eine beliebte
         Formel in der Selbstbeschreibung der US-amerikanischen Gesellschaft geblieben, attraktiver und verheißungsvoller als die häufig
         zitierte von der »salad bowl«.
      

      
      ^ 9 OECD 2006: Tab. A 1.3a (8.10.2007)
      

      
      ^ 10 Chronicle 2007: 4, 6; Alle Daten des U.S. Census 2003 sind im Internet zugänglich über www.census.gov/prod/2004pubs/p20-550.pdf (27.10.2007)
      

      
      ^ 11 Chronicle, 24.11.2006, A 17; NCES 2006, Table 168 (27.10.2007)
      

      
      ^ 12 »Johnson takes vocational message to European ministers«, EducationGuardian.co.uk (17. Mai 2007).
      

      
      ^ |244|13 So pries zum Beispiel der jährliche Leitartikel der New York Times zum Studienabschluss einer class im Frühjahr 1880 die großen Vorteile einer »amerikanischen« Hochschulerziehung gegenüber einer eng begrenzten Ausbildung von
         Experten mit folgenden schönen Worten: »It is not so much the purpose of the educational system of this country to produce
         ripe scholars and men of great learning (wohl eine gewisse Spitze gegen das damals hoch angesehene deutsche System – USch) as to turn out citizens well equipped for the work of active life and qualified for the most exacting duties of citizenship«
         (Nemec 2006: 39).
      

      
      ^ 14 Brief an Marc A. Julien, 25. Mai 1818, http://etext.virginia.edu/jefferson/quotations/ foley/recipients.html (28.10.2007)
      

      
      ^ 15 http://university.phoenix.edu (5.2.1008)
      

      
      ^ 16 So hob auch ein Radiospot der Bill and Melinda Gates Foundation vom Frühjahr 2007 im National Public Radio auf diesen
         bürgerschaftlichen Nexus ab: »We help more students graduate from Highschool – the start to College and citizenship.« Folgt
         man der Argumentation von Joseph Ben-David (1977) in seiner vergleichende Studie zur Hochschulentwicklung in England, Frankreich,
         Deutschland und den USA, liegt darin eine differentia specifica der amerikanischen Hochschulbildung. Aus der großen Fülle von Literatur hierzu: Oakley 1992; Carnochan 1994; Shapiro 1997;
         Lewis 2006. Lewis, ein Computer Scientist, von 1995 bis 2003 Dean des Harvard College, kritisiert dabei die »grade inflation«,
         curriculare Beliebigkeit und zunehmende Rücksichtnahme auf »consumer satisfaction« in den ivy league-Universitäten.
      

      
      ^ 17 Wortwörtlich, denn bis Frauen zum College zugelassen wurden (1972), sollte es fast noch 90 Jahre dauern.
      

      
      ^ 18 Das Yale College bekennt sich bis heute ausdrücklich zu diesen Zielen. So heißt es im Vorlesungsverzeichnis für das Studienjahr
         2007/08 über das »undergraduate curriculum«: »Yale College offers a liberal arts education, one that aims to train a broadly
         based, highly disciplined intellect without specifying in advance how that intellect will be used. Such an approach regards
         college as a phase of exploration, a place for the exercise of curiosity and the discovery of new interests and abilities,
         rather than the development of interests fully determined in advance. The College does not primarily train students in the
         particulars of a given career, although some students may elect to receive more of that preparation than others. Instead,
         its main goal is to instill in students the development of skills that they can bring to bear in whatever work they eventually
         choose. This philosophy of education corresponds with that expressed in the Yale Report of 1828, which draws a distinction
         between the ›furniture‹ and the ›discipline‹ of the mind. Acquiring facts is important, but learning how to think in a variety
         of ways takes precedence« (Yale College Programs of Study, 2007–2008. New Haven 2007: S. 13).
      

      
      ^ 19 Dieser Terminus hat sich seit dem Erscheinen von Richard Freeands Buch Academia’s Golden Age: Universities in Massachussetts 1945–1970, New York 1992, eingebürgert.
      

      
      ^ 20 Harvard University (1945), Education in a Free Society, Cambridge, Ma; Daniel Bell (1966), The Reforming of General Education. The Columbia College Experience in its National Setting, New York
      

      
      ^ 21 Alle diese und die folgenden Zitate stammen aus dem Report (President’s Commission 1947: Vol. I).
      

      
      ^ 22 2005 beschäftigen die US-Hochschulen insgesamt 1,29 Mio Wissenschaftler. Allerdings waren nur noch 52,4 Prozent (676.000)
         von diesen hauptamtlich tätig (NCES 2006: Tab. 174, 231; Schuster/Finkelstein 2006: 42ff.). In sinkenden Anteilen der »full-time
         faculty« spiegelt sich sowohl die wachsende Bedeutung der 2-year institutions (Junior bzw. Community |245|Colleges) als auch der anhaltende Ansturm auf for-profits, die ihre Kurse online anbieten und durch nebenamtlich tätige »instructors« betreuen lassen.
      

      
      ^ 23 NCES 2006, Tab. 323; NCES/U.S. Department of Education, and Institute of Education Sciences (Hg.) (2007), Enrollment in Postsecondary Institutions, Fall 2005. Washington D.C., April 2007, Tab. 7 und 8.
      

      
      ^ 24 Die »verrücktesten« Beispiele dafür sind das »Jet Propulsion Laboratory« am California Institute of Technology und das
         »Applied Physics Laboratory« an der Johns Hopkins University in Baltimore: Beide sind jeweils größer als die sie beherbergende
         (private) Universität. Weitere bekannte Beispiele für eine institutionelle Grundfinanzierung von Hochschul-Forschungseinrichtungen
         durch den Bund sind das »Lawrence Laboratory« an der UC Berkeley und das »Standard Linear Accelerator Center« an der Stanford
         University. 

      
      ^ 25 Matt. 25:29, in der Übersetzung Martin Luthers. Merton, Robert K. (1968), »The Matthew Effect in Science«, in: Ders. (1973),
         The Sociology of Science. Theoretical and Empirical Investigations, Chicago, S. 439–459.
      

      
      ^ 26 Dieser Ausdruck stammt von Clark Kerr (2003).
      

      
      ^ 27 Diese Daten stammen aus einer interessanten Studie, die die RAND Corporation 2004 im Auftrag der NSF erstellte: Donna
         Fossum u.a. (2004) Vital Assets. Federal Investment in Research and Development at the Nation’s Universities and Colleges, Santa Monica.
      

      
      ^ 28 »Building on Excellence: The University Plan«, zitiert nach: Brint, Steven (2005) »Creating the Future: New Directions
         in American Research Universities«, Minerva, Jg. 43, S. 25; Stanford University, The 21st Century University, Entwurfsfassung vom Februar 2006; E-Mail Rundschreiben vom 8. Februar 2007.
      

      
      ^ 29 Der Chronicle vom 3. März 2006 nennt sie, unter der Überschrift »College Classifications Get an Overhaul«, »labels affixed to America’s
         colleges and universities« (A 25).
      

      
      ^ 30 Die Klammerbezeichnung für die drei Untergruppen dieser classification lautet offiziell »Doctorate-granting universities«, aber es hat sich eingebürgert, von »Research institutions« zu sprechen.
      

      
      ^ 31 So der Projektleiter Alexander C. McCormick im Chronicle (ebd.). Die Stiftung selbst beschreibt das Vorhaben wie folgt: »The Carnegie Classification system now includes new classification
         schemes and a Custom Listings tool for aggregating and combining them—to identify points of intersection between classifications,
         and to create new, customized classifications. This provides a way to explicitly identify special groupings within categories
         of the Basic classification, identifying contextual factors that were previously not available for examination. We believe
         this is an appropriate way to overcome the limitations of any single classification.« www.carnegiefoundation.org/classifications/
         index.asp?key=791 (5.2.2008)
      

      
      ^ 32 Während USNWR – als Buchveröffentlichung unter dem Titel U.S. News Ultimate College Guide – das einzige flächendeckende Ranking geblieben ist, aber viele Nachahmer für bestimmte Zielgruppen oder Hochschultypen erfahren
         hat, spezialisieren sich Hochschulführer in der Regel auf »Top Schools«, die sie unter verschiedenen Gesichtspunkten beschreiben
         und bewerten. Die beiden Marktführer sind hier der Fiske Guide to Colleges und The Best 366 Colleges der Princeton Review, einem Unternehmen, das, ähnlich wie Repititorien für Juristen in Deutschland, Schüler und Studenten
         in privaten Kursen trainiert, damit sie in standardisierten Tests besser punkten.
      

      
      ^ |246|33 Diese und alle folgenden Zahlen enstammen dem Chronicle 2007: 17, 35f. sowie den auf der Homepage der Carnegie Foundation veröffentlichten Tabellen und Erläuterungen, www.carnegiefoundation/org/classifications/index.asp?key=799
         (22.2.2008).
      

      
      ^ 34 Die drei Spitzenreiter unter den privaten Forschungsuniversitäten waren 1999 (wie kaum anders zu erwarten) Harvard mit
         70 Prozent »super students«, dicht gefolgt von Stanford mit 69 und Yale mit 66 Prozent. Von den privaten liberal arts colleges erreichten Swarthmore, Amherst und Ponoma Höchstwerte (62, 59 und 58 Prozent), unter den öffentlichen Universitäten UC Berkeley,
         die University of Virginia und das Georgia Institute of Technology (37, 29,5 und 29 Prozent).
      

      
      ^ 35 Studenten mit einem major in den Natur- und Geisteswissenschaften erzielten 2005/06 im SAT im Schnitt mehr als 1.100 Punkte, die in »Business and commerce«
         997 und in »Health« 983. Die schlechtesten Testergebnisse wiesen Studenten in den »Technical and vocational«-Feldern außerhalb
         der Ingenieurwissenschaften auf (NCES 2006: Tab. 133).
      

      
      ^ 36 Beobachter aus Europa oder Australien können diesen speziellen amerikanischen Elite-Link nur schwer nachvollziehen, weil
         der Status einer Universität dort eng mit ihrer Forschungsreputation und so gut wie gar nicht mit ihren Studienprogrammen
         verknüpft ist. Die folgende Diagnose eines australischen Hochschulforschers zum Beispiel trifft auf die USA mit Sicherheit
         nicht oder nur teilweise zu: »In elite universities, research status and degree status feed into each other. High research
         performing universities with standout faculty attract bright students and their mostly affluent families. These student magnet
         institutions accumulate prestige, cashed out as tuition revenues and further leveraged to raise public and private monies
         that buy high-cost faculty and sustain research programs.« (Marginson 2006: 5)
      

      
      ^ 37 Ein schönes Beispiel für die schwierige politische Gratwanderung der liberal arts education an den »Elite-Schools« bietet der Aufsatz »The Liberal Arts and the Role of Elite Higher Education« von Nannerl O. Keohane,
         Politikwissenschaftlerin und lange Jahre Präsidentin erst des Wellesley College in Massachusetts – eines kleinen, hoch angesehenen
         liberal arts Colleges für Frauen – und später der privaten Duke University in North Carolina, auch einer Elite-Uni (Keohane 2001). Sie
         konzediert darin folgendes Dilemma: »The kind of intellectual talent that enables students to benefit from a liberal arts
         education, like all other forms of talent, is not evenly distributed across any population. A liberal arts education works
         best – in fact, it truly only works – for students who have qualities of mental acuity, curiosity, and intellectual stamina […] For those who do not, other
         kinds of education […] can lay the groundwork for a satisfying life. […] Intellectual quickness […] is an essential attribute
         of leadership in several areas of human life. Thus is should not be surprising that there is a positive correlation between
         those who benefit from a liberal education and those who tend to wind up in positions of leadership. […] It is important also
         to be clear that these generalizations hold true for people from all backgrounds, including members of racial minorities.« Daher müssten größere Anstrengungen unternommen werden, Studenten »from
         disadvantaged […] families« in den Genuss einer liberal education kommen zu lassen, denn sie könnten davon am meisten profitieren.
      

      
      ^ 38 »University of […] (Name des Staates)« bezeichnet fast immer eine öffentliche Hochschule, in der Regel die führende Universität
         eines Landes (wie die noch von Thomas Jefferson gegründete University of Virgina) oder – dort, wo es ein differenziertes System
         staatlicher Hochschulen gibt – die Oberklasse staatlicher Hochschulen mit einzelnen bekannten flagships an der Spitze wie in Kalifornien (mit elf Standorten der UC und davon  |247|mindestens drei flagships: Berkeley, Los Angeles, San Diego), Michigan (Ann Arbor) oder Illinois (Urbana-Champaign). Bei der University of Pennsylvania
         handelt sich dagegen um eine private Gründung durch einen anderen der founding fathers der USA, Benjamin Franklin.
      

      
      ^ 39 Nach einem erfolgreichen Volksbegehren im Juni 1978 wurde in Artikel 13A der kalifornischen Verfassung verankert, dass
         Grundbesitzabgaben, aus denen die öffentlichen Schulen finanziert werden, nicht mehr als ein Prozent des »cash value« von
         einem Haus betragen dürften. Der offizielle Titel dieses als »Proposition 13« bekannt gewordenen Vorstoßes lautet: »People’s
         Initiative to Limit Property Taxation«.
      

      
      ^ 40 Fairerweise muss man darauf hinweisen, dass solche Vergleiche etwas hinken, weil darin auch Kosten für die Forschung eingehen,
         die an Community Colleges keinen Platz hat, weil die Lehrdeputate der Professoren an den Top-Universitäten nur einen Bruchteil
         von denen an den Community Colleges betragen, und weil dort sehr viele nebenamtliche Lehrbeauftragte unterrichten. Bei den
         Universitäten schlagen auch die viel höheren Gehälter der Professoren kräftig zu Buche.
      

      
      ^ 41 Die Artikel einer Sonderbeilage des Chronicle »Community Colleges« vom 28.10.2005 bieten dafür eine Fülle beredter Beispiele: Die Autoren, meist Dozenten an einem Community
         College, schrieben gegen das schlechte Image dieser Einrichtungen an und preisen deren wichtige Rolle für die »American Democracy«
         und »first-generation college goers«. Doch das glich oft einem lauten Pfeifen im Walde. »We are grade 13, located in that
         no man’s land between Highschool and real college […] (Aber) faculty members at community colleges are especially poised to
         engage in classroom-based research and need not think of themselves as ›just‹ teachers, and therefore inferior to their four-year
         counterparts.« (Howard Tinberg, S. B. 30). Die Präsidentin des Council for Higher Education Accreditation (CHEA), Judith S.
         Eaton, wandte Folgendes gegen die Pläne ein, künftig auch Bachelorstudiengänge an Community Colleges anzubieten: »Establishing
         baccalaureate community colleges […] would betray community colleges’ mission, especially low tuition and remedial and developmental
         education. […] The baccalaureate community college would undermine one of the finest educational achievements in the history
         of our country: the open-admission, two-year community college.« (S. B 26)
      

      
      ^ 42 Chronicle 2007: 4. An den Community Colleges sind die Gebühren während der letzten zehn Jahre wie an allen Hochschulen in den USA stets
         deutlich stärker als die Inflationsrate gestiegen, oft in zweistelligen Raten.
      

      
      ^ 43 »African Americans« sind eine für die Hochschulbildung besonders schwierige Bevölkerungsgruppe, weil ihre Zugangschancen
         – von Rassismus und kulturellen Gräben einmal ganz abgesehen – durch zwei eng miteinander zusammenhängenden Faktoren stärker
         limitiert werden als die aller anderen Gruppen: Zugehörigkeit zu einer niedrigen sozialen Schicht und extrem niedrige Ergebnisse
         in den standardisierten Hochschulzulassungstests ACT und SAT. In beiden schneiden schwarze Amerikaner bei weitem am schlechtesten
         ab (Chronicle 2007: 13). Unter allen über 25-jährigen US-Bürgern haben 31 Prozent der weißen, aber nur 18,4 Prozent der schwarzen einen
         Hochschulabschluss (mindestens Bachelor) erworben (NCES 2006).
      

      
      ^ 44 Die Lumina Foundation for Education bietet auch sonst ein sehr schönes Beispiel für die politische Semantik von education in Amerika, wie ein Blick auf ihre Website belegt (www.luminafoundation.org). Über das Projekt » Achieving the Dream« informiert
         die website: www.achievingthedream.org/default.tp (15.2.2008).
      

      
      ^ |248|45 Von den acht größten degree granting Instituten berichteten für das Geschäftsjahr 2006/07 lediglich zwei einstellige Zuwachsraten bei den Studentenzahlen, während
         der Spitzenreiter Capella Education um 23,8 Prozent wuchs (Chronicle, 9.11.2007).
      

      
      ^ 46 Chronicle, 12.1.2005 und 8.12.2006. In jüngster Zeit haben sich die Aussichten allerdings stark eingetrübt: »The credit crisis appears
         to be knocking at the doors of commercial educators«, berichtete die New York Times auf der ersten Seite ihrer Sunday Business-Beilage am 17.2.2008: »student loans […] appear in danger of going unpaid«.
      

      
      ^ 47 NewYork Times, 21.1.2006, B 2. 

      
      ^ 48 Die Einsätze sind hoch, die Gewinne und Wachstumsraten waren es bisher ebenfalls: So hat sich der Index der acht größten
         börsennotierten Hochschul-Unternehmen von 2000 bis 2007 deutlich besser entwickelt als der Aktienmarkt insgesamt (gemessen
         am S&P 500). Ihr Marktwert betrug 2005 fast 35 Milliarden Dollar, und zwischen 2000 und 2004 stiegen die Kurse der fünf Marktführer
         um das Viereinhalbfache. 2006 wurde die börsennotierte Education Management Inc. für 3,4 Milliarden Dollar von einer privaten
         Beteiligungsgesellschaft aufgekauft und wieder vom Kurszettel genommen. Während ihrer zehn Jahre an der Börse hatte sie selbst
         einige spektakuläre Aufkäufe getätigt und ihr Geschäftsfeld enorm ausgeweitet. Anfang 2007 kaufte eine Gruppe privater Investoren
         die Laureate Education Inc., die 24 »universities« außerhalb der USA sowie die virtuelle Walden University betreibt, für einen
         Preis von 3,8 Milliarden Dollar. Durch An- und Verkäufe verändert sich das Portfolio dieser Unternehmen fortlaufend. Nicht
         einmal katholische Hochschulen sind vor feindlicher Übernahme gefeit: Die Franciscan University of the Prairies in Iowa wurde
         Anfang 2005 von einer Beteiligungsfirma aus Connecticut aufgekauft und ihr Name in Ashford University geändert, nachdem der
         Mutter-Orden eine Unterstützung der Hochschule mit 550 Studenten nicht mehr gewährleisten konnte. Alle Beispiele aus dem Chronicle, 11.8.2006; 30.1.2007 und 3.3.2005.
      

      
      ^ 49 Wir hatten weiter oben bereits darauf hingewiesen, dass diese Zahlen nicht unbestritten sind und dass die amtliche Statistik
         für die University of Phoenix nur 155.000 Studenten ausweist (NCES 2006). Für das im August 2007 abgeschlossene Geschäftsjahr
         2006/07 meldete die Apollo Group 313.700 Studenten, einen Anstieg von 11,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr (Chronicle, 9.11.2007, A 27).
      

      
      ^ 50 Chronicle, 9.2.2007.
      

      
      ^ 51 Zu den vielen Paradoxien der Hochschulentwicklung während der letzten 30 Jahre gehört, dass die Hochschulausbildung mit
         zunehmender Orientierung am Markt und schärferem Wettbewerb nicht etwa billiger, sondern im Gegenteil teurer geworden ist.
         Wettbewerb und strategisches Management bewirkten eine Professionalisierung und enorme Aufblähung der Hochschulverwaltungen
         durch immer neue Posten und Funktionen, so dass die Zahl (und Vergütung) der dort Beschäftigten sehr viel schneller wuchs
         als die der Wissenschaftler (Zemsky u.a. 2005: 20ff).
      

      
      ^ 52 Das letzte NRC-Ranking erschien 1995. Die für 2005 geplante Neuauflage musste aus verschiedenen Gründen mehrfach verschoben
         werden und soll nun Ende 2008 herauskommen.
      

      
      ^ 53 Es bleibt abzuwarten, wie sich deren jüngste Veränderungen dort auswirken werden, weil durch die neue Gruppierung der
         »Associate Colleges« einige bisher gängige Kategorien des USNWR-Rankings entfallen. »America’s Best Colleges 2008« beruht
         noch auf der CC 2000.
      

      
      ^ 54 In der Chronicle Review vom 11.8.2006 (B 10–13) findet sich dazu ein längerer Artikel von Michael Gordon, mit Hinweisen auf verschiedene Ansätze,
         dieses Phänomen zu dokumentieren |249|. Ein pensionierter Professor der Duke University, Stuart Rojstaczer, richtete dazu eine viel beachtete Website ein (www.gradeinflation.com).
         Das letzte Update stammt allerdings vom August 2003 (15.2.2008).
      

      
      ^ 55 So heißt es zum Beispiel, dass der europäische Fußball (»soccer«) in den USA auch deshalb nie richtig Fuß fassen konnte,
         weil in 90 Minuten Spielzeit viel zu wenig Tore fallen. Anderthalb Stunden, keine Punkte, unentschieden – das finden Amerikaner
         einfach langweilig.
      

      
      ^ 56 1949 absolvierten 93 Prozent aller amerikanischen Studenten ihre undergraduate studies in ihrem Heimatstaat. 1994 waren es nur noch 74 Prozent. Im selben Zeitraum fiel der Anteil von »in-state students« an den
         öffentlichen Hochschulen von 95 auf 84 Prozent und an den privaten Einrichtungen von 80 auf 54 Prozent. An den privaten selective schools beträgt er inzwischen weniger als zehn Prozent. 47,7 Prozent der Studienanfänger des Jahres 2007/08 besuchten ein College,
         das mehr als 100 Meilen (ca. 165 km) von ihrem Heimatort entfernt liegt (Chronicle, 1.2.2008, A 23).
      

      
      ^ 57 Die Ausführungen von Robert Glidden, dem ehemaligen Präsidenten der Ohio University in Athens, auf einer Konferenz der
         Bayerischen Amerika Akademie im März 1999 beschreiben zutreffend die R-Strategie solcher Institutionen, zu denen die Ohio
         Univerity gehört: »Um im Wettbewerb um Studenten erfolgreich zu sein, neigen amerikanische Universitäten dazu, den Studenten
         das zu geben, was diese wollen. Dies betrifft nicht nur die Art der Abschlüsse und der angebotenen Kurse, sondern auch den
         speziellen Inhalt der Kurse. Daher sind amerikanische Hochschulen tendenziell viel praxisorientierter als ihre europäischen
         Gegenstücke.« In dieser Allgemeinheit ist das jedoch schlicht falsch (vgl. »Mobilität und Dienstleistung: Die Doppelrolle
         des Hochschulwesens in der amerikanischen Gesellschaft«, in: Breinig, Helmbrecht u.a. (Hg.) (2001), Das deutsche und das amerikanische Hochschulsystem, Münster, S. 128).
      

      
      ^ 58 An manchen Hochschulen heißt die entsprechende Organisationseinheit auch »Undergraduate School«.
      

      
      ^ 59 In der theoretischen Perspektive von Talcott Parsons sichert das College als Teil des »fiduciary systems« der modernen
         Gesellschaft »cultural standards« einer »cognitive rationality«, die eine »rationalization of personality« sowie eine »educated
         citizenry« hervorbringen: »A goal of general education is preparation for citizenship in a pluralized, institutionally individualized
         societal community.« Erst im »graduate and professional training« stehe die Förderung von »special competencies« auf dem Programm (Parsons/Platt 1973: 165, 184, 191). Um all das zu erreichen, befand Thorstein Veblen, einer
         der Gründungsväter der amerikanischen Soziologie, in seiner Studie über »Higher Learning in America« 1918, sei ein »set curriculum«
         denkbar ungeeignet. Als »corporation for the cultivation and care of the community’s highest aspirations and ideals« dürfe
         sich die Hochschule nicht »pragmatic, utilitarian, worldly wise cultures« ergeben (die er bezeichnenderweise »barbarian« nannte),
         sondern müsse Studenten zu einer möglichst breiten, informierten Sicht auf die Welt verhelfen (Veblen 1954: 34).
      

      
      ^ 60 Amy Gutman, Politikwissenschaftlerin und seit 2004 Präsidentin der zur ivy league gehörenden University of Pennsylvania, zählt neben der Produktion und Vermittlung von Wissen und »understanding« sowie der
         unvermeidlichen »education for leadership« die Beförderung von »citizenship« zu den »valuable social purposes of universities«.
         »How Can Universities Teach Professional Ethics?«, in: Bowen, William G./Shapiro, Harold T. (Hg.) (1998), Universities and Their Leadership, Princeton, S. 157.
      

      
      ^ 61 www.newhaven.edu/4487 (21.2.2008)
      

      
      ^ |250|62 http://aacu.org/advocacy/What_is_liberal_education.cfm (12.2.2008). Dazu passt das Motto der Yale University – »Lux et
         Veritas«.
      

      
      ^ 63 Es zielte explizit auf einen »common ground of training and outlook on which any society depends«. General Education in a Free Society, Cambridge 1946, S. 32.
      

      
      ^ 64 In diesen Aufs und Abs spiegeln sich natürlich auch die Zeitläufte, politische Moden und der Zeitgeist. In einem Artikel
         in einer Sonntagsbeilage der New York Times vom 29.6.2007 wird der scheidende »chancellor« der privaten Vanderbilt University, die 2006 ein großes Bauprogramm für neue
         »residential colleges« aufgelegt hat, wie folgt zitiert: »We went in the ’50s with in loco parentis, and then after the Vietnam
         war we went into loco-deny us, that is, ›We don’t want anything to do with these kids because they’re crazy‹. I call what
         we’re doing now in loco amicus. We’re going to create an environment in which the students and faculty are friends.« (S. 19)
      

      
      ^ 65 Auch in dieser Hinsicht ist die weiter oben erwähnte University of New Haven durch und durch normal: Auf ihrer Website
         gibt sie an, dass 81 Prozent ihrer freshmen und 54 Prozent aller Studenten in »college housing on campus« wohnen: www.newhaven. edu/about (25.3.2008)
      

      
      ^ 66 Um naheliegenden Verwechslungen der verschiedenen Arten von »Colleges« zu entgehen, nennt das Harvard College seine 13
         »residential colleges« »houses«. Dieselbe Bezeichnung wählte Cornell.
      

      
      ^ 67 So wird die Hochschule zum Beispiel auch für Verfehlungen ihrer Studenten wie alkoholische Exzesse oder bösen Schabernack
         verantwortlich gemacht, soll sie doch »in loco parentis« darauf achten, dass ihren Schutzbefohlenen nichts zustößt. Das kann
         teuer werden, wie das MIT vor wenigen Jahren in einem Aufsehen erregenden Fall erfahren musste. Ein Studienanfänger, der keinen
         Platz in einem residential college bekommen hatte, starb nach einem Saufgelage in seiner »fraternity« an einer Alkoholvergiftung. Die Eltern verklagten die Hochschule
         mit dem Argument, sie habe nicht genug getan, allen Studenten einen Wohnheimplatz zu geben. Die Folgen: Das MIT musste ein
         Schmerzensgeld von sechs Millionen Dollar zahlen, drei neue Wohnheime bauen und zusagen, ab 2001 sämtliche Studienanfänger
         in residential colleges auf dem Campus unterzubringen.
      

      
      ^ 68 Diese Initiative beschäftigt hauptamtliche Mitarbeiter und wird professionell gemanaged, wie man ihrer Homepage entnehmen
         kann: www.dwighthall.org (20.2.2008)
      

      
      ^ 69 About Yale/President’s welcome, http://www.yale.edu/about/president.html (8.3.2008)
      

      
      ^ 70 Die Initiative zeichnet sich durch einen spirit aus, in dem sich Geschäftsstil und Erweckungsrhetorik gegenseitig beflügeln: www.teachforamerica.org (22.2.2008)
      

      
      ^ 71 Hier nur ein paar jüngere Beispiele aus diesem Genre: Andrew Allen, College Admissions Trade Secrets: A Top Private Counselor Reveals the Secrets, Lies, and Tricks of the College Admission Process, iUniverse 2001; Tally and Gen Tanabe, Get Into Any College: Secrets of Harvard Students, 5. Aufl., Belmont 2005; Jaqueline Kung u.a., College Matters Guide to Getting Into the Elite Collge of Your Dream, New York 2005; Michael London, The New Rules of College Admission: Ten Former Admissions Officers Reveal What it Takes to Get into College Today, New York 2006. 

      
      ^ 72 Jerome Karabel hat 2005 in einer vorzüglichen Studie die eng miteinander verflochtene Zulassungspolitik von Harvard, Yale
         und Princeton während des 20. Jahrhunderts untersucht und dabei auch die Mauscheleien und diskriminatorischen Tricks, mit
         denen alle drei Juden von ihren Mauern fernzuhalten oder wenigstens die Zahl jüdischer Studenten stark zu begrenzen suchten
         (Karabel 2005).
      

      
      ^ |251|73 So Harvard Professor Louis Menand in einem Kommentar im New Yorker vom 27.5.2007, S. 27.
      

      
      ^ 74 »Detektivgeschichten« wie der des Journalisten Jacques Steinberg (Steinberg 2002), der 1999 fast ein Jahr lang im »admissions
         office« der selective Wesleyan University teilnehmende Beobachtungen betrieb und darüber eine »riveting behind-the-scenes inside story« (Buchcover)
         für die New York Times schrieb, sind Bestseller und finden laufend Nachahmer. Auch auf dem akademischen Buchmarkt sind solche Enthüllungsberichte
         sehr beliebt (Karabel 2005; Soares 2007). Den jüngsten Beitrag dazu bietet Mitchell L. Stevens, Creating a Class: College Admissions and the Education of Elites, Cambridge MA. 2007. Einem Artikel mit dem Titel »The Truth About the Colleges« in der New York Review of Books (Andrew Hacker, 3.11.2005) sind viele Leser gewiss – einen besseren »teaser« gibt es kaum.
      

      
      ^ 75 Die normalen Bewerbungsfristen (es gibt auch »early admissions«) enden üblicherweise nach Weihnachten oder Anfang Januar.
         Mitte März, drei Monate vor dem Ende ihrer Schulzeit, erfahren die Kandidaten das Ergebnis. Das Auswahlverfahren stützt sich
         daher lediglich auf die bis zur Mitte der zwölften Klasse erbrachten Leistungen; die Noten des letzten Schulhalbjahres gehen
         darin nicht mehr ein.
      

      
      ^ 76 2006 kam ein dritter Teil hinzu, ein Essay, so dass seitdem 2.400 Punkte ein perfektes Ergebnis sind.
      

      
      ^ 77 Nur 196 von 1.229 Studenten der »Class of 2009« (Abschlussjahrgang 2009, Studienbeginn 2005) in Princeton – 16 Prozent
         – kamen aus Familien mit einem Haushaltseinkommen von weniger als 50.900 Dollar im Jahr, die die Universität als »low-income
         households« bezeichnet (Chronicle Review, 15.12.2006, B 11). Wenn man bedenkt, dass das US Census Bureau als mittleres Haushaltseinkommen für 2006 48.201 Dollar ermittelt
         hat, ist das geradezu ironisch.
      

      
      ^ 78 Das fordert zum Beispiel der Reporter Daniel Golden in seinem mit großem Furor geschriebenen Buch The Price of Admission: How America’s Ruling Class Buys Its Way Into Elite Colleges – and Who Gets Left Outside the Gates, New York 2006, das auf einer Artikelserie im Wall Street Journal beruht. 

      
      ^ 79 Ein Indikator für massive soziale Verwerfungen auch hinter der Zulassungsschwelle sind die Erfolgsquoten sechs Jahre nach
         der Erstimmatrikulation an den flagship institutions; »minority students« erreichen die »graduation rate« ihrer weißen Kommilitonen dort nur zu 84 Prozent.
      

      
      ^ 80 Eine gute Übersicht über die Entwicklung der Rekrutierungstechniken und -strategien bietet der im März 2002 erschienene
         und von den »big players« im Testgeschäft (ACT, College Board, ETS, Association for Institutional Research) finanzierte Bericht
         Trends in College Admission 2000, online abrufbar unter http://www.airweb.org/images/ trendsreport.pdf (1.3.2008).
      

      
      ^ 81 Diese und alle folgenden Daten stammen aus dem Chronicle vom 1.2.2008, S. A 23 (»This Year’s Freshmen at 4-Year Colleges: a Statistical Profile«).
      

      
      ^ 82 Diese Daten sind dem oben erwähnten Report »Trends in College Admissions« entnommen.
      

      
      ^ 83 Von den 291.861 Absolventen dieser Kategorie entfielen 80.685 auf Gesundheitsberufe, 72.715 auf »Communication/Journalism«,
         30.723 auf »Security and protective services« und 22.888 auf die berühmt-berüchtigte Gruppe »Parks, recreation, leisure &
         fitness studies« (NCES 2006: Tab. 254).
      

      
      ^ |252|84 Berechnet nach Zahlenangaben in dem Artikel »They’d Much Rather Be Rich« von Andrew Hacker in der New York Review of Books, 11.11.2007, S. 32.
      

      
      ^ 85 Ein »Advisory Committee on Student Financial Assitance« des amerikanischen Kongresses und des US Education Department
         prognostizierte im September 2006, die hohen Kosten würden derart viele Schüler aus den untersten Einkommensklassen von der
         Aufnahme einer Collegeausbildung abschrecken, dass »1.4 million to 2.4 million bachelor’s degrees will be lost this decade«.
         Der Bericht trägt den schönen Titel »Mortgaging Our Future: How Financial Barriers to College Undercut America’s Global Competitiveness«
         und ist im Internet abrufbar unter http://www.ed.gov/about/bdscomm/ list/acsfa/mof.pdf (22.3.2008).
      

      
      ^ 86 Yale Bulletin, Vol. 36, No. 15, 18.1.2008. »Yale should be a college of choice for the very best and brightest students, regardless of financial
         circumstances«, begründete President Richard Lewin die neue Politik.
      

      
      ^ 87 In der Studie »Education Pays« heißt es unter der Überschrift »societal benefits« unter anderem: »College graduates have
         lower smoking rates (sic! – USch), more positive perceptions of personal health, and healthier lifestyles than individuals
         who did not graduate from college.«
      

      
      ^ 88 Sämtliche Daten für 2003/04 sind dem Digest of Educational Statistics 2006 (NCES 2006,
      

      
      Tab. 334, 340, 341, 342) entnommen; die für 2005/06 der Veröffentlichung NCES 2007

      
      (Tab. 3, 4).

      
      ^ 89 Sämtliche hier präsentierten Zahlen entstammen den Finanzberichten der drei Hochschulen für das Haushaltsjahr 2006/07:
         http://vpf-web.harvard.edu/annualfinancial/; www.yale.edu/fr06-07; http://www.virginia.edu/budget/operatingbudget.html (26.
         März 2008)
      

      
      ^ 90 Die einzige Ausnahme bilden die vier dem Verteidigungsministerium zugeordneten militärischen Hochschulen (US Air Force
         Academy, US Military Academy (Westpoint), US Naval Academy und US Coast Guard Academy), die wie die Bundeswehrhochschulen
         in Deutschland eine Hochschulausbildung – meist in technischen Fächern – mit einer Ausbildung zum Offizier verbinden und deren
         Studenten sich nach Abschluss ihres Studiums für eine gewisse Dienstzeit verpflichten müssen. Im Unterschied zu den Bundeswehrhochschulen
         sind die vier Militärakademien mit Zulassungsraten von unter 20 Prozent der Bewerber allerdings hoch selektiv. 

      
      ^ 91 Der Anteilswert betrug für die derzeitigen 25 Mitgliedsstaaten der EU 2002 1,93 Prozent, für die USA 2003 2,76 Prozent.
         eurostat STAT/05/26, 24. Februar 2005
      

      
      ^ 92 Alle folgenden Daten stammen aus dem Jahresbericht der Association of University Technology Managers für 2006 (U.S. Licensing Activity Survey: FY 2006). Er stützt sich zwar nur auf eine Erhebung unter den inzwischen 186 Mitgliedshochschulen der AUTM, aber das sind die einzigen
         verfügbaren Daten zu Patentanmeldungen und -einnahmen amerikanischer Hochschulen. http://www.autm.net/events/file/AUTM_06
         _US%20LSS_FNL.pdf (16.3.2008)
      

      
      ^ 93 http://www.agb.org/wmspage.cfm?parm1=1490 (4.4.2008)
      

      
      ^ 94 Die Homepage dieser politischen pressure group bietet einen guten Einblick in die aggressive Weltsicht und Strategie ultrakonservativer Kräfte in den USA: http://www.goacta.
         org/ (15.4.2008)
      

      
      ^ 95 Von den trustees, die sich an der jüngsten Erhebung des Chronicle bei 1.082 Hochschulen beteiligt und die Frage nach ihrer politischen Präferenz beantwortet haben, gaben |253|41,7 Prozent den Repubikanern den Vorzug und 28,4 Prozent den Demokraten (Chronicle, 11.5.2007, A 12ff).
      

      
      ^ 96 Was im Deutschen wie ein misslungener Werbespot klingt, ist im amerikanischen Englisch ganz üblich: Eine Schule oder Hochschule
         »serves a community«.
      

      
      ^ 97 Das ist die plastische Diagnose der klassischen, blitzgescheiten und höchst lesenswerten Studie über Führung und Entscheidungsfindung
         in Hochschulen von Michael D. Cohen und James J. March, Leadership and Ambiguity. The American College President, Boston 1974.
      

      
      ^ 98 In ihrem Manifest Beyond Dead Reckoning: Research Priorities for Redirecting American Higher Education diagnostizierten Top-Vertreter der amerikanischen Hochschulforschung im Oktober 2002 zuerst Problembereiche, um anschließend
         ihre Hilfe bei deren Bearbeitung anzubieten: http://www.stanford.edu/group/ncpi/documents/pdfs/beyond _dead_reckoning.pdf,
         18.4.2008.
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      |254|Glossar 

      
      Admission Hochschulzugang bzw. -zulassung sowie alle dazu gehörenden Auswahlprozesse, Ämter und Funktionen: admission office, Dean of admission, admission counselor. 

      
       

      
      Affirmative Action Bonuspunkte für Individuen in Auswahlverfahren, zum Beispiel beim Hochschulzugang oder bei der Besetzung von Stellen, auf
         Grund ihrer Zugehörigkeit zu einer Gruppe, deren Angehörige in der fraglichen Position bisher unterrepräsentiert sind (Geschlecht,
         Rasse, sozioökonomischer Status). AA wirkt de facto als positive Diskriminierung.
      

      
       

      
      Board of Regents/Trustees Hochschulrat (Aufsichtsrat) zur Kontrolle der Geschäftsführung des Präsidenten. Oberstes Entscheidungsorgan in strategisch
         wichtigen Angelegenheiten, ausschließlich extern besetzt.
      

      
       

      
      College a) Hochschule mit Schwerpunkt in der undergraduate education; b) Organisationseinheit für die undergraduate education innerhalb einer Universität; c) die erste Phase der Hochschulausbildung, das vierjährige undergraduate college; d) eine besondere Form von Studentenwohnheim (siehe residential college).
      

      
       

      
      Community College Auch technical college, junior college und city college: Öffentlich (lokal oder regional) finanzierte Einrichtungen der tertiären Bildung mit einem breiten Spektrum an Ausbildungsangeboten
         unterhalb eines regulären Hochschulstudiums. Ihre strukturierten Studienangebote führen in zwei Jahren zu einem eigenständigen
         Abschluss (Associate Degree), der als Brücke zum Studium an einem undergraduate college dienen kann. Die meisten Kurse stehen jedoch einzeln für sich. Für ein Kurspaket erhalten die Studenten ein certificate oder diploma. Sie kommen in der Regel aus der näheren Umgebung des College (daher der Name CC) und sind berufstätig.
      

      
       

      
      Degree Awarding Institution Einrichtungen der Higher Education, die einen Bachelor oder Associate Degree als gewohnheitsrechtlich anerkannten Abschlussgrad |255|verleihen. Genauer unterscheidet man zwischen 4-year-institutions, die nach einem vierjährigen Studium den Bachelor verleihen, und 2 year-institutions, die lediglich zum AD führen. Nur 4-year-institutions sind Hochschulen nach deutschem Verständnis.
      

      
       

      
      Department Grundeinheit für die (Selbst-)Organisation der Wissenschaften in der Hochschule, die für die fachlichen Inhalte des Studienprogramms,
         die Auswahl von graduate students sowie die Berufung und Beförderung von Professoren verantwortlich zeichnet. Departments sind meist einzeldisziplinär zugeschnitten,
         können aber auch einen problemorientierten Fokus haben.
      

      
       

      
      Diversity Soziale und/oder ethnische Vielfalt der Studentenschaft oder des Lehrkörpers einer Hochschule.
      

      
       

      
      Earmarked Funds Zweckgebundene Zuweisungen im Haushaltsgesetz des Bundes (Federal Budget) für besonders ausgewiesene Projekte einzelner Hochschulen
         (Bauten, Großgeräte oder Labore).
      

      
       

      
      Endowment Kapital- oder Stiftungsvermögen einer Hochschule, dessen Erträge die verfügbaren Mittel (revenue) verstärken.
      

      
       

      
      Faculty Der gesamte Lehrkörper (die Professorenschaft) einer Hochschule oder einer ihrer Untereinheiten (department) ohne Unterscheidung nach Ranggruppen und Beschäftigungsverhältnis (full, associate und assistant professor, lecturer).
      

      
       

      
      Faculty of Arts and Sciences Die Professoren der geistes-, sozial- und naturwissenschaftlichen departments einer Hochschule, ohne die aus den professional schools (Medizin, Jura, Ingenieurwesen, BWL).
      

      
       

      
      Federal Funding Bundesmittel für die Hochschulen (Forschungsförderung, earmarked funds, gesponsorte Studienprogramme) sowie für die Hochschulausbildung (Studienbeihilfen).
      

      
       

      
      Flagship Institution Die Flaggschiffe in den von einzelnen Staaten getragenen Hochschulsystemen, Forschungsuniversitäten mit elitären Ambitionen
         und selektiver Zulassung von Studienbewerbern.
      

      
       

      
      For-Profit Kommerzielle Hochschulen (wirtschaftlicher Gewinn als Betriebszweck).
      

      
       

      
      Fundraising Spendensammeln.
      

      
       

      
      |256|Governance Führung und Entscheidungsverfahren in Hochschulorganisationen, Verteilung von Entscheidungskompetenzen.
      

      
       

      
      Governing Board Führungsgremium, Entscheidungsgremium.
      

      
       

      
      Graduate Studies/Graduate School Wissenschaftsorientierte zweite Phase des Studiums nach dem Bachelor, die zu einem Master oder zur Promotion (Ph.D.) führt.
         Die einzelnen graduate programs stehen unter der fachlichen Verantwortung eines department und werden organisatorisch oft in einer graduate school gebündelt und verwaltet.
      

      
       

      
      Grants/Federal Grants Beihilfen, Projektmittel, Drittmittel des Bundes.
      

      
       

      
      Higher Education Umfasst das gesamte Spektrum postsekundarer Bildung: neben Hochschulen im engeren Sinne auch zahlreiche berufs- oder allgemeinbildende
         Fachschulen und Community Colleges.
      

      
       

      
      Ivy League In der »Efeuliga« tragen acht elitäre private Universitäten der Ostküste seit den 1880er Jahren sportliche Wettkämpfe in einer
         Reihe von Disziplinen aus, vom Baskettball über Lacrosse bis zum Trekking und Volleyball. Die acht ivy leagues sind Brown (Providence, Rhode Island), Columbia (New York City), Cornell (Ithaka, New York), Dartmouth (Hanover, New Hampshire),
         Harvard (Cambridge, Massachusetts), University of Pennsylvania (Philadelphia), Princeton (New Jersey) und Yale (New Haven,
         Connecticut). Der Name steht inzwischen für amerikanische Elite-Unis schlechthin. Auch Stanford oder Chicago gehen oft als
         ivy leagues durch, obwohl sie keine sind.
      

      
       

      
      Land-Grant Institutions Polytechnisch ausgerichtete öffentliche Hochschulen, die einzelne Staaten nach dem Morrill Act von 1862 im Gegenzug zur Schenkung von Land aus dem Bundesbesitz errichteten. Viele große staatliche Forschungsuniversitäten
         führen sich auf derartige Einrichtungen zurück.
      

      
       

      
      Legacies »Vermächtnisse« bezeichnen Studienbewerber aus Familien, in denen es bereits (Generationen von) Absolventen (Alumni) der Hochschule
         gibt.
      

      
       

      
      Liberal Arts Die »anwendungsfreien«, »unpraktischen« Grundlagenfächer an den Hochschulen im Unterschied zu nützlichen, zum Beispiel technischen
         Fachgebieten.
      

      
       

      
      |257|Liberal Arts College Hochschulen, die ihren Studenten statt einer nützlichen Ausbildung eine breite Bildung durch die artes liberales vermitteln wollen.
      

      
       

      
      Major/Minor Großer beziehungsweise kleiner Studienschwerpunkt (»Studienfach«) im undergraduate Studium.
      

      
       

      
      Mission Ziele, Aufgaben und institutionelles Selbstverständnis einer Hochschule, häufig in einem mission statement ausbuchstabiert.
      

      
       

      
      Non-For-Profit Gemeinnützige private Hochschulen, von Steuerzahlungen befreit.
      

      
       

      
      Open Access Einrichtungen der tertiären Bildung, die keine Mindestanforderungen an die Aufnahme eines Studiums stellen und jeden bildungswilligen
         Studenten aufnehmen.
      

      
       

      
      Overheads Gemeinkostenerstattung für drittmittelfinanzierte Forschungsprojekte.
      

      
       

      
      Professional Studies/Professional School Studienangebote, die zu einem berufsqualifizierenden Abschluss in einer (oft mitgliedschaftlich organisierten) Profession
         (Medizin, Jura …) führen. Zulassungsvoraussetzung ist ein mit dem Bachelor abgeschlossenes undergraduate-Studium. Professional schools sind eigenständige organisatorische Einheiten einer Universität und Träger der professional programs, vergleichbar den departments beziehungsweise dem college und der graduate school. PS besitzen häufig ein eigenes Budget und Vermögen und haben nahezu uneingeschränkte Berufungshoheit.
      

      
       

      
      Proprietary Institutions Privatwirtschaftliche (kommerzielle) Hochschulen.
      

      
       

      
      Provost CAO (Chief Academic Officer) einer Hochschule, der für deren akademisches Programm in Lehre und Forschung, für dessen Finanzierung sowie für die Personalplanung
         und Ausstattung von Professuren verantwortlich ist.
      

      
       

      
      Research Grants Drittmittel für die Forschung.
      

      
       

      
      Residential College »Wohnheim plus« mit Essen im Speisesaal, gemeinsamen Aktivitäten und besonderen Veranstaltungen. In vielen Hochschulen ist
         das Wohnen in einem RC für Studenten während der ersten beiden Studienjahre obligatorisch.
      

      
       

      
      Room and Board Unterkunft und Verpflegung.
      

      
       

      
      |258|Selective Schools Hochschulen, die mehr als die Hälfte der Studienbewerber ablehnen und weniger als die Hälfte aufnehmen.
      

      
       

      
      State Appropriation Zuwendung aus dem Budget der einzelnen Staaten, institutionelle Grundfinanzierung der staatlich getragenen Hochschulen.
      

      
       

      
      Tenure Unbefristete Beschäftigung als Professor.
      

      
       

      
      Trustee Mitglied des Hochschulrates.
      

      
       

      
      Tuition/Tuition and Fees Studiengebühren, Kursgebühren und allgemeine Umlagen.
      

      
       

      
      Undergraduate studies Die in vier Jahren zu einem Bachelorabschluss führende Regelstufe für ein Hochschulstudium in den USA. Knapp 30 Prozent der
         Absolventen setzen ihre Hochschulausbildung mit wissenschaftlich orientierten graduate studies oder berufsorientierten professional studies fort.
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            Tabelle 1: Das institutionelle Profil der US-Hochschulen Carnegie Classification 2005 
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            Tabelle 2: Trägerschaft/Arbeitsweise der US-Hochschule,n Carnegie Classification 2005 
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